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VORWORT Die Zukunft Nordrhein-Westfalens erfordert Vorausschau und Planung.
Das „Entwicklungsprogramm Ruhr" war der erste mittelfristige Hand¬
lungsplan der Landesregierung, entstanden aus der Situation der
besonderen Bedrängnis des Ruhrgebiets, in der die allgemeine kon¬
junkturelle Krisenlage 1966 bis 1968 die Auswirkungen der besonderen
strukturellen Wandlungskrise der Ruhrindustrie dramatisch steigerte.
Das „Entwicklungsprogramm Ruhr" hat in einem hohen Maße bewirkt,
daß im Bewußtsein der Menschen des Reviers und im Urteil der Welt
das Ruhrgebiet aus der bedrängten industriellen Krisenlandschaft wieder
zu einer hoffnungsvollen wirtschaftlichen Zukunftslandschaft Europas
geworden ist.
Das „Nordrhein-Westfalen-Programm 1975" ist der zweite mittelfristige
Handlungsplan der Landesregierung. Er soll die Entwicklungsperspek¬
tive des ganzen Landes bis zur Mitte der siebziger Jahre darstellen und
die voraussehbaren Entwicklungstendenzen der weiteren Zukunft auf¬
zeigen. Die vorgesehenen Leistungen und Maßnahmen sind konkrete
Handlungsrichtlinien; die aufgezeigten Fernziele wollen als realistische
Entwicklungsvorausschau verstanden sein. Die große Zahl der Mehr¬
jahrespläne und -programme, der Finanz- und Investitionspläne sowie
der raumordnerischen Pläne sind in ihren wesentlichen Aussagen dar¬
gestellt und, was ihre zeitlichen, finanziellen und räumlichen Aspekte
angeht, in sinnvoller Rangfolge geordnet.
Die erkennbaren sachlichen Notwendigkeiten sind in diesem Programm
realistisch in die voraussehbaren finanziellen Verwirklichungsmöglich¬
keiten eingeordnet. Die Verantwortung einer Regierung erlaubt ihr nicht,
in ihren Programmen eine utopische Fata Morgana der Wünsche an den
Horizont der Entwicklung zu malen. Sie muß eine realistische Planung
des Notwendigen und Möglichen zur Grundlage ihres Handelns machen.
Wir werden in den siebziger Jahren kein Utopia verwirklichen, aber wir
werden die Fundamente zu legen haben, von denen die neuen Dimen¬
sionen der Gesellschaft im Jahre 2000 gewonnen werden können, eine
geschichtliche Wegmarke, die nicht mehr so fern ist: unsere Söhne und
Töchter werden sich an ihr zu bewähren haben. Sie sollen dann nicht
sagen müssen, daß ihre Väter versäumt hätten, ihnen die Voraussetzun¬
gen zur Bewältigung ihrer Zukunft zu schaffen.
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1. PLANVOLLER WANDEL Die heutige Welt wandelt sich so
tiefgreifend und umfassend wie nie
zuvor. Es ist die Einsicht dafür ge¬
wachsen, daß dieser Wandel nicht
sich selbst überlassen werden kann.
Seine Steuerung ist die Schlüssel¬
aufgabe der Gegenwart. Die Wand¬
lungsbereitschaft ist der Maßstab
möglichen Fortschritts. Nordrhein-
Westfalen steht in einem Wandlungs¬
prozeß besonders großen Ausmaßes.
Das Nordrhein-Westfalen-Programm
1975 soll zum richtunggebenden





Das von der Landesregierung im
März 1968 vorgelegte Entwicklungs¬
programm Ruhr war ein Handlungs¬
plan zur Meisterung der wirtschaft¬
lichen Krisensituation im Ruhrgebiet.
Das Programm war erfolgreich. Nun¬
mehr gilt es, eine räumlich, zeitlich
und finanziell abgestimmte Konzep¬
tion des Regierungshandelns für das
gesamte Landesgebiet zu verwirk¬
lichen. Dazu soll das Nordrhein-
Westfalen-Programm 1975 dienen.
Die im Entwicklungsprogramm Ruhr
vorgesehenen Investitionen sind,
soweit nicht bereits erfolgt, unter
den neuen wirtschaftlichen und




1975 gilt für die Jahre 1971 bis 1975.
Soweit Maßnahmen des Programms
bereits im Jahr 1970 durchgeführt
werden müssen, ist dies besonders
aufgeführt. Das Programm erfaßt
nicht alle Leistungen und Maßnah¬
men, die von Regierung und Verwal¬
tung im Programmzeitraum erbracht
werden. Es sind nur Bereiche mit
besonders großer struktur- und
gesellschaftspolitischer Bedeutung
ausgewählt worden. Neben den Maß¬
nahmen im Rahmen des Nordrhein-
Westfalen-Programms 1975 werden
die Behörden des Landes und die
Kommunen zahlreiche weitere Auf¬
gaben erfüllen.
Die Zusammenfassung der vorgese¬
henen Maßnahmen in den Teilen 3.
bis 9. des Programms sagt nichts
über die zukünftige Zuständigkeit
zur Erfüllung der Einzelmaßnahmen
1
aus. Die Aufgaben sind — wie bisher
— unter der Verantwortung des
jeweils zuständigen Ministers von
den Behörden des Landes durchzu¬
führen. Soweit die Gemeinden und
Gemeindeverbände Träger der Auf¬
gaben sind, wird ihre Stellung
als Selbstverwaitungskörperschaften
nicht angetastet. Soweit die Zustän¬
digkeiten des Bundes berührt sind,
wird die Landesregierung ihre Wün¬
sche gegenüber der Bundesregie¬





1975 ist eine neue Form der mittelfri¬
stigen Planung des Regierungshan¬
delns. Mit der Landesplanung und
der Bauleitplanung als raumbezoge¬
nen Planungsarten allein kann eine
wachstumsgerechte Landesentwick¬
lung nicht mehr gemeistert werden.
Der soziale Prozeß in dem kompli¬
zierten Gefüge der heutigen Gesell¬
schaft muß durch bewußte Steuerung
im Gleichgewicht gehalten werden.
Die Aufgaben sind: Wirtschafts¬
förderung, Sicherung der Vollbe¬
schäftigung auch in den vom Struk¬
turwandel erfaßten Gebieten, langfri¬
stige und nachhaltige Steigerung
des Pro-Kopf-Einkommens in allen
Wirtschaftsräumen, Entwicklung des
Bildungswesens, Verbesserung der
Verkehrsnetze, Verbesserung der Um¬
weltsituation, Entwicklung von Er¬
holungsgebieten, Ausbau der Ein¬
richtungen des Gesundheitswesens
usw. Alles dies läßt sich nur in
einen sinnvollen Gesamtrahmen brin¬
gen, wenn die Planung mehr als le¬
diglich die Ordnung des Raumes
zum Ziel hat. Das Nordrhein-Westfa¬
len-Programm 1975 erfaßt daher
über den räumlichen Bezug hinaus
auch den Zeitfaktor und die Finan¬
zierung.
■ 1.3
Von der Kohle zur Atomenergie
Der Energiebedarf wird in den näch¬
sten Jahrzehnten außerordentlich
wachsen. Der Stromverbrauch wird
sich etwa alle zehn Jahre verdop¬
peln. Nordrhein-Westfalen ist in sei¬
ner Energiewirtschaft stark durch
die Kohle geprägt. Die Steinkohle
hat jedoch ihre vorherrschende Stel¬
lung an das öl verloren. Trotz dieser
rückläufigen Entwicklung kann die
Wirtschaft auf Steinkohle nicht ver¬
zichten. Für die bestehenden Kraft¬
werke muß die Brennstoffversorgung
sichergestellt bleiben. Für die Eisen-
und Stahlindustrie muß genügend
Koks erzeugt werden. Auch beim
Hausbrand und Kleinverbrauch wird
die Kohle nicht völlig vom öl und
vom Gas verdrängt werden. Zudem
ergeben sich im Rahmen der Kern¬
energietechnik neuartige Anwen-
dungs- und Absatzmöglichkeiten für
die Kohle.
Die Entwicklung neuer Reaktortypen
mit höheren Kühlmitteltemperaturen
läßt kostengünstigere Verfahren für
die Vergasung und Hydrierung von
Stein- und Braunkohle erwarten. Das
Kühlgas der Reaktoren soll zukünf¬
tig unmittelbar in angeschlossenen
Turbinen zur Stromerzeugung ge¬
nutzt werden. Durch das Nordrhein-
Westfalen-Programm 1975 werden die
hierfür nötigen Forschungs- und Ent¬
wicklungsarbeiten besonders geför¬
dert. Der Bau von Kernkraftwerken
in Nordrhein-Westfalen wird gleich¬
zeitig dazu dienen, die kerntechni¬
sche Industrie zu einem leistungsfä¬
higen und exportintensiven Industrie¬
zweig auszubauen.
■ 1-4
Von der Stagnation zum Wachstum
Im vergangenen Jahrzehnt ist die
Wirtschaft in Nordrhein-Westfalen
nicht so stark gewachsen wie im
übrigen Bundesgebiet. Die Stagna¬
tion der Jahre 1966 und 1967 war
hier noch nachhaltiger als in Süd¬
deutschland. Nordrhein-Westfalen ist
mehr als andere Länder durch Wirt¬
schaftsbereiche belastet, die aus
sozialen und nationalen Gründen
nicht aufgegeben werden können.
Der Anschluß an das Wirtschafts¬
wachstum des übrigen Bundesge¬
biets darf trotzdem nicht verloren¬
gehen. Dies kann nur erreicht wer¬
den, wenn alle Maßnahmen zur
Förderung des wirtschaftlichen Struk¬
turwandels dem übergeordneten Ziel
dienen, das Verhältnis zwischen
wachstumsstarken und wachstums¬
schwachen Wirtschaftszweigen zu
verbessern. Voraussetzung dafür ist
die Verbesserung der Umstellungs¬
fähigkeit der Wirtschaft insgesamt.
Im Rahmen des Nordrhein-Westfa¬
len-Programms 1975 soll daher im
verstärkten Umfang die Umstellung
von Betrieben auf neue Fertigungen
mit hoher Produktivität und guten
Wachstumsaussichten gefördert wer¬
den. Die Ansiedlung neuer Betriebe
soll möglichst an einem Standort
oder in arbeitsteiliger Nähe eines
Standorts erfolgen, dessen öffentliche
Grundausstattung als Entwicklungs¬
schwerpunkt ebenfalls vorrangig aus¬
gebaut wird. Dabei ist darauf zu ach¬
ten, daß die Förderungsmittel so ein¬
gesetzt werden, daß sie zu einer sinn¬
vollen Ergänzung der regionalen Wirt¬
schaftsstruktur beitragen.
Die Arbeitsplätze sind zur Zeit zwar
nicht bedroht; es wird aber künftig
seltener als bisher möglich sein, ein
Leben lang denselben Arbeitsplatz
zu behalten. Den Arbeitnehmern
müssen daher die Zukunftsaussich¬
ten der verschiedenen Berufe deut¬
licher aufgezeigt werden. Es sollen
deshalb gezielte Aufklärungsaktio¬
nen über die zukünftigen Aussichten
verschiedener Berufe durchgeführt
werden. Die Möglichkeiten der be¬
ruflichen Ausbildung, Fortbildung
und Umschulung werden erheblich
ausgeweitet. Regionale Umschu¬
lungsstellen und die Zahlung von
hohen Stipendien werden die beruf¬







Die Bildung hat in der Bundesrepu¬
blik mehr als ein Jahrzehnt nicht im
Mittelpunkt des öffentlichen Bewußt¬
seins gestanden. Im internationalen
Vergleich besteht ein erheblicher
Rückstand. Einige Bevölkerungsgrup¬
pen sind in ihren Bildungschancen
noch immer deutlich benachteiligt. So
gibt es vor allem in ländlichen Gebie¬
ten zu wenig Gymnasien. 1975 sollen
mehr Schüler und Studenten die
Möglichkeit haben, an mehr und
besseren Schulen und Hochschulen
ausgebildet zu werden. Den Neigun¬
gen und Fähigkeiten des einzelnen
muß mehr Raum gegeben werden.
Deshalb müssen Schüler und Stu¬
denten mehr Wahlmöglichkeiten
haben. Dazu sind die Lehr- und
Lernverfahren zu ändern. Das Ler¬
nen, wie man lernt, ist so wichtig wie
die Vermittlung des Stoffs. Heute
fehlen noch über zehn Prozent der
notwendigen Lehrer, aber fast jeder
zweite Student will Lehrer werden. In
der zweiten Hälfte der siebziger
Jahre wird es möglich sein, den Leh¬
rerbedarf zu decken. In den näch¬
sten Jahren werden daher zuneh¬
mend Reformen des Schulsystems
durchgeführt werden können. Die
alten Universitäten müssen durch
neue Universitäten mit erziehungs¬
wissenschaftlichem Schwerpunkt in





Nach dem zweiten Weltkrieg hatten
Land und Gemeinden den Woh¬
nungsbau zu fördern, Straßen zu
bauen, Schulen zu errichten, Versor¬
gungsunternehmen wieder in Gang
zu setzen und viele andere drin¬
gende Bauaufgaben zu erfüllen. Der
Bedarf war so groß, daß Investitio¬
nen an fast jedem Ort gerechtfertigt
waren. Mit dieser Lage kann heute
und in Zukunft nicht mehr gerechnet
werden. Die gegenseitigen Abhän¬
gigkeiten der Investitionen für die
öffentliche Grundausstattung des
Landes haben zugenommen. Von
der richtigen Zuordnung der neuen
zu den schon vorhandenen Einrich¬
tungen hängt die Gesamtwirkung
der öffentlichen Förderungsmaßnah¬
men ab. Dem zufälligen Beieinander
muß die räumliche Ordnung folgen.
Die Gebietsförderung war die ange¬
messene Antwort auf Massennot¬
stände. Die Standortförderung soll
nach dem Nordrhein-Westfalen-Pro¬
gramm 1975 der vorrangige Maßstab
für die räumliche Verteilung aller
strukturwirksamen Mittel sein. Die
Förderung des Wohnungsbaus, des
Städtebaus und der Ansiedlung
neuer Betriebe soll daher mit Vor¬
rang an den Entwicklungsschwer¬
punkten des Landes erfolgen. Kno¬
tenpunkte und Haltestellen regiona¬
ler Schnellbahnsysteme sind beson¬
ders zur städtebaulichen Verdich¬
tung geeignet.
■ 1-7
Von der Straße zum Verkehrssystem
Das Straßennetz in Nordrhein-West¬
falen muß weiter ausgebaut werden.
Die Autofahrer dürfen nur eine Ent¬
fernung von 10 km zu einem Netz
von vierspurigen Autobahnen oder
autobahnähnlichen Straßen zu über¬
winden haben. Die Straßenengpässe
in den Gemeinden müssen beseitigt
werden. Damit ist das Verkehrspro¬
blem jedoch nicht gelöst. Im Nord¬
rhein-Westfalen-Programm 1975 geht
daher die Verkehrsplanung über den
Straßenbau weit hinaus. Ein umfas¬
sendes Verkehrssystem auf der
Straße, auf der Schiene, in der Luft
und auf den Wasserstraßen ist das
Ziel. Neben dem Ausbau des Stra¬
ßennetzes ist die Beseitigung höhen¬
gleicher Bahnübergänge, der Aufbau
von S-Bahn- und Stadtbahnnetzen
und der Ausbau von Stadt- und
Stadtteilzentren vorgesehen. Die Er¬
kenntnis der gegenseitigen Abhän¬
gigkeit von Verkehr und Städtebau
soll der Maßstab für Investitionen
sein. Die Knotenpunkte und Halte¬
stellen des regionalen Schnellbahn¬
systems müssen in die Mitte verdich¬
teter Wohngebiete und Arbeitsstät¬
ten gelegt werden. Häufig werden
auch städtebauliche Verdichtungen
erst um bestehende Bahnhöfe
in Fußgängerentfernung entwickelt
werden müssen. Zwischen Auto,
Bus, Bahn und Flugzeug muß man
leicht umsteigen können. Durch
regelmäßige und kurze Zug- oder
Busfolge, Abstimmung der Fahr¬
pläne, einheitliches Tarifsystem, Ver¬
kehrsverbund besonders in den
ländlichen Gebieten und bessere In¬
formation über das gesamte Ver¬
kehrsangebot muß der öffentliche
Personennahverkehr helfen, den in¬





Die öffentliche Verwaltung hatte
noch vor wenigen Jahren auf allen
Ebenen eine Gliederung, die aus
dem 19. Jahrhundert stammte. Lange
war die Verwaltung ordnende Ver¬
waltung. Die leistende Verwaltung
erbrachte ihre Dienste häufig ohne
gesamtwirtschaftliche Zielsetzung
und mit ungenügender Wirksamkeits¬
kontrolle. Leistungsfähigkeit und Wirt¬
schaftlichkeit müssen Maßstäbe der
Verwaltungstätigkeit werden.
Die kommunale Gebietsreform wird
leistungsstarke Gemeinden und
Kreise schaffen. Die Neugliederung
der übrigen Verwaltungsebenen wird
sich anschließen. Die Arbeitsweise
der Verwaltung wird weiter rationali¬
siert werden. Die Vorteile der elek¬
tronischen Datenverarbeitung müs¬
sen genutzt werden. Die zeitraubend
formulierten Berichte und Verfügun¬
gen müssen dem automatischen
Datenabruf und dem programmge¬
steuerten Schnellausdruck von Be¬
scheiden weichen. Für Regierung
und Verwaltung wird die elektroni¬
sche Datenverarbeitung nicht nur
zur Rationalisierung der Verwal¬
tungsdurchführung beitragen, son¬
dern auch durch bessere Auswer¬







Zur besseren Übersicht werden die Ziele, Maßnahmen
und Kosten des Nordrhein-Westfalen-Programms 1975
zunächst in der Kurzfassung der einzelnen Abschnitte
dargestellt.
2.1 Teil 3.: Arbeit und Wirtschaft
Langfristige Ziele Maßnahmen bis 1975 Landesausgaben im
Programmzeitraum
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„Prozeßwärme" an der Kern¬
forschungsanlage Jülich.
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Bergbauanpassung (3.121)




nen Maßnahmen zur Absatz¬
sicherung und zur Entlastung
des Bergbaues von Kosten





r\ /"\t~\ A 4"/*\i1r~»/Hr\ y O +r\ In 1//~\r\1t~\ /~ir~inen mens aer oieinKonie an
der Stromversorgung.
Gewährung von Zuschüssen









Rpkämnflinn Hpr Rpnrf<5-LJC r\ Cl!II|J ILII iy UCI UCI LIIo
krankheiten des Bergmanns.
Verbesserung bestehender
und Entwicklung neuer Ver¬
fahren und Einrichtungen zur
Gewinnung, Förderung, Auf-






auf Erdgas mit dem Ziel einer
Energiepreissenkung.












gen zur Zusammenarbeit oder































maßnahmen in der gesamten






tur im Interesse der gesam¬
ten Agrarwirtschaft.
Berufsstruktur (3.41)






bezogene Förderung der An-
siedlung neuer Betriebe oder
der Errichtung neuer zusätz¬
licher Fertigungen in beste¬
henden Betrieben durch Bei¬
hilfen und Bürgschaften; be¬
sondere Berücksichtigung von
Entwicklungsschwerpunkten
im ländlichen Raum; Förde¬










die Zupacht; Beratung und




von jährlich 50 000 ha; Aus¬
bau der Wirtschaftswege; För¬
derung der Ansiedlung und
der baulichen Maßnahmen in
Altgehöften.
Schaffung eines wettbewerbs¬
fähigen Marktes mit leistungs¬
fähigen Betrieben auf der Be¬
arbeitungsstufe sowie im Han¬




dener Berufe; Schaffung wei¬
terer geeigneter Arbeitsplätze
für Frauen; Errichtung von
zwei Instituten für Berufsfor¬
schung und für Arbeitsfor¬
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Fortbildung und Umschulung (3.42)
Wesentlich verbesserte Mög¬

















2.2 Teil 4.: Bildung und Forschung





wird die Landesregierung ent¬
scheiden, ob alle Kinder, die
das 5. Lebensjahr vollendet
haben, in Vorklassen der
Grundschule von Sozialpäd¬
agogen und von Lehrern auf
das schulische Lernen vorbe¬
reitet werden.
Der Schulversuch „Vorklasse"







Richtlinien und Lehrpläne zur
Modernisierung des Grund¬
schulunterrichts ab 1973; Bau
von 2000 Mehrzweckräumen





ler Kinder zur Schulreife in
Schulkindergärten oder Vor¬
klassen.
Ein Netz von Schulkindergär¬
ten wird so ausgebaut, daß
alle nicht schulreifen Kinder
zur Schulreife geführt werden
können; 320 Schulkindergär¬
ten werden 1970, 480 von
1971 bis 1975 errichtet.
52 Mio DM
Hauptstufe des Schulwesens (4.12)
Ausdehnung der Schulpflicht
(Vollzeitschule) auf die Klas¬
se 10; Möglichkeit des mittle¬
ren Abschlusses an der
Hauptschule (Klasse 10); in¬
nere Differenzierung in allen
Formen der Hauptstufe; Ko¬
operation und Verflechtung




mit 1,4 Lehrern je Klasse; 10.
Klasse als Angebot (Aufbau¬
klasse der Hauptschule und
10. Klasse Fachoberschule)
für etwa 20 Prozent eines
Hauptschuljahrganges; Revi¬






als selbständige in sich dif¬
ferenzierte Schulform; Ent¬




chender Anrechnung von Stu¬
dienzeiten auf das Hochschul¬
studium.
Ausbau der Fachoberschule;
Revision der Lehrpläne, Lern¬
inhalte und der Lehr- und
Lernformen aller Arten des
Kollegs; 30 Schulversuche des
integrierten Kollegs; moder¬






Erprobung und — soweit das
Ergebnis des Schulversuchs










für Lernbehinderte zu doppel¬
zügigen Schulen; Umwand¬








des Verhältnisses von Berufs¬
schulunterricht und betrieb¬
licher Ausbildung nach allge¬
meiner Einführung des Be¬
rufsgrundschuljahres; Verbes¬




werks und der kleinen und
mittleren Industriebetriebe.
Maßnahmen bis 1975
Durchführung von 30 Gesamt¬
schulversuchen; Schulneubau¬
ten werden in der Regel nur
gefördert, wenn eine Gesamt¬
schulanlage oder wenigstens
ein als Gesamtschule ver¬
wendbares Schulzentrum ge¬
plant oder wenn die Ausbau¬
möglichkeit zu einer Gesamt¬
schulanlage gesichert ist.
100 Schulen der Hauptstufe
werden als Ganztagsschulen
eingerichtet; ab 1972 Zulas¬
sung des auf fünf Tage ver¬
teilten Unterrichts an geeig¬
neten Schulen.
Einführung der Ganztags¬
schule bei 30 Prozent der
Sonderschulen; neue Richt¬
linien und Lehrpläne für die
Sonderschulen ab 1973; Erar¬
beitung verbesserter Verfah¬
ren zur Ermittlung der Son¬
derschulbedürftigkeit; Zusam¬
menfassung der Klassen 7
bis 10 zu mindestens doppel¬




schuljahres für rund 10 Pro¬
zent des jeweiligen Jahr¬
gangs (ohne die Besucher
weiterführender Schulen).
Differenzierte Neuordnung der
Anteile von Berufsschule und
betrieblicher Ausbildung; Ver¬
handlung des Landes mit den
Spitzenorganisationen der



















ratung im ganzen Land.
Programmgesteuerte Unterweisung (4.191)
Einsatz von Sprachlehranla¬
gen und insbesondere von
Lernprogrammen in grund¬
sätzlich allen großen Schulen
des Landes.
Bildungsfernsehen (4.192)
Umfassender Einsatz des Bil¬
dungsfernsehens in Schule,
Hochschule, Fortbildungsein¬










platzangebotes mit den Stu¬
dienwünschen aller zum Stu¬




stellen an den Gesamtschulen
und in allen großen Schulzen¬
tren; Einrichtung zentraler Be¬
ratungsstellen für die übri¬
gen Schulen auf der Ebene
der Kreise und kreisfreien
Städte.
Großversuch mit dem Ein¬
satz von Lernprogrammen
und Sprachlehranlagen;Erfor¬
schung und Erprobung neuer
Techniken der Wissensver¬




den Schulen mit Fernseh- und
Aufzeichnungsgeräten.
Schaffung der rechtlichen, or¬
ganisatorischen und inhaltli¬
chen Voraussetzungen für das
Konzept des Stufenlehrers;
Einsatz von Lehrern anHaupt-
und Realschulen in den Klas¬
sen 5 bis 10 aller Schulfor¬
men; Einrichtung von Fortbil¬







fahrens für eine Übergangs¬
zeit; Einrichtung einer zentra¬
len Informationsstelle; Erstel¬

















und Methode der Lehre und
des Studiums.
Studienberatung (4.54)
Orientierung im Studium und
damit Verminderung von Fehl¬
leitung und Fehlentscheidung
im Studium.
Aufbaustudium und Kontaktstudium (4.55)
Ergänzung der Hochschulaus¬
bildung durch Aufbau- und
Kontaktstudiengänge ent¬
sprechend dem Fortschritt





Studiums besonders für Stu¬























tik an den Hochschulen des











tären Zentrums für das Fern¬
studium und Einrichtung ent¬
sprechender Betreuungsstel¬
len an den Hochschulen.
Neugliederung des Lehrkör¬
pers unter Einführung von
Assistenzprofessoren; verbes¬
serte Verfahren zu seiner
Ergänzung; Zuordnung der
Mitarbeiter sowie der Sach¬
ausstattung zu den Fachbe¬
reichen.
Aufbau von acht neuen Uni¬




























gen derForschung und Lehre.
Kooperation der Universitä¬











auf über ein Fünftel bis 1980;
ausreichende Studienplätze
im Gesamthochschulbereich.
Schaffung von 42 000 neuen
Studienplätzen im Hochschul¬
bereich; schrittweise Dek-
kung des Nachhol- und Sa¬
nierungsbedarfs; regionaler
und fachlicher Ausgleich im
Hochschulausbau; Errichtung
\ff^in Ol IcnolQnQrton AJ~»ta!liinVUII dUoyölaycricri MUlcIlun-
gen der Hochschulen mit 2000
Studienplätzen insgesamt;
Steigerung der laufenden
Ausgaben für die Hochschu¬




















nungsbeirates an der Ent¬
wicklung von Studienreform-
modellen für den Hochschul¬
bereich; Aufbau eines ein¬
heitlichen Systems der Daten¬
erhebung für alle Hochschu¬
len des Landes und Bildung














bildung in das Gesamtbil¬
dungssystem.
Zentren der Erwachsenenbildung (4.72)
Schaffung der baulichen Vor¬












zur Erhaltung des Friedens.
Pädagogisch-didaktische Forschung (4.85)
Konzentrierte Erforschung
moderner Lehr- und Lernver¬
fahren zur Steigerung der
Leistungsfähigkeit unseres
Bildungswesens.
Landes- und Stadtentwicklungsforschung (4.86)
Durch Landes- und Stadtent¬
wicklungsforschung sollen
Grundlagen und Entschei¬








nisse zum Angebot an Er¬
wachsenenbildung minde¬
stens in Kreisen und kreis¬
freien Städten; regionaler
















Institute zu größeren Einhei¬
ten; sachgerechte Verteilung





tuts zur Erforschung von
Lehr- und Lernverfahren.

























Gründung eines Instituts für
Biomedizinische Technik.














muß unter ständiger Erwei¬














Haltestellen des S-Bahn- und
Stadtbahnnetzes.
Städtebauförderung und Dorferneuerung
in den ländlichen Gebieten (5.22)
Ausbau von Entwicklungs¬
schwerpunkten in den länd¬










Ballungskerne, für Stadt- und
Stadteilzentren an S-Bahn-
und Stadtbahnhaltestellen





Gemeinde, Land und Bund.
Die Landesentwicklungspläne





dem werden rund 30 Gebiets¬
entwicklungspläne erstmalig
oder neu aufgestellt.





aus 74 Stadt- und Stadtteil¬









über Form und Inhalt von
Standortprogrammen bis
Ende 1971; Erarbeitung der


























Langfristige Ziele Maßnahmen bis 1975 Landesausgaben im
Programmzeitraum
m _ ■ £m*_. _■_ |—Xf ■■_1■ ■_ / m ä m\Ausgaben für den Städtebau (5.24)
Ausbau aller Entwicklungs¬
schwerpunkte außerhalb der














mit ausreichenden und preis¬
werten Wohnungen an zu¬
kunftssicheren Standorten.
Bau von rund 200 000 Neu¬
bauwohnungen und Erneue¬
rung von rund 250 000 Altbau¬
wohnungen mit Vorrang an
Entwicklungsschwerpunkten,
in Stadt- und Stadtteilzentren
an S-Bahn- und Stadtbahn¬




Verdichtung des Netzes vier-
und mehrspuriger, autobahn¬
gleicher Straßen, so daß im
allgemeinen keine größere




Neubau von 830 km vierspu¬
rigen Bundesfernstraßen und






Ausbau der im „Grünen Netz"
des Ausbauplans für die
Landstraßen erfaßten Strek-
ken.
Neu-, Um- und Ausbau von








Förderung des Baues und
der Unterhaltung von Kreis-
und Gemeindestraßen; Bau
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Verbindung der großen Zen¬
tren des Rhein-Ruhr-Gebietes
durch einen im Taktverkehr
fahrenden Städteschnellver¬
kehr mit Spitzengeschwindig¬
keiten von 200 km/h.







S-Bahn Rhein-Ruhr (5 <i1"Mw uaiii i ni ich i nui Ii [J.jo i i
Aufbau der S-Bahn Rhein-
Ruhr als Teil eines regionalen
Schnellbahnsystems.
Inbetriebnahme von zehn














Verhandlungen mit der Deut¬
schen Bundesbahn übereinen
dichteren Taktverkehr; Vor¬
planungen einer S-Bahn; Aus¬
bau der Stadtbahn Senne¬
stadt-Bielefeld.
30 Mio DM
U-Bahnen und Straßenbahnen (5.54)
Verbesserung des öffentli¬
chen Nahverkehrs in den Ge¬
meinden in seinen Verteiler¬
und Zubringerfunktionen zum
regionalen Schnellbahnver¬
kehr; Erhöhung der durch¬
schnittlichen Reisegeschwin¬
digkeit.
Förderung des Baues von U-
Bahnen und stadtbahnähn¬
lichen Bahnen; Ausbau eige¬
ner Fahrspuren für Bus und
Straßenbahnen; Verhandlun¬
gen mit der Bundesregierung








für den regionalen Personen¬




zur Hebung der Standort¬
gunst des Landes.
Flughäfen (5.8)
Betrieb von drei Verkehrsflug¬
häfen und mehreren Flughä¬







von mindestens drei Versu¬
chen in ländlichen Gebieten.








häfen Köln-Bonn und Düssel¬
dorf; Planung des Verkehrs¬
flughafens Dortmund-Mün¬
ster; Ausbau von Flughäfen















sen mit ausreichenden Tages¬
erholungsanlagen versorgt
werden.
Wochenend- und Ferienerholung (6.12)












Die Zahl der Sportstätten
muß wesentlich erhöht wer¬
den, um ein ausreichendes
Angebot für die Bevölkerung
zu schaffen.
Sport-Leistungszentren (6.22)
Förderung des Spitzen- und
Leistungssports in regional
gegliederten Sport-Leistungs¬









Errichtung von 20 Tageserho¬
lungsanlagen; Inangriffnahme
von 20 weiteren Tageserho¬
lungsanlagen.
Errichtung von 20 Anlagen
der Wochenenderholung; In¬
angriffnahme von 13 weite¬
ren Anlagen; Konzentration
von Förderungsmaßnahmen





von zwei kommerziellen Frei¬
zeit-Großanlagen.
Beteiligung des Landes an
zwei Modellvorhaben.
Schaffung einer einheitlichen
Zuständigkeit für Freizeit und
Erholung bei einer obersten
Landesbehörde.
Die für den Bau von Sport¬
stätten vorgesehenen Lan¬
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Theater- und Musikpflege (6.31)
Erhaltung der dichten und
vielseitigen Theaterlandschaft
Nordrhein-Westfalens; Steige¬
rung der Qualität der Orche¬
ster mit überörtlichen Aufga¬









Neubau für die Staatliche





Staatliche Museumspflege (6.32) ,
Abschluß der Förderung des
Neu- und Wiederaufbaues
von kommunalen Museen bis
1980; Fortsetzung der Förde¬
rung von Ausstellungen und
des Ausbaues der Sammel¬
bestände sowie der Bildungs¬
aufgabe der Museen.
Finanzielle Förderung der von
den Gemeinden beantragten
Neu- und Wiederaufbaupro¬
jekte; Neubau der Landes¬








Beseitigung der noch vorhan¬
denen Kriegsschäden; Siche¬











höhung der Globalmittel für
die Förderung des Bücherei¬
wesens und der Zuschüsse
für wissenschaftliche Biblio¬











heitsaufsicht sowie der Ge¬
sundheitsfür- und -Vorsorge
durch hochspezielle Ausbil¬
dung der Ärzte im öffentli¬
chen Gesundheitswesen.
' Lebensmittel und Arzneimittel (7.2)
Verbesserung der Lebensmit¬
telüberwachung auf Kreisebe¬
ne; Schaffung eines „lebens¬
mitteltechnischen Kontroll¬
dienstes"; wesentliche Stei¬










Die Bevölkerung aller Landes¬
teile muß nach einem drei¬
stufigen System der Versor¬
gungsbereiche durch ausrei¬
chend große und leistungs¬
fähige Krankenhäuser ver¬
sorgt werden.
Beteiligung des Landes an
dem Aufbau einer Akademie
für öffentliches Gesundheits¬
wesen in Düsseldorf.











für die Eingliederung behin¬
derter Menschen, die einen
Daueraufenthalt in einer An¬




Werkstätten und ähnliche Ein¬
richtungen.
Förderung des Baues von
Krankenhäusern im Umfang
von rund 3500 Betten jährlich;
verstärkte Förderung des
Baues von Krankenhäusern
der zweiten und dritten Ver¬
sorgungsstufe, von geriatri-
schen Kliniken und von In¬
tensivpflegestationen; Vor¬




Orten ländlicher Gebiete so¬












Die Zahl der Berufsunfälle
und Berufskrankheiten, ins¬
besondere die mit tödlichem




Jedes Kind muß die Möglich¬




wenn dies von den Eltern
gewollt wird.
Altenhilfe (7.7)
Die Altenerholung ist stark
auszubauen und zu verbes¬
sern; älteren Bürgern müssen
angemessene Wege zur Bil¬
dung und Fortbildung eröff¬
net werden; das Land wird






für alte Menschen (7.72)
In Nordrhein-Westfalen müs¬




den sein. Dabei ist ein Be¬








Förderung des Ausbaues von
rund 200 000 Kindergarten¬




etwa 500 Abschlüsse; Errich¬
tung von 15 Fachschulen für
Erzieher.
Die Altenerholung wird stär¬
ker und zugunsten eines grö¬
ßeren Kreises von Alten ge¬
fördert; das Bildungspro¬
gramm der Volkshochschule
für alte Menschen muß ange¬
messen ausgebaut werden.
Förderung von 30 000 Alten¬
wohnungen (auch solchen in
Altenwohnheimen), 7000 Plät¬
zen in Altenheimen und












Teil 8.: Wasser, Abfall, Luft und Lärm
Maßnahmen bis 1975
Wasserversorgung (8.11)
Laufende Anpassung der Ver¬
sorgungskapazitäten und Ver¬
bundnetze an den steigenden
Bedarf; der Grad des An¬




Die Einleitung ungeklärter Ab¬
wässer in die Gewässer muß
verhindert werden, so daß die
Selbstreinigungskraft nicht
überfordert wird; mindestens
60 Prozent der Einwohner des




Mitte der achtziger Jahre
müssen Talsperren mit einem
Gesamtstau räum von rund
1200 hm 3 vorhanden sein.
Abfallbeseitigung (8.2)
Die geordnete Ablagerung von
Abfällen muß für Einzugsbe¬




in zentralen Anlagen für weit
größere Einwohnerbereiche
durchgeführt werden.
Reinhaltung der Luft (8.3)
Verringerung der stark durch
Luftverunreinigungen (Staub
und Schwefeldioxid) belaste¬
ten Gebiete an der Ruhr auf
geringe Restgebiete nach Ab¬
bildung 60.
Neben der laufenden Anpas¬
sung wird die Einrichtung
zentraler Wasserversorgungs¬
anlagen im Gebiet der Issel,
der Ems und der Weser vor¬
rangig gefördert.
Zur besseren Reinhaltung
des Rheins, der Ruhr und der
Wupper werden 14 größere
Abwasseranlagen und Klär¬
werke gebaut; im gesamten
Landesgebiet sind rund 300
Kläranlagen zu bauen; Ein¬





Talsperre und der Kemnader
Stausee werden gebaut; ein
Gesamtstau räum von 1000
hm 3 wird erreicht.
























Chlor und zahlreiche mit che¬
mischen Prozessen verbunde¬
ne Geruchsstoffe.
Laufende Überwachung der Luftqualität (8.33)
Kontrolle aller wichtigen Luft¬
verunreinigungskomponen¬
ten.




Untersuchungen in sechs Luft-
reinhaltegebieten und Einsatz
von Zinszuschüssen und Kre¬
diten für Verbesserungsmaß¬











über den Lärmschutz; Aufstel¬
lung eines Lärmkatasters im
Rahmen der Modelluntersu¬
chung; Förderung von Ent¬
wicklungen zu lärmarmen










2.7 Teil 9.: Regierung und Verwaltung
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Gebietsreform der Verwaltung (9.1)
Rationeller und übersichtli¬
cher Aufbau der Gesamtver¬
waltung mit einer wesentlich
herabgesetzten Zahl der Ver¬
waltungseinheiten.
Wegfall der Ämter; Auflösung
von mehr als drei Viertel der
Gemeinden, mehreren Krei¬
sen und sonstigen Verwal¬
tungseinheiten; Rückkehr









Aufhebung von 30 bis 40









der Fortbildung der Richter





Bessere Ausbildung der Voll¬
zugsbeamten und
Differenzierung des Strafvoll-
Zijnqtu y ö '
Errichtung sozialtherapeuti¬







Verbesserter Schutz des Le¬
bens, der Gesundheit und des
Eigentums der Bürger.
Personalvermehrung bei der
Polizei um etwa 10 Prozent;
Vergrößerung der Kreispoli¬
zeibehörden; Verbesserung

















Integrierte Datenverarbeitung zwischen Land,














Reform des juristischen Stu¬
diums unter Stoffbeschrän-












genen Studiengängen bei den
Wirtschafts- und Sozialwis¬
senschaften Übernahme einer








dung für die Inhaber heraus¬
ragender Ämter; Bewertung
der Fortbildungsbereitschaft












bank und Entwicklung eines
Landesinformationssystems.














EDV-Ausbildung für die Verwaltung (9.55)
Ausreichend geschultes Per¬








geeigneten Projekten von er¬
heblicher finanzieller Bedeu¬
tung durch ausgebildetes Per¬
sonal innerhalb der Landes¬
verwaltung durchgeführt wer¬
den.




nach Art. 29 GG (9.72)
Neugliederung des Bundes¬









den; Einführung der Ver¬
waltungsangehörigen in die
Grundlagen der EDV durch
Fortbildungsveranstaltungen.
Nutzen-Kosten-Untersuchun¬
gen werden im Entwurf einer
neuen Landeshaushaltsord¬




Verwaltung wird durch Er¬
richtung eines zusätzlichen
Lehrstuhls gefördert; auf ent¬
sprechende Ausgestaltung
der Prüfungsordnungen für




















3. ARBEIT UND WIRTSCHAFT Im Mittelpunkt des Wirtschaftslebens
steht das Wohl des Menschen. Das
Bemühen um das Wachstum der
Wirtschaft muß davon bestimmt sein,
dem arbeitenden Menschen einen
Arbeitsplatz zu sichern, dem jungen
Menschen eine bessere Ausbildung
zu geben und die soziale Stellung
des alten Menschen zu verbessern.
Der Lebensstandard aller muß er¬
höht und die öffentliche Grundaus¬
stattung in Stadt und Land merklich
angehoben werden.
Diese Ziele sind nur zu erreichen,
wenn unter Berücksichtigung der ge¬
samtwirtschaftlichen Entwicklung ein
hohes Wachstum in allen Wirtschafts¬
zweigen und in allen Teilen Nord¬
rhein-Westfalens langfristig gesichert
ist. Dafür besteht eine günstige Aus¬
gangslage:
• Nordrhein-Westfalen, selbst ein
Markt mit 17 Mio Verbrauchern,
liegt im Zentrum noch größerer
Absatzmärkte. In einem Umkreis
von nur 150 km leben 30 Mio
Menschen; in einem Umkreis von
500 km sind sogar 140 Mio Men¬
schen erreichbar.
• Nordrhein-Westfalen gehört zu
den Wirtschaftsräumen des west¬
lichen Europa mit der am besten
ausgebauten öffentlichen Grund¬
ausstattung.
• Nordrhein-Westfalen hat eine
überdurchschnittlich industrieer¬
fahrene Bevölkerung.
• Nordrhein-Westfalen hat eine
verhältnismäßig niedrige Er¬
werbsquote der weiblichen Be¬
völkerung; es besteht eine
Arbeitskraftreserve von rund
einer halben Million Frauen, und
zwar besonders im Ruhrgebiet.
Diesen positiven Bedingungen für
die wirtschaftliche Entwicklung in
Nordrhein-Westfalen stehen weniger
günstige Merkmale gegenüber:
• Das Verhältnis von wachstums¬
starken zu wachstumsschwachen
Wirtschaftsbereichen ist in Nord¬
rhein-Westfalen ungünstiger als
in vergleichbaren Bundesländern.
• Die Wachstumsraten der Wirt¬
schaft waren im vergangenen
Jahrzehnt niedriger als in ver¬
gleichbaren Bundesländern.
• Die gesamtwirtschaftliche Pro¬
duktivität erhöhte sich in anderen
Bundesländern stärker als in
Nordrhein-Westfalen.
• Die Ursachen dieser Wachstums¬
mängel sind nicht allein auf die
Problembereiche Kohle, Stahl
und Textil zurückzuführen. Das
im Vergleich zum Bundesdurch¬
schnitt langsamere Wachstum
des Baugewerbes und des ge¬
samten verarbeitenden Gewerbes
hat auf die wirtschaftliche Ent¬
wicklung in Nordrhein-Westfalen
genau so stark eingewirktwie die
Kohlenkrise.
• In den letzten Jahren zeigte sich
eine relative Abnahme der Inve¬
stitionstätigkeit. Dadurch wurde
das Wachstum des Sozialpro¬
dukts nachhaltiger beeinträchtigt
als durch andere Bereiche der
Gesamtnachfrage.
Oberstes Ziel einer auf das wirt¬
schaftliche Wachstum ausgerichte¬
ten Landespolitik wird es sein, die
durch Bevölkerung und Wirtschaft
gegebenen Möglichkeiten voll auszu¬
schöpfen. Dabei wird sich die Lan¬
desregierung von folgenden Grund¬
sätzen leiten lassen:
• Eine ausreichende Zahl von
Arbeitsplätzen in produktiven und
zukunftssicheren Wirtschafts¬
zweigen muß gesichert sein.
• Der technische Fortschritt und
die Steigerung der Produktivität
sind zu fördern.
• Die Anpassungsfähigkeit der Er¬
werbstätigen und die Umstel¬
lungsbereitschaft der Unterneh¬
men sind zu fördern.
• Überkommene Wirtschaftsstruk¬
turen mit niedriger Produktivität
dürfen auf die Dauer nicht mit
öffentlichen Mitteln erhalten wer¬
den.
• Unvermeidbare soziale Härten
für die von wirtschaftlichen
Wandlungsprozessen betroffenen
Arbeitnehmer sind von der Allge¬
meinheit zu mildern.
Die Landesregierung betrachtet als
Schwerpunkte ihrer Tätigkeit auf
dem Gebiet der Arbeits- und Wirt¬
schaftspolitik bis zum Jahre 1975,
• den Energiebereich zu entwik-
keln,
• das Wirtschaftswachstum anzure¬
gen,
• die Agrarwirtschaft zu fördern
und













Stromerzeugung in der Bundesrepublik Deutschland
bis zum Jahre 2000





















von folgenden Grundlagen und Ent¬
wicklungen ausgehen:
• Der Primärenergieverbrauch in
der Bundesrepublik wird durch¬
schnittlich um 3 bis 4 Prozent
jährlich ansteigen und 1975 etwa
die Höhe von 390 Mio t Stein¬
kohleneinheiten (SKE) erreichen
(Abbildung 1).
• Die Steinkohle hat ihre vorherr¬
schende Stellung zwar verloren.
Mit einem Anteil von etwa 32 Pro¬
zent am Primärenergieverbrauch
derBundesrepublik istdieser hei¬
mische Energieträger aber auf be¬
stimmten Gebieten vorerst nicht
ersetzbar.
• Die Braunkohle trägt zur öffent¬
lichen Stromversorgung zu mehr
als einem Drittel bei.
• Das Mineralöl hat einen Anteil
von mehr als 50 Prozent am Pri¬
märenergieverbrauch und wird
diesen Anteil weiter zu vergrö¬
ßern suchen.
• Der Anteil Nordrhein-Westfalens
an der Raffineriekapazität der
Bundesrepublik beträgt mehr als
ein Drittel. Nach den vorliegen¬
den Neubau- und Erweiterungs¬
planungen wird sich dieser Anteil
in den nächsten Jahren vergrö¬
ßern.
• Das Erdgas wird für die Energie¬
versorgung wegen seiner vielsei¬
tigen und bequemen Verwend¬
barkeit schnei! an Bedeutung ge¬
winnen.
• Die Kernenergie wird in den
siebziger Jahren stärker in den
Markt eintreten und besonders
bei der Erzeugung von elektri¬
scher Energie, aber auch von
Prozeßwärme für chemische und
metallurgische Prozesse an Be¬
deutung gewinnen.
• Der Energieverbrauch wird zu¬
nehmend bestimmt durch den
Anstieg der Nachfrage nach ver¬
edelter Energie. Der Verbrauch
elektrischen Stroms wächst weit
schneller als der Primärenergie¬
verbrauch und wird sich inner¬
halb des nächsten Jahrzehnts
mehr als verdoppeln (Abbildg. 2).
■ 3.11
Kernenergie
Die langfristigen Aussichten für die
Nutzung der Kernenergie zur Ener¬
gieerzeugung werden als günstig an¬
















biet zeigt Abbildung 3. NWP75
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Durch eine langfristig und systema¬
tisch konzipierte Verbindung von
Kernenergie und fossilen Brennstof¬
fen kann in Nordrhein-Westfalen eine
leistungsfähige Energiewirtschaft er¬
halten und weiter entwickelt werden.
Sie wird für die wachsenden Indu¬
strien kostengünstige Energie liefern
und attraktiv für die Ansiedlung von
Betrieben wirken.
Die Kernreaktortechnik wird in den
kommenden Jahren verstärkt durch
die Entwicklung neuer Reaktortypen
mit anderen Kühlmittelsystemen be¬
stimmt. Diese Reaktoren haben ge¬
genüber wassergekühlten Kernreak¬
toren den Vorzug, daß sie wesentlich
höhere Kühlmitteltemperaturen er¬
zeugen, wodurch der Betrieb von
modernen Dampfturbinen und auch
von Heliumgasturbinen möglich ist.
Auf Grund der Erfahrungen mit dem
Versuchs-Thorium-Hochtemperatur¬
reaktor (THTR) in Jülich ist geplant,
ein THTR-Kernkraftwerk mit einer
NWP75
konventionellen Dampfturbine und
einer elektrischen Leistung von 300
MWe zu errichten. Während der fünf¬
jährigen Bauzeit dieses Kraftwerks
soll ein 600-MWe-Kernkraftwerk mit
einer Heliumturbine bis zur Baureife
entwickelt werden.
Die Entwicklung der Heliumturbine
großer Leistung ist Teil eines um¬
fangreichen Entwicklungsprogramms,
zu dem sich einschlägige Unterneh¬
men des Kernkraftwerk- und Turbi¬
nenbaus sowie die Kernforschungs¬
anlage Jülich zusammengefunden ha¬
ben. Die Landesregierung begrüßt
die Absicht der Bundesregierung, die
Entwicklungsarbeiten im Rahmen des
Dritten Atomprogramms zu fördern
und ist bereit, diese Bemühungen im
Rahmen der ihr gegebenen Möglich¬
keiten zu unterstützen.
Für die Standortwahl von Kraftwer¬
ken ist die Verfügbarkeit von Kühl¬
wasser wichtig. Wegen der Verknap¬
pung des Kühlwassers an vielen
sonst günstigen Standorten sind
neue technische Möglichkeiten der
Rückkühlung beim Betrieb von Kraft¬
werken zu finden.
Die industrielle Nutzung der Kern¬
energie ist für Nordrhein-Westfalen
ein wesentlicher Schritt zur Verbes¬
serung der Wirtschaftsstruktur. Die
kerntechnische Industrie wird sich
zu einer neuen, leistungsstarken In¬
dustrie entwickeln. Hieraus werden
nicht nur der engere Kreis der Kern¬
reaktorhersteller, sondern die ge¬
samte Maschinen- und Apparatebau¬
industrie sowie zahlreiche Zulieferin¬
dustrien Nutzen ziehen können.
Neben der Stromerzeugung können
Kernreaktoren mit hohen Kühlmittel¬
temperaturen vorteilhaft als Erzeu¬
ger von Prozeßwärme eingesetzt
werden, insbesondere wenn sie in
unmittelbarer Nähe von Prozeßwär¬
megroßverbrauchern errichtet wer¬
den.
Im Rahmen eines Forschungspro¬
gramms werden seit Anfang 1969 mit
Unterstützung des Landes und des
Bundes an der Technischen Hoch¬
schule Aachen und der Kernfor¬
schungsanlage Jülich in Zusammen¬
arbeit mit dem Stein- und Braunkoh¬
lenbergbau die Anwendungsmög¬
lichkeiten der Prozeßwärme bei der
Vergasung von Kohle, der Verhüt¬
tung von Erzen und der Herstellung
von chemischen Rohprodukten un¬
tersucht. Abbildung 4 zeigt die






bine; größere Anteil der Kern¬
energie an der Stromerzeu¬
gung; Anwendung von Prozeß¬







und Projektierung eines Lei¬
stungsreaktors mit Heliumgas¬
turbine; Errichtung eines Son¬
derforschungsbereiches „Pro¬
zeßwärme" an der Kernfor¬
schungsanlage Jülich.
Landesausgaben




Die Kohlenproduktion in der Bun¬
desrepublik hat mit
• mehr als 85 Prozent der Braun¬
kohlenförderung und
• mehr als 90 Prozent der Stein¬
kohlenförderung
ihr Schwergewicht in Nordrhein-
Westfalen. Damit liegen hier rund
75 Prozent der inländischen Primär¬
energieerzeugung. Der Energieträger
Kohle ist daher für Nordrhein-West¬
falen von großer Bedeutung.
■ 3.121
Bergbauanpassung
Durch die Zusammenfassung der
Steinkohlenzechen in der Ruhrkohle
AG besteht nunmehr die Chance,





ohne Behinderung durch Eigen¬
tumsgrenzen auszunutzen,
• eine zentrale Belegschaftspolitik
zu betreiben, die soziale Härten
bei Stillegungen und Umstellun¬
gen vermeidet,
• eine zentrale Investitions-, Pro¬
duktions- und Absatzplanung zu
betreiben.
Bei der Bildung der Gesamtgesell¬
schaft für den Ruhrbergbau haben
Bund und Land sich finanziell über
einen Zeitraum von 20 Jahren hin¬
weg stark engagiert. Durch ein Ab¬
kommen mit dem Bund über die Be¬
teiligung des Landes an den Leistun¬
gen der öffentlichen Hand zur Förde¬
rung des Zusammenschlusses des
Ruhrbergbaus übernimmt Nordrhein-
Westfalen jeweils ein Drittel der
Lasten. Bei Fortführung aller derzeit
laufenden Maßnahmen betragen die
Kosten im Programmzeitraum ohne
die in Abschnitt 3.122 ausgewie¬
senen Beihilfen für die Stromerzeu¬
gung aus heimischer Steinkohle
2470 Mio DM, davon 880 Mio DM
für Nordrhein-Westfalen und 1590
Mio DM für den Bund.
Langfristiges Ziel





nen Maßnahmen zur Absatz¬
sicherung und zur Entlastung




im Programmzeitraum 880 Mio DM.
■ 3.122
Steinkohlenverstromung
Der Anteil der Steinkohlenkraftwerke
an der Stromerzeugung liegt gegen¬
wärtig bei etwa 43 Prozent und wird
bis zum Auslaufen der Fristen der
beiden Verstromungsgesetze am
30. 6.1971 etwa 46 Prozent erreichen.
Hierfür müssen Bund und Land mit
steuerlichen Hilfen nach dem ersten
Verstromungsgesetz und mit Beihil¬
fen nach dem zweiten Verstromungs¬
gesetz den Einsatz von etwa140Miot
Steinkohle in zehn Jahren fördern.
Die bis zum Stichtag in Betrieb ge¬
gangenen Kraftwerke erhalten die
Beihilfen für einen Zeitraum von zehn
Jahren, die zuletzt in Betrieb gegan¬
genen also bis 1981. Nach Ablauf der
Fristen der Verstromungsgesetze ist
damit zu rechnen, daß kaum noch
größere Steinkohlenkraftwerke er¬
richtet werden und daß sich der An¬
teil der öl-, Erdgas- und Kernkraft¬
werke vergrößert. Im Verlauf dieser
Entwicklung wird der Steinkohlen¬
strom vom Grundlastbereich in den
Mittel- und Spitzenlastbereich ver¬
drängt. Die zukünftigen Mittel- und
Spitzenlastkraftwerke müssen nied¬
rige Investitionskosten und eine
schnelle Anlaufzeit haben sowie in
den industriellen Ballungsgebieten
gebaut werden können. In diesen
Punkten ist das Steinkohlenkraft¬
werk dem Kernkraftwerk dann über¬
legen, wenn es gelingt, einen auf
den Mittel- und Spitzenlästbetrieb zu¬
geschnittenen Kraftwerkstyp zu ent¬
wickeln, wie er gegenwärtig mit der
Kombination von Kohledruckverga¬
sung, Dampferzeugung und Gasturbo¬
satz erprobt wird.
Wenn es gelingt, das Prinzip der
magnetohydrodynamischen Ener¬
gieumwandlung durch die Überwin¬
dung technischer Schwierigkeiten
nutzbar zu machen, kann es auf wei¬
tere Sicht auch für die Steinkohle
Bedeutung erlangen.
Im Programmzeitraum werden die
Beihilfen für die Stromerzeugung
aus heimischer Steinkohle voraus¬
sichtlich 705 Mio DM betragen,
davon 235 Mio DM aus Mitteln des
Landes Nordrhein-Westfalen und
470 Mio DM aus Mitteln des Bundes.
Langfristiges Ziel
Sicherung eines angemesse¬








im Programmzeitraum 235 Mio DM.
■ 3.123
Kohletechnik
Nach der Neuordnung hängt die Zu¬
kunft des Steinkohlenbergbaus von
einer optimalen Nutzung der techni¬
schen und organisatorischen Mög¬
lichkeiten zur nachhaltigen Steige¬
rung der Wettbewerbsfähigkeit ab.
Reserven für eine Leistungssteige¬
rung liegen in der Entwicklung neuer
Gewinnungs- und Förderverfahren,
in einer besseren Ausnutzung der
Maschinen und in der Automatisie¬
rung und Mechanisierung von
Arbeitsvorgängen des Gruben-
sowie des Tagesbetriebes.
Zusammen mit dem Steinkohlen¬
bergbauverein sollen weiterhin Vor¬
haben zur Entwicklung neuer Gewin¬
nungs- und Förderverfahren oder zur
Verbesserung von Maschinen und
technischen Ausrüstungen für den
Abbau und in den Strecken geför¬
dert werden. Mit Unterstützung des
Landes sollen auch zukünftig Unter¬
suchungen durchgeführt werden, die
eine Verbesserung der Grubensi¬
cherheit und des Gesundheitsschut¬




nen, die Bekämpfung der Gebirgs-
schlaggefahren und die Staub- und
Silikosebekämpfung.
Eine höhere Wirtschaftlichkeit tritt
durch Verbesserungen im Bereich
der Aufbereitung und Veredelungs¬
technik ein. Eine wichtige Möglich-
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keit liegt in einer Konzentration der
Aufbereitungs- und Kokereikapazitä¬
ten. Darüber hinaus müssen neue
Verfahren, wie z. B. Entwicklung der
kontinuierlichen Verkokung, übet
das Stadium des großtechnischen
Versuchs bis zum betriebsreifen Ver¬
fahren weiterentwickelt werden.
Im Programmzeitraum werden Kosten
in Höhe von 132,5 Mio DM entstehen,
davon aus Landesmitteln 92,5 Mio DM.
40 Mio DM stammen aus Mitteln der
Montanunion, des Bundes und der
Bergbauberufsgenossenschaft.
Langfristiges Ziel








und Entwicklung neuer Verfah¬
ren und Einrichtungen zur Ge¬
winnung, Förderung, Aufberei¬
tung und Veredelung der
Steinkohle.
Landesausgaben




Die Bedeutung des Gases wird in
den nächsten Jahren erheblich
wachsen. Maßgeblich hierfür ist
neben der vielseitigen und beque¬
men Verwendbarkeit von Gas die
Wettbewerbsfähigkeit des Erdgases.
Für die Beurteilung der Versor¬
gungssituation sind
• die Verfügbarkeit ausreichender
Mengen preisgünstigen Gases,
• der Erschließungsgrad des Ver¬
sorgungsbereichs,
• der Sicherheitsgrad der Versor¬
gung
vorrangige Merkmale.
In den genannten Punkten hat Nord¬
rhein-Westfalen eine ausgezeichnete
Ausgangsposition wegen
• der nahen Lage zu umfangrei¬
chen Erdgasvorkommen in Nord¬
deutschland und den Niederlan¬
den,
• des vorhandenen weiträumigen
und leistungsfähigen Leitungssy¬
stems,
• des engmaschigen Systems mit
überlagernden Haupttransportlei¬
tungen größter Dimension, die
alle bedeutenden Erdgasvorkom¬
men in Norddeutschland und den
Niederlanden erfassen.
Den heute erreichten Stand des
Transport- und Verteilungssystemsfür
Erdgas zeigt Abbildung 5. Von beson¬
derer Bedeutung sind die beiden
Haupttransportleitungen von Emme¬
rich und Rheine nach Bergisch
Gladbach, über die Erdgas aus den
Niederlanden nach Nordrhein-West-
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falen und zum Teil nach Süd¬
deutschland geleitet wird.
Nachdem bereits vor mehreren Jah¬
ren Leitungssysteme zum Anschluß
Nordrhein-Westfalens an die Lager¬
stätten im Emsland sowie im Raum
Südoldenburg in Betrieb genommen
wurden, soll bis 1972 über die pro¬
jektierte Leitung Reinigen—Lünen
auch das Fördergebiet westlich der
Weser zur Versorgung Nordrhein-
Westfalens angebunden werden.
Durch vorgesehene weitere Querver¬
bindungen zu dem benachbarten
niederländischen Leitungssystem
wird sich die Versorgungssicherheit
zusätzlich erhöhen.
Die Umstellung der bisher mit Koke¬
reigas betriebenen Gasfernleitungen
und örtlichen Versorgungsnetze ist
in vollem Gange. Bereits heute wer¬
den weite Teile des Landes, insbe¬
sondere im westfälischen und nie¬
derrheinischen Raum, mit Erdgas
versorgt, das 1968 einen Anteil von
rund 40 Prozent an der öffentlichen
Gasversorgung in Nordrhein-West-
falen erreichte. Den vorgesehenen
Zustand der Umstellung bis zum
Ende des Programmzeitraumes zeigt
Abbildung 6.
Die Eingliederung des Erdgases hat
in den damit versorgten Gebieten
bereits zu Preisermäßigungen von 30
bis 40 Prozent geführt, denen das
Kokereigas schrittweise bis zur völ¬
ligen Preisangleichung folgen muß,
wobei sich noch das Problem der zu¬
künftigen Verwendung des vom Erd¬
gas verdrängten Kokereigases stellt.
Eine weitere Preissenkung ist mög¬
lich, wenn die Bemühungen der Bun¬
desregierung um eine Senkung der
Einfuhrpreise aus Holland auf das in





auf Erdgas mit dem Ziel einer
Energiepreissenkung.
Maßnahmen bis 1975






Zur Deckung des stark steigenden
Strombedarfs werden in Nordrhein-
Westfalen, dessen Elektrizitätsunter¬
nehmen auch große Gebiete außer¬
halb des Landes mit Strom versor¬
gen, ständig neue Kraftwerkskapazi¬
täten gebaut werden müssen.
Auf der Grundlage der Braunkohle
werden bis 1972 im rheinischen
Braunkohlenrevier sechs Kraftwerks¬
blöcke mit je 300 MWe Leistung in
Betrieb gehen. Darüber hinaus
zwingt der zurückgehende Absatz
von Braunkohlenbriketts dazu, die
Braunkohlenkraftwerke um weitere
1000 bis 1150 MWe auszubauen. Die
zur Zeit im Bau befindlichen Stein¬
kohlenkraftwerke haben eine Lei¬
stung von insgesamt etwa
3000 MWe. Ihr Strom wird durch die
Leistungen der öffentlichen Hand
verbilligt. Durch die Eingliederung
von Kernkraftwerken in die Strom¬
erzeugung Nordrhein-Westfalens
wird eine weitere Voraussetzung
für stabile Strompreise geschaffen.
Die räumliche Lage der bestehenden,
im Bau befindlichen und projektier¬
ten Kraftwerke zeigt Abbildung 7.
Um den Anforderungen zu genügen,
die die zukünftige Entwicklung der
Elektrizitätsnachfrage und der Kern¬
energietechnik an die Stromerzeu¬
ger stellt, werden sich enge Zusam¬
menarbeit oder Zusammenschlüsse
als notwendig erweisen. Der hohe
Kapitalbedarf für den Bau und die
Erweiterung der Kraftwerke und der
Zwang zu ihrer optimalen Ausnut¬
zung machen eine abgestimmte In¬
vestitionsplanung und Lastvertei¬
lung oder größere Träger nötig.
Wenige große Elektrizitätserzeu-
gungsunternehmen werden an ge¬
eigneten Standorten mit kommuna¬
len Versorgungsunternehmen und
Unternehmen der stromintensiven
Industrie zur Erzielung einer gesamt¬
wirtschaftlich guten Lösung zusam¬
menarbeiten müssen. Die Tendenz
zur Zusammenarbeit und zum Zu¬
sammenschluß zeigt sich auch bei
der Stromverteilung. Die heutigen
Versorgungsgebiete der wenigen
großen und vielen kleinen Elektrizi¬
tätsunternehmen zeigt Abbildung 8.
Langfristig ist es notwendig,
• daß diejenigen kleinen Stromver¬
sorgungsunternehmen, deren Be¬
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sich bringt, in leistungsfähigere
Einheiten aufgehen und
• daß das System der Demarka¬
tionsverträge und Konzessions¬
abgaben den sich wandelnden
technisch-wirtschaftlichen Grund¬















men; Unterstützung der Bemü¬
















Neben dem Angebot preisgünstiger
und ausreichender Energie hängt
die Entwicklung der Wirtschaft von
der Wettbewerbsfähigkeit der einhei¬
mischen Betriebe und der Neuan-
siedlung von Betrieben ab.
Um genügend qualifizierte Arbeits¬
plätze für industriegewohnte und
fortbildungswillige Arbeitnehmer
schaffen zu können, reicht nach den
Erfahrungen der vergangenen Jahre
eine Ansiedlung neuer Betriebe im
Rahmen der regionalen Wirtschafts¬
förderung nicht aus. Es hat sich viel¬
mehr als notwendig erwiesen, das
Schwergewicht der Wirtschaftspoli¬
tik des Landes auf die Stärkung der
Wettbewerbsfähigkeit der einheimi¬
schen Betriebe zu legen. Dabei soll
der staatliche Anreiz zur schnelleren
Umstellung auf aussichtsreiche Fer¬
tigungen und damit zur höheren Pro¬
duktivität der Wirtschaft auf die Ver¬
hältnisse im jeweiligen Betrieb abge¬
stellt werden, während die regionale
Wirtschaftsförderung durch Be¬
triebsansiedlungen und gleichzeiti¬
ger Verbesserung der öffentlichen
Grundausstattung an oder in der
Nähe von Entwicklungsschwerpunk¬
ten nach dem Landesentwicklungs¬
plan II unter besonderer Berücksich¬




Weil der Wettbewerb für die wirt¬
schaftliche Entwicklung ein wichti¬
ger Faktor ist, müssen alle Beteilig¬
ten daran interessiert sein, sowohl
die Voraussetzungen als auch die
Bereitschaft für einen gut funktionie¬
renden Wettbewerb zu sichern.
Wichtiger Ansatzpunkt zur Steige¬
rung der Wettbewerbsfähigkeit ist
eine leistungsfähige Betriebsgröße.
Sie kann durch Spezialisierung, Zu¬
sammenschlüsse oder Kooperation
erreicht werden. Nach Auffassung
der Landesregierung müssen daher
die Bemühungen von Industrie,
Dienstleistungsgewerbe und Hand¬
werk fortgesetzt werden, zu kosten¬
günstigen Produktionseinheiten zu
kommen.
Dabei werden Umgruppierungen der
Unternehmen und eine weitere Spe¬
zialisierung auf bestimmte Erzeug¬
nisgruppen notwendig sein. Die
damit verbundenen Änderungen in
der Produktionsstruktur werden be¬
trächtliche soziale und regionale
Auswirkungen haben, denen die
Landesregierung ihre besondere
Aufmerksamkeit widmet.
Es wäre wirtschaftspolitisch verfehlt,
durch öffentliche Mittel veraltete
Strukturen zu erhalten oder den Um¬
stellungsprozeß zu behindern, da
der Strukturwandel geradezu der
Motor des Wachstums ist. Struktur¬
politisch sind diejenigen Betriebe
besonders geeignet, zur Verbesse¬
rung der Wirtschaftsstruktur beizu¬
tragen, die nicht nur wachstumskräf¬
tig sind, sondern auch eine hohe
Produktivität haben; denn die Pro¬
duktivität ist der wichtigste Faktor
für die Steigerung des Sozialpro¬
dukts. Die Höhe der Produktivität ist
in den einzelnen Branchen außer¬
ordentlich verschieden und schwankt
zwischen 90 000 DM und 15 000 DM
Nettoproduktionswert je Beschäftig¬
ten. Im Durchschnitt der Industrie
liegt sie mit einer Wertschöpfung
von rund 23 000 DM weit über dem
Niveau der übrigen Wirtschaft, die
nur knapp 19 000 DM erreicht.
Aus der Produktionsskala der Indu¬
striebranchen kann ersehen werden,
wie verschieden das Leistungser¬
gebnis von Arbeitskräften je nach
den gegebenen technischen und
organisatorischen Bedingungen ist.
Um so schwerer wiegt, daß in der
nordrhein-westfälischen Wirtschaft
immer noch rund zwei Drittel aller
Beschäftigten in Zweigen tätig sind,
deren Produktivität unterhalb des
Durchschnitts liegt.
Im Zuge der staatlichen Strukturpoli¬
tik werden daher weiterhin zur An¬
passung oder Umstellung Mittel aus
dem Landeshaushalt zur Verfügung
gestellt werden, um das wirtschaft¬
liche Hauptziel zu erreichen, den An¬
schluß des nordrhein-westfälischen




Dem gleichen Ziel, nämlich die Wirt¬
schaftskraft des Landes zu festigen,
dient eine gezielte regionale Wirt¬
schaftsförderung im Programmzeit¬
raum. Auch sie wird vor allem dar¬
auf ausgerichtet sein, die wachs¬
tumsstarken Bereiche der nordrhein-
westfälischen Wirtschaft zu erwei¬
tern und die Produktivität der Wirt¬
schaft des Landes zu erhöhen.
Mit der Neuansiedlung gewerblicher
Betriebe wird die Stärkung der Wirt¬
schaftskraft wirtschaftsschwacher
Teilgebiete des Landes oder die
Auflockerung einseitig strukturier¬
ter Wirtschaftsgebiete angestrebt.
Gleichzeitig kommt es darauf an,
den wirtschaftsstrukturellen Wand¬
lungsprozessen Rechnung zu tragen,
die sich aus den technischen Fort¬
schritten und einer sich ständig
ändernden Nachfragestruktur erge¬
ben; weil dabei zwangsläufig auch
Arbeitsplätze wegfallen, wird die Lan¬
desregierung ihre Möglichkeiten nut¬
zen, um hierfür neue Arbeitsplätze in
den der Gesamtentwicklung ange¬
paßten Betrieben schaffen zu helfen.
Da der Strukturwandel der Wirt¬
schaft und der technische Fortschritt
in den nächsten Jahren zu Freiset¬
zungen von Arbeitskräften führen
wird, kann das Land nicht darauf
verzichten, industrielle oder gewerb¬
liche Neuansiedlungen und den Auf¬
bau neuer zusätzlicher Fertigungen
in bereits bestehenden Betrieben zu
fördern, um auch dadurch einseitige
Wirtschaftsstrukturen aufzulockern
und eine ausgewogene Mischung von
Wirtschaftszweigen und Betriebsgrö¬
ßen in den verschiedenen Gebieten
zu erreichen. Die Voraussetzungen
für ein sicheres und dauerhaftes Ar¬
beitsplatzangebot werden dadurch
verbessert. Nach Ansicht der Lan¬
desregierung soll die mit öffent¬
lichen Mitteln geförderte Betriebsan¬
siedlung und -erweiterung unter Be¬
achtung der Ziele von Raumordnung
und Landesplanung an oder in der
Nähe von Entwicklungsschwerpunk¬
ten nach dem Landesentwicklungs¬
plan II erfolgen.
Eine Förderungskonzentration auf
bestimmte Schwerpunkte des Lan¬
des wird von dem unterschiedlichen
Grad der Wirtschaftskraft der Ge¬
biete des Landes ausgehen müssen.
Der schnelle Wandel der Wirt¬
schaftsstrukturen verbietet aller¬
dings zumeist eine strenge geogra¬
phische Abgrenzung solcher Förde¬
rungsräume, weil die Interdependen-
zen der nordrhein-westfälischen
Wirtschaft eine starre Anlehnung an
Kreis- oder Stadtgrenzen ausschlie¬
ßen.
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Im Prinzip heißt das: Förderungs¬
maßnahmen sind auf Gebiete zu
konzentrieren,
• deren Wirtschaftskraft erheblich
unter dem Landesdurchschnitt
liegt oder
• in denen vom Strukturwandel be¬
troffene Wirtschaftszweige vor¬
herrschen.
Da die Planung und die Durchfüh¬
rung wirtschaftsfördernder Maßnah¬
men zur Verbesserung der regiona¬
len Wirtschaftsstruktur ab 1. 1. 1970
eine Gemeinschaftsaufgabe des
Bundes und der Länder ist, wird die
bisherige Zusammenarbeit zwischen
Bund und Land noch intensiver wer¬
den. Sache der Landesregierung
wird es sein, während des gesetzlich
vorgesehenen Übergangszeitraums
ihre Politik der Wirtschaftsförderung
so fortzusetzen, daß die Überleitung
eigener Maßnahmen in die künftige
Gemeinschaftsaufgabe reibungslos
vollzogen werden kann.
Dazu wird gehören, über die schon
heute als Bundesfördergebiete quali¬
fizierten Kreise Warburg, Büren,
Monschau und Schleiden sowie die
Bundesausbauorte Alsdorf, Gronau
und Warburg hinaus landeseigene
regionale Aktionsräume mit Förde¬
rungsschwerpunkten zu bilden, um
diese in den der „Gemeinschaftsauf¬
gabe" zugrunde zu legenden fünf¬
jährigen Rahmenplan einzubringen.
Die Landesregierung wird im Rah¬
men der vom Gesetz vorgesehenen
Zusammenarbeit mit der Bundesre¬
gierung ihren Einfluß geltend
machen, damit bei der Neuabgren¬
zung von Fördergebieten die bereits
in den regionalen Aktionsprogram¬
men angestrebte Entwicklung zur
standortbezogenen Förderung wei¬
tergeführt und die staatliche Struk¬
turpolitik intensiviert wird. Im Rah¬
men der Gemeinschaftsaufgabe
„Verbesserung der regionalen Wirt¬
schaftsstruktur" wird eine Kostenbe¬
teiligung des Bundes in Höhe von
rund 150 Mio DM im Programmzeit¬
raum erwartet.
Die Landesregierung wird notwen¬
dige Förderungsmaßnahmen außer¬
halb von Gebieten, die im Rahmen
der Gemeinschaftsaufgabe von Bund
und Land gemeinsam gefördert wer¬
den, fortsetzen.
Die Förderung aus Landesmitteln
wird sich ihrer Höhe nach im Einzel¬
fall in den zwischen der Bundesre¬
gierung und der Kommission der
Europäischen Gemeinschaften ver¬
einbarten Grenzen halten und in der
Regel eine Verbilligung der Investi¬
tionskosten um bis zu 15 Prozent be¬
wirken können. Zur Fortführung der
laufenden Landesförderprogramme
im bisherigen Umfang werden
380 Mio DM benötigt. Diese Mittel
werden vom Land um 350 Mio DM
auf 730 Mio DM erhöht, so daß zu¬
sammen mit den erwarteten Bundes¬
mitteln im Programmzeitraum insge¬
samt 880 Mio DM zur Verfügung ge¬
stellt werden.
Hierbei wird die Landesregierung in
Koordinierung mit den sich aus dem
Gesetz über die Gemeinschaftsauf¬
gabe „Verbesserung der regionalen
Wirtschaftsstruktur" und dem Inve¬
stitionszulagegesetz ergebenden
Möglichkeiten die eigenen Förde¬
rungsmaßnahmen so ausgestalten,
daß sie im Zusammenhang mit der
hervorragenden infrastrukturellen
Ausstattung des Landes und den
offensichtlich vorteilhaften Marktbe¬
dingungen einen zusätzlichen Anreiz
für betriebliche Investitionen bieten.
Die Zuständigkeit für die regionale
Strukturpolitik bleibt auch nach In¬
krafttreten des Gesetzes über die
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse¬
rung der regionalen Wirtschafts¬
struktur" beim Land. Insofern wird
die Zusammenarbeit auch mit ande¬
ren Stellen des Bundes fortgesetzt
und verstärkt werden, denen Aufga¬
ben im Rahmen der regionalen
Strukturverbesserung zukommen,
die nicht als Gemeinschaftsaufgaben
betrieben werden. Dies gilt insbe¬
sondere für die Zusammenarbeit mit
der Bundesanstalt für Arbeit, mit der
Bundesregierung hinsichtlich des
Einsatzes von ERP-Mitteln sowie für
das Heranziehen von Mitteln der











bezogene Förderung der An-
siedlung neuer Betriebe oder
der Errichtung neuer zusätzli¬
cher Fertigungen in bestehen¬




lichen Raum; Förderung in
enger Verbindung mit den
Städtebaumaßnahmen (5.2).
Landesausgaben
im Programmzeitraum 730 Mio DM.
■ 3.3
Agrarwirtschaft
Die Landwirtschaft unterliegt seit
1950 einem starken Strukturwandel.
Trotz stetiger Abwanderung von
landwirtschaftlichen Arbeitskräften
in außerlandwirtschaftliche Erwerbs¬
zweige und trotz der erheblichen
Umschichtung in der Betriebsstruk¬
tur ist das Einkommensproblem
nicht gelöst worden. Der Einkom¬
mensabstand zwischen der Land¬
wirtschaft und der übrigen Wirt¬
schaft sowie innerhalb der Landwirt¬
schaft hat sich vergrößert.
Die agrarische Produktionskapazität
ist durch die Nachfrage im EWG-
Raum nicht ausgelastet. Für die
landwirtschaftlichen Erwerbstätigen
bestehen sehr begrenzte Möglichkei¬
ten zur Steigerung ihres Einkom¬
mens aus der Landwirtschaft. Eine
langfristige und sozial tragbare
Lösung muß darauf abzielen, das
Einkommen der Landwirtschaft auf
eine geringere Anzahl von Erwerbs¬
personen zu verteilen.
Die gegenwärtige Lage und die ab¬
sehbare Entwicklung im agrarwirt-
schaftlichen Bereich verlangen viel¬
fältige agrarpolitische Maßnahmen.
Die Gestaltungsmöglichkeiten sind
durch Einflüsse des Bundes und der
Europäischen Gemeinschaften be¬
schränkt. Hierdurch wird der Spiel¬
raum der regionalen Agrarpolitik ein¬
geengt.
Die verbleibenden landwirtschaft¬
lichen Unternehmen sind darin zu
unterstützen, ihre Produktionsstruk¬
tur, ihre Produktionstechnik und ihre
Marktposition im Rahmen ihrer un¬
ternehmerischen Verantwortung
ständig der Entwicklung anzupas¬
sen.
Den landwirtschaftlich Erwerbstäti¬
gen sind die Beteiligung am wirt¬
schaftlichen Wachstum und die Ver¬
besserung ihrer Einkommens- und
Lebensbedingungen zu ermöglichen.
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Da dieses Ziel nicht erreicht werden
kann, wenn alle bisher dort Tätigen
in der Landwirtschaft verbleiben,
muß der beruflichen Umstrukturie¬




Es kann damit gerechnet werden,
daß in Nordrhein-Westfalen von 1970
bis 1975 jährlich etwa 8000 Arbeits¬
kräfte aus der Landwirtschaft aus¬
scheiden. Hierfür sind außerlandwirt¬
schaftliche Erwerbsmöglichkeiten zu
schaffen, insbesondere in den Krei¬
sen Monschau, Schleiden, Oberber-
gischer Kreis, Olpe, Wittgenstein,
Brilon, Büren, Lübbecke, Borken
und Ahaus. Darüber hinaus werden
Arbeitskraftreserven vor allem in den
Kreisen Geilenkirchen-Heinsberg,
Geldern, Rees, Lüdinghausen, Stein¬
furt, Münster, Tecklenburg, Waren¬
dorf, Meschede sowie im gesamten
Regierungsbezirk Detmold frei wer¬
den. Neue Arbeitsplätze sollen mög¬
lichst an den geeigneten Entwick¬
lungsschwerpunkten und zentralen
Orten in der Nähe der bisherigen
Wohnsitze der aus der Landwirt¬
schaft ausscheidenden Arbeitskräfte
liegen, um einen Bevölkerungs¬
rückgang in ländlichen Räumen mit
den negativen Folgen einer passiven
Sanierung zu verhindern.
Der Umfang der nebenberuflichen
Landnutzung wird zunehmen. Die
Landwirte, die ihre geringen Chan¬
cen zur Verbesserung der Einkom¬
mens- und Lebensbedingungen in¬
nerhalb der Landwirtschaft erkannt
haben und sich deshalb auch außer¬
halb der Landwirtschaft betätigen
wollen, müssen daraus die notwen¬
digen Konsequenzen für die weitere
Nutzung ihres landwirtschaftlichen
Eigentums ziehen. Der soziale Auf¬
stieg darf nicht durch Arbeitsüber¬
lastung und unrationelle Einkom¬
mensverwendung für landwirtschaft¬
liche Investitionen behindert werden.
Die Landwirtschaft erbringt ferner im
Interesse der Erhaltung der Kultur¬
landschaft, der Regulierung des Was¬
serhaushalts und der Reinhaltung
der Luft Leistungen, die zum Wohl
der gesamten Gesellschaft beitragen.
Diese Wohlfahrtswirkungen der
Landwirtschaft werden für die Indu¬
striegesellschaft immer wichtiger, da
mit zunehmender Freizeit die länd¬
lichen Zonen als Erholungsraum im¬
mer intensiver beansprucht werden.
■ 3.31
Produktions- und Betriebsstruktur
Die Produktions- und Betriebsstruk¬
tur der Landwirtschaft ist ständig zu
verbessern, um günstige Vorausset¬
zungen für die Anwendung neuzeit¬
licher Produktionstechniken zu
schaffen. Die Vergrößerung der Pro¬
duktionskapazitäten der landwirt¬
schaftlichen Unternehmen ist hierbei
besonders wichtig. Maßnahmen zur
Spezialisierung und Arbeitsteilung,
zur Flächenaufstockung, insbeson¬
dere über die Zupacht, vor allem
auch zur überbetrieblichen Zusam¬
menarbeit und Bildung von Koopera¬
tionen (Maschinengemeinschaften,
Gemeinschaftshaltung von Tierbe¬
ständen usw.) sollen deshalb geför¬
dert werden.
Auch weiterhin werden Finanzie¬
rungshilfen notwendig sein, da die
Verbesserung der Produktionsstruk¬
tur in der Regel mit Investitionen
verbunden ist und die Möglichkeiten
zur Eigenkapitalbildung in der Land¬
wirtschaft gering sind. Im Hinblick
auf die Verflechtung der Landwirt¬
schaft mit den übrigen Bereichen
der Wirtschaft sind die Finanzie¬
rungshilfen zugunsten der landwirt¬
schaftlichen Unternehmen mit kre-
dit- und investitionspolitischen Maß¬






gen der landwirtschaftlich Er¬
werbstätigen; Schaffung aus¬
reichend großer Betriebsein¬
heiten, die die Anwendung
neuzeitlicher Produktionstech¬










triebe, insbesondere über die
Zupacht; Beratung und Ausbil¬
dung zu modernerer Betriebs¬
führung.
Landesausgaben
im Programmzeitraum 104 Mio DM.
■ 3.32
Landentwicklung
Die Flurbereinigung bietet mit ihrem
weitgesteckten Aufgabenbereich,
der sich auf die gesamte erschlie-
ßungs- und grundstücksmäßige Neu¬
ordnung der ländlichen Zonen und
der Ballungsrandgebiete erstreckt,
viele Möglichkeiten einer Verbesse¬
rung der landwirtschaftlichen Verhält¬
nisse. Die Bauleitplanung, die Dorf¬
erneuerung und die flächenbezoge¬
nen Verkehrsplanungen sollen in der
Flurbereinigung in enger sachlicher
und zeitlicher Abstimmung zwischen
den einzelnen Planungsträgern
durchgeführt werden. Das gilt beson¬
ders für die Neuaufstellung der Bau¬
leitpläne in Gemeinden, deren Pla¬
nungsraum sich auf Grund der kom¬
munalen Neugliederung verändert
hat.
Wegen der positiven Wirkung der
Flurbereinigung sollen die Flurberei¬
nigungsbehörden so ausgestattet
werden, daß sie bis 1975 jährlich
etwa 50 000 ha neu ordnen können.
Das Netz der für den land- und forst¬
wirtschaftlichen Verkehr bestimmten
Wege soll so ausgebaut werden, daß
es den modernen verkehrstechni¬
schen und betriebswirtschaftlichen
Erfordernissen gerecht wird. Bei der
Neuplanung von Wegenetzen in der
Flurbereinigung sollen grundsätzlich
der landwirtschaftliche und der
überörtliche Verkehr voneinander
getrennt werden.
Zur Sanierung der zu engen Dörfer
wird die Aussiedlung von landwirt¬
schaftlichen Betrieben gefördert,
soweit dadurch auch für die Allge¬
meinheit Vorteile entstehen.
Für die im Ort verbleibenden land¬
wirtschaftlichen Unternehmen wer¬
den Mittel zur Instandsetzung und
modernen Ausrichtung der Betriebs¬
gebäude bereitgestellt.
Außerhalb der Flurbereinigung soll
der freiwillige Tausch von landwirt¬











behörden zur Neuordnung von
jährlich 50 000 ha; Ausbau der
Wirtschaftswege; Förderung
von Aussiedlung und baulichen
Maßnahmen in Altgehöften.
Landesausgaben
im Programmzeitraum 492 Mio DM.
■ 3.33
Marktstruktur
Der konzentrierten Nachfrage nach
Agrarprodukten ist ein konzentrier¬
tes Angebot gegenüberzustellen. Mit
der Verbesserung der Marktstruktur
soll erreicht werden, daß die markt¬
nahen Erzeuger im Wettbewerb mit
konzentriert anbietenden marktfer¬
nen Erzeugern bestehen und ihre
Marktanteile behaupten können. Die¬
ser Wettbewerb trägt dazu bei, daß
die Nahrungsgüter den Verbrau¬
chern qualitativ hochwertig und
preisgünstig angeboten werden. Be¬
sondere Bedeutung kommt der Zu¬
sammenfassung der Ware zu großen
Partien einheitlicher Qualität zu.
Die Reformen zur Verbesserung der
Molkereistruktur werden fortgesetzt.
Gleichzeitig werden Reformen zur
Verbesserung der Vieh- und Fleisch¬
märkte eingeleitet.
In diesem Sinne ist die Vermark¬
tungsstruktur weiter zu verbessern.
Im Interesse einer langfristigen Kon¬
solidierung des Absatzes von Agrar-
erzeugnissen sind Einrichtungen mit
langfristigen Abnahmeverträgen be¬
sonders zu fördern.
Für marktorientierte Produkte sind
Erzeugergemeinschaften besonders
geeignet. Sie ermöglichen eine Kon¬
zentration der Erzeugung und des








fähigen Marktes mit leistungs¬
fähigen Betrieben auf der Be¬
arbeitungsstufe sowie im Han¬
del; Förderung von Erzeuger¬
gemeinschaften.
Landesausgaben




sorge gegenüber Störungen des
Arbeitsmarktes. Sie ist besonders
eng mit der Wirtschafts-, Sozial- und
Finanzpolitik verzahnt. Das bedeutet,
daß gegen Störungen des Arbeits¬
marktes in erster Linie auf Bundes¬
ebene vorgebeugt werden muß. Die
Bundesanstalt für Arbeit mit ihren
Landesarbeitsämtern und Arbeitsäm¬
tern ist die dafür wichtigste Einrich¬
tung.
Allerdings ist nicht nur der Bund,




hat das Bildungssystem entschei¬





und 1967 die Lage auf dem Arbeits¬
markt Nordrhein-Westfalens. „Struk¬
turell" waren in erster Linie Berg¬
leute, Textilarbeiter und ältere
Arbeitnehmer, und zwar besonders
im Ruhrgebiet und in den Textilge¬
bieten, betroffen. Die damals getrof¬
fenen Maßnahmen,
• Hilfen für die von Stillegungen
betroffenen Bergleute,
• Einberufung der Arbeitsmarkt¬
konferenz als ständige Einrich¬
tung,
• Aufstellung und Durchführung
des Entwicklungsprogramms
Ruhr,
• Errichtung des Berufsförde¬
rungszentrums Essen als Modell¬
einrichtung der beruflichen Er¬
wachsenenbildung für das Bun¬
desgebiet,
• Schaffung von Betrieben zur Be¬
schäftigung älterer, schwer ver¬
mittelbarer Arbeitsloser,
passen harmonisch zu den langfristi¬
gen Zielen des Nordrhein-Westfalen-
Programms 1975.
Es wird künftig seltener als bisher
möglich sein, ein Leben lang ein und
denselben Arbeitsplatz zu behalten.
Der arbeitende Mensch muß seine be¬
ruflichen Fähigkeiten fortlaufend ver¬
bessern und sich somit immer neuen
Zugang zu offenen Stellen und besse¬
ren Arbeitsplätzen erschließen. Die Si¬
cherheit des Arbeitsplatzes liegt in der
beruflichen Qualität. Sie wird garan¬
tiert durch eine vorausschauende
Arbeitsmarktpolitik, die die Landes¬
regierung in enger Zusammenarbeit
mit der Arbeitsverwaltung verfolgen
wird.
Die berufliche Anpassung an verän¬
derte Gegebenheiten muß durch
Fortbildung und Umschulung er¬
leichtert werden. Um strukturelle
Arbeitsmarktstörungen zu vermei¬
den, wird es nötig sein, auf der
Grundlage einer langfristigen Ana¬
lyse der Wandlungen der Berufs¬
struktur und in Kenntnis der Voraus¬
setzungen der Bereitschaft zum
Berufswechsel Umschulungspro¬
gramme vorzubereiten und im gan¬
zen Land Umschulungsmöglichkei¬
ten anzubieten. Das Arbeitsförde¬
rungsgesetz, das Berufsbildungsge¬
setz und das Ausbildungsförde-




In Nordrhein-Westfalen ist in den
letzten Jahren die Zahl der in der
Landwirtschaft und im Bergbau Be¬
schäftigten stark zurückgegangen.
Stark abgenommen hat auch die
Zahl der Textilnäher, Tischler,
Lederhersteller und Lederverarbei¬
ter. Wachsende Bedeutung erlang¬
ten Berufe im Bereich des Maschi¬
nenbaus und der Kunststoffverarbei¬
tung. Einen durchschnittlichen Zu¬
wachs hatten die Erziehungs- und
Gesundheitsberufe. In dem Bereich
der allgemeinen Dienstleistungen
stand dem starken Rückgang der
hauswirtschaftlichen Berufe eine Zu¬
nahme von Berufen gegenüber, die
ursprünglich zu den privaten Haus¬
halten gehörten, wie z. B. die Reini¬
gungsberufe. Berufe mit planenden,
ordnenden, verteilenden und verwal¬
tenden Aufgaben hatten die relativ
höchsten Zuwachsraten. Insgesamt
gesehen ist Nordrhein-Westfalen
noch stärker als andere Länder von
einem industriellen Wandlungspro¬
zeß mit dem Zwang zur Berufsände¬
rung zahlreicher Arbeitnehmer und
Selbständiger betroffen.
Die Kenntnis über die Veränderung
der Berufsstruktur in der Vergangen¬
heit ist verhältnismäßig gut; die
Möglichkeiten der Voraussage über
den zukünftigen Arbeitsmarkt sind
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jedoch noch sehr begrenzt. Es wer¬
den daher im Programmzeitraum fol¬
gende Maßnahmen durchgeführt:
• Untersuchung der zukünftigen
Berufsstruktur in Nordrhein-
Westfalen.
• Verbesserung der amtlichen
Arbeitsmarktstatistik.
• Sammlung und Bereitstellung
arbeitsmarktbezogener Daten in
der Datenbank der Landesregie¬
rung.
• Aufklärungsaktionen zusammen




mit der Arbeitsverwaltung über
berufliche Ausbildungs-, Fortbil-
dungs- und Umschulungsmög¬
lichkeiten sowie über die ent¬
sprechenden Förderungsbestim¬
mungen.
Hierfür werden Kosten in Höhe von
10 Mio DM im Programmzeitraum
entstehen.
Ein besonderes Problem der Berufs¬
struktur Nordrhein-Westfalens ist die
verhältnismäßig geringe Beschäfti¬
gungsquote von Frauen. Im Ver¬
gleich zum übrigen Bundesgebiet
sind hier eine halbe Million Frauen
weniger berufstätig. Es ist anzuneh¬
men, daß der überwiegende Teil die¬
ser Frauen bei einem geeigneten An¬
gebot von Arbeitsplätzen einen Be¬
ruf ausüben würde. Die langfristig
vorgesehene Erhöhung der Kinder¬
gartenplätze sowie die Einführung
der Vorschule und der Ganztags¬
schule werden die Möglichkeiten für
diese Frauen, berufstätig zu sein,
wesentlich verbessern.
Von zehn Frauen, die bereit wären,
einer Erwerbsbeschäftigung nachzu¬
gehen, hat nur eine früher keinen
Beruf ausgeübt. Mehr als die Hälfte
der Frauen mit Berufserfahrung war
als Angestellte, ein gutes Drittel als
Arbeiterinnen beschäftigt. Von zehn
Frauen äußerten acht den Wunsch
nach einer Teilzeitbeschäftigung.
Die Arbeitsmarktpolitik der Landes¬
regierung wird sich künftig verstärkt
darum bemühen, daß weitere geeig¬
nete Arbeitsplätze für Frauen einge¬
richtet und insbesondere Teilzeitbe¬
schäftigungsstellen gefördert wer¬
den. Die unterdurchschnittliche Be¬
schäftigungsquote der Frauen in
Nordrhein-Westfalen ist auch eine
Chance für die Neuansiedlung von
Betrieben.
Um die Berufswahl junger Menschen
zu erleichtern, die zukünftigen Be¬
rufsaussichten und Berufsanforde¬
rungen für die Arbeitnehmer deut¬
licher sichtbar zu machen und um
der Landesregierung verläßlichere
Grundlagen für eine Arbeitsmarktpo¬
litik zu geben, muß die Arbeits- und
Berufsforschung auf folgenden Ge¬
bieten verstärkt werden:
• Zukünftige Berufsstruktur in
Nordrhein-Westfalen.
• Verbesserung der Lage des
arbeitenden Menschen im Be¬
trieb.
• Belastungen und Bedingungen,
unter denen die Arbeit heute und
in Zukunft geleistet werden muß.
Für alle drei Forschungsrichtungen
müssen in Nordrhein-Westfalen be¬
sondere Einrichtungen vorhanden
sein. Die Forschungsstelle für Be¬
rufsforschung in Köln soll daher in
ein „Institut für Berufsforschung"
umgewandelt werden. In Bochum
soll ein „Institut für sozialwissen¬
schaftliche Arbeitsforschung" errich¬
tet werden. Eine sinnvolle Arbeitstei¬
lung dieser Einrichtungen mit dem
„Institut für Arbeitsphysiologie" in
Dortmund ist sicherzustellen.
Für die Errichtung und den Ausbau
von zwei Instituten werden im Pro¬
grammzeitraum Kosten in Höhe von
10 Mio DM entstehen.
Langfristiges Ziel







dener Berufe; Schaffung weite¬
rer geeigneter Arbeitsplätze
für Frauen; Errichtung von
zwei Instituten für Berufsfor¬
schung und für Arbeitsfor¬
schung in Köln und Bochum.
Landesausgaben
im Programmzeitraum 20 Mio DM.
■ 3.42
Fortbildung und Umschulung
Die Landesregierung wird im Pro¬
grammzeitraum neue Möglichkeiten
zur beruflichen Fortbildung und zur
Umschulung von Erwachsenen in
Abstimmung mit der Berufsausbil¬
dung der Jugendlichen erschließen.
Sie wird zusammen mit der Arbeits¬
verwaltung damit beginnen, ein




sen" soll als Modelleinrichtung für
die berufliche Erwachsenenbildung
in der Bundesrepublik im Programm¬
zeitraum weiter ausgebaut werden.
Einige weitere Berufsförderungszen¬
tren sind einzurichten. Daneben
müssen regionale Umschulungsstel¬
len mit Lehrwerkstätten geschaffen
werden. Die Umschulungsstellen
sind in einem dichten Netz in allen
Landesteilen zu errichten, wobei
eine Zusammenarbeit mit den Volks¬
hochschulen in neuen Erwachsenen¬
bildungszentren möglich erscheint.
Die ergänzende Nutzung betrieb¬
licher oder überbetrieblicher Ein¬
richtungen zur praktischen Berufs¬
bildung ist sicherzustellen. Die Um¬
schulungsstellen müssen im Mittel¬
punkt regionaler Arbeitsmärkte lie¬
gen und von allen Umschulungswil¬
ligen in höchstens einer Stunde er¬
reicht werden können.
Im Programmzeitraum sollen als Zu¬
wendungen zum Aufbau von Einrich¬
tungen zur beruflichen Erwachse¬
nenbildung 20 Mio DM gegeben wer¬
den.
Neben bereits arbeitslosen Arbeit¬
nehmern müssen diejenigen Berufs¬
tätigen umgeschult werden, die zwar
noch nicht arbeitslos sind, deren Ar¬
beitsplatz jedoch wegen der schlech¬
ten wirtschaftlichen Lage ihres Un¬
ternehmens oder Betriebes oder we¬
gen der schwierigen Lage des be¬
treffenden Wirtschaftszweiges (z. B.
Textilindustrie, Landwirtschaft) be¬
droht ist. Aber auch Arbeitnehmern,
die arbeitslos werden könnten, weil
ihre Fähigkeiten neuen beruflichen
Erfordernissen nicht entsprechen,
müssen Möglichkeiten der berufli¬
chen Fortbildung und Umschulung
eröffnet werden.
Die beruflichen Bildungsmaßnahmen
für Erwachsene dürfen sich nicht an
den Lehrplänen, Ausbildungszeiten,
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Berufsbildern und Prüfungen orien¬
tieren, die für Lehrlinge entwickelt
worden sind. Bei berufserfahrenen
älteren Arbeitnehmern kann oft auf
die im Berufsbild vorgesehene Ver¬
mittlung von Fertigkeiten und Kennt¬
nissen verzichtet werden, die in der
vorangegangenen beruflichen Tätig¬
keit bereits erworben wurden. Auf
Grund der größeren Berufserfahrung
und Lebensreife wird die Ausbil¬
dungsdauer wesentlich zu verkürzen
sein.
Die Leistungen der Arbeitsverwal¬
tung an Teilnehmer beruflicher Um-
schulungs- und Fortbildungsmaß¬
nahmen sollen durch die Gewährung
von Stipendien aus Landesmitteln
aufgestockt werden. Im Programm¬
zeitraum werden Ausgaben in Höhe
von 40 Mio DM entstehen.
Besondere Maßnahmen sind zur
Fortbildung und Umschulung von Er¬
werbstätigen aus der Landwirtschaft
notwendig. Die landwirtschaftliche
Beratung ist zur sozial-ökonomi¬
schen Beratung weiter zu entwik-
keln. Psychologische und soziologi¬
sche Vorurteile gegen den außer¬
landwirtschaftlichen Erwerb müssen
beseitigt und der Übergang in eine
neue Tätigkeit erleichtert werden.
Die landwirtschaftlich Erwerbstäti¬
gen mit ungenügenden Einkom¬
mens- und Lebensbedingungen sind
in Zusammenhang mit der Arbeits¬
verwaltung verstärkt über die Mög¬
lichkeiten der Umschulung zu außer¬
landwirtschaftlichen Berufen und die
dafür in Frage kommenden Förde¬
rungsmaßnahmen zu informieren
und zu beraten. Die Landesregie¬
rung wird sich dafür einsetzen, daß
die Umschulungsprobleme den be¬
sonderen Anforderungen der aus der
Landwirtschaft Ausscheidenden in
sachlicher und zeitlicher Beziehung
angepaßt werden und daß die zu¬
sätzlich gebotenen Förderungen zur
Fortbildung, die speziell zur Vorbe¬
reitung auf außerlandwirtschaftliche
Berufe notwendig sind, auch von
den Umschülern aus der Landwirt¬
schaft in Anspruch genommen wer¬
den können.
In Ergänzung zu den Maßnahmen
der Arbeitsverwaltung werden für
die Landesförderung von Fortbil-
dungs- und Umschulungsmaßnah¬
men im Bereich der Landwirtschaft
7 Mio DM Kosten im Programmzeit¬
raum entstehen.
Schließlich ist einigen leistungs¬
geminderten und älteren Arbeitskräf¬
ten durch Fortbildung und Umschu¬
lung allein kein sicherer Arbeitsplatz
zu schaffen. Die Landesregierung
hat für diese Fälle zusammen mit an¬
deren Stellen die „Gesellschaft zur
Verbesserung der Beschäftigten¬
struktur" gegründet. Es sind finan¬
zielle Mittel für die Errichtung von
Betrieben zur Beschäftigung älterer,
schwer vermittelbarer Arbeitnehmer
bereitgestellt worden. Die Landesre¬
gierung wird im Programmzeitraum
neben dem Ausbau dieser Betriebe
die Errichtung eines Modellzentrums
für die berufliche Anpassung älterer,
schwer vermittelbarer Arbeitnehmer
fördern, in dem neben der Fortbil¬




probung durchgeführt werden sol¬
len.
Die Kosten werden im Programm¬
zeitraum für die Errichtung weiterer
Betriebe und des Modellzentrums
6,5 Mio DM betragen.
Langfristiges Ziel
Wesentlich verbesserte Mög¬














im Programmzeitraum 73,5 Mio DM.
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4. BILDUNG UND FORSCHUNG Von Bildung und Forschung hängt
langfristig die Gesamtentwicklung
des Landes ab. Sie schaffen die Vor¬
aussetzungen für die freie und glei¬
che Entfaltung des Bürgers. Sie ent¬
scheiden auch über den Wohlstand
und das Wachstum in der modernen
Industriegesellschaft.
Der weitere Ausbau des Bildungswe¬
sens muß größere Chancengleich¬
heit, individuelle Begabungsförde¬
rung und höheren Wirkungsgrad er¬
möglichen. Diesen Zielen eines
sozialen, demokratischen und frei¬
heitlichen Bildungswesens ist Nord¬
rhein-Westfalen durch die Reform
von Grund- und Hauptschule im
Jahre 1968 und durch die Eröffnung
des Zugangs zum Hochschulbereich
für die Absolventen aller Schulfor¬
men durch die Fachoberschule im
Jahre 1969 bereits wesentlich näher
gekommen. Das Nordrhein-Westfa¬
len-Programm 1975 setzt nunmehr
folgende Akzente:
Der konsequente Ausbau eines bes¬
seren und gerechteren Schulsystems
muß fortgesetzt werden. Der Ausbau
der Hochschulen des Landes ist im
Programmzeitraum der sehr schnel¬
len Zunahme der Zahl der Studien¬
anfänger anzupassen. Die innere
Verfassung der Hochschule und das
Studium müssen reformiert werden.
Fort- und Weiterbildungsmöglichkei¬
ten müssen ausgebaut werden. Fern¬
bildung und neue Techniken der
Wissensvermittlung sollen die tradi¬
tionellen Bildungsmöglichkeiten un¬
terstützen und ergänzen. Im For¬
schungsbereich steht die Mitent-
scheidung des Landes über Prioritä¬
ten im Vordergrund. Leitlinie für die
Mittelvergabe wird insbesondere die
Auswahl von Projekten sein, die für
die Entwicklung des Landes von be¬
sonderer Bedeutung sein können.
■ 4.1
Schulen
Bei Ausbau, Entwicklung und
Reform des Schulwesens läßt sich
die Landesregierung von den folgen¬
den Grundsätzen leiten:
• Jedem Bürger soll die Möglich¬
keit eröffnet werden, seinen An¬
spruch auf eine seinen Fähigkei¬
ten und Neigungen entsprechen¬
de Schulbildung zu verwirklichen.
• Die Geschwindigkeit der wissen¬
schaftlichen, technischen und
wirtschaftlichen Entwicklung ver¬
langt vom Bildungswesen rasche
Anpassung; Reform wird zu einem
ständigen Entwicklungsprozeß im
Bildungswesen, Bildung zu einem
ständigen Prozeß im Leben des
einzelnen.
• Die Schulbildung hat überragen¬
de Bedeutung für die Zukunfts¬
chancen des einzelnen; daraus
ergeben sich wachsende Anfor¬
derungen nicht nur an den Aus¬
bau des Schulwesens, sondern
auch für die strukturelle Reform;
außerdem ist die Rolle der Schu¬
le bei der Einübung gesellschaft¬
licher Verhaltensweisen neu zu
durchdenken und konsequenter
zu gestalten.
Diese Reformgrundsätze — Chan¬
cengleichheit und Leistungsfähig¬
keit, Differenzierung, Modernisie¬
rung, Demokratisierung — werden
heute weithin anerkannt. Unter¬
schiedlich sind jedoch die Auffas¬
sungen von ihrer Verwirklichung.
Soweit es sich dabei um unter¬
schiedliche Auffassungen von der
Wirksamkeit von Maßnahmen han¬
delt, wird die Forschung befragt und
Erfahrung gesammelt werden. Die
politische Entscheidung, welche
Grundsätze oder Maßnahmen den
Vorrang haben sollen, wird die Lan¬
desregierung in Zusammenwirken




steht auch darin, daß das heutige
Bildungswesen nicht nur ausgebaut,
sondern auch in seiner Struktur ge¬
ändert werden muß, um seinen Auf¬
gaben in unserer Zeit und Gesell¬
schaft gerecht zu werden. Damit ist
eine notwendige Voraussetzung für
die Reformen gegeben, die ohne
Verständnis und Mitarbeit von Leh¬
rern, Eltern und Schülern nicht mög¬
lich, ohne eine Entsprechung im all¬
gemeinen gesellschaftlichen Selbst¬
verständnis nicht wirksam sein kön¬
nen.
Die Landesregierung hat seit 1967
dem Bildungswesen einen besonde¬
ren Rang eingeräumt. Wirtschafts¬
krise und Lehrermangel schränkten
ihre Handlungsmöglichkeiten ein.
Außerdem waren für einzelne Re-
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formmaßnahmen das notwendige ge¬
sellschaftliche Problembewußtsein
und der entsprechende Stand der
wissenschaftlichen Erkenntnis zu¬
nächst noch nicht gegeben. Wo die
Notwendigkeit der Reform am deut¬
lichsten gegeben war, hat die Lan¬
desregierung die Neuordnung zuerst
durchgesetzt: 1968 wurde die Haupt¬
schule zur Schule der weiterführen¬
den Bildung ausgestaltet, 1969 mit
der Fachoberschule die Verbindung
zum Hochschulbereich geschaffen.
Das angebrochene Jahrzehnt wird
eine Phase der Weiterplanung und
der Verwirklichung sein. Neben dem
Ausbau und organisatorischen
Reformen des Schulwesens werden
Lerninhalte, Lehr- und Lernformen
und individuelle Bildungswege einen
besonderen Rang einnehmen. Der
Begriff „Lernen" wird umfassend
verstanden und schließt nicht nur
den Erwerb von schulmäßigen
Kenntnissen und Fähigkeiten, son¬
dern auch das soziale Verhalten, das
Selbstverständnis, das Erleben und
Durchstehen von Konfliktsituationen,
das Verständnis für den künstleri¬
schen Ausdruck und die Übung
rationaler Kräfte ein. Lernziele wer¬
den im Blick auf den einzelnen und
die Gesellschaft gesetzt. Durch sie
soll nicht einseitig Anpassung, son¬
dern vor allem auch kritische Rejek¬
tion und die stetige Veränderung der
Gesellschaft erstrebt werden.
Die im Programm vorgesehenen
organisatorischen und pädagogi¬
schen Reformen des Schulwesens
können zum Teil wegen des noch
fortbestehenden Lehrermangels
nicht in dem gewünschten Umfang
verwirklicht werden. Der Tiefpunkt
der Entwicklung des Lehrermangels
ist jedoch schon heute überwunden;
bis 1975 zeichnet sich eine deutliche
Besserung ab. Die Landesregierung
wird die notwendigen Maßnahmen
ergreifen, damit sich diese positive
Entwicklung verstärkt. Nach 1975
wird sich dann der notwendige
Spielraum ergeben, um eine volle
Grundversorgung der Schulen mit
Lehrern und die volle Durchführung
der Reformvorstellungen des Pro¬
gramms zu gewährleisten. Bis 1975
gilt ein an der Entwicklung des Leh¬
rerbestandes orientierter Prioritäten¬




Die Grundstufe umfaßt die Grund¬
schule mit den Klassen 1 bis 4 sowie





hat ergeben, daß sich die Kinder be¬
reits vor Vollendung des sechsten
Lebensjahres in einer günstigen
Lernphase befinden und daß in die¬
ser Zeit wesentliche Voraussetzun¬
gen für den schulischen Lernerfolg
geschaffen werden können. Es ist
daher erforderlich, die Kleinkinder
mehr als bisher zu fördern und ihnen
bereits im Vorschulalter besondere
Entwicklungsimpulse zu geben.
Außerdem muß die vorschulische Er¬
ziehung dazu beitragen, die Milieu¬
sperre für die Kinder aus den gesell¬
schaftlichen Grundschichten zu
überwinden und insbesondere
sprachfördernde Impulse zu geben.
Die Landesregierung hat im Schul¬
jahr 1969/70 mit einem Schulversuch
„Vorklasse" in 20 Klassen begon¬
nen; im Schuljahr 1970/71 soll er auf
50 Klassen erweitert werden. Die
Vorklassen sind der Grundschule zu¬
geordnet. In der Vorklasse erhalten
alle Kinder, die das fünfte Lebens¬
jahr vollendet haben, einen auf den
Schuleintritt bezogenen Unterricht.
Sehr schnell lernende Kinder wer¬
den früher in die Grundschule ein¬
treten können als Kinder mit nor¬
malem Lerntempo. Langsam lernen¬
de Kinder werden durch besondere
Förderungsmaßnahmen innerhalb
der Vorklasse und zu Beginn der
Grundschule gefördert. Vorklasse
und erstes Grundschuljahr überneh¬
men dann auch die Funktion des
Schulkindergartens. Stark lerngestör¬
te Kinder werden in heilpädagogi¬
schen Sondereinrichtungen möglichst
früh gefördert.
In eine Vorklasse werden nicht mehr
als 25 Kinder aufgenommen. Die
Leitung der Vorklasse übernimmt im
Versuchszeitraum ein Sozialpäd¬
agoge. In die Anfangsgründe schu¬
lischen Lernens führt ein Lehrer ein.
Die Landesregierung wird die Ent¬
scheidung über die allgemeine Ein¬
führung der Vorklasse von dem Er¬
gebnis des Versuchs abhängig
machen. Der Versuch wird wissen¬
schaftlich begleitet. Der Schulver¬
such ist dann abgeschlossen, wenn
die am Versuch beteiligten Kinder
die Grundschule durchlaufen haben.
Langfristiges Ziel
Nach Durchführung des Schul¬
versuchs „Vorklasse" wird die
Landesregierung entscheiden,
ob alle Kinder, die das 5. Le¬
bensjahr vollendet haben, in
Vorklassen der Grundschule
von Sozialpädagogen und von




wird mit 50 Klassen durchge¬
führt.
Landesausgaben
im Programmzeitraum 1,5 Mio DM.
■ 4.112
Grundschule
Die Grundschule ist seit fünfzig Jah¬
ren eine Schule für die gemeinsame
Erziehung der Kinder aus allen
Schichten. Sie hat gesamtschularti¬
gen Charakter. An dieser Form muß
festgehalten werden. Die Grund¬
schule vermittelt die allgemeinen
Grundlagen für jede weitere Bildung.
Sie muß dem Kind die Welt erschlie¬
ßen und es zu einer sachlichen Er¬
füllung der Aufgaben des Lernens
anhalten. Sie soll das kritische Be¬
wußtsein der Kinder früh aktivieren,
elementare Formen der Mitwirkung
selbst hinsichtlich der Inhalte des
Unterrichts ermöglichen und das
Wagnis freier Formen schulischen
Handelns eingehen.
Grundschulkinder müssen für das
Lernen anders herausgefordert
werden als früher. Deshalb werden
bei einer Lehrplanreform eigenstän¬
dige Lehrgänge in der Mathematik
und der Sprache, in der Musik und
der Kunst und ein eigenständiger
Sachunterricht für alle Schuljahre
der Grundschule eingeschlossen
sein. Die Begabung und Leistungsfä¬
higkeit des einzelnen Schülers fin¬
den ihre Berücksichtigung in einem
differenzierten Klassenunterricht




freie Arbeitsstunden erfährt das
Schulleben eine Bereicherung. Um
die Grundschule leistungsfähiger zu
gestalten, wurde als Mindestgröße
für ein Schulsystem Einzügigkeit be¬
stimmt. Die Landesregierung wird
jedoch den in der Praxis zu beob¬
achtenden Zug zur Errichtung zwei¬
zügiger und größerer Grundschulen
unterstützen.
Vom Schuljahr 1969/70 ab erproben
200 Schulen neue Richtlinien und
Lehrpläne während einer Dauer von
zwei Jahren. Ab 1973 unterrichten
alle Grundschulen nach den erprob¬
ten Richtlinien und Lehrplänen. Ver¬
suche werden auch mit dem Fünf-
Tage-Unterricht, der Verbindung von
Grundschulen und Vorklassen, der
Verbindung von Grundschule und
Gesamtschule und der Einführung
einer ersten Fremdsprache in der
Grundschule durchgeführt. Die
räumlichen Voraussetzungen zur
Reform der Grundschule werden
durch den Bau von Mehrzweckräu¬
men für den Fach- und den Förder¬
unterricht geschaffen werden.
50 Prozent der benötigten 4000, also
2000 Mehrzweckräume, werden bis
1975 errichtet. Die Kosten betragen
rund 160 000 DM pro Klasse. Vom
Land sind für den Schulbau die







Richtlinien und Lehrpläne zur
Modernisierung des Grund¬
schulunterrichts ab 1973; Bau
von 2000 Mehrzweckräumen
für den Fach- und Förderunter¬
richt.
Landesausgaben
im Programmzeitraum 160 Mio DM.
■ 4.113
Schulkindergarten
Zahlreiche Kinder erreichen trotz
des weit gespannten Zeitraumes für
die Einschulung nicht rechtzeitig die
Schulreife. Ihr Anteil an der Gesamt¬
schülerzahl eines Jahrgangs
schwankt in den verschiedenen Ge¬
bieten des Landes zwischen 5 und
15 Prozent. Die Verfahren zur Er¬
mittlung der Schulreife sind noch
unzureichend entwickelt. An die
Stelle der bisherigen punktuellen
Auslese muß eine länger dauernde
Beobachtungszeit in der ersten
Grundschulklasse treten, die durch
verbesserte wissenschaftliche Metho¬
den zur Feststellung der Schulreife
ergänzt wird. Selbst wenn alle För¬
derungsmaßnahmen für lernlangsa¬
me Kinder in Vorklassen und in
einem neu gestalteten Anfangsunter¬
richt der Grundschule wirksam ge¬
worden sind, bedarf immer noch ein
Anteil von etwa 5 bis 8 Prozent der
Schüler eines Einschulungsjahr¬
gangs besonderer Hinführung zur
Schulreife. Schulkindergärten über¬
nehmen diese Aufgabe. Sie gehören
zur Grundschule. Die Zahl der Schü¬
ler in einem Schulkindergarten soll
20 nicht übersteigen. Lehrer und So¬
zialpädagogen übernehmen den Un¬
terricht und die Erziehung.
Mit dem später möglichen allgemei¬
nen Ausbau der Vorklassen für alle
Kinder werden die spezifischen Auf¬
gaben des Schulkindergartens durch
Differenzierung und besondere För¬
dermaßnahmen im ersten Grund¬
schuljahr erfüllt. Die räumliche und
personelle Ausstattung der Schulkin¬
dergärten bildet zugleich einen vor¬
dringlich zu schaffenden Grundstock
für den späteren größeren Bedarf
der Vorklassen.
Bis 1975 soll ein Netz von 800 Schul¬
kindergärten ausgebaut sein, davon
480 im Programmzeitraum. Die Bau¬
kosten betragen für das Land 40
Mio DM, die Personalmehrkosten 12
Mio DM. In ländlichen Gebieten, in
denen die Schulwege unzumutbar
lang werden, erhalten nicht schul¬




Kinder zur Schulreife in Schul¬
kindergärten oder Vorklassen.
Maßnahmen bis 1975
Ein Netz von Schulkindergär¬
ten wird so ausgebaut, daß al¬
le nicht schulreifen Kinder zur
Schulreife geführt werden kön¬
nen; 320 Schulkindergärten
werden 1970, 480 von 1971 bis
1975 errichtet.
Landesausgaben
im Programmzeitraum 52 Mio DM.
■ 4.12
Hauptstufe des Schulwesens
Die Hauptstufe (Sekundarstufe I)
umfaßt die Klassen 5 bis 10 der wei¬
terführenden Schulen:
• Die Hauptschule mit anschlie¬
ßender 10. Klasse, der 10. Klasse
an der Fachoberschule oder als
Berufsgrundschuljahr,
• die Realschule,
• die Unter- und Mittelstufe des
Gymnasiums und
• die Hauptstufe der Gesamtschule
(4.14).
Die Hauptstufe hat die Aufgabe, auf
der Grundschule aufbauend, ein für
alle gleiches Fundament an Kennt¬
nissen und Fähigkeiten zu vermit¬
teln. Dazu gehören insbesondere die
Kenntnisse der Gesetzmäßigkeit und
Mathematisierbarkeit natürlicher Vor¬
gänge, die Beherrschung der Mut¬
tersprache, die Kenntnis einer Fremd¬
sprache als Kommunikationsmittel
und das Verständnis für die histori¬
sche Bedingtheit der eigenen Situa¬
tion.
Die Hauptstufe hat die weitere Auf¬
gabe, die individuelle Entwicklung
des einzelnen vorzubereiten und zu
fördern. Dazu gehören die Differen¬
zierung des Unterrichts nach Nei¬
gung und Leistungsvermögen, die
Berücksichtigung der Erfordernisse
der Berufswahl und das Heranführen
an Berufsfelder und Bereiche der
fachlichen Spezialisierung.
Das herkömmliche Schulsystem
sucht diese Aufgaben in einem drei¬
gliedrigen Aufbau zu lösen. Es ver¬
langt eine Entscheidung über den
Bildungsweg des Kindes in einem
Lebensalter, in dem die Eignung und
die Entwicklungsmöglichkeiten noch
nicht eindeutig beurteilt werden kön¬
nen. So hängt die Entscheidung oft
von der Bildungsoffenheit der Fami¬
lie und dem gesellschaftlichen
Standort der Eltern ab. Trotz aller
Bemühungen um Verbesserung der
Durchlässigkeit zwischen den Schul¬
formen ist eine spätere Korrektur
meist nur unter großen Schwierig¬
keiten möglich.
Organisationsformen, Lerninhalte
und Unterrichtsverfahren der Haupt¬
stufe müssen so fortentwickelt wer¬
den, daß sie den zukünftigen Aufga¬
ben in besserer Weise gerecht wer¬
den. Das wird im besonderen Maße
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formmaßnahmen das notwendige ge¬
sellschaftliche Problembewußtsein
und der entsprechende Stand der
wissenschaftlichen Erkenntnis zu¬
nächst noch nicht gegeben. Wo die
Notwendigkeit der Reform am deut¬
lichsten gegeben war, hat die Lan¬
desregierung die Neuordnung zuerst
durchgesetzt: 1968 wurde die Haupt¬
schule zur Schule der weiterführen¬
den Bildung ausgestaltet, 1969 mit
der Fachoberschule die Verbindung
zum Hochschulbereich geschaffen.
Das angebrochene Jahrzehnt wird
eine Phase der Weiterplanung und
der Verwirklichung sein. Neben dem
Ausbau und organisatorischen
Reformen des Schulwesens werden
Lerninhalte, Lehr- und Lernformen
und individuelle Bildungswege einen
besonderen Rang einnehmen. Der
Begriff „Lernen" wird umfassend
verstanden und schließt nicht nur
den Erwerb von schulmäßigen
Kenntnissen und Fähigkeiten, son¬
dern auch das soziale Verhalten, das
Selbstverständnis, das Erleben und
Durchstehen von Konfliktsituationen,
das Verständnis für den künstleri¬
schen Ausdruck und die Übung
rationaler Kräfte ein. Lernziele wer¬
den im Blick auf den einzelnen und
die Gesellschaft gesetzt. Durch sie
soll nicht einseitig Anpassung, son¬
dern vor allem auch kritische Rejek¬
tion und die stetige Veränderung der
Gesellschaft erstrebt werden.
Die im Programm vorgesehenen
organisatorischen und pädagogi¬
schen Reformen des Schulwesens
können zum Teil wegen des noch
fortbestehenden Lehrermangels
nicht in dem gewünschten Umfang
verwirklicht werden. Der Tiefpunkt
der Entwicklung des Lehrermangels
ist jedoch schon heute überwunden;
bis 1975 zeichnet sich eine deutliche
Besserung ab. Die Landesregierung
wird die notwendigen Maßnahmen
ergreifen, damit sich diese positive
Entwicklung verstärkt. Nach 1975
wird sich dann der notwendige
Spielraum ergeben, um eine volle
Grundversorgung der Schulen mit
Lehrern und die volle Durchführung
der Reformvorstellungen des Pro¬
gramms zu gewährleisten. Bis 1975
gilt ein an der Entwicklung des Leh¬
rerbestandes orientierter Prioritäten¬




Die Grundstufe umfaßt die Grund¬
schule mit den Klassen 1 bis 4 sowie





hat ergeben, daß sich die Kinder be¬
reits vor Vollendung des sechsten
Lebensjahres in einer günstigen
Lernphase befinden und daß in die¬
ser Zeit wesentliche Voraussetzun¬
gen für den schulischen Lernerfolg
geschaffen werden können. Es ist
daher erforderlich, die Kleinkinder
mehr als bisher zu fördern und ihnen
bereits im Vorschulalter besondere
Entwicklungsimpulse zu geben.
Außerdem muß die vorschulische Er¬
ziehung dazu beitragen, die Milieu¬
sperre für die Kinder aus den gesell¬
schaftlichen Grundschichten zu
überwinden und insbesondere
sprachfördernde Impulse zu geben.
Die Landesregierung hat im Schul¬
jahr 1969/70 mit einem Schulversuch
„Vorklasse" in 20 Klassen begon¬
nen; im Schuljahr 1970/71 soll er auf
50 Klassen erweitert werden. Die
Vorklassen sind der Grundschule zu¬
geordnet. In der Vorklasse erhalten
alle Kinder, die das fünfte Lebens¬
jahr vollendet haben, einen auf den
Schuleintritt bezogenen Unterricht.
Sehr schnell lernende Kinder wer¬
den früher in die Grundschule ein¬
treten können als Kinder mit nor¬
malem Lerntempo. Langsam lernen¬
de Kinder werden durch besondere
Förderungsmaßnahmen innerhalb
der Vorklasse und zu Beginn der
Grundschule gefördert. Vorklasse
und erstes Grundschuljahr überneh¬
men dann auch die Funktion des
Schulkindergartens. Stark lerngestör¬
te Kinder werden in heilpädagogi¬
schen Sondereinrichtungen möglichst
früh gefördert.
In eine Vorklasse werden nicht mehr
als 25 Kinder aufgenommen. Die
Leitung der Vorklasse übernimmt im
Versuchszeitraum ein Sozialpäd¬
agoge. In die Anfangsgründe schu¬
lischen Lernens führt ein Lehrer ein.
Die Landesregierung wird die Ent¬
scheidung über die allgemeine Ein¬
führung der Vorklasse von dem Er¬
gebnis des Versuchs abhängig
machen. Der Versuch wird wissen¬
schaftlich begleitet. Der Schulver¬
such ist dann abgeschlossen, wenn
die am Versuch beteiligten Kinder
die Grundschule durchlaufen haben.
Langfristiges Ziel
Nach Durchführung des Schul¬
versuchs „Vorklasse" wird die
Landesregierung entscheiden,
ob alle Kinder, die das 5. Le¬
bensjahr vollendet haben, in
Vorklassen der Grundschule
von Sozialpädagogen und von




wird mit 50 Klassen durchge¬
führt.
Landesausgaben
im Programmzeitraum 1,5 Mio DM.
■ 4.112
Grundschule
Die Grundschule ist seit fünfzig Jah¬
ren eine Schule für die gemeinsame
Erziehung der Kinder aus allen
Schichten. Sie hat gesamtschularti¬
gen Charakter. An dieser Form muß
festgehalten werden. Die Grund¬
schule vermittelt die allgemeinen
Grundlagen für jede weitere Bildung.
Sie muß dem Kind die Welt erschlie¬
ßen und es zu einer sachlichen Er¬
füllung der Aufgaben des Lernens
anhalten. Sie soll das kritische Be¬
wußtsein der Kinder früh aktivieren,
elementare Formen der Mitwirkung
selbst hinsichtlich der Inhalte des
Unterrichts ermöglichen und das
Wagnis freier Formen schulischen
Handelns eingehen.
Grundschulkinder müssen für das
Lernen anders herausgefordert
werden als früher. Deshalb werden
bei einer Lehrplanreform eigenstän¬
dige Lehrgänge in der Mathematik
und der Sprache, in der Musik und
der Kunst und ein eigenständiger
Sachunterricht für alle Schuljahre
der Grundschule eingeschlossen
sein. Die Begabung und Leistungsfä¬
higkeit des einzelnen Schülers fin¬
den ihre Berücksichtigung in einem
differenzierten Klassenunterricht




freie Arbeitsstunden erfährt das
Schulleben eine Bereicherung. Um
die Grundschule leistungsfähiger zu
gestalten, wurde als Mindestgröße
für ein Schulsystem Einzügigkeit be¬
stimmt. Die Landesregierung wird
jedoch den in der Praxis zu beob¬
achtenden Zug zur Errichtung zwei¬
zügiger und größerer Grundschulen
unterstützen.
Vom Schuljahr 1969/70 ab erproben
200 Schulen neue Richtlinien und
Lehrpläne während einer Dauer von
zwei Jahren. Ab 1973 unterrichten
alle Grundschulen nach den erprob¬
ten Richtlinien und Lehrplänen. Ver¬
suche werden auch mit dem Fünf-
Tage-Unterricht, der Verbindung von
Grundschulen und Vorklassen, der
Verbindung von Grundschule und
Gesamtschule und der Einführung
einer ersten Fremdsprache in der
Grundschule durchgeführt. Die
räumlichen Voraussetzungen zur
Reform der Grundschule werden
durch den Bau von Mehrzweckräu¬
men für den Fach- und den Förder¬
unterricht geschaffen werden.
50 Prozent der benötigten 4000, also
2000 Mehrzweckräume, werden bis
1975 errichtet. Die Kosten betragen
rund 160 000 DM pro Klasse. Vom
Land sind für den Schulbau die







Richtlinien und Lehrpläne zur
Modernisierung des Grund¬
schulunterrichts ab 1973; Bau
von 2000 Mehrzweckräumen
für den Fach- und Förderunter¬
richt.
Landesausgaben
im Programmzeitraum 160 Mio DM.
■ 4.113
Schulkindergarten
Zahlreiche Kinder erreichen trotz
des weit gespannten Zeitraumes für
die Einschulung nicht rechtzeitig die
Schulreife. Ihr Anteil an der Gesamt¬
schülerzahl eines Jahrgangs
schwankt in den verschiedenen Ge¬
bieten des Landes zwischen 5 und
15 Prozent. Die Verfahren zur Er¬
mittlung der Schulreife sind noch
unzureichend entwickelt. An die
Stelle der bisherigen punktuellen
Auslese muß eine länger dauernde
Beobachtungszeit in der ersten
Grundschulklasse treten, die durch
verbesserte wissenschaftliche Metho¬
den zur Feststellung der Schulreife
ergänzt wird. Selbst wenn alle För¬
derungsmaßnahmen für lernlangsa¬
me Kinder in Vorklassen und in
einem neu gestalteten Anfangsunter¬
richt der Grundschule wirksam ge¬
worden sind, bedarf immer noch ein
Anteil von etwa 5 bis 8 Prozent der
Schüler eines Einschulungsjahr¬
gangs besonderer Hinführung zur
Schulreife. Schulkindergärten über¬
nehmen diese Aufgabe. Sie gehören
zur Grundschule. Die Zahl der Schü¬
ler in einem Schulkindergarten soll
20 nicht übersteigen. Lehrer und So¬
zialpädagogen übernehmen den Un¬
terricht und die Erziehung.
Mit dem später möglichen allgemei¬
nen Ausbau der Vorklassen für alle
Kinder werden die spezifischen Auf¬
gaben des Schulkindergartens durch
Differenzierung und besondere För¬
dermaßnahmen im ersten Grund¬
schuljahr erfüllt. Die räumliche und
personelle Ausstattung der Schulkin¬
dergärten bildet zugleich einen vor¬
dringlich zu schaffenden Grundstock
für den späteren größeren Bedarf
der Vorklassen.
Bis 1975 soll ein Netz von 800 Schul¬
kindergärten ausgebaut sein, davon
480 im Programmzeitraum. Die Bau¬
kosten betragen für das Land 40
Mio DM, die Personalmehrkosten 12
Mio DM. In ländlichen Gebieten, in
denen die Schulwege unzumutbar
lang werden, erhalten nicht schul¬




Kinder zur Schulreife in Schul¬
kindergärten oder Vorklassen.
Maßnahmen bis 1975
Ein Netz von Schulkindergär¬
ten wird so ausgebaut, daß al¬
le nicht schulreifen Kinder zur
Schulreife geführt werden kön¬
nen; 320 Schulkindergärten
werden 1970, 480 von 1971 bis
1975 errichtet.
Landesausgaben
im Programmzeitraum 52 Mio DM.
■ 4.12
Hauptstufe des Schulwesens
Die Hauptstufe (Sekundarstufe I)
umfaßt die Klassen 5 bis 10 der wei¬
terführenden Schulen:
• Die Hauptschule mit anschlie¬
ßender 10. Klasse, der 10. Klasse
an der Fachoberschule oder als
Berufsgrundschuljahr,
• die Realschule,
• die Unter- und Mittelstufe des
Gymnasiums und
• die Hauptstufe der Gesamtschule
(4.14).
Die Hauptstufe hat die Aufgabe, auf
der Grundschule aufbauend, ein für
alle gleiches Fundament an Kennt¬
nissen und Fähigkeiten zu vermit¬
teln. Dazu gehören insbesondere die
Kenntnisse der Gesetzmäßigkeit und
Mathematisierbarkeit natürlicher Vor¬
gänge, die Beherrschung der Mut¬
tersprache, die Kenntnis einer Fremd¬
sprache als Kommunikationsmittel
und das Verständnis für die histori¬
sche Bedingtheit der eigenen Situa¬
tion.
Die Hauptstufe hat die weitere Auf¬
gabe, die individuelle Entwicklung
des einzelnen vorzubereiten und zu
fördern. Dazu gehören die Differen¬
zierung des Unterrichts nach Nei¬
gung und Leistungsvermögen, die
Berücksichtigung der Erfordernisse
der Berufswahl und das Heranführen
an Berufsfelder und Bereiche der
fachlichen Spezialisierung.
Das herkömmliche Schulsystem
sucht diese Aufgaben in einem drei¬
gliedrigen Aufbau zu lösen. Es ver¬
langt eine Entscheidung über den
Bildungsweg des Kindes in einem
Lebensalter, in dem die Eignung und
die Entwicklungsmöglichkeiten noch
nicht eindeutig beurteilt werden kön¬
nen. So hängt die Entscheidung oft
von der Bildungsoffenheit der Fami¬
lie und dem gesellschaftlichen
Standort der Eltern ab. Trotz aller
Bemühungen um Verbesserung der
Durchlässigkeit zwischen den Schul¬
formen ist eine spätere Korrektur
meist nur unter großen Schwierig¬
keiten möglich.
Organisationsformen, Lerninhalte
und Unterrichtsverfahren der Haupt¬
stufe müssen so fortentwickelt wer¬
den, daß sie den zukünftigen Aufga¬
ben in besserer Weise gerecht wer¬
den. Das wird im besonderen Maße
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von der Gesamtschule erwartet, ist
aber — wie die neue Hauptschule
zeigt — stärker als bisher auch im
dreigliedrigen Aufbau möglich. Ent¬
scheidend ist, daß jedem Schüler in
zumutbarer Entfernung das ihm ge¬
mäße Bildungsprogramm zur Verfü¬
gung steht. Dieses Ziel ist auf zwei
Wegen zu erreichen: durch Einfüh¬




In dieser Entwicklung bedeutet die
Reform der bisherigen Volksschule,
die 1968 von Landtag und Regierung
durchgeführt wurde, einen entschei¬
denden Schritt. Nicht oder wenig ge¬
gliederte Zwerg- und Kleinschulen
wurden aufgehoben. Leistungsfähige
mehrzügige Schulen treten an ihre
Stelle. Die Lehrer werden fachbezo¬
gen ausgebildet und unterrichten
nach neuen Lehrplänen. Mit Lei¬
stungsdifferenzierung nach Wahlfä¬
chern, der Einbeziehung zeitgemä¬
ßer Inhalte (z. B. Arbeitslehre, frühe¬
res Einsetzen des naturwissenschaft¬
lichen und fremdsprachlichen Unter¬
richts) und differenziertem Abschluß
wird die Hauptschule zu einer Schule
der weiterführenden Bildung.
Der Charakter der Hauptschule als
Schule weiterführender Bildung ist
erst dann vollendet, wenn sie über
den Hauptschulabschluß (9. Schul¬
jahr) hinausgreift. Wer in diesem Ab¬
schluß seine Befähigung beweist,
kann seit 1969 in die Klasse 10 der
Fachoberschule treten, nach einem
Jahr dort den mittleren Abschluß
erreichen und in weiteren zwei Jah¬
ren (Klasse 11 und 12) in der Fach¬
oberschule die Fachhochschulreife
erlangen. Ab1970 wird die 10. Klasse
als Aufbauklasse für qualifizierte
Hauptschüler auch an der Haupt¬
schule selbst eingeführt. Auch hier
soll für den vollen Ausbau dieses Bil¬
dungsweges nicht die Frage der or¬
ganisatorischen Zuordnung entschei¬
dend sein, sondern es soll jedem
Schüler möglichst ohne Zeitverlust
das volle Angebot zugänglich sein.
Diejenigen Schüler, die die Voraus¬
setzungen für die 10. Klasse der
Hauptschule oder der Fachober¬
schule nicht erfüllen oder diese Mög¬
lichkeit nicht nutzen wollen, können
die 10. Klasse als Berufsgrundschul¬
jahr besuchen (4.171).
Die neue Aufgabenstellung für die
Hauptschule erfordert eine Verbes¬
serung der Verhältniszahl von Lehrer
je Klasse (Richtzahl) von bisher 1.3
auf 1.4 im Programmzeitraum. Zum
Vergleich ist darauf hinzuweisen,
daß diese Richtzahl bei Realschulen
1.5 und bei Gymnasien 1.6 beträgt.
■ 4.122
Differenzierung in der Realschule
Ein Plan für die innere Reform der
Realschule wird seit 1969 in 50 Real¬
schulen erprobt. Im 9. und 10. Schul¬





wird der Unterricht differenziert und
individualisiert und die Vorbereitung
der Berufswahl gefördert. Mit der
Schwerpunktdifferenzierung ist eine
Revision der Lerninhalte verbunden.
Dadurch soll eine der Hauptschule
parallele Modernisierung angebahnt
werden, die die Arbeitsweise der
Schulformen einander näherbringt.
Alle Absolventen der Realschule
können zusätzlich zu den bereits ge¬
gebenen Weiterbildungsmöglichkei¬
ten in die Fachoberschule eintreten




Es liegt in der Struktur unseres Bil¬
dungswesens, daß Eltern und Schü¬
ler bei der Wahl einer weiterführen¬
den Schule sich besonders stark für
das Gymnasium entscheiden. Das
Land und seine Gemeinden müssen
diesem Andrang mit verstärktem
Schulbau für Gymnasien gerecht
werden.
Der äußere Ausbau und auch beson¬
dere pädagogische Maßnahmen
(z. B. Erprobungsstufe, Förderkurse)
reichen jedoch nicht aus, um diesem
Bildungsstreben gerecht zu werden.
Das Problem, Bildungsstreben, Bil¬
dungserwartungen und Bildungsan¬
gebot in Übereinstimmung zu brin¬
gen, ist — wie die Erfahrung anderer
vergleichbarer Länder bestätigt — im
Kern nicht durch äußeren Ausbau
der Schulformen, sondern nur durch
Modernisierung der Lerninhalte und
des Unterrichts zu lösen. Das
Gymnasium hat versucht, die Frage
durch die Aufgliederung in gymna¬
siale Typen zu lösen. Vielfach kann
jedoch die Wahl nicht nach Eignung
und Neigung des Schülers getroffen
werden, sondern sie hängt in Wirk¬
lichkeit vom Wohnort oder den Ver¬
kehrsverbindungen ab. Die Landes¬
regierung hat deshalb mit der Pla¬
nung einer einheitlichen Mittelstufe
des Gymnasiums begonnen, die in
sich differenziert sein soll. Innerhalb
jedes Gymnasiums soll sie dem ein¬
zelnen Schüler verschiedene Mög¬
lichkeiten bieten. Am wirkungsvoll¬
sten kann sie auf der Basis der Ko¬
edukationgebildetwerden. Die Mittel¬
stufe kann so die Grundlage für eine
in sich stark differenzierte Oberstufe
(Kollegstufe 4.13) sein.
Eine andere Form der Differenzie¬
rung wird zur Zeit an einigen Gym¬
nasien erprobt. Dort werden beson¬
ders leistungsfähige Schüler zusam¬
mengefaßt, um vier Klassenstufen (5
bis 8) in drei Jahren zu durchlaufen.
■ 4.124
Differenzierte Hauptstufe
In der Struktur der neuen Haupt¬
schule wie in Reformplänen und
-versuchen an Realschulen und
Gymnasien zeigen sich Möglichkei¬
ten, vom Bestehenden ausgehend
bildungspolitisch moderne Wege zu
gehen. Die Schulen differenzieren
sich im Inneren und gleichen sich in
dieser inneren Differenzierung ein¬
ander an. Die gemeinsamen Aufga¬
ben aller Klassen der Hauptstufe tre¬
ten in Erscheinung. Die Kooperation
zwischen den Schulformen wird so
von der inneren Entwicklung her er¬
leichtert. Sie wird zugleich von
außen gefördert durch die Neuord¬
nung der Lehrerbildung (4.21) und
die Entscheidung der Landesregie¬
rung für die Förderung des Baues
von Schulzentren (4.14).
Als Fernziel erscheint in diesen An¬
sätzen eine differenzierte Haupt¬
stufe, in der für die Entscheidung
des einzelnen Schülers nicht mehr
die Frage nach der Schulform das
wichtigste ist, sondern die Frage
nach der individuellen Schullauf¬
bahn, die ihm dort entsprechend sei-
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Abbildung 9 Organisation der Hauptstufe des Schulwesens





















nen Erwartungen und Fähigkeiten
zur Verfügung steht. Die Gesamt¬
schule ist von vornherein auf dieses
Prinzip abgestellt. Aber auch in tra¬
ditionellen Schulformen ist es mög¬
lich, einer einheitlichen, in sich diffe¬
renzierten Hauptstufe näherzukom¬
men durch Differenzierung innerhalb
der Schulform und durch Koopera¬
tion verschiedener Schulformen in
benachbarten Gebäuden der Schul¬
zentren unter einheitlicher Leitung.
Die verschiedenen Möglichkeiten,
eine solche Annäherung und Ver¬
flechtung einer in sich vielfältigen
Hauptstufe zu erreichen, sind prag¬
matisch und flexibel zu erproben und
zu entwickeln. Voraussetzung für
eine differenzierte Hauptstufe ist die
Überprüfung der Lehrpläne und Lern¬
inhalte. Es soll sichergestellt werden,
daß alle Schüler der Hauptstufe eini¬
ge gemeinsame Fächer haben. Die
erste Fremdsprache muß für alle fünf¬
ten Klassen grundsätzlich Englisch
sein. Diese Festsetzung wendet sich
nicht gegen den Bildungswert alter
Sprachen und anderer moderner
Sprachen. IhrStudium im Gymnasium
bleibt möglich und ist wünschens¬
wert. Die vielzügig ausgebaute Ge¬
samtschule bietet dazu besonders
gute Möglichkeiten. Eine einheitliche
Anfangsfremdsprache ist jedoch für
die Chancengleichheit und die
Durchlässigkeit von hoher Bedeu¬
tung. Damit wird zugleich gesichert,
daß jeder Begabte die Fachober¬
schule, die sechs Jahre Englisch
voraussetzt, besuchen und die Fach¬
hochschulreife erwerben kann. Un¬
erläßliche gemeinsame Fächer sind
außerdem:
• Mathematik als Universalsprache
heutiger Naturwissenschaft und
Technik,
• Naturwissenschaft zur Einfüh¬
rung in das Verständnis der Ge¬
setzlichkeit in belebter und unbe¬
lebter Welt,
• Gesellschaftswissenschaft zur
Einführung in die Probleme und
Regelungen menschlichen Zu¬
sammenlebens.
Die Landesregierung wird überprü¬
fen, wieweit eine Richtlinienanglei-
chung in den Schulformen möglich
ist. Das Land wird die Arbeiten des
von der Kultusministerkonferenz ge¬
planten „Curriculum-Instiiuts" för¬
dern (4.85). Durch die Angleichung
muß einerseits der begabte Schüler
besonders gefördert, andererseits
der lernlangsame Schüler unterstützt
werden.
Auf der Hauptstufe werden zwei Ab¬
schlüsse erreicht: Der Hauptschul¬
abschluß nach dem 9. Schuljahr und
der Hauptstufenabschluß nach dem
10. Schuljahr. In Realschule und
Gymnasium wird nach der
10. Klasse der Besuch der Kolleg¬
stufe in zwei- oder dreijähriger Form
empfohlen. Das gleiche gilt für
Hauptschüler mit dem Abschluß
nach dem 10. Schuljahr.
Abbildung 9 (S. 49) zeigt die Entwick¬
lung zur integrierten und differenzier¬
ten Hauptstufe des Schulwesens.
Langfristiges Ziel
Ausdehnung der Schulpflicht
(Vollzeitschule) auf die Klas¬
se 10; Möglichkeit des mittle¬
ren Abschlusses an der Haupt¬
schule (Klasse 10); innere Dif¬
ferenzierung in allen Formen
der Hauptstufe; Kooperation






mit 1,4 Lehrern je Klasse;
10. Klasse als Angebot (Auf¬
bauklasse der Hauptschule
und 10. Klasse Fachoberschu¬
le) für etwa 20 Prozent eines
Hauptschuljahrganges; Revi¬




35 Mio DM (Bauausgaben).
■ 4.13
Kollegstufe
Die Kollegstufe (Sekundarstufe II)
umfaßt die Klassenstufen und Schul¬
formen, die nach der Hauptstufe zur
Hochschulreife führen:
• die Oberstufe der Gymnasien
(Klassen 11-13),
• die Fachoberschule (Klassen 11
und 12),
• die Institute zur Erlangung der
Hochschulreife und
• die Abendgymnasien.
Die Kollegstufe bereitet auf die Stu¬
dierfähigkeit im Gesamthochschul¬
bereich und auf den Eintritt in sol¬
che Berufsausbildungsgänge vor,
die ein hohes Maß an Kenntnissen
und wissenschaftlichem Verständnis
verlangen. Sie muß in einem Kernbe¬
reich allen Schülern eine gemein¬
same Basis von sachlichen und
methodischen Kenntnissen und Ein¬
sichten vermitteln. Sie hat gleichzei¬
tig durch ein Wahlangebot individu¬
elle Neigungen und Interessen zu
fördern; dazu gehört die Differenzie¬
rung im Hinblick auf Berufs- und
Studienabsichten.
Das bisherige Schulsystem suchte
die Aufgaben in der Gliederung nach
Schulformen und Schultypen und in
der Trennung von „Bildung" und
„Ausbildung" zu lösen. Aufbauzüge,
Begabtensonderprüfungen, Frem¬
denreifeprüfungen, Abendgymnasien
und Kollegs haben vielen Volks¬
und Realschülern den späteren Zu¬
gang zu höheren Abschlüssen er¬
möglicht. Sie behalten auch in Zu¬
kunft Berechtigung und Funktion.
Angesichts der neuen Anforderun¬
gen der Berufswelt und des neuen
Verständnisses von Bildung in einem
umfassenden Sinne, der die Tren¬
nung von Berufsvorbildung und All¬
gemeinbildung im traditionellen
Sinne aufhebt, genügen jedoch
diese „Reparatursysteme" als zweite
und dritte Bildungswege allein nicht
mehr.
Die neue Kollegstufe bildet eine in
sich differenzierte Einheit. Die Diffe¬
renzierung ergibt sich aus den un¬
terschiedlichen Aufgaben und Inter¬
essen, aus den unterschiedlichen In¬
halten der Vorbildung und aus dem
Unterschied im Alter der Studieren¬
den. In dieser Form kann die Kolleg¬
stufe ihre Aufgabe, ein Bindeglied
zwischen Hauptstufe und Hochschul¬
bereich zu sein, nicht nur in den Lern¬
inhalten, sondern auch in der Orga¬
nisation, der Arbeitsweise und im
Einüben von Verhaltensweisen erfül¬
len, die den Erfolg im Gesamthoch¬
schulbereich sichern. Die Entwick¬
lung ist in Schulversuchen und
neuen Schulformen vorbereitet
(z. B. „Bochumer Modell" der gym¬
nasialen Oberstufe, Gesamtschule
Gelsenkirchen und Studienkolleg




Die Fachoberschule, die 1969 als
neue Schulform eingeführt wurde, ist
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die zweijährige Schulform der Kol¬
legstufe. Sie führt nach dem
12. Schuljahr zur Fachhochschul¬
reife. Neben dem Kernbereich der
Fächer, die für alle Formen der Kol¬
legstufe verbindlich sind: Englisch,
Sozialkunde, Mathematik, Naturwis¬
senschaften, Deutsch und Sport, tre¬
ten berufsbezogene Fächer im enge¬
ren Sinne: Technik, Wirtschaft, Ge¬
staltung, Hauswirtschaft oder Sozial¬
pädagogik als Wahlbereiche. "Diese
berufsbezogenen Fächer entspre¬
chen den Formen der Fachhoch¬
schule. In der Fachoberschule ist die
Identität von Bildung und Ausbildung
bereits angelegt.
Bis 1975 ist für die Klassen 11 und
12 mit 15 000 Vollzeitschülern und
10 000 Teilzeitschülern zu rechnen.
Der Schulraumbedarf für die Teil¬
zeitform wird weitgehend durch die
Entlastung der Berufsschule, insbe¬
sondere durch das Auslaufen der
Berufsaufbauschulen, gedeckt. Für




Die Institute zur Erlangung der
Hochschulreife und die Abendgym¬
nasien (Tages- und Abendkollegs)
geben Studierenden, die bereits eine
Berufsausbildung abgeschlossen
haben, die Möglichkeit zum Erwerb
der Hochschulreife. Die Tages- und
Abendkollegs haben sich während
der letzten Jahre um die Entwick¬
lung eigenständiger Formen der Bil¬
dung bemüht, die den Erwachsenen
mit Berufserfahrung gemäß sind und
die auf den gewünschten neuen Be¬
ruf ausgerichtet sind (Wahlfächer,
studienbezogene Schwerpunktbil¬
dung). Die Mitbestimmung der er¬
wachsenen Studierenden wurde er¬
heblich erweitert. Der Klassenver¬
band soll durch ein differenziertes
Kurssystem ersetzt werden. Das Stu¬




Zwei- und dreijährige Formen des
Kollegs entstehen an bestehenden
Schulen (Berufsschulen, Gymnasien,
Gesamtschulen). Mittel- bis langfri¬
stig soll das Kolleg auch räumlich
eine eigenständige Schulstufe bil¬
den, entweder als zentrale Oberstufe
in Entwicklungsschwerpunkten und
besonders geeigneten Gemeinden
mit zentralörtlicher Bedeutung oder
wenigstens als besonderes Gebäude
einer großen Schule. Die räumliche
Trennung erleichtert es den Studie¬
renden, sich aus der Rolle des Schü¬
lers in Pflichten und Aufgaben des
Erwachsenen hineinzufinden. Das
Kolleg bietet ihm einen eigenen
Lebensraum, dessen Gestaltung er
mitbestimmt und mitverantwortet.
Lehr- und Lernformen heben sich
deutlich ab von denen der Haupt¬
stufe und fördern vor allem die
Eigentätigkeit. Der Klassenverband
wird aufgelöst. Ein Kurssystem gibt
jedem die Möglichkeit, den Stoff in
einem Tempo zu lernen, das seiner
Kraft des Verstehens und Produzie¬
rens entspricht. Entsprechend kön¬
nen die Fachhochschulreife und die
Hochschulreife in Etappen („Stufen¬
abitur") und von besonders Begab¬
ten auch vor Ablauf von zwei oder
drei Jahren erworben werden. Der
Studierende kann Schwerpunkte bil¬
den und sich außerhalb des gemein¬
samen Kernbereiches die Fächer
wählen, die seiner Neigung und sei¬
nen Zukunftsplänen entsprechen.
Der wichtigste Schritt in der Reform
ist auch in der Kollegstufe die Über¬
prüfung der Lehrpläne und der Lehr-
und Lernformen. Zu den Kernfä¬
chern und den Wahlfächern, die
auch heute zum Programm der
Oberstufe gehören, treten neue
Wahlbereiche (z. B. Technik, Wirt¬
schaft, Recht). Jedes Fach muß
typisch sein für einen größeren
Fachbereich, damit im Sinne der
„kategorialen Bildung" vom einzel¬
nen her Allgemeines erfaßt werden
kann. Die Einbeziehung von Elemen¬
ten des Grundstudiums in das Kolleg
muß erprobt werden. Um ein reiches
Angebot an Kursen und Wahlfächern
zu bieten, müssen die Kollegs ent¬
sprechend groß sein. Sie sollten
mindestens vierzügig sein, nach
Möglichkeit aber acht und mehr
Züge umfassen.
Langfristig ist die räumliche und
organisatorische Verbindung von
zwei- und dreijährigen Kollegs vor¬
gesehen. Die Möglichkeit der
Kooperation und Integration soll er¬
probt werden. Dazu gehört auch die
Ausgestaltung flexibler Abschlüsse
(Stufen, Etappen, Möglichkeiten spä¬
terer Ergänzung) mit dem Ziel eines
früheren Erwerbs der Hochschul¬
reife. Im Programmzeitraum werden
30 Kollegs eingerichtet, die die
zwei- und dreijährige Form verbin¬
den.
Eine Vorstellung von dem jetzigen
und zukünftigen Zustand der Organi¬
sation der Kollegstufe gibt Abbil¬
dung 10 (Seite 52).
Bei der Lehrplanrevision und am
Großversuch Kolleg wird die Lan¬
desregierung die Lehrerkollegien,
Schulleiter, Schülermitverwaltung
und Elternvertreter auch an der Pla¬
nung und Entwicklung der Konzep¬
tion beteiligen. Diese Arbeit wird
zentral koordiniert und wissenschaft¬
lich begleitet.
Im Programmzeitraum sind zusätz¬
liche Investitionen zur besseren Aus¬
stattung (Räume, Materialien) beste¬
hender Oberstufen und Umbauten
von Kolleggebäuden notwendig. Es
müssen etwa 500 zusätzliche Klas¬
sen- und Fachräume für Kursunter¬
richt geschaffen werden. Dadurch
entstehen für das Land Kosten in
Höhe von 62,5 Mio DM. Für den Bau
von rund 600 zusätzlichen Klassen
für die Vollzeitform der Fachober¬
schule betragen die Kosten des Lan¬
des 75 Mio DM.
Langfristiges Ziel
Einführung der Kollegstufe als
selbständige in sich differen¬
zierte Schulform; Entwicklung
der Tages- und Abendkollegs
insbesondere in den studien¬
bezogenen Schwerpunkten mit
entsprechender Anrechnung




Revision der Lehrpläne, Lern¬
inhalte und der Lehr- und
Lernformen aller Arten des
Kollegs; 30 Schulversuche des
integrierten Kollegs; moderne¬
re Gestaltung der Tages- und
Abendkollegs.
Landesausgaben
im Programmzeitraum 137,5 Mio DM.
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Abbildung 10 Organisation der Kollegstufe des Schulwesens
Traditionelle Gliederungen der Oberstufen
Gymnasium





































































Im Prinzip der Gesamtschule sind
alle Bestrebungen zusammengefaßt,
die sich auf die Erneuerung unseres
Bildungssystems richten. In der Ge¬
samtschule werden die Schüler der
Hauptstufe und die Studierenden der
Kollegstufe in einem flexiblen Kurs¬
system möglichst individuell nach
Begabung, Neigung und Leistung
gefördert. In ihr sind die herkömm¬
lichen Schulformen aufgehoben. Fol¬
gende Erwartungen knüpfen sich an
die Errichtung von Gesamtschulen:
• Die Lernleistungen jedes Schü¬
lers können durch größere Frei¬
heit der Schüler bei der Wahl der
Lerninhalte verbessert werden.
• Die Lernfreude wird erhalten und
die Schulmüdigkeit durch durch¬
greifende Modernisierung der
Lernstoffe, der Unterrichtsgestal¬




Begegnung und Kooperation der
Schüler und Studierenden aus
allen sozialen Schichten entwik-
kelt.
• Die Quote der Schüler, die auf
der Schule versagen, kann durch
Abschaffung der punktuellen
Auslese nach dem 4. Schuljahr
und Offenhalten der Entschei¬
dung über die Abschlüsse bis
zum Ende der Hauptstufe deut¬
lich gesenkt werden.
• Anwendung und Ausnutzung
moderner Unterrichtshilfen kön¬
nen verbessert werden.
• Die Berufsorientierung auf der
Hauptstufe durch Hinführung
aller Schüler zur Wirtschafts- und
Arbeitswelt kann verbessert wer¬
den.
• Das Bildungsgefälle zwischen
städtischen Verdichtungsgebie¬
ten und dem ländlichen Raum
kann verringert werden.




• Schüler und Studierende können
den Hauptschulabschluß, den
Hauptstufenabschluß (mittlere




Gesamtschulen können eine Haupt¬
stufe und eine Kollegstufe (ein¬
schließlich eines berufsbezogenen
Schwerpunktes) führen. Sie können
jedoch auch nur als Hauptstufe oder
nur als Kollegstufe angelegt sein.
Die Hauptstufe der Gesamtschule
umfaßt die Schüler des 11. bis
16. Lebensjahres und hat damit
sechs Schuljahrgangsstufen. Die
Zahl der Züge soll mindestens vier
und höchstens zehn betragen. Die
Stärke der Eingangsgruppen (her¬
kömmliche Klasse) beträgt gegen¬
wärtig 35 (künftig 30) Schüler.
Die Kollegstufe der Gesamtschule
umfaßt die Studierenden vom 17. bis
18. bzw. 19. Lebensjahr, also zwei
bis drei Jahrgangsstufen. Sie soll
mindestens vier, besser aber acht
und mehr Züge aufweisen.


















Die Größe von 2000 Schülern und
Studierenden sollte möglichst nicht
überschritten werden. Die Grund¬
schule wird in der Regel nicht in die
Gesamtschule einbezogen. Eine
Kooperation zwischen der Gesamt¬
schule und den ihr zugeordneten
Grundschulen ist jedoch vorgese¬
hen.
In Gesamtschulen der Mindestgröße
(vier- bis sechszügige Hauptstufen)
können jedoch auch Grundschulen
einbezogen werden. Gesamtschulen
entfalten ihre optimale Wirksamkeit,
wenn sie Ganztagsschulen sind.
Die Gesamtschule stellt neue Anfor¬
derungen an die Lehrer und damit
an die Lehrerausbildung. In der gro¬
ßen, sich entwickelnden neuen
Schulorganisation wachsen auch die
fachlichen und pädagogischen Mög¬
lichkeiten für den Lehrer. Die Spe¬
zialisierung im fachlichen Bereich
muß mit der Erweiterung des erzie¬
hungswissenschaftlichen Horizonts
verbunden werden. Eine sinnvolle
Beschränkung der Lehrerausbildung
auf die Stufen der Gesamtschule ist
notwendig, wenn Studium und Vor¬
bereitungsdienst nicht verlängert
werden sollen. Die Gesamtschule ist
auf die Mitwirkung der Lehrer aller
Schulformen angewiesen. Sie wird
auch Fachleute aus der Praxis mit
der Erteilung des Unterrichts in
neuen Lernbereichen beauftragen.
Größe und Gliederung der Gesamt¬
schule hängen von der Schülerzahl
und dem Einwohnereinzugsbereich
ab. Für die Zukunft kann angenom¬
men werden, daß alle Schüler die
Hauptstufe bis zum zehnten Schul¬
jahr besuchen werden. Es ist damit
zu rechnen, daß bis 1980 etwa
25 Prozent der Schüler aus der
Hauptstufe weiter in die Kollegstufe
übergehen werden. Bis 1985 wird mit
33 Prozent gerechnet.
Auf Grund dieser Zahlenwerte wurde
für die Kreise und kreisfreien Städte
in Nordrhein-Westfalen berechnet,
wieviel achtzügige Haupt- und Kol¬
legstufen der Gesamtschulen getra¬
gen werden könnten. Dabei wurde
nicht berücksichtigt, daß in den
ländlichen Gebieten unter Umstän¬
den auch Schulen mit weniger als
acht Zügen, in den verdichteten Ge¬
bieten Schulen mit mehr als acht
Zügen errichtet werden können. Zu¬
grunde gelegt wurde die Jahrgangs¬
stärke derSchüler in den Grundschu¬
len nach dem Stand des Jahres 1968.
Danach kann das Konzept „Gesamt¬
schule", wenn man Haupt- und Kol¬
legstufe räumlich getrennt anordnet,
auch in ländlichen Gebieten in aus¬
reichender Dichte verwirklicht wer¬
den.
Das Ergebnis zeigt Abbildung 11.
Damit sollen keineswegs Festlegun¬
gen für Standorte getroffen, sondern
nur ein Vorstellungsmodell für die
mögliche Dichte von Gesamtschulen
geboten werden (vgl. Seite 55).
Die Gesamtschule erfordert größere
Schulanlagen als bisher üblich. Die
Landesregierung hat schon 1968 den
Ausbau von Schulzentren veranlaßt,
in denen Gebäude für mehrere
Schulformen zusammengefaßt wer¬
den. Solche Schulzentren sollen
künftig so ausgebaut werden, daß
sie auch Gesamtschulsysteme auf¬
nehmen können. Neubauten von
Schulen sollen nur noch dann bezu-
schußt werden, wenn die Gemeinden
ein Schulzentrum konzipiert haben
oder die Ausbaumöglichkeit zu
einem Schulzentrum, das auch eine
Gesamtschule aufnehmen kann, ge-
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sichert ist. Begründete enge Aus¬
nahmen bleiben möglich. „Modifi¬
zierte" Schulzentren für Gesamt¬
schulen kosten — bei gleichen An¬
sprüchen — nicht mehr als die Schu¬
len, die an ihrer Stelle errichtet wer¬
den müßten. Da sie nach dem Fach¬
klassenprinzip gebaut werden kön¬
nen, ist es möglich, bisher nicht vor¬
gesehene Einrichtungen für einen
modernen Unterricht und für die
Ganztagsschulen gleich mit vorzuse¬
hen.
Neben den Neubaumaßnahmen wird
eine Fülle von Kompromiß- und
Übergangslösungen notwendig sein,
weil die vorhandenen Schulgebäude
einbezogen werden müssen. Die
Möglichkeit der Trennung von
Haupt- und Kollegstufe wird vielfach
eine Entlastung bedeuten. Außerdem
ist als Übergangslösung auch eine
horizontale Teilung der Mittelstufe
möglich. Z. B. können die 5. und
6. Schuljahrgänge in dem einen, die
übrigen Jahrgänge in einem mög¬
lichst nahen anderen Schulgebäude
untergebracht werden. Weniger pro¬
blematisch ist der Bau von Gesamt¬
schulanlagen, sofern bestehende
Schulanlagen durch Erweiterungs¬
bauten ergänzt werden können.
Die Kosten erhöhen sich bei einem
Ausbau des Schulzentrums zu einem
Bildungszentrum. Nach den Erfah¬
rungen in anderen Ländern emp¬
fiehlt es sich, eine öffentliche Biblio¬
thek, Erziehungsberatungsstellen,
Einrichtungen der Erwachsenenbil¬
dung, der Weiterbildung und der
Umschulung oder gar ein Zentrum
für Gruppen und Vereine zuzuord¬
nen. Diese Verbindung dient der
wirtschaftlicheren Ausnutzung der




wird zukünftig auch auf Schulsy¬
steme angewendet, die zwei oder
mehrere Schulformen der Hauptstufe
oder der Kollegstufe zusammenfas¬
sen. Die größere pädagogische
Wirksamkeit durch Kooperation und
eine verbesserte Durchlässigkeit
sind nur zu erreichen, wenn das
Schulzentrum unter einheitlicher Lei¬
tung steht. Das Schulzentrum als
Schulsystem kann zur integrierten
und differenzierten Gesamtschule
fortentwickelt werden.
Die Landesregierung beobachtet mit
Interesse die starke Zustimmung der
Öffentlichkeit, namentlich bei den
kommunalen Vertretungskörper¬
schaften und bei Eltern, zu der Er¬
richtung von Gesamtschulen. Die
Landesregierung hat sich zwar noch
nicht für die allgemeine Einführung
der Gesamtschule im ganzen Land
entschieden. Sie beurteilt jedoch —
ausgehend auch von ausländischen
Erfahrungen — die heute kaum noch
bestrittenen Grundgedanken der Ge¬
samtschule sehr positiv. Die endgül¬
tige Entscheidung wird die Landes¬
regierung auf Grund der Erfahrun¬
gen aus dem Schulversuch „Ge¬
samtschule" treffen. Bis 1975 sollen
30 Schulversuche durchgeführt oder
begonnen werden. Der Mehrbedarf
für die Ausstattung als Ganztags¬
schule und besonders moderne
technische Einrichtungen beträgt für
das Land 75 Mio DM.
Langfristiges Ziel
Erprobung und — soweit das
Ergebnis des Schulversuches
dies zuläßt — allgemeine Ein¬
führung der Gesamtschule; In¬
tegration des gesamten Schul¬
wesens.
Maßnahmen bis 1975
Durchführung von 30 Gesamt¬
schulversuchen; Schulneubau¬
ten werden in der Regel nur
gefördert, wenn eine Gesamt¬
schulanlage oder wenigstens
ein als Gesamtschule ver¬
wendbares Schulzentrum ge¬
plant oder wenn die Ausbau¬








einem gesellschaftlichen und einem
pädagogischen Bedürfnis. Sie soll
helfen, soziale Verhaltensweisen zu
entwickeln, auf Verantwortung in
Staat und Gesellschaft vorzubereiten
und die Ungleichheit der Bildungs¬
chancen zu überwinden. Sie kann
die verähderte Arbeitsteilung zwi¬
schen Schule und Familie durch
Wegfall oder Verminderung der
Hausaufgaben berücksichtigen.
Die Ganztagsschule darf nicht eine
ausgeweitete Halbtagsschule sein.
Ihr stellen sich neue und erweiterte
Aufgaben:
• Anstelle der Hausaufgaben tre¬
ten Übung, Vertiefung und Wie¬
derholung des Lernstoffes in der
Schule. Sie kann neue Arbeitsfor¬
men entwickeln.
• Der soziale Erfahrungsbereich
wird erweitert.
• Die Kontakte zwischen Schülern
aus verschiedenen sozialen
Schichten werden verstärkt.
• Die Zusammenarbeit von Lehrern
und Schülern kann verbessert
werden.
• Der Ausbau der Schülermitver¬
antwortung ist möglich.
• Die Zusammenarbeit von Schule
und Elternhaus kann enger wer¬
den.
• Die Bildungsberatung kann stär¬
ker wirksam werden.
Die Ganztagsschule soll — -auch
langfristig — nur für die Hauptstufe
und die Kollegstufe eingeführt wer¬
den. Bei der Grundstufe soll die ge¬
sellschaftliche Entwicklung (z. B. zu¬
nehmende Erwerbstätigkeit der
Frau) abgewartet werden.
Bis 1975 ist wegen des zwar abneh¬
menden, aber noch vorhandenen
Lehrermangels die Ganztagsschule
nur in verhältnismäßig geringem Um¬
fang einzuführen. Abgesehen von
den Ganztagsgesamtschulen sollen
100 Schulen der Hauptstufe als
Ganztagsschulen eingerichtet wer¬
den. Neben Lehrern werden auch
pädagogisch-technische Assistenten
in der Ganztagsschule eingesetzt.
Die Landesregierung erwartet von
den Gemeinden, daß sie sich bei
ihren Planungen auf das langfristige
Ziel der allgemeinen Einführung der
Ganztagsschule einrichten.
Die bereits bestehenden Ganztags¬
schulen in den Bereichen Haupt¬
schule, Realschule, Gymnasium und
Gesamtschule sollen wissenschaft¬
lich beobachtet und die besten For¬
men für Unterricht und Schulleben
ermittelt werden. 1971 wird die Lan¬
desregierung Richtlinien für Bau,
Finanzierung und Personalausstat¬
tung erlassen. Von 1973 bis 1975
werden dann die 100 Ganztagsschu¬
len eingerichtet. Dabei sind die
Ganztagsgesamtschulen nicht einge¬
rechnet.
Unabhängig von der Einführung der
Ganztagsschule kann in geeigneten
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Abbildung 11












ssMS -il:3B5rjAS::::« ^Z» 7 ^™™
• ^JOCHUM^^J"/^
























Schulen die Fünftagewoche einge¬
führt werden. Die Unterrichtswirk¬
samkeit darf bei dieser Unterrichts¬
verteilung auf fünf Tage nicht leiden;




Ganztagsschule in der Haupt-
und Kollegstufe.
Maßnahmen bis 1975
100 Schulen der Hauptstufe
werden als Ganztagsschulen
eingerichtet; ab 1972 Zulas¬
sung des auf fünf Tage verteil¬




75 Mio DM (Baumehrkosten).
■ 4.16
Sonderschulen
Die Sonderschulen führen Schüler,
die in den Normalformen des Schul¬
wesens nicht hinreichend gefördert
werden können, zur Berufsreife oder
zur Hochschulreife. In der Regel
durchlaufen Sonderschüler die für
Leben, Beruf und Studium wichtigen
Lernprozesse langsamer und unter
erschwerten Bedingungen. Lernfä¬
higkeit, Lernbereitschaft und Lern¬
verhalten sind infolge der Behinde¬
rungen, denen Sonderschüler unter¬
liegen, individueller ausgeprägt. Da¬
her muß die Sonderschule stärker
als die Normalschule ihre Arbeit auf
die Weckung der Lernfreude und die
Entwicklung sozialer Verhaltenswei¬
sen ausrichten.
Die erst in den Anfängen ihrer Ent¬
wicklung stehende Didaktik für Son¬
derschulen wird stärker als bei den
übrigen Schulen die allgemeinen
und fachlichen Lernziele im Hinblick
auf die Lebens- und Berufserwartun¬
gen der behinderten und geschädig¬
ten Schüler auswählen und die Lern¬
inhalte mit allen zur Verfügung ste¬
henden modernen Unterrichtshilfen
vermitteln müssen.
Besonders günstig für das Verweilen
beim Lernen, für die Weckung der
Lernfreude und für die Förderung
sozialer Verhaltensweisen ist die
Sonderschule in Ganztagsform. Son¬
derschulen als Ganztagsschulen hel¬
fen familiäre Konflikte abzubauen,
die oft Ursache für die Behinderung
der Kinder sind oder durch die Be¬
hinderung ausgelöst werden.
Die Differenzierung des Unterrichts
in der Sonderschule nach Bega¬
bung, Leistung und Neigung der
Schüler darf nicht hinter der Ent¬
wicklung auf der Hauptstufe und in
der Gesamtschule zurückbleiben.
Sonderschulen müssen so groß sein,
daß sie so viel Lehrer einsetzen kön¬
nen, wie der Fachunterricht und die
therapeutischen Belange erfordern.
Mittelstufe und Oberstufe der Son¬
derschule für Lernbehinderte sollen
doppelzügig sein.
Entscheidend für die Stellung der
Sonderschule in der Gesellschaft
und für den Erfolg ihrer Arbeit ist die
gerechte und richtige Auswahl ihrer
Schüler. Die augenblicklich verwen¬
deten Verfahren und Mittel zur Aus¬
wahl der Kinder entsprechen nicht
mehr den modernen Erkenntnissen.
Sie müssen mit Hilfe der Wissen¬
schaft weiterentwickelt werden. Die
Sonderschulen müssen die Zahl der
in die Normalschule zurückgeführten
Schüler steigern. Durch gesetzliche
und pädagogische Maßnahmen hat
die Landesregierung das Sonder¬
schulwesen gefestigt und ausgebaut.
Mit der Änderung des Schulord¬
nungsgesetzes wurde die Sonder¬
schule zur eigenständigen Schulform.
Die weltanschauliche Gliederung
entfiel. Die Klassenfrequenz wurde
gesenkt und die Lehrerrichtzahlen
für Sonderschulen wurden erhöht.
Langfristiges Ziel
Ausbau der Sonderschulen für
Lernbehinderte zu doppelzügi¬
gen Schulen; Umwandlung al¬




le bei 30 Prozent der Sonder¬
schulen; neue Richtlinien und
Lehrpläne für die Sonderschu¬
len ab 1973; Erarbeitung ver¬
besserter Verfahren zur Ermitt¬
lung der Sonderschulbedürf¬
tigkeit; Zusammenfassung der





40 Mio DM (Baukosten).
■ 4.17
Berufliche Bildung
In der modernen Arbeits- und Be¬
rufswelt ändern sich die Arbeitsin¬
halte und Arbeitsabläufe infolge des
technisch-wissenschaftlichen Fort¬
schritts und des Wandels der Nach¬
frage laufend. Deshalb ändern sich
auch die an die beruflichen Fertig¬
keiten gestellten Anforderungen mit
zunehmender Beschleunigung. Be¬
reits heute haben etwa 45 Prozent
aller männlichen Erwerbstätigen
mindestens einmal ihren Beruf ge¬
wechselt. Von der Berufsbildung
muß daher erwartet werden, daß sie
anstelle von (derzeit etwa 580) Ein¬
zelberufen mit engem Tätigkeitsbe¬
reich
• eine breite berufliche Grundbil¬
dung vermittelt, die dem einzel¬
nen für das ganze Arbeitsleben
ein hohes Maß an beruflicher Be¬
weglichkeit garantiert,
• eine berufliche Fachbildung er¬
möglicht, die zu einer qualifizier¬
ten Tätigkeit hinführt.
Beiden Forderungen entspricht zu¬
nächst die Einbeziehung weiter Teile
der Berufsbildung in das öffentliche




Den Anforderungen an eine breite
berufliche Grundbildung genügt vor
allem die neue Berufsgrundschule,
die als Vollzeitschule (Klasse 10)
eingeführt werden soll. Sie setzt die
Bildungsarbeit der Hauptschule fort
und führt in ein Berufsfeld ein. Sie
vermittelt Kenntnisse und Fertigkei¬
ten, die für die Ausübung mehrerer
Berufe verwendbar sind, und sichert
gleichzeitig eine Basis für die weiter¬
gehende berufliche Bildung.
In der einjährigen Berufsgrund¬
schule (Klasse 10) werden Berufe
mit gleichen berufstheoretischen
Grundlagen (z. B. Maschinen- und
Elektrobereich, kaufmännische und
verwaltende Berufe oder Berufe aus
dem Bereich Nahrung und Hauswirt¬
schaft) als Unterrichtsfächer zusam¬
mengefaßt. Die Verbindung mit den
entsprechenden Betrieben sichert
den Einblick in die Berufswelt.
Die vermittelten Grundkenntnisse
müssen die Grundzüge des Arbeits¬
rechts und der Sozial- und Wirt¬
schaftsordnung umfassen und auch
Wissen über die für den Bürger
wichtigsten Behörden und Organisa¬
tionen vermitteln. Der Rechtskunde¬
unterricht ist Unterrichtsbestandteil
der Berufsausbildung.
Während mit dem grundsätzlichen
Abschluß der Hauptschule (neunte
Klasse) im Sinne einer gestuften
Berufsentscheidung die Wahl des
Berufsfeldes erfolgt, soll am Ende
des Berufsgrundschuljahres die Ent¬
scheidung für eine Berufsgruppe
oder einen Einzelberuf stehen. Der
erfolgreiche Besuch der Berufs¬
grundschule eröffnet den Zugang zu
einer speziellen beruflichen Fachbil¬
dung. Besonders befähigten Schü¬
lern wird durch das Berufsgrund¬
schuljahr die Möglichkeit zum Ein¬
tritt in eine Fachoberschule eröffnet,
die zur Fachhochschulreife führt.
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Die Landesregierung wird das Be¬
rufsgrundschuljahr zunächst als
„Angebotsklasse" einrichten. Bis
1975 sind für etwa 10 Prozent der in
Betracht kommenden Schüler rund
880 Klassen vorgesehen.
Zusammen mit der neu eingeführten
zehnten Klasse der Hauptschule als
Angebot, die zur Mittleren Reife
führt, bedeutet die Einrichtung des
Berufsgrundschuljahres (Angebots¬










res für rund 10 Prozent des je¬





110 Mio DM (Baukosten).
■ 4.172
Berufliche Fachbildung
Die berufliche Fachbildung wird
auch in Zukunft - nach dem Berufs¬
grundschuljahr - eine Verbindung
von Teilzeitunterricht und berufs¬
praktischer Ausbildung darstellen.
Die Anteile von Berufsfachschulun¬
terricht und betrieblicher Ausbildung
sind stärker danach festzulegen, ob
der jeweilige Beruf mehr den theore¬
tischen Unterricht oder die Einübung
praktisch-manueller Tätigkeit ver¬
langt. Die Landesregierung wird im
Zusammenwirken mit den Selbstver¬
waltungskörperschaften der Wirt¬
schaft und mit den Sozialpartnern
die Einzelheiten der neuen Abgren¬
zung von betrieblicher Ausbildung
und Unterricht nach einzelnen Beru¬
fen und Berufsgruppen erarbeiten.
Die Berufsausbildung zeigt in
Deutschland in den einzelnen Spar¬
ten ein beträchtliches Qualitätsge¬
fälle. In einigen Bereichen, vor allem
in großen Industriebetrieben, Betrie¬
ben der Bundesbahn und der öffent¬
lichen Verwaltung, wird die Ausbil¬
dung mit systematischen Ausbil¬
dungsgängen bereits erfolgreich be¬
trieben. In einigen anderen Berei¬
chen aber geschieht die Ausbildung
noch unvollkommen. Auch regional,
zwischen den ländlichen Gebieten
und den Verdichtungsgebieten, in
denen sich mehr und leistungsstär¬
kere Ausbildungseinheiten finden, ist
das Ausbildungsgefälle sehr stark.
Es soll angestrebt werden, daß die
betriebliche Ausbildung in Zukunft
grundsätzlich nur noch in geeigne¬
ten betrieblichen oder überbetrieb¬
lichen Lehrwerkstätten der Industrie
und des Handwerks durchgeführt
wird. Der Handwerkskammertag hat
seinen Mitgliedern die überbetrieb¬
liche Ausbildung in großen, nach
Handwerkszweigen gegliederten
Ausbildungswerkstätten empfohlen.
Um die Verwirklichung dieser Emp¬
fehlung zu beschleunigen, ist die
Landesregierung bereit, mit den
Spitzenorganisationen des Hand¬
werks und der Industrie über die
staatliche Förderung der Einrichtung
solcher überbetrieblichen Ausbil¬
dungswerkstätten zu verhandeln. Im
Bereich der Industrie sollte der Fort¬
bestand von Ausbildungswerkstätten
insbesondere von der Eignung der
















der Anteile von Berufsschule
und betrieblicher Ausbildung;
Verhandlung des Landes mit
den Spitzenorganisationen der









bot in den weiterführenden Schulen
macht eine schulinterne Bildungs¬
beratung notwendig, die über die
Bildungsmöglichkeiten der differen¬
zierten Schule, auch im Hinblick auf
Studium und Beruf, informiert. Die¬
sen Erfordernissen entspricht die Ein¬
richtung einer bildungsbegleitenc^n
Beratung innerhalb der Schule, ins¬
besondere innerhalb der Gesamt¬
schule. Die räumliche und organisa¬
torische Einfügung der Beratung in
die Schule ermöglicht den konti¬
nuierlichen Kontakt mit dem einzel¬
nen Schüler.
Beim Übergang in die Hochschule
wird die Entscheidung für ein Stu¬
dienfach immer stärker von den Vor¬
stellungen bestimmt, die der Schüler
in den letzten Jahren vor seinem
Studienbeginn entwickelt. Die schul¬
begleitende Beratung informiert den
einzelnen auch über die Möglichkei¬
ten und Anforderungen des Hoch¬
schulbereichs. Sie verhilft damit dem
Schüler zu einem realistischen Ab¬
wägen seiner Interessen und Chan¬
cen und ermöglicht die Wahl der in
diesem Sinne richtigen Fächer
schon in der Haupt- und Kollegstufe.
Die schulbegleitende Beratung wird
von Fachkräften wahrgenommen, die
neben einem psychologischen und
pädagogischen Grundwissen über
einen Einblick in den Berufs- und
Hochschulbereich verfügen. Die
Stellen der schulbegleitenden Be¬
rufs- und Bildungsberatung arbeiten
zusammen mit Presse, Rundfunk und
Fernsehen. Bis 1975 sollen zunächst




ratung im ganzen Land.
Maßnahmen bis 1975
Einrichtung von Beratungsstel¬
len an den Gesamtschulen und
in allen großen Schulzentren;
Einrichtung zentraler Bera¬
tungsstellen für die übrigen
Schulen auf der Ebene der
Kreise und kreisfreien Städte.
Landesausgaben
im Programmzeitraum





Der technische Fortschritt hat in un¬
serer Zeit zu ganz neuen Formen
und Techniken der Wissensvermitt¬
lung geführt. Die dominierende Rolle
von Bildung und Ausbildung für Ge¬
genwart und Zukunft, der Nachhol¬
bedarf im Bildungswesen und die
Begrenztheit der Kräfte erfordern,
alle technischen Hilfsmittel für die
Förderung der Bildung zu erfor¬




Der Einsatz von Lernprogrammen
und von Sprachlehranlagen im Un¬
terricht hat sich bisher weltweit be¬
währt. Die Schulversuche in Nord¬
rhein-Westfalen — zur Zeit bestehen
über 70 Sprachlehranlagen — haben
die positiven Erfahrungen des Aus¬
lands bestätigt.
Mit der programmgesteuerten Unter¬
weisung wird das individuelle Lern¬
verhalten des einzelnen Schülers
besser berücksichtigt. Mehr Schüler
erreichen die gesteckten Ziele. Die
verwendeten Programme sichern zu¬
nehmend die Objektivierung der Un¬
terrichtsinhalte. Lehrstoffe, auch un¬
terschiedlicher Schulformen, lassen
sich besser als bisher koordinieren.
Vor allem aber wird der Lehrer für
seine eigentlichen pädagogischen
Aufgaben vermehrt freigestellt.
Die Landesregierung wird Versuche
mit der programmgesteuerten Unter¬
weisung in den Jahren 1971 bis 1975
verstärkt ermöglichen. Vorausset¬
zungen sind:
• Die Lehrkräfte müssen mit den
neuen Unterrichtsmethoden so¬
weit vertraut werden, daß diese
zu einem selbstverständlichen
Teil des Unterrichts werden.
Ohne verstärkte Impulse in der
Lehrerweiterbildung bleibt den
technischen Hilfsmitteln die er¬
strebte Wirkung versagt.
• Die Schulen müssen mit geeig¬
neten Lernprogrammen versorgt
und mit Sprachlehranlagen aus¬
gerüstet werden.
Gute Lernprogramme setzen ent¬
sprechende Forschungsbemühungen
voraus. Der Motivation des Lernen¬
den muß vermehrte Aufmerksamkeit
geschenkt werden. Nach der Ver¬
suchsphase werden die ausgereiften
Programme als Lehrmittel angekauft.
Der Umbau eines Klassenraumes zu
einer Sprachlehranlage kostet rund
25 000 DM. In Schulneubauten wer¬




und insbesondere von Lernpro¬
grammen in grundsätzlich al¬
len großen Schulen des Lan¬
des.
Maßnahmen bis 1975
Großversuch mit dem Einsatz
von Lernprogrammen und
Sprachlehranlagen; Erfor¬
schung und Erprobung neuer
Techniken der Wisensvermitt-




im Programmzeitraum 5 Mio DM.
■ 4.192
Bildungsfernsehen
Die hohe Bildungswirksamkeit des
Fernsehens ist weltweit erkannt. In
den USA nehmen heute 36 Mio
Schüler und Studenten am Bildungs¬
fernsehen teil.
Das Fernsehen kann für Übertragun¬
gen innerhalb einer Schule oder
Hochschule eingesetzt werden. Die
Schule oder Hochschule kann aber
auch Sendungen von außen, auch
nach Aufzeichnung durch Wieder¬
gabegeräte, in den Unterricht ein¬
bauen. Bei diesen Unterrichtsele¬
menten kann durch Spezialisierung
ein besonders hohes fachliches und
didaktisches Niveau bei großer Brei¬
tenwirkung erreicht haben. Das Bil¬
dungsfernsehen muß sich ferner der
in Nordrhein-Westfalen besonders
dringlichen Umschulungs- und Wei¬
terbildungsaufgaben annehmen.
Die Produktionskosten der Schul-
und Hochschulfernsehprogramme
werden in der Regel von den Sende¬
anstalten getragen. Die Kosten für
den Empfang und die Verwertung
der Sendungen im Schul- und Hoch¬
schulbereich übernimmt das Land.
Für das Schulfernsehen braucht jede
Schulklasse der weiterführenden
Schulen ein eigenes Gerät. Dafür
sind 30 000 Schwarzweiß- und 15 000
Farbfernseher erforderlich. Die Auf¬
zeichnung von Fernsehfilmen wird
zentral von 52 Bildstellen übernom¬
men. Aufzeichnungsgeräte gehören
außerdem zur Grundausstattung
einer Gesamtschule oder eines
Schulzentrums.
Zur Erprobung des internen Fernse¬
hens in Schule und Hochschule lau¬
fen im Land bereits drei Versuche,
die mit privaten Mitteln gefördert
werden. Bis 1975 werden jährlich
zwei weitere Versuche begonnen.
Langfristiges Ziel
Umfassender Einsatz des Bil¬
dungsfernsehens in Schule,
Hochschule, Fortbildungsein¬




den Schulen mit Fernseh- und
Aufzeichnungsgeräten.
Landesausgaben




Die Aufwertung des Rechts auf Bil¬
dung erfordert eine verbesserte Aus¬
stattung der Schulen mit Lehrern.
Darüber hinaus verändern struktu¬
relle Reformen im Bildungswesen
auch die Ausbildung der Lehrer. Be¬
reits in den letzten Jahren wurde für
das Lehramt an der Grund- und
Hauptschule die fachbezogene Aus¬
bildung mit Wahlfach und Stufen¬
schwerpunkt und das Referendarjahr
eingeführt. Außerdem wurde in den
neuen oder jetzt verstärkten Fächern
Arbeitslehre, Englisch und Naturwis¬
senschaften die Aus- und Weiterbil¬
dung der Lehrer verstärkt. Fachbe¬
zogenes Studium und Referendariat
ermöglichen die Anrechnung von
Ausbildungsabschnitten und Prü¬
fungsleistungen eines Studiums für
die Ausbildung zu einem anderen
Lehramt. Ein Lehrer an einer Haupt¬
schule z. B. kann durch ein zusätz¬
liches Kurzstudium in einem be¬




Wie sich im Schulwesen das
Schwergewicht von der vertikalen
auf die horizontale Gliederung verla¬
gert, so werden sich auch Ausbil¬
dung und Tätigkeitsbereich der Leh¬
rer von der Schulform auf die Schul¬
stufe verlagern.
Der Lehrerberuf wird sich in die
Lehrämter für die Grundstufe, die
Hauptstufe und die Kollegstufe glie¬
dern. Das Sonderschullehramt bleibt
im wesentlichen in seiner jetzigen
Form bestehen. Dauer und Inhalte
der Ausbildung richten sich nach
den bestehenden Anforderungen der
Stufe und des Faches. Der gleichzei¬
tige oder stufenweise Erwerb der
Befähigung für mehrere Schulstufen
wird ermöglicht und gefördert. Die
Landesregierung wird bestimmen, in
welchen Fällen bestimmte Lehrämter
in zeitlich vorhergehende oder nach¬
folgende Stufen übergreifen sollen
(z. B. Grundstufe: Klassen 1 bis 4
und Klassen 5 und 6, Hauptstufe:
Klassen 4 bis 10).
Auf derselben Schulstufe können
auch verschiedenartig, aber gleich¬
wertig ausgebildete Lehrer unter¬
richten. Es wird z. B. Studiengänge
geben, die unmittelbar für den wis¬
senschaftlichen Unterricht auf der
Kollegstufe vorbereiten; dort werden
aber auch Lehrer unterrichten, die
zuerst die Befähigung für die Haupt¬
stufe erworben und danach ein Zu¬
satzstudium („Stufenausbildung")
abgeschlossen haben. Insbesondere
im Bereich der Hauptstufe mit den
Klassen 5 bis 10 der Hauptschule,
der Realschule und des Gymnasiums
läßt sich die „Durchlässigkeit" zwi¬
schen den Lehrämtern auch unter
den Voraussetzungen der herkömm¬
lichen Lehrerbildung in großem Um¬
fang verwirklichen.
In den Studiengängen für die Lehrer
an Grund- und Hauptschulen muß
der fachwissenschaftliche und fach¬
didaktische Bereich verstärkt, in den
Ausbildungsgängen für die Lehrer
an Realschulen und Gymnasien muß
der erziehungswissenschaftliche und
fachdidaktische Aspekt stärker be¬
tont und berufsbezogen ausgerichtet
werden. Eine Senkung des fachwis¬
senschaftlichen Niveaus wird ver¬
mieden durch eine Einschränkung
der Fächerzahl, durch differenzierte
Anspruchshöhe in den einzelnen
Fächern (Haupt- und Nebenfach),
durch Maßnahmen der Studienre¬
form und durch eine bessere Koordi¬
nierung von wissenschaftlicher und
praktischer Ausbildung. Diese Re¬
form der Lehrerbildung kann be¬
sonders durch die neuen Universi¬
täten mit erziehungswissenschaft¬
lichem Schwerpunkt erzielt werden
(4.61).
Die Einzelheiten der Ausbildung,
z. B. Fächerzahl und -kombination,
Ausbildungsgänge und Prüfungen
und das Verhältnis von Studium und
Referendarzeit wird die Landesregie¬
rung gesondert festlegen. Das glei¬
che gilt für die Mitarbeit der Lehrer
an der Weiterentwicklung der
Schule. Die Lehrerweiterbildung
(Landesinstitut, Fernstudienlehr¬
gänge, Kontaktstudien) soll erheb¬
lich verstärkt werden.
Der Ausbau des Schulwesens, insbe¬
sondere die beginnende Einführung
der Ganztagsschule, erfordert zu¬
sätzliche Kräfte zu den voll ausgebil¬
deten Lehrern. Pädagogisch-techni¬
sche Assistenten sollen u. a. die fol¬
genden Aufgaben erfüllen:
• Übung, Vertiefung und Wiederho¬
lung des Lernstoffes in der Schu¬
le an Stelle der Hausaufgaben,
• Betreuung der Lernprogramme
und der technischen Unterrichts¬
hilfen,
• Übernahme von Aufgaben in der
Schulverwaltung einschließlich
der Aufsicht.
Die Landesregierung wird die orga¬
nisatorischen und rechtlichen Vor¬
aussetzungen (Ausbildungsinstitute,
Vor- und Ausbildung) so rechtzeitig
treffen, daß pädagogisch-technische
Assistenten noch im Programmzeit¬
raum zur Verfügung stehen.
Die Sonderveranstaltungen der Leh¬
rerfortbildung erfordern im Pro¬
grammzeitraum Landesausgaben in
Höhe von 2,5 Mio DM. Etwa 200
Fachberater für Lehrerfortbildung
werden Kosten in Höhe von 6 Mio
DM verursachen. Die Einrichtungen
für die Ausbildung von pädagogisch¬









Schaffung der rechtlichen, or¬
ganisatorischen und inhaltli¬
chen Voraussetzungen für das
Konzept des Stufenlehrers;
Einsatz von Lehrern an Haupt-
und Realschulen in den Klas¬
sen 5 bis 10 aller Schulfor¬
men; Einrichtung von Fortbil¬





im Programmzeitraum 18,5 Mio DM.
59
■ 4.22 ■ 4.221
Lehrerbedarf
Alle in diesem Programm vorge¬
schlagenen Reform- und Ausbau¬
maßnahmen sind nur zu verwirk¬
lichen, wenn im Programmzeitraum
und über 1975 hinaus die Deckung
des Lehrerbedarfs wenigstens annä¬
hernd gesichert werden kann.
Fast jeder zweite Hochschulabsol¬
vent entscheidet sich zur Zeit für den
Lehrerberuf. Andererseits führt die
technologische, ökonomische und
gesellschaftliche Entwicklung sowie
die „beträchtliche Aufwertung" des
Grundrechts auf Bildung zu einem
sehr schnellen Wachstum des Bil¬
dungsbereichs. Es kommt immer
stärker darauf an, bildungspolitische
Entscheidungen und personelle
Möglichkeiten aufeinander abzustim¬
men und daraus Maßnahmen abzu¬
leiten, um Lehrermangel oder — in
einzelnen Fächern möglichen — Leh¬
rerüberschuß abzustellen oder zu
vermeiden.
Der Mehrbedarf an Lehrerstellen für
allgemeinbildende Schulen, der auf
Grund der Maßnahmen des Pro¬
gramms bis 1975 entsteht, zeigt
Übersicht 12. Die Prognosen des
Lehrerbedarfs und des Lehrerbestan¬
des bis 1975 und 1980 werden auf
den Abbildungen 13 bis 17 darge¬
stellt. Als „Modell I" ist dabei eine
besonders vorsichtige Prognose, als









ohne neue Maßnahmen 104 100
Mehrbedarf an Stellen bei
folgenden Maßnahmen:
1. Richtzahlerhöhung . . 2 200
2. 10. Klasse Hauptschule. 600
3. Ganztagsschule . . . 400
4. Gesamtschule
als Ganztagsschule . . 400
5. Sonderschule .... 400
Mehrbedarf insgesamt . . 4 000
Stellen-Soll einschließ¬
lich neuer Maßnahmen 108100
Lehrerbedarf
für Grund- und Hauptschulen
Abbildung 13 zeigt, daß die Zahl der
Lehrer von 1967 bis 1980 um minde¬
stens 56 Prozent gestiegen sein
wird. Nach den Bedingungen von
1967 (Klassenfrequenz, Lehrerricht¬
zahl) — also ohne schulorganisatori¬
sche und pädagogische Verbesse¬
rungen — wäre der Lehrermangel
bereits 1973/1974 völlig behoben und
es würde sogar ein Überhang entste¬
hen. Da aber weitere Aufgaben (z. B.
zehntes Schuljahr, Ganztagsschule,
Erhöhung der Lehrerrichtzahl in der
Hauptschule) bereits bis 1975 hinzu¬
kommen, wird der Mehrbedarf anhal¬
ten, und ab 1975 werden die wach¬
senden Lehrerzahlen den Spielraum
für den Ausbau der Reformansätze
geben. Dies verdeutlicht die Pro¬
gnose nach Abbildung 14, die den
Lehrerbestand und den Lehrerbedarf




Nach Abbildung 15 wird bei den
Realschulen von 1967 bis 1980 eine
Steigerung der Lehrerzahl um 119
Prozent, der Zahl der Schüler dage¬
gen um 62 Prozent erwartet. So er¬
gibt sich mittelfristig die Möglichkeit,
Realschullehrer verstärkt an anderen
Formen der Hauptstufe einzusetzen.
■ 4.223
Lehrerbedarf für Gymnasien
Nach Abbildung 16 wird bei den
Gymnasien von 1967 bis 1975 eine
Zunahme der Lehrerzahl um 27 Pro¬
zent, eine Steigerung der Schüler¬
zahl um 38 Prozent erwartet. Das
Lehrerdefizit wird voraussichtlich
unter Berücksichtigung des neben¬
amtlichen Unterrichts (1969: 2077
Stellen) im Jahre 1975 etwa 3200, um
1980 etwa 800 betragen. Bis 1975
wird sich der Lehrermangel noch
verstärken, wenn keine geeigneten
Maßnahmen getroffen werden; erst
ab 1975 steigt die Zahl der Lehrer
stärker als die Zahl der Schüler. Bei
den Gymnasien kommt hinzu, daß in
einigen geisteswissenschaftlichen
Fächern z. T. ein Überhang entsteht,
während vor allem in den Fächern
Mathematik, Physik, Chemie, Biolo¬
gie, Kunst, Musik und Sport ein star¬
kes Defizit vorherrschen wird. Die¬





Der künftige Lehrerbestand bei be¬
rufsbildenden Schulen ist schwerer
vorauszusagen als bei allgemeinbil¬
denden Schulen, weil aus der Stu¬
dienwahl nicht sicher auf die spätere
Wahl des Lehrerberufes zu schließen
ist. Abbildung 17 zeigt, daß nach
vorsichtiger Vorausrechnung — bei
weiterer Beschäftigung nebenamt¬
licher Lehrer — bis 1975 der Mangel
beseitigt sein wird. Wie beim Gym¬
nasium kann es jedoch in einigen
Fächern einen Überhang, in anderen
ein Defizit geben. Die Landesregie¬
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In allen Schulformen kann in den
siebziger Jahren auf nebenamtliche
und nebenberufliche Lehrkräfte
nicht verzichtet werden. In bestimm¬
ten Fächern, vor allem im Bereich
der Naturwissenschaften, müssen
weitere nebenamtliche Lehrer ge¬
wonnen werden.
Die Landesregierung hat die folgen¬
den Maßnahmen zur Minderung des
Lehrermangels und des teilweise
möglichen Lehrerüberschusses ein¬
geleitet, die sich in den folgenden
Jahren auswirken werden:
• Die in den verschiedenen Schul¬
formen stark unterschiedliche
Entwicklung des Lehrermangels
wird durch die bereits gegebenen
Möglichkeiten der „Durchlässig¬
keit" zwischen den Lehrämtern
und auf längere Sicht durch die
stufenbezogene Ausbildung aus¬
geglichen werden.
• Die Schüler werden rechtzeitig
vor dem Schulabgang und die
Studierenden im Rahmen der
Studienberatung über den Leh¬
rerbedarf in den einzelnen Schul¬
formen und Fächern und damit
über die künftigen Berufsaussich¬
ten umfassend informiert.
• Zur Behebung des Lehrerman¬
gels in bestimmten Fächern des
Gymnasiums, vor allem in den
naturwissenschaftlichen Fächern,




• Durch die Entwicklung und durch
den Einsatz von Lernprogram¬
men für den programmgesteuer¬
ten Unterricht soll der Lehrer¬
mangel, insbesondere in den Fä¬






die Durchführung der vorgesehenen
Maßnahmen ist die Deckung des
Lehrerbedarfs, die schwieriger ist
als die Deckung des Raumbedarfs.
Termin und Umfang der Verwirkli¬
chung der Maßnahmen hängen vom
Lehrernachwuchs ab. In Teilberei¬
chen muß sich die Reformpolitik auf
Planung, Erprobung und begrenzte
Durchführung (z. B. Vorschule,
Ganztagsschule, Gesamtschule) be¬
schränken.
Die Landesregierung hat sich an
Hand des erwarteten Lehrernach¬
wuchses und unter Berücksichti¬
gung einer möglichst gerechten
regionalen Verteilung moderner Bil¬
dungseinrichtungen für den folgen¬
den Prioritätenkatalog entschieden:
1. Ausbau der Fachoberschulen
(einschließlich zehnter Klasse für
qualifizierte Hauptschüler)
2. Ausreichende Versorgung aller
Grund- und Hauptschulen mit
Lehrern (Grundschule: 1 Lehrer
pro Klasse; Hauptschule: 1,4 Leh¬
rer pro Klasse)
3. Angebot des zehnten Vollzeit¬
schuljahres an der Hauptschule
für qualifizierte Hauptschüler
4. Angebot des zehnten Vollzeit¬
schuljahres an der Berufsschule
für Hauptschulabsolventen (Be¬
rufsgrundschuljahr)
5. Durchführung von 30 Gesamt¬
schulversuchen
6. Schulversuch mit 30 Kollegs
7. Umwandlung von etwa 30% aller
Sonderschulen in Ganztagsschulen
8. Umwandlung von zunächst etwa
100 Schulen der Hauptstufe in
Ganztagsschulen
9. Einrichtung einer „Lehrer-Reser¬
ve", schrittweise bis zu drei Pro¬
zent der Planstellen an Grund-
und Hauptschulen, zwei Prozent
an Realschulen und Gymnasien
zur Vertretung bei längeren Er¬
krankungen und Beurlaubungen.
Die Reihenfolge der Maßnahmen
kennzeichnet ihre Rangfolge; die
Landesregierung wird den Prioritä¬
tenkatalog jedoch flexibel anwen¬
den. Sofern sich eine günstigere
Entwicklung des Lehrerbestandes
bis 1975 ergibt, wird sie die langfri¬





Der Investitionsbedarf für den Schul¬
bau ist auch langfristig noch sehr
hoch; für den Programmzeitraum
muß der Bedarf an dem finanziellen
und planerischen Leistungsvermö¬
gen der Gemeinden und des Landes
gemessen werden. Nach zwei von¬
einander unabhängigen, auf Umfra¬
gen beruhenden Vorausschätzungen
beträgt der Investitionsbedarf für
den Schulbau im Lande Nordrhein-
Westfalen für die Jahre 1971 bis 1975
rund 4850 Mio DM (Mittelwert). Die¬
ser Betrag liegt bereits erheblich
über den bisher für den Schulbau
aufgewendeten Beträgen.
Der geschätzte Bedarf von 4850 Mio
DM umfaßt nur diejenigen Schul¬
bauten, die als Ergänzungs- oder Er¬
neuerungsbauten ohne die in diesem
Programm vorgeschlagenen Maß¬
nahmen notwendig sind. Ein wesent¬
licher Teil der Reformen läßt sich
zwar in dem vorhandenen oder bis
1975 neu gebauten Schulraum ver¬
wirklichen. Ein Teil der Reformen
bedingt aber einen erheblichen bau¬
lichen Mehrbedarf. Die Gesamt¬
schulversuche erfordern grundsätz¬
lich keine zusätzlichen Baukosten,
weil zu den etwa gleichen Kosten
ein ohnehin vorhandener Schulbau¬
bedarf gedeckt wird.
Bei „normalem" Ergänzungs- und
Erneuerungsbau würden Baukosten
in Höhe von 4850 Mio DM entstehen;
durch die vorgesehenen Reform¬
maßnahmen entsteht im Programm¬
zeitraum ein Mehrbedarf.
Der Gesamtbedarf unterteilt sich wie
folgt:
• Vorklassen (30 zusätzliche
Versuche)
u. Schulkindergärten 85 Mio DM
• Grundschule (verbessertes
Raumprogramm) 320 Mio DM
• Hauptschule (10. Schuljahr als
Angebot) 70 Mio DM
• Fachoberschule 150 Mio DM
• Kollegs (Großversuch
mit 30 Kollegs) 125 Mio DM
• Ganztagsschule (100 Schulen der
Hauptstufe) 150 Mio DM
• Gesamtschule
(Ganztagsform usw.) 150 Mio DM
• Sonderschulen 80 Mio DM
• Berufsgrundschul¬
jahr (Angebot) 220 Mio DM
1 350 Mio DM
Der Mehrbedarf beträgt somit rund
1350 Mio DM, der geschätzte Ge¬
samtbedarf 1971 bis 1975 rund 6200
Mio DM.
Die Landesregierung wird den
durchschnittlichen Landeszuschuß
von 50 Prozent beibehalten, obwohl
die Gemeinden die bisher zu leisten¬
den Lehrerstellenbeiträge ersparen.
Dafür müssen die Gemeinden jedoch
die Schülertransportkosten und die
Kosten für die Lernmittelfreiheit auf¬
bringen. Außerdem müssen die Ge¬
meinden erhebliche nicht zuschußfä¬
hige Schulbaukosten (z. G. Grunder¬
werb) tragen.
Der Finanzierungsaufwand für den
Schulbau verteilt sich von 1971 bis
1975 wie folgt:
Landesanteil 3100 Mio DM
Kommunaler Anteil 3100 Mio DM
rund 6200 Mio DM
Das Land erhöht damit seinen bisher
vorgesehenen Anteil bis 1975 um




Die Studienreform ist ebenso bedeu¬
tungsvoll wie der Hochschulausbau.
Das Lehrangebot soll sinnvoll auf
die gegenwärtigen und zukünftigen
Berufsanforderungen bezogen sein.
Es muß den Ausbildungswünschen
des einzelnen angemessen Rech¬
nung tragen. Es ist mit dem Ziel
der Studienzeitverkürzung zu kon¬
zentrieren. Reformmaßnahmen, die
einen erhöhten personellen und
materiellen Aufwand mit sich brin¬
gen, sind mit der Bereitstellung der
erforderlichen Studienplätze zeitlich
abzustimmen. Eine umfassende Stu¬
dien- und Berufsberatung wird die
Studienanfänger in die Lage verset¬
zen, unter den vorhandenen Ausbil¬
dungseinrichtungen so zu wählen,
daß eine fachlich und regional aus¬
gewogene Ausnutzung bewirkt wird.
■ 4.51
Hochschulzugang
Über die Fachoberschulen wurde ein
neuer Zugang in den Hochschulbe¬
reich geschaffen. Das bedingt eine
neue Definition der Hochschulreife.
Der Deutsche Bildungsrat hat hierzu
Empfehlungen erarbeitet. Die Hoch¬
schulreife wird im Zusammenhang
mit der Ausgestaltung der gymnasia¬
len Oberstufe und der Fachober¬
schule zu einer differenzierten Kol¬
legstufe bestimmt werden.
Für eine Übergangszeit, solange die
Studienplätze nicht ausreichen, wird
ein Zulassungsverfahren nach fach¬
spezifischen Kriterien unvermeidlich
sein. Es soll einheitlich für die Hoch¬
schulen des Landes in dem betref¬
fenden Fach gelten, öffentlich nach¬
prüfbar und bundesweit abgestimmt
sein. Die Auswahlkriterien sollen in
Zusammenarbeit mit Hochschulleh¬
rern und Lehrern entwickelt und
jährlich überprüft werden.
Um eine Studienfachwahl entspre¬
chend den zukünftigen Berufschan¬
cen zu ermöglichen, sind verläßliche
Vorausschätzungen des Nachwuchs¬
bedarfs und die Erforschung zukünf¬
tiger Veränderungen der Berufsan¬
forderungen notwendig. Eine zen¬
trale Hochschulinformationsstelle
soll die Studienbewerber über Be¬
rufschancen und Studienmöglichkei¬
ten an den Hochschulen des Landes
unterrichten.
Die zentrale Informationsstelle soll
eng mit dem Statistischen Landes¬
amt, der Arbeitsverwaltung und den
mit Berufsforschung befaßten Stel¬
len zusammenarbeiten. Ihr steht
auch zur Herausgabe von Informa¬
tionsschriften jährlich 1 Mio DM zur
Verfügung.
Die Zahl der vorhandenen und der
zu erstellenden Studienplätze im
Hochschulbereich wird jährlich in
einem „Generalplan" festgestellt:




angebotes mit den Studien¬
wünschen aller zum Studium






fahrens für eine Übergangszeit;
Einrichtung einer zentralen In¬
formationsstelle; Erstellung des
Generalplans der zu schaffen¬
den Studienplätze im Hoch¬
schulbereich.
Landesausgaben
im Programmzeitraum 5,8 Mio DM.
■ 4.52
Reform der Studiengänge
Das Lehrangebot ist in vielen Diszi¬
plinen zu einseitig an der Heranbil¬
dung des wissenschaftlichen Nach¬
wuchses ausgerichtet. Diese Ent¬
wicklung wurde durch Spezialisierung
der Forschung und durch die Ein¬
richtung neuer Studiengänge begün¬
stigt. Es bedarf daher einer sinnvol¬
len Abstimmung von Forschung und
Lehre. Das Studium muß effektiver
gestaltet und die Studienzeit so be¬
grenzt werden, daß ein Berufseintritt
in der Regel — unter Einschluß einer
berufspraktischen Vorbildung — mit
dem 26. Lebensjahr möglich wird.
Neue Studienordnungen und Prü¬
fungsordnungen sollen zur Verwirkli¬
chung dieser Ziele beitragen. Sie
sollen den Studiengang unter hoch¬
schuldidaktischen Gesichtspunkten
inhaltlich und zeitlich sinnvoll glie¬
dern. Wie Prüfungsgebiete zusam¬
mengefaßt, Schwerpunkte während
des Hauptstudiums gebildet oder
auch aufgegliedert werden können,
ist zu prüfen. Die Studienordnungen
sollen so weit angelegt sein, daß der
Studierende einen angemessenen
Teil seines Studiums nach eigenem
Wunsch gestalten kann. Zur Vorbe¬
reitung der Studienordnungen setzt
das Land für die wichtigsten Fach¬
richtungen gemeinsame Kommissio¬
nen von Angehörigen der Hochschu¬
len und Vertretern der Berufsberei¬
che ein. Sie sollen Modellstudien¬
pläne erarbeiten unter Einschluß
einer Stufenausbildung, von Studien¬
einheiten nach dem „Baukastenprin¬
zip" und von Kurzstudiengängen.
Die Modellstudienpläne sollen zu¬
nächst an einzelnen Hochschulen er¬
probt werden. Im Interesse der aka¬
demischen Freizügigkeit sollen sich
die endgültigen Studienordnungen in
bundeseinheitliche Rahmenstudien¬
ordnungen einfügen.
Die Hochschullehrer sollen ihrer
Lehrtätigkeit die Studienordnungen
zugrunde legen. Insoweit können ih¬
nen im Rahmen ihrer Lehrverpflich¬
tungen bestimmte Lehraufgaben
übertragen werden. Eine Festlegung
des Inhalts der Lehre darf damit je¬
doch in keinem Fall verbunden sein.
Daneben werden Hochschullehrer
wie bisher auch Lehrveranstaltungen
eigener Wahl anbieten.
Die Prüfungsordnungen müssen den
neuen Studienordnungen angepaßt
werden. Für die Erprobung der
Modellstudiengänge wird die Mög¬
lichkeit geschaffen, von den gelten¬
den Prüfungsordnungen abzuwei¬
chen. Die Prüfungsordnungen müs¬
sen auch neue Studienkombinatio¬
nen und besondere Studienschwer¬
punkte im Rahmen der allgemeinen
Ausbildungserfordernisse möglich
machen.
Um das Lehrangebot stärker zwi¬
schen den Fachbereichen abzustim¬
men, sollen die wissenschaftlichen
Hochschulen veranlaßt werden, Stu¬
diendekane einzusetzen.
Eine intensivere Ausnutzung der Stu¬
dienzeit und der Hochschuleinrich¬
tungen soll ermöglicht werden. Ent¬
sprechend den Vorschlägen des
Hochschulplanungsbeirat.es soll
darum die Studienzeit in Studien¬
jahre gegliedert werden. Die Einfüh¬
rung des Studienjahres setzt voraus,












im Programmzeitraum 1,8 Mio DM.
■ 4.53
Hochschuldidaktik
Die Hochschuldidaktik ist weiter zu
entwickeln. Sie muß die methodi¬
schen Voraussetzungen des Fach¬
unterrichtes umfassen und zur Selb¬
ständigkeit der Studierenden bei¬
tragen. Massenveranstaltungen müs¬
sen entbehrlich werden. Wirksamer
ist der Unterricht in kleinen Gruppen.
Deshalb sind Tutorengruppen auch
für examensvorbereitende Kurse zu
fördern und die dafür erforderlichen
Mittel zu erhöhen.
Innerhalb der Fachbereiche sollen




didaktik zu gründen. Auf überregio¬
naler Ebene finden sie ihre Ergän¬
zung in einem interuniversitären For¬
schungsinstitut für Lehr- und Lern¬
verfahren (4.85).
Langfristiges Ziel
Verbesserung von Aufbau und




schen Arbeitsgruppen und in¬
terdisziplinären Forschungs¬
gruppen für Hochschuldidaktik
an den Hochschulen des Lan¬
des; Ausbau der Arbeit in klei¬
nen Gruppen.
Landesausgaben
im Programmzeitraum 50 Mio DM.
■ 4.54
Studienberatung
Die Studienberatung soll in allen
Fachbereichen mit größeren Studen¬
tenzahlen bei einzelnen Hochschul¬
lehrern, Assistenten oder auch in
Beratungsstellen an Hochschulen
konzentriert werden. Der Studienbe¬
rater ist für die fachliche Betreuung
und Anleitung der Studierenden be¬
sonders in den ersten Semestern
verantwortlich. Es liegt im Interesse
des Studierenden, mit ihm zusam¬
menzuarbeiten.
Die Studienberater sollen zur Teil¬
nahme an den Sitzungen der Prü¬
fungsausschüsse und an Lehrplan¬
konferenzen ihres Fachbereichs be¬
rechtigt sein.
Die Tätigkeit der Studienberater
wird durch Studiendekane koordi¬
niert und durch eine zentrale Kom¬
mission der Hochschule für Studien¬
planung -unterstützt.
Langfristiges Ziel
Orientierung im Studium und








im Programmzeitraum 12 Mio DM.
■ 4.55
Aufbaustudium und Kontaktstudium
Berufliche Mobilität und damit die
Anpassungsfähigkeit an sich wan¬
delnde Berufsanforderungen werden
in Zukunft für die Sicherheit des
Arbeitsplatzes und das Wirtschafts¬
wachstum maßgebend sein. Deshalb
wird die Ausbildung immer stärker
durch Aufbau- und Kontaktstudien
zu ergänzen sein.
Es muß erreicht werden, daß jedem
Hochschulabsolventen und in gewis¬
sem Umfange auch Berufstätigen
ohne Hochschulabschluß ein Kon¬
taktstudium ermöglicht wird, soweit
es die sich wandelnden Berufsanfor¬
derungen notwendig machen. Geeig¬
net erscheinen Fernstudiengänge in
Verbindung mit Direktkursen. Hierfür
müssen langfristig Stellen- und
Sachmittel sowie gegebenenfalls Sti¬
pendien bereitgestellt werden.
Im Programmzeitraum können Kon¬
taktstudienmöglichkeiten nur für sol¬
che Berufe geschaffen werden, in
denen der Wissensstand sich rasch
ändert und in denen der Teilnehmer
am Kontaktstudium sein Wissen an
andere weitergeben kann. Dabei sol¬
len auch Einsichten in die besten
Methoden der Weiterbildung gewon¬
nen werden. Hierfür sind 7 Mio DM
an Personal- und Sachmittel sowie
12 Mio DM für Stipendien bereitzu¬
stellen.
Für Aufbaustudiengänge werden
Promotionsstipendien in Höhe von




bildung durch Aufbau- und
Kontaktstudiengänge entspre¬
chend dem Fortschritt der Wis¬
senschaften und dem Wandel
der Berufsanforderungen.
Maßnahmen bis 1975
Einrichtung von Aufbau- und
Kontaktstudiengängen; Bereit¬




im Programmzeitraum 33 Mio DM.
■ 4.56
Fernstudium
Im gesamten Hochschulbereich muß
die Möglichkeit geschaffen werden,
Teile des Studiums durch program¬
mierte Fernstudien abzuleisten.
Schwerpunkte des Fernstudiums lie¬
gen in der Information über Studien¬
weg und Einführung in verschiedene
Fachrichtungen, in vorlesungsinten¬
siven Studienabschnitten und im
Aufbaustudium sowie im Kontakt¬
studium für Fachgebiete, in denen
die Erkenntnisse besonders schnell
veralten. Fernstudium erleichtert das
Studium von universitätsfernen Wohn¬
sitzen aus.
Im überwachten Fernstudium kann
der einzelne Student seine Fort¬
schritte ständig kontrollieren. Ergän¬
zende Direkt- und Laborkurse, die in
der vorlesungsfreien Zeit oder de¬
zentral veranstaltet werden, vertiefen
den selbständig erarbeiteten Stoff
und vermeiden eine unerwünschte
Isolierung der Studenten. Lehrstuhl¬
inhaber können im Grund- und Kon¬
taktstudium entlastet werden, weil
die Fernstudienkurse für einzelne
Fächer jeweils nur von einigen
Hochschulen entwickelt und von den
anderen lediglich betreut zu werden
brauchen. Zwischenprüfungen sind,
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wie im Direktstudium, möglich. Klau¬
surarbeiten können zur Objektivie¬
rung und Rationalisierung der Prü¬
fung beitragen.
Um den Hochschulwechsel zu er¬
möglichen und Zeiten eines Normal¬
studiums durch Fernstudienabschnit¬
te zu ersetzen, müssen die program¬
mierten Teile des Studiums unterein¬
ander und mit denen anderer Hoch¬
schulen abgestimmt sein. Das Fern¬
studium wird formell und inhaltlich
dem anderen Studium gleichgestellt
werden.
Das Fernstudium erfordert für jeden
Studienabschnitt eigene Kombinatio¬
nen verschiedener Medien. Der
Schwerpunkt liegt beim schriftlichen
Femstudienmaterial, das durch Ton¬
bänder, Labor- und Direktkurse
sowie Gruppenarbeit ergänzt wird.
Je nach Fachgebiet begrenzt lassen
sich externe Rundfunk- und Fernseh¬
sendungen einbauen. Neue Speiche¬
rungstechniken des Fernsehens bie¬
ten gute Möglichkeiten für das
Selbst- und Gruppenstudium.
Wichtigster Vorteil des Fernstudiums
ist die Steigerung des Ausbildungs¬
erfolges. Eine Entlastung der Hoch¬
schulen ist nur begrenzt und in länge¬
ren Zeiträumen möglich. Die zu er¬
wartende Steigerung der Studenten¬
zahlen verlangt deshalb schnelle
Einführung des Fernstudiums an ge¬
eigneten und interessierten Hoch¬
schulen zusätzlich zum Kapazitäten¬
ausbau der Hochschulen.
Da das Fernstudium für einzelne
Fächer an jeweils geeigneten Hoch¬
schulen entwickelt werden soll, muß
die einheitliche didaktische Ausrich¬
tung und sonstige Koordinierung von
einem interuniversitären Zentrum
geleistet werden, das aus dem Deut¬
schen Institut für Fernstudien aufzu¬
bauen ist; das Land wird sich im Pro¬
grammzeitraum mit 39 Mio DM be¬
teiligen. Daneben ist möglichst an al¬
len Hochschulen die fachwissen¬
schaftliche und didaktische Betreu¬
ung der Fernstudenten einzuführen;
dafür wird im Programmzeitraum mit
10,5 Mio DM Kosten gerechnet.
Die zentralen Einrichtungen des
Fernstudiums können sinnvoll nur
von allen Bundesländern gemeinsam
getragen werden. Auch in der
Durchführung des Fernstudiums sind
nur einheitliche Lösungen möglich.
Die Landesregierung wird sich für
schnelle Gründung des interuniversi¬
tären Zentrums für das Fernstudium
und Einrichtung der Betreuungsstel¬
len an den einzelnen Hochschulen
einsetzen.
Langfristiges Ziel
Effektivere Gestaltung des Stu¬
diums besonders für Studien¬




tären Zentrums für das Fern¬
studium und Einrichtung ent¬
sprechender Betreuungsstel¬





Die Gliederung des Lehrkörpers ent¬
spricht nicht mehr voll den gegen¬
wärtigen Anforderungen. Die Lehr-,
Prüfungs- und Verwaltungsaufgaben
sind nicht funktionsgerecht verteilt.
In Instituten und Forschungseinrich¬
tungen verstärkt sich die Abhängig¬
keit durch Überordnungs-Unterord-
nungsverhältnisse. Massenvorlesun¬
gen entfremden Lehrende und Ler¬
nende. Bei der Ergänzung des Lehr¬
körpers konnten nicht immer genü¬
gend die pädagogischen und spe¬
ziellen wissenschaftlichen Befähigun¬
gen für geplante Schwerpunkte in
Lehre oder Forschung berücksich¬
tigt werden.
Deshalb sollen insbesondere die
Lehrstuhlinhaber von Aufgaben ent¬
lastet werden, deren Erfüllung nicht
primär zu den Funktionen ihres
Amtes gehören. Der Lehrkörper soll
gegliedert werden in
• Professoren,
• Dozenten in Dauerstellung und
• Assistenzprofessoren auf Zeit,
die sich für eine Dauerstellung
qualifizieren können.
Die wissenschaftlichen und sonsti¬
gen Mitarbeiter sowie die Sachaus¬
stattung werden den Fachbereichen
oder entsprechenden Einheiten der








pers unter Einführung von As¬
sistenzprofessoren ; verbesserte
Verfahren zu seiner Ergänzung;
Zuordnung der Mitarbeiter so¬






Nordrhein-Westfalen ist das hoch¬
schulreichste Land in der Bundes¬
republik. Die wachsende Bedeutung
wissenschaftlicher Forschung und
hochqualifizierten akademischen
Nachwuchses erfordert einen weite¬
ren zügigen Ausbau des Hochschul¬
wesens. Bis 1980 wird eine Verdop¬
pelung der Studienplätze nötig. Je¬
dem zum Studium Befähigten ist ein
ihm angemessener Studienplatz im
Hochschulbereich zu sichern. Zulas¬
sungssperren sollen langfristig durch
einen großzügigen Ausbau der be¬





Die Zahl der Studierenden wird sich
bis 1980 annähernd verdoppeln. Die
bestehenden Hochschulen lassen
sich nicht kurzfristig auf das Dop¬
pelte ausbauen. Das läßt weder ihre
Größe noch ihre Lage, noch ihre
Struktur zu. Neugründungen „auf der
grünen Wiese" benötigen eine zu
lange Anlaufzeit. Daher sollen die
neuen Hochschulen auf den Kernen
bestehender Hochschuleinrichtun¬
gen aufgebaut werden. Die Neugrün¬
dung von Universitäten bietet gleich¬
zeitig die Chance, die Naturwissen¬
schaften und besonders auch die Er-
ziehungs- und Verhaltenswissen¬
schaften entsprechend ihrer wach¬
senden Bedeutung zu fördern.
Zahl und Größenordnung der neuen
Universitäten ergeben sich vornehm¬
lich aus den folgenden Gesichts¬
punkten:
• Fast die Hälfte aller Studienab¬
schlüsse entfällt auf Lehrämter.
Ihre Zahl wird sich bis 1980 ver¬
doppeln.
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• Diese Absolventen werden drin¬
gend für den Ausbau des Schul¬
wesens benötigt. Jedoch drohen
in den Lehramtsfächern, die weit¬
gehend auch die Massenfächer
sind, Zulassungsbeschränkun¬
gen.
• Die gegenwärtige Ordnung der
Lehrerbildung entspricht nicht
den zukünftigen Berufsanforde¬
rungen im Rahmen des neuge¬
gliederten Schulsystems.
• Das Verhältnis von Fachwissen¬
schaft, Fachdidaktik und allge¬
meiner Erziehungswissenschaft
im Studiengang ist nicht befriedi¬
gend geklärt.
Daraus folgt: Mit Schwergewicht
sind neue Kapazitäten für die Ausbil¬
dung in Lehramtsfächern zu schaf¬
fen. Die Trennung von Universitäts¬
ausbildung und Ausbildung an den
Pädagogischen Hochschulen muß
entfallen. Jedoch wird den Erzie¬
hungswissenschaften Raum für eine
selbständige universitäre Entwick¬
lung gegeben.
Damit bietet sich der Ausbau der
größeren Abteilungen der Pädagogi¬
schen Hochschulen zu neuen Uni¬
versitäten an. Zugleich kann das Ab¬
teilungssystem an den Pädagogi¬
schen Hochschulen bereinigt wer¬
den. Die Einrichtungen für Sonder¬
pädagogik und Heilpädagogik wer¬
den als Fachbereich an einer oder
an zwei der neuen Universitäten
konzentriert.
Nicht nur die für die Lehrerausbil¬
dung bestimmten Fächer sind an
den neuen Universitäten vertreten.
Neben ihnen werden auch benach¬
barte Disziplinen in Forschung und
Lehre wie an den bestehenden Uni¬
versitäten ausgebaut werden.
Weiter können die neuen Universitä¬
ten sich der Erwachsenenbildung,
der Soziologie und Psychologie
des Lehr- und Lernverhaltens, der
Medienforschung, der außerschu¬
lischen Berufspädagogik, der Orga¬
nisationsforschung auf dem Gebiet
des Bildungswesens, der Jugend¬
pflege und Sozialpädagogik sowie
der vorschulischen Erziehung wid¬
men. Sie werden dabei die Vorteile
der interdisziplinären Arbeit und die
enge Verbindung zur Berufswirklich¬
keit im besonderen Maße nutzen
können.
Es ist selbstverständlich, daß an den
neuen Universitäten Forschungska¬
pazitäten geschaffen werden müs¬
sen und daß sie das Recht zur Her¬
anbildung des eigenen Hochschul¬
lehrernachwuchses erhalten. Lehrer¬
bildung und Forschung werden nicht
weiter getrennt bleiben.
An den neuen Universitäten werden
nach schrittweiser Verwirklichung
des Aufbaues Lehrer aller Stufen
ausgebildet werden können. Schon
in der ersten Aufbauphase werden
die neuen Universitäten auch Real¬
schullehrer ausbilden. Damit wird die
Durchlässigkeit der Lehrerbildung
weiter ausgebaut. In der Endphase
werden neue Universitäten schwer¬
punktmäßig geeignet sein, Lehrer für
die Kollegstufe und für das berufs¬
bildende Schulwesen auszubilden;
die Möglichkeit dieser Ausbildung
wird dann sowohl an den bisherigen
als auch an den neuen Universitäten
bestehen.
Die neuen Universitäten liegen in
Ballungsgebieten, in denen jeweils
bis 1980 mit 15 000 bis 23 000 Studie¬
renden an den wissenschaftlichen
Hochschulen zu rechnen ist. Das
rechtfertigt im Hinblick auf die opti¬
male Größe einer Universität langfri¬
stig die Parallelgründung einer wei¬
teren Universität.
Jede der neuen Universitäten befin¬
det sich an einem Standort, der enge
Kooperation mit den bestehenden
Universitäten während der Ausbau¬
phase gestattet. Damit wird die Zu¬
sammenfassung in einer Gesamt¬
hochschule angebahnt. Zugleich wird
ein ausgewogenes Angebot an Stu¬
dienplätzen in fachlicher und regio¬
naler Hinsicht sichergestellt.
Aus diesen Gründen sollen nach
einem Ausbauplan bis zum Ende der










Die in Essen zu gründende Univer¬
sität wird ihren Schwerpunkt in Na¬
turwissenschaft und Medizin haben.
Bei der Planung ist von vornherein
zu berücksichtigen, daß die in Essen
vorhandenen Einrichtungen der Leh¬
rerausbildung gleichzeitig mit der Er¬
richtung der Universitäten mit erzie¬
hungswissenschaftlichen Schwer¬
punkten in anderen Städten Univer¬
sitätsrang erhalten und in schritt¬
weise zu intensivierender Zusam¬
menarbeit mit der Fachhochschule
das Modell einer Gesamthochschule
im Verbund mit der Ruhruniversität
Bochum zu verwirklichen ist.
Die Landesregierung wird die Ent¬
wicklung der zu erwartenden Studen¬
tenzahlen und die darüber angestell¬
ten Untersuchungen aufmerksam ver¬
folgen und die Anpassung der Ka¬
pazitäten vorbereiten. Falls sich noch
in den siebziger Jahren die Grün¬
dung neuer Universitäten als gebo¬
ten erweist, werden dazu vornehm¬
lich solche Standorte empfohlen, an
denen sich bereits ausbaufähige Ein¬
richtungen der Lehre und Forschung
befinden und an denen eine entspre¬
chend hohe Zahl von Studierenden
zu erwarten ist.
Die Investitionskosten und die lau¬





den Lehramtsfächern und in
den Naturwissenschaften.
Maßnahmen bis 1975
Aufbau von acht neuen Univer¬




im Programmzeitraum Keine (4.64).
■ 4.62
Fachhochschulen
Um den sich wandelnden Berufsan¬
forderungen gerecht zu werden,
wurden mit dem Fachhochschulge¬
setz die Voraussetzungen geschaf¬
fen, die bisherigen Ingenieurschulen
und Höhere Fachschulen in Fach¬
hochschulen zu überführen. Diese
werden in Gesamthochschulen mit
den anderen Hochschulen verbun¬
den. Fachhochschulen vermitteln
eine auf wissenschaftlicher und
künstlerischer Grundlage beruhende
Bildung, die zu einer selbständigen
Tätigkeit im Beruf befähigt. Sie be¬
teiligen sich im Rahmen ihres Bil¬
dungsauftrages an Forschungs- und
Entwicklungsaufgaben. Die interdis¬





Die Neuordnung muß Hand in Hand
mit einer schrittweisen Studienreform
gehen. Der Unterrichtsstil ist stärker
dem der Hochschulen anzugleichen.
Erste Schritte zur Studienreform
sind Übungen und Praktika (Labor¬
arbeiten), die Gruppenarbeit und Ex¬
kursionen sowie ein verstärkter An¬
teil von Wahlpflichtfächern und
Wahlfächern. Übergänge zwischen
Studiengängen werden durch die
Anrechnung von Lehrveranstaltun¬
gen erleichtert. Mit der fachlichen
Differenzierung kann sich die Ausbil¬
dungszeit verlängern.
Die Studienpläne werden im Rahmen
der Prüfungsordnungen von den
Fachhochschulen erstellt und im Ge¬
samthochschulbereich abgestimmt
werden.
Das erhöhte Ausbildungsniveau ver¬
langt wissenschaftlich und didak¬
tisch entsprechend qualifizierte
Lehrkräfte. Sie sollen über Berufser¬
fahrungen in engem Bezug zu ihrem
Lehrgebiet verfügen.
Die Fachhochschulen umfassen in













eingerichtet werden. Außerdem sol¬
len Kurzstudiengänge, etwa in Be¬
triebswirtschaft oder Chemietechnik
erprobt werden. Den Kirchen ist an¬
heimgestellt, im Sozialbereich
eigene Einrichtungen aufzubauen.
Bei der Wahl der Standorte der
Fachhochschulen muß ein Ausgleich
zwischen den folgenden Erfordernis¬
sen gefunden werden:
• Ein regionales, breitgestreutes
Bildungsangebot muß erhalten
bleiben.
• Die Fachbereiche einer Fach¬
hochschule sollen an einem
Standort konzentriert werden, zu¬
mindest insoweit, als interdiszi¬
plinäre Zusammenarbeit erfor¬
derlich ist.
• Die Studierendenzahl einer Fach¬
hochschule muß groß genug
sein, um ein hinreichendes, diffe¬
renziertes Lehrangebot zu recht¬
fertigen.




Auf einem fachlich und regional
stark differenzierten und in sich aus¬
gewogenen Netz von Ingenieurschu¬
len und Höheren Fachschulen im
Lande wird aufgebaut. Einige Fach¬
hochschulen werden über räumlich
getrennte Abteilungen verfügen.
Eine Fachhochschule sollte bei ihrer
Gründung mindestens 2000, im End¬
ausbau 3500 bis 4500 Studienplätze
aufweisen. Unter Berücksichtigung
dieser Gesichtspunkte sind die fol¬
genden 13 Standorte für die Grün¬
dung von Fachhochschulen vorgese¬
hen:
Aachen mit der Abteilung Jülich
Bielefeld mit Abteilungen in Minden
und Lippe
Bochum mit der Abteilung
Gelsenkirchen
Dortmund
Duisburg mit der Abteilung
Düsseldorf
Essen
Hagen mit der Abteilung Iserlohn
Köln
Krefeld mit der Abteilung
Mönchengladbach
Münster mit der Abteilung
Burgsteinfurt
Paderborn mit den Abteilungen
Höxter, Meschede und Soest
Siegen mit der Abteilung
Gummersbach
Wuppertal.
Falls die zahlenmäßige oder struktu¬
relle Entwicklung die Gründung
einer weiteren Fachhochschule er¬
fordert, wird diese auf Grund von
Gutachten über die Standortwahl
möglichst an Entwicklungsschwer¬
punkten erster Ordnung mit starker
Ausbildungsnachfrage errichtet, an
denen höhere Fachschulen bisher
nicht bestehen.
Die Landesausgaben für den Ausbau
der. Fachhochschuleinrichtungen
und ihres Lehrkörpers sowie für die
laufenden Kosten einschließlich der
Steigerüngsbeträge sind im Ab¬
schnitt 4.64 zusammengefaßt.
Für die Übernahme der Gebäude
und Ausstattungen der Einrichtun¬
gen, die aus kommunaler Träger¬
schaft in die Fachhochschulen ein¬
bezogen werden, sind Kosten nicht
eingesetzt, weil die Gemeinden oder
Gemeindeverbände durch die Ände¬






Errichtung von mindestens 13
Fachhochschulen.
Landesausgaben
im Programmzeitraum Keine (4.64).
■ 4.63
Gesamthochschulen
Bestehende Universitäten, neue Uni¬
versitäten, Fachhochschulen und be¬
stimmte andere Hochschulen sollen
in acht Gesamthochschulen koope¬
rieren. Damit wird eine bessere Ab¬
stimmung des Lehrangebotes insbe¬
sondere zwischen mehr praxisbezo¬
genen und mehr forschungsbezoge-
nen Studiengängen erreicht. Die Über¬
gänge zwischen den Studiengängen
werden erleichtert. Ausbildungska¬
pazitäten können dem Wandel in den
Berufsanforderungen jeweils ange¬
paßt werden.
Im Rahmen der Gesamthochschulen
wird die Bildung aufeinander aufbau¬




gen, Bibliotheken, technische Anla¬
gen der Verwaltungseinrichtungen
lassen sich gemeinsam nutzen.
Zur Entwicklung der Gesamthoch¬
schulen dienen die folgenden Maß¬
nahmen:
• inhaltliche Abstimmung der Lehr-
und Studienpläne,
• Zusammenarbeit in Fragen der
Hochschuldidaktik,
• Abstimmung der Prüfungsord¬
nungen,
• gemeinsame Immatrikulation und
Zulässigkeit des Studiums an ver¬
schiedenen Institutionen,
• Erprobung kombinierter Studien¬
gänge nach dem sogenannten
Baukastensystem,
• Erprobung der Stufenausbildung,
vornehmlich in den Ingenieurwis¬
senschaften, im Sozialbereich, in
den Wirtschaftswissenschaften
und bei den Lehramtsfächern,
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• Austausch der Lehrenden,
• gemeinsame Nutzung von tech¬
nischen und Sozialeinrichtungen.
Organisatorisch sind die Gesamt¬
hochschulen im Programmzeitraum
mit gemeinsamen Gremien für Stu¬
dien-, Bau- und Verwaltungsplanung




in acht Räumen des Landes Gesamt¬
hochschulen zu errichten. Zahl und
Lage der Gesamthochschulen zeigen







Bochum/Essen . . 36 000
Bonn...... 21 000





Die Kosten des Verbundes zu Ge¬
samthochschulen sind in den Ansät¬







der Forschung und Lehre.
Maßnahmen bis 1975
Kooperation der Universitäten,
TH Aachen, neuen Universitä¬
ten, Sporthochschulen, Kunst¬
hochschulen, Musikhochschu¬
len und Fachhochschulen in
Gesamthochschulen.
Landesausgaben
im Programmzeitraum Keine (4.64).
■ 4.64
Neue Studienplätze
Bis 1980 wird sich die Zahl der Stu¬
dierenden in Nordrhein-Westfalen
annähernd verdoppeln. Die Zahl der
Studienanfänger wird noch stärker
steigen. Diese Steigerungen werden
begrüßt.
Berücksichtigt man den Zuwachs an
Studenten, die beabsichtigten Refor¬
men und gewisse Verschiebungen
der Studierendenzahlen zwischen
den Ländern der Bundesrepublik, so
ergeben sich folgende Studenten¬
zahlen:
• 1969 125 000
• 1975 167 000
• 1980 219 000
Im einzelnen zeigt Übersicht 20 die
Entwicklungen.
Die Zahl der im Jahre 1969 tatsäch¬
lich Studierenden liegt erheblich
über der Zahl der Studienplätze,
wenn man von personell und räum¬
lich funktionsfähiger Ausstattung
ausgeht.
In dem Maße, die die Übersicht
zeigt, werden die Studienplatzzahlen
allgemein erhöht. Jedoch sollen Stu¬




• überproportional in den Inge¬
nieurwissenschaften, der Zahn¬
medizin und der Mathematik,




• unterproportional in den Gesell¬
schaftswissenschaften.
Die maximale Größe einer Universi¬
tät liegt nach der bisherigen Erfah¬
rung zwischen 15 000 und 20 000
Studierenden je nach der Breite des
Fächerangebotes. Über diese Größen¬
ordnungen hinaus wird mit Funk¬
tionsstörungen und Effektivitätsein¬
buße gerechnet.
Danach ergeben sich im Hinblick auf
Einzugsgebiete, Fachrichtungsstruk¬
tur und Ausbausituation die folgen¬
den Zielwerte für den Ausbau der
Universitäten, wobei eine schritt¬
weise Verlagerung von Aufgaben der
Lehrerbildung an die neuen Univer¬
sitäten eingerechnet ist:
1975 1980
TH Aachen . 12 000 14 000
Bielefeld . . 3 000 6 000
Bochum . . 13 000 18 000
Bonn .... 16 000 16 000
Dortmund . . 3 000 8 000
Düsseldorf. . 4 000 8 000
Essen
(Nat.-wiss.) . 2 000 4 000
Köln .... 19 000 19 000
Münster. . . 19 000 19 000
Insgesamt . . 91 000 112 000
Es wird deutlich, daß für eine Über¬
gangszeit bis zum vollen Ausbau der
neuen Hochschulen die länger be¬
stehenden Hochschulen erhöhte
Ausbildungsaufgaben zu bewältigen
haben. Wegen der Dauer von Groß¬
bauprojekten wird sich das Ausbau¬
programm schwergewichtig erst ge¬
gen Ende des Programmzeitraumes
und danach auswirken. Das Studien¬
platzangebot kann besser ausge¬
nutzt und zugleich der Übergang von
der Schule zur Hochschule sinnvoll
vorbereitet werden, wenn ausgela¬
gerte Abteilungen für Vorstudien¬
kurse (ähnlich den bereits eingerich¬
teten Kursen für Mathematik) in grö¬
ßerem Umfang entstehen. Das soll
als eine vorübergehende Notmaß¬
nahme geschehen und bis 1975 zu
rund 2000 Studienplätzen führen.
(1972 = 500, 1975 = 1000, 1974 =
1500, 1975 = 2000).
Für die neuen Universitäten werden
folgende Studienplätze angestrebt:
1975 1980
Aachen . . . 1 900 2 700
Bielefeld . . 2 500 4 000
Bonn .... 3 400 4 600
Dortmund . . 4 700 5 400
Essen
(Erz.-wiss.) . 3 200 4 300
Köln .... 5 600 7 000
Münster. . . 4 800 6 500
Rhein-
Universität. . 4 900 6 500
Insgesamt . . 31 000 41 000
Damit wird jeweils die Größe für
eine universitäre Differenzierung der
Fachrichtungen erreicht.
Um dem Lehrerbedarf im Fach
Kunsterziehung an den weiterführen¬
den Schulen zu entsprechen, wird im
westfälischen Raum in enger Verbin¬
dung mit einer Hochschule oder Uni¬
versität eine weitere Ausbildungs¬
möglichkeit für Kunsterzieher ge¬
schaffen werden. Sie soll im End¬
ausbau über mindestens 600 Studien¬
plätze verfügen.
Die Ausbildungskapazität der Sport¬
hochschule Köln soll entsprechend
ihrer überregionalen Bedeutung zu¬
nächst auf 1500 Studienplätze erwei¬
tert werden.
Von einem Jahrgang werden voraus¬
sichtlich um 7,5 Prozent die Fach¬
hochschule besuchen. Danach wer¬
den folgende Zielwerte an Studien¬


















1969 75000 20 000 3000 27000 125000
1975 91 000 31 000 5000 40 000 167000
1980 112000 41 000 6 000 60000 219000
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1975 1980
Aachen . . . . 2 500 4 000
Bielefeld . . . 3 500 5 000
Bochum . . . 3 500 4 000
Dortmund . . . 2 500 4 000
Hagsn . o Rnnz ouu A fififi** UUU
Duisburg . . . 3 500 5 000
Essen..... 3 500 5 000
Köln...... 5 000 7 500
Krefeld/
Mönchen¬
gladbach . . . 3 000 4 000
Münster. . . . 3 000 5 000
Paderborn . . . 2 500 4 000
Siegen . . . . 2 000 3 000
Wuppertal . . . 3 000 3 500
weitere Fach¬
hochschule . . 2 000
Insgesamt . . . 40 000 60 000
Auf Grund dieser Ausbauziele erge¬
ben sich für die Gesamthochschulen
etwa folgende Studierendenzahlen:
1975 1980
Aachen .... 16 000 21 000
Bielefeld . . . 13 000 20 000
Bochum/Essen . 25 000 36 000
Bonn..... 19 000 21 000
Dortmund . . . 13 000 21 000
Düsseldorf. . . 20 000 32 000
Köln..... 34000 38 000
Münster. . . . 27 000 30000
Insgesamt . . . 167 000 219 000
Zur Ermittlung der erforderlichen In¬
vestitionen werden die folgenden
durchschnittlichen Studienplatzko¬
sten zugrunde gelegt. Sie umfassen
die Herstellung und die Erstausstat¬
tung. Eine Vielzahl von Faktoren, die
sich auch auf die Strukturreform des
akademischen Unterrichts und die
allgemeinen Anlagen beziehen, ist
dabei berücksichtigt:
Geisteswissenschaften 20 000 DM
Naturwissenschaften/
vorklinische Medizin und









dienplätze an den bestehenden Uni¬
versitäten nach Fachrichtungen wird
für diese ein Mittelwert von
55 000 DM angenommen.
Wenn man die im Jahre 1970 mit
290 Mio DM geschaffenen Studien¬
plätze voraussetzt, besteht der in
Übersicht 21 gezeigte Neubau- und
Erweiterungsbedarf.
Übersicht 21 Baubedarf für Hochschulen
künftige Verteilung der vorhandenen
Baumittel auf die einzelnen Hoch¬
schulen noch stärker unter dem Ge¬
sichtspunkt des Gesamtausbaues
des Hochschulwesens vorgenom¬
men werden muß. Es wird ein sinn¬
voller Ausgleich angestrebt zwi¬
schen den großen Ausgabenberei¬
chen:







bestehende Universitäten und sonstige
Hochschulen........... 765 1 155 1 920
neue Universitäten........ 470 450 920
Fachhochschulen......... 485 800 1 285
Nachhol- und Sanierungsbedarf für
Kliniken............. 600 600 1 200
anderer Nachhol- und Sanierungsbedarf 600 200 800
Insgesamt............. 2 920 3205 6125
Im Hinblick auf die erwartete Vertei¬
lung der neu zu schaffenden Stu-
Mit den Kosten für den Nachhol- und
Sanierungsbedarf bis 1975 sind noch
nicht die Richtwerte erreicht, die für
den Raumbedarf an neuerrichteten
Hochschulen gelten. Mit ihnen wer¬
den jedoch die derzeit tatsächlich
besetzten Studienplätze funktionsfä¬
hig. Von den genannten Kosten ent¬
fallen allein 400 Mio DM auf den Er¬
satz abbruchreifer Klinikgebäude.
Faßt man Neubau-, Erweiterungs¬
und Nachholbedarf für den Hoch¬
schulbereich zusammen, ergibt sich
ein Gesamtinvestitionsbedarf im
Programmzeitraum von etwa 2920
Mio DM; das sind 584 Mio DM jähr¬
lich von 1971 an.
Diese Summe wird finanziert durch
einen Landesanteil in Höhe von
1460 Mio DM und einen Bundesan¬
teil in Höhe von 1460 Mio DM.
Dabei wird erwartet, daß der Bund
sich auch an der Finanzierung der
Universitäten mit erziehungswissen¬
schaftlichem Schwerpunkt und der
Fachhochschulen mit 50% beteiligt.
Bis 1980 wären etwa 6,3 Milliar¬
den DM aufzubringen. Im Jahrzehnt
zuvor wurde etwa ein Drittel davon
investiert.
Die danach erforderliche Baupla¬
nung richtet sich nach den Zielen
der Hochschulreform. Anstelle der
verhältnismäßig isolierten Institute
werden größere Funktionseinheiten
geschaffen und der Anteil an Grup¬
penarbeitsräumen erhöht.
Die Vergangenheit lehrt, daß die zu-
• länger bestehende wissen¬
schaftliche Hochschulen,
• Ausbau der Universitäten Biele¬
feld, Bochum, Dortmund und Düs¬
seldorf,
• neue wissenschaftliche Hochschu¬
len,
• Fachhochschulen.
Auf längere Sicht ist erforderlich, für
einen Mehrjahreszeitraum eine Prio¬
ritätenliste für die Ausgaben im Ge¬
samthochschulbereich einschließlich
der Zuweisungen des Bundes, der
Deutschen Forschungsgemeinschaft
und anderer Drittmittel aufzustellen.
Die laufenden Kosten für die Hoch¬
schulen bewegen sich in der dreifa¬
chen Größenordnung der jährlichen
Investitionsquoten. Bereits geringfü¬
gige prozentuale Verbesserungen
der laufenden Aufwendungen bela¬
sten daher den Landeshaushalt aufs
äußerste. Hinzu kommt die Folgelast
an laufenden Kosten nach dem wei¬
teren Ausbau.
Die laufenden Kosten der Hochschu¬
len für den Programmzeitraum sind
von einer Vielzahl von Faktoren ab¬
hängig. Zu nennen sind:
• die Zahl der Studierenden erhöht
sich;
• Studienplätze an nichtstaatlichen
Ausbildungstätten sind in Fach¬
hochschulen zu übernehmen;




• die Personalkosten werden —
wie in der mittelfristigen Finanz¬
planung — um jährlich minde¬
stens 6 Prozent steigen;
• die Mittel für Forschungsausstat¬
tungen sind zu erhöhen;
• die übrigen laufenden Kosten er¬
höhen sich insbesondere durch
moderne Lehr- und Lernverfah¬
ren.
Bei steigenden Studierendenzahlen
um fast ein Zehntel jährlich und bei
einer sechsprozentigen Steigerung
der Personalkosten muß daher mit
einer jährlichen Erhöhung der lau¬
fenden Kosten der Hochschulen um
durchschnittlich 18 Prozent gerechnet
werden. Das bedeutet Landesaus¬
gaben im Programmzeitraum von
7190 Mio DM.
Von 1950 bis 1968 haben sich die
Ausgaben für die Hochschulen ins¬
gesamt (außer Einrichtungen im zu¬
künftigen Fachhochschulbereich)
von 63 Mio DM auf 1033 Mio DM,
also auf das Siebzehnfache erhöht.
Die Gesamtausgaben für Forschung
und Lehre an den wissenschaft¬
lichen Hochschulen haben sich allein
von 1960 bis 1968 mehr als vervier¬





über ein Fünftel bis 1980; aus¬
reichende Studienplätze im Ge¬
samthochschulbereich.
Maßnahmen bis 1975
Schaffung von 42 000 neuen
Studienplätzen im Hochschul¬
bereich; schrittweise Deckung
des Nachhol- und Sanierungs¬
bedarfs; regionaler und fach¬
licher Ausgleich im Hochschul¬
ausbau; Errichtung von ausge¬
lagerten Abteilungen der Hoch¬
schulen mit 2000 Studienplät¬
zen insgesamt; Steigerung der
laufenden Ausgaben für die
Hochschulen jährlich im Durch¬
schnitt um 18 Prozent.
Landesausgaben
im Programmzeitraum 8650 Mio DM.
■ 4.65
Studentenwohnheime
Die vorgesehene Verdoppelung der
Zahl der Studienplätze im Hoch¬
schulbereich bis etwa 1980 setzt vor¬
aus, daß ausreichende Unterkunfts¬
möglichkeiten für die Studierenden
an den Hochschulorten geschaffen
werden. In der Nachbarschaft der
Hochschulen sind Wohngelegenhei¬
ten für die Studenten nicht mehr
zureichend vorhanden.
Gegenwärtig stehen nur 12 000
Wohnheimplätze zur Verfügung, mit¬
hin etwa für jeden zehnten Studie¬
renden ein Platz. Nach dem „Düs¬
seldorfer Wohnheimplan" sollen
langfristig für 30 Prozent der Studie¬
rehden in der Bundesrepublik Wohn¬
heimplätze geschaffen werden. 1975
wird das Land 167 000 Studierende
haben; für sie werden danach rund
50 000 Wohnheimplätze benötigt.
Nach den bisherigen Planungen sol¬
len jährlich3000Wohnheimplätze von
1970 bis 1975 erstellt werden. Das
Land wird darüber hinaus jedoch
mit einem Sonderprogramm bis1975
weitere 10 000 Plätze schaffen, so
daß zu dieser Zeit 40 000 Wohn¬
heimplätze zur Verfügung stehen.
Die Beschaffung einer solchen Zahl
von Wohnheimplätzen ist von den
freien Trägern nach den bisherigen
Förderungsverfahren unter 20-pro¬
zentiger Eigenbeteiligung nicht zu
erwarten.
Eine weitgehende Finanzierung
durch die öffentliche Hand rechtfer¬
tigt sich insbesondere dann, wenn
die Gemeinschaftsräume in «den Stu¬
dentenwohnheimen auch für Ausbil¬
dungszwecke, wie etwa Gruppenar¬
beit, mitbenutzt werden können.
Das Land wird die Hochschulbau-
und -finanzierungsgesellschaft be¬
teiligen, um die notwendige Bauka¬







Erstellung von 28 000 Wohn¬
heimplätzen.
Landesausgaben




Die Hochschulplanung ist gemein¬
same Aufgabe von Hochschuler) und
Land. Die Hochschulen haben das
Recht und die Pflicht zur eigenver¬
antwortlichen Mitwirkung am Ausbau
ihrer Forschungs- und Ausbildungs¬
kapazitäten. Es gilt, einen rationel¬
len, regional ausgewogenen und
koordinierten Ausbau der Hochschu¬
len im Rahmen des Hochschulberei¬




beiten. Dabei ist die Einheit des
nationalen und internationalen
Hochschulwesens und auch des Bil¬
dungswesen des Landes zu berück¬
sichtigen. Sie muß dem Grundsatz
der Freizügigkeit der . Studierenden
Rechnung tragen.
Für den Hochschulausbau werden
Rahmenpläne, Struktur- und Ent¬
wicklungspläne sowie Schwerpunkt¬
pläne aufgestellt und ein Hochschul¬
bauplan erarbeitet.
Die Rahmenpläne werden für den
Hochschulbereich oder für Hoch¬
schularten vom zuständigen Minister
aufgestellt. Die Struktur- und Ent¬
wicklungspläne werden von den
Hochschulen im Einvernehmen mit
dem zuständigen Minister für die
einzelnen Fachbereiche und zentra¬
len Einrichtungen aufgestellt. Sie
müssen sich im Rahmen der Hoch¬
schulplanung des Landes halten. Bei
Haushaltsvoranschlägen und bei der
Ausführung des Haushalts sollen die
Hochschulen von Ausstattungsplä¬
nen ausgehen. Diese enthalten für
einen Mehrjahreszeitraum den Per¬
sonal-, Raum- und Sachmittelbedarf,
der zur Verwirklichung der Struktur-
und Entwicklungspläne erforderlich
ist.
Die Schwerpunktpläne werden vom
zuständigen Minister für den Ausbau
bestimmter Bereiche der Forschung
und Lehre aufgestellt; so beispiels¬
weise für den Ausbau der Ausbil¬
dungskapazitäten auf Grund von Er¬
hebungen über die vorhandenen Stu¬
dienplatzzahlen.
Unter Beteiligung des'Hochschulbei¬
rates sollen Empfehlungen für die
grundsätzliche Neuordnung der Stu¬






delle, erarbeitet werden. Die in Ab¬
schnitt Studiengänge vorgesehenen
Kommissionen wirken mit.
Für die Hochschulen des Landes soll
zur Vorbereitung von Planungen des
Landes und der Hochschulen, zur
Optimierung des Aufwandes für For¬
schung und Lehre und zur Rationali¬
sierung der Hochschulverwaltung
ein System der integrierten Datener¬
hebung aufgebaut werden. An den
Hochschulen sind entsprechende
Einrichtungen zu bilden. Die Mitar¬
beit der Hochschulen und der Hoch¬
schulangehörigen bei der Datener¬
hebung soll gesetzlich festgelegt
werden.
Derartige Pläne können nur verwirk¬
licht werden, wenn das in den Hoch¬
schulen tätige Verwaltungspersonal
dafür geschult ist. Hochdifferenzierte
Großorganisationen, wie sie heute
die großen Hochschulen darstellen,
bedürfen eines in Hochschulplanung
und Wissenschaftsverwaltung ge¬




im Hochschulwesen erfordern eine
Erforschung ihrer Grundlagen. Dazu
gehören insbesondere die Erfor¬
schung des Verhältnisses von Be¬
rufsanforderungen und Studienzie¬
len, Optimierung des Aufwandes für
Lehre und Forschung, Auswertung
von Studienmodellversuchen. Bisher
gibt es in der Bundesrepublik keine
Einrichtung, die sich damit befaßt.
Sie soll im Programmzeitraum ge¬
schaffen werden. Die Mittel werden
aus Forschungsmitteln und dem all¬
gemeinen Hochschulhaushalt aufge¬
bracht.
Wegen der hohen Investitionen im
Hochschulbau, deren Bedeutung und
wegen der Mitwirkungskompetenz
des Bundes ist die Hochsehulbaupla-
nung zu rationalisieren. Sie wird
ebenfalls auf eine breitere, wissen¬
schaftlich orientierte Basis gestellt
werden. Der Bauminister wird ein
zentral geführtes Planungsbüro für
Hochschulbauten einrichten. Die
Kosten für die Investitions- und Pla¬
nungsgruppen werden jährlich
2 Mio DM, für das Planungsbüro











beirates an der Entwicklung
von Studienreformmodellen für
den Hochschulbereich. Aufbau
eines einheitlichen Systems der
Datenerhebung für alle Hoch¬
schulen des Landes und Bil¬










im Programmzeitraum 12,5 Mio DM.
■ 4.7
Erwachsenenbildung
Auch eine reformierte Schule und
Hochschule sind nicht imstande, den
an das Bildungssystem gestellten An¬
forderungen allein gerecht zu werden.
Aus- und Weiterbildung können sich
auch nicht auf das Jugendalter be¬
schränken. Sie sind auf die ganze ak¬
tive Lebenszeit zu verteilen. Daher
gehört zu dem als Einheit zu verste¬
henden Bildungswesen die lebensbe¬
gleitende Erwachsenenbildung.
Sie steht in Wechselwirkung zu
Schule, Hochschule und Fernstu¬
dium, zur Jugendarbeit und zur Frei¬
zeitentwicklung. Daher ist sie nur im
Zusammenhang mit den anderen Ab¬
schnitten des Programms, insbeson¬
dere auch über Berufsfortbildung
und über Bibliotheken, Theater,
Musikpflege, darstellbar. Soweit die
Erwachsenenbildung berufsbezogen





Die Erwachsenenbildung darf lang¬
fristig nicht hinter den anderen Bil¬
dungsbereichen zurückstehen; denn
sie verhilft dem einzelnen zur Entfal¬
tung seiner Persönlichkeit und zur
Urteilsfähigkeit. Damit befähigt sie
ihn zur verantwortlichen Mitwirkung
in allen Lebensbereichen. Das in der
Jugend erworbene Berufswissen
reicht nicht mehr für das ganze
Leben. Deshalb müssen Hilfen zum
Lernen und spezielle berufsför¬
dernde Maßnahmen das Fehlende
ausgleichen. Sie dienen der Chan¬
cengleichheit sowie der Mobilität im
Berufsleben und sichern einen
Arbeitsplatz. Die Vermittlung beruf¬
licher Spezialkenntnisse und -fertig-
keiten wird durch die technische
Entwicklung immer wichtiger. Hilfen
zur Eigentätigkeit sind wegen der
voraussehbaren vermehrten Freizeit
und für das Alter unabdingbar.
Die Erwachsenenbildung muß die
zweite Stufe eines Systems allgemei¬
ner Volksbildung darstellen. Durch
systematische Lehrgänge müssen
weitere Bildungsreserven erschlos¬
sen werden. Kurzfristig sind Lehr¬
gänge zur Vorbereitung auf einen
nachzuholenden Hauptschulab¬
schluß, für den Zugang zu Schulen
mit höheren Bildungsabschlüssen
und zur Vorbereitung von Nicht-
abiturienten auf das Studium an wis¬
senschaftlichen Hochschulen ver¬
stärkt anzubieten; für bestimmte
technische oder sprachliche Fächer
müssen Abschlüsse oder Zeugnisse
vorgesehen sein.
Politische Erwachsenenbildung kann
mit Erfolg nur in Verbindung mit den
anderen Bildungsbereichen betrie¬
ben werden. Berufsbildende Maß¬
nahmen sollen im Zusammenhang
mit politischer Bildung gesehen wer¬
den. Von der Erwachsenenbildung
vermittelte Spezialkenntnisse oder
-fertigkeiten müssen in Aufbaukur¬
sen vertieft werden können.
Zahlreiche Träger bieten Erwach¬
senenbildung an. Wegen der Man¬
nigfaltigkeit der Aufgaben und
Grundhaltungen ist eine pluralisti¬
sche Struktur der Trägerschaften zu
begrüßen. Jedoch sind die oben ge¬
nannten Ziele nicht mit isolierten
Veranstaltungen zu erreichen.
Daher kann die Erwachsenenbildung
langfristig nur in einem koordinier-
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ten System vervollkommnet werden.
In dieses System sind alle mit der
Erwachsenenbildung nicht nur am
Rande befaßten Stellen und Einrich¬
tungen einzubeziehen. Das System
einer Erwachsenenbildung der Zu¬
kunft kann der Staat nicht befehlen,
sondern es muß im Zusammenwir¬
ken der Träger mit dem Staat ein
Gesamtprogramm entwickelt wer¬
den. Dieses muß mit dem übrigen
Bildungssystem abgestimmt sein,
das seinerseits stärker auf die Not¬
wendigkeit lebenslangen Lernens
auszurichten ist. In diese Zusam¬
menarbeit sind die Ausschüsse nach
dem Berufsbildungsgesetz einzube¬
ziehen. Insbesondere sind die Wege
des Kontaktstudiums und des Fern¬
studiums auszunutzen; qualifizierte
Fernkursusunternehmen müssen in
das System integriert sein.
Ein solches System ist nur schritt¬
weise zu verwirklichen.
Zunächst ist eine Bestandsaufnahme
jeweils für kreisfreie Städte und
Kreise notwendig. Das Vorhandene
muß übersichtlich zusammengefaßt
dargestellt werden.
Die Veranstaltungen der Träger min¬
destens eines Kreises oder einer
kreisfreien Stadt sollen unter Wah¬
rung der rechtlichen Selbständigkeit
der einzelnen Träger aufeinander
abgestimmt werden. In den Bal¬
lungsgebieten und Ballungsrandge¬
bieten wird eine großräumige Ab¬
stimmung nützlich sein. Entfernun¬
gen von etwa einer halben Weg¬
stunde zum Bildungsort sollen nicht
überschritten werden. Die Kreise
und kreisfreien Städte sind zu dieser
koordinierenden Aufgabe aufgeru¬
fen, die sie auch mittels der Volks¬
hochschulen wahrnehmen können.
Eine landesweite Abstimmung nach
Angebot, Stoff und Niveau der Ver¬
anstaltungen ist das Ziel in den Bil¬
dungsbereichen, in denen Fernstu¬
dien und berechtigende Abschlüsse
erwünscht sind. Prüfungen der Er¬
wachsenen können sodann objekti¬
viert werden mittels Prüfbogen und
Testverfahren. Dieses Ziel wird all¬
gemein erst erreichbar sein, wenn
die Erwachsenenbildung
• didaktisch erschlossen ist,
• von qualifizierten und fortlaufend
geschulten, in genügender An¬
zahl hauptberuflich tätigen Kräf¬
ten vermittelt und
• durch Öffentlichkeitsarbeit geför¬
dert wird.
Damit setzt die endgültige Reform
der Erwachsenenbildung wie die
Reform des Schul- und Hochschul¬
wesens die Erforschung neuer Lehr-
und Lernmethoden und den Abbau
des Lehrkräftemangels voraus.
Beide müssen im Programmzeitraum
in Angriff genommen werden. Syste¬
matische Lehrgänge zur Vorberei¬
tung auf Schulabschlüsse können
nach Personallage wie nach der








se zum Angebot an Erwach¬
senenbildung mindestens in
Kreisen und kreisfreien Städ¬
ten; regionaler Verbund der
Träger; Koordinierung der Ver¬
anstaltungen; verbesserte Ver¬
bindungen zum Fernstudium;
Vorbereitung der Stoff- und Ni¬
veauangleichung für qualifi¬
zierte Abschlüsse, jedoch vor¬




im Programmzeitraum 35 Mio DM.
■ 4.72
Zentren der Erwachsenenbildung
In den Städten des Landes stehen
Einrichtungen der Erwachsenenbil¬
dung für die jetzigen Aufgaben in
ausreichender Zahl zur Verfügung.
Bis 1975 wird die Landesregierung
daher die Einrichtung von Volkshoch¬
schulen im ländlichen Raum bevor¬
zugt fördern. In erster Linie kommt
dafür die Einrichtung von Kreisvolks¬
hochschulen in Betracht. Diese zen¬
tralen Bildungsstätten können in den
zentralen Orten des Kreisgebietes
die erforderliche Bildungsarbeit ge¬
nügend spezialisiert durchführen.
Der zukünftige Erfolg der Erwachse¬
nenbildung hängt maßgeblich davon
ab, ob angemessener Raum und die
rechte Einrichtung vorhanden sind.
Die Landesregierung beabsichtigt,
den Bau von Stätten der Erwachse¬
nenbildung langfristig mit dem Ziel
zu fördern, daß mindestens in jeder
Gemeinde mit über 50 000 Einwoh¬
nern ein Gebäude oder Räume für
die Erwachsenenbildung bereitste¬
hen. In kleineren Gemeinden können
die Kreisvolkshochschulen sich ande¬
rer öffentlicher Gebäude bedienen.
Neubaumaßnahmen für die Erwach¬
senenbildung sollen im Zusammen¬
hang mit einem Schulzentrum oder
einer Gesamtschule ausgeführt wer¬
den. Damit wird eine Mehrfachnut¬
zung möglich (4.14). Kommunale Bi¬
bliotheken und Zentren für Bild, Ton
und andere Medienträger gehören
dazu.
Langfristiges Ziel
Schaffung der baulichen Vor¬







im Programmzeitraum 5 Mio DM.
■ 4.8
Forschung
Der Wille und die Fähigkeit eines
Landes, Investitionen für Wirtschaft
und Forschung aufzubringen, ent¬
scheidet über seine künftige Bedeu¬
tung. Insbesondere gilt dies für ein
Land im Strukturwandel. Angesichts
der hohen Kosten und zunehmenden
Laufzeit moderner Forschungspro¬




Die Expansion von Forschung und
Lehre an den Hochschulen macht
eine Planung der Forschungskapazi¬
täten an den Hochschulen unauf¬
schiebbar. Die Forschungskapazitä¬
ten parallel zu den Ausbildungska¬
pazitäten zu entwickeln, würde zu
Zersplitterung und Ungleichgewich¬
ten führen; Forschungskapazitäten




Für die Forschungstätigkeit an den
Hochschulen sollen sich daher in
verstärktem Maße Schwerpunkte
herauskristallisieren. Die Zuwendun¬
gen der öffentlichen Hand in Bund
und Ländern für Forschungsvorhaben
müssen grundsätzlich auch der all¬
gemeinen Wissenschaftsförderung
an den Hochschulen zugute kom¬
men. Einzelne Forschungseinrich¬
tungen in der Hochschule dürfen
nicht isoliert werden.
Der Hochschulplanungsbeirat erar¬
beitet zur Zeit Grundlagen für die
Koordination der Forschung im




und Organisationsformen der For¬
schung an den Hochschulen des
Landes gegeben werden. Auf Grund
des Berichts sollen die Forschungs¬
vorhaben schrittweise in den folgen^
den Stufen abgestimmt werden:
• innerhalb eines Faches in der
Hochschule,
• innerhalb desselben Fachs an
verschiedenen Hochschulen des
Landes,
• zwischen den verschiedenen Fä¬
chern an einer Hochschule,
• zwischen den verschiedenen
Hochschulen.
Die Landesregierung wird periodisch
über die Forschungsvorhaben in
einem Forschungsprogramm berich¬
ten. Das Forschungsprogramm wird
bei der Bereitstellung von Stellen
und Mitteln auch für die Nachwuchs¬
förderung und bei Berufungen mit













Die Forschungsorganisation an den
Hochschulen muß den Strukturver¬
änderungen im Forschungsprozeß
Rechnung tragen:
• Der Zusammenschluß kleiner
isolierter Institute zu übergreifen¬
den Forschungseinrichtungen un¬
ter kollegialer Leitung ist zu för¬
dern.
• Das Kollegialsystem in der Lei¬
tung von Instituten ist, soweit
noch nicht geschehen, aber
sachlich möglich, einzuführen.
• Aufwendige Geräte und Hilfsmit¬
tel der Forschung sind bei größe¬
ren Organisationseinheiten zu¬
sammenzufassen.
Das gegenwärtige System, For¬
schungsaufträge regelmäßig als Auf¬
träge an Einzelpersonen zu behan¬
deln, erschwert die interdisziplinäre
Zusammenarbeit, die Bildung von
Forschungsschwerpunkten innerhalb
der Hochschule sowie einen syste¬
matischen Einsatz der wissenschaft¬
lichen Mitarbeiter im Rahmen ihrer
Ausbildung bei Forschungsvorhaben.
Es trägt dazu bei, daß im Gesamt¬
einkommen zwischen den in der pra¬
xisbezogenen Forschung und in der
Grundlagenforschung tätigen Wis¬
senschaftlern ein Gefälle entsteht
und damit diefinanzielle Anziehungs¬
kraft der Grundlagenforschung sinkt.
Die Hochschulen oder ihre Einrich¬
tungen sollen deshalb verstärkt im
Rahmen ihrer Aufgaben selbst Gut¬
achten-, Entwicklungs- und Bera¬
tungsaufträge übernehmen, insbe¬
sondere, wenn bei der Ausführung
solcher Aufträge die Inanspruchnah¬
me von Personal, Einrichtungen oder
Sachmitteln der Hochschule von Be¬
deutung ist. Die an der Forschung
Teilhabenden bestimmen ihre Ar¬
beitsziele selbst. Die Hochschulein¬
richtungen arbeiten insoweit unab¬
hängig und in eigener Verantwor¬
tung. Das wird im Rahmen des Hoch¬
schulgesetzes sichergestellt.
Die Kontakte zur Praxis bleiben bei
dieser Regelung wie bisher erhalten,
Forschungsschwerpunkte werden
steuerbar, die Vielfalt der For¬
schungseinrichtungen wird nicht an¬
getastet. Die „Auftraggeber" werden
nach staatlichen Gebührenordnun¬
gen zu kostengerechten Gegenlei¬
stungen herangezogen, die den
Hochschulen zur Verfügung gestellt
werden.
Die Hochschulen bzw. ihre For¬
schungseinrichtungen sollen für eine
entsprechende Verwendung der im
Haushaltsplan zur Verfügung stehen¬
den Mittel für die Forschung, der
Einnahmen an „Forschungsgebüh¬
ren" sowie gegebenenfalls der als
„Beiträge Dritter" zur Verfügung ste¬
henden Mittel sorgen. Es wird erwo¬
gen, einen Teil der Einnahmen an
„Forschungsgebühren" für Lei¬
stungszulagen nach dem Maß der
wissenschaftlichen Mitwirkung an
den Gutaphten-, Entwicklungs- und
Beratungsaufträgen zu verwenden.
Die Grundsätze dafür sollen mög¬
lichst bundeseinheitlich gestaltet
werden. Das Besoldungsrecht wäre
insoweit zu ändern; auf eine entspre¬
















Einzelvorhaben der Forschung sind
im allgemeinen weniger umfangreich
und aufwendig, jedoch für die For¬
schungsentwicklung von grundlegen¬
der Bedeutung.
Daneben ist aber zu beachten: Nach
Maßgabe der Interessen des Landes
sind im weiten Spektrum der staatli¬
chen Förderung von Forschungsvor¬
haben Schwerpunkte durch initiierte
Forschungsvorhaben oder Festle¬
gung von Forschungsschwerpunkten
zu bilden. Das geschieht in laufender
Abstimmung mit den Förderungs¬
maßnahmen des Bundesministers für
wissenschaftliche Forschung, speziell
auch auf dem Gebiet der angewand¬
ten Forschung.
Die Forschungsförderung des Lan¬
des auf den Gebieten der Natur- und
Ingenieurwissenschaften, der Medi¬
zin sowie der Wirtschafts- und
Sozialwissenschaften ist schwer¬
punktmäßig konzentriert beim Lan¬
desamt für Forschung, das von der
Rheinisch-Westfälischen Akademie
der Wissenschaften beraten und un¬
terstützt wird.
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Zum Teil erhebliche Mittel werden
auch von anderen Stellen für Einzel¬
forschungsvorhaben zur Verfügung
gestellt.
Die nicht hochschulgebundene For¬
schung wird außer von den in den fol¬
genden Abschnitten genannten For¬
schungseinrichtungen unter anderem
auch von dem zukünftigen Institut für
Berufsforschung (3.41) und vom In¬
stitut für Arbeitsphysiologie starke
Impulse erhalten.
Langfristiges Ziel ist die Bildung lan¬
desgeeigneter Forschungsschwer¬
punkte trotz Sicherung eines breiten
Spektrums der Förderung von er¬
folgversprechenden Forschungsin¬
itiativen.
Von den Mitgliedstaaten der euro¬
päischen Organisation für Kernfor¬
schung (CERN) wird zur Zeit der
Bau eines 300 GeV-Protonenbe-
schleunigers geplant. Dieser Be¬
schleuniger dient in der Elementar¬
teilchenphysik der Untersuchung
von Strukturen des Mikrokosmos.
Die Bundesrepublik Deutschland hat
als deutschen Standort Drenstein¬
furt, Kreis Lüdinghausen im Regie¬
rungsbezirk Münster, vorgeschlagen.
Im Schnittpunkt der vier Universitä¬
ten Bochum, Münster, Dortmund
und Bielefeld böte Drensteinfurt auf
Grund der räumlichen Gegebenhei¬
ten große Vorteile. Von einer sol¬
chen Forschungsstätte gingen
außerordentlich starke Impulse aus,
nicht allein für die Forschung —
Nordrhein-Westfalen würde zu einem
Zentrum der Elementarteilchen- und
Hochenergiephysik in der Welt wer¬
den -, sondern vor allem würden
Bau und Betrieb dieses größten Pro¬
tonenbeschleunigers der Welt eine
Vielzahl von neuen mittleren Maschi¬
nenfabriken, elektrotechnischen und
feinmechanischen Spezialwerkstät-
ten mit modernsten und hochspezia¬
lisierten Techniken nach sich zie¬
hen.
Die Bundesregierung setzt sich mit
Nachdruck für den Standort Dren¬
steinfurt ein. Die Landesregierung
wird sich dafür einsetzen, daß für die
neu in Drensteinfurt Beschäftigten
mit ihren Familien die wünschens¬
werten Wohn- und Ausbildungstätten




Die Friedensforschung dient der
Vorausschau und damit rationaler
Bewältigung politischer, gesell¬
schaftlicher, sozialer und technologi¬
scher Konflikte. Die Friedensfor¬
schung stellt so einen neuen For¬
schungsbereich in den Verhaltens¬
wissenschaften dar, der die Voraus¬
setzungen zur Erhaltung des Frie¬
dens in sozialer, psychologischer,
wirtschaftlicher und technischer Hin¬
sicht aufzeigen soll. Sie erfordert
einen interdisziplinären Forschungs¬
ansatz mit einer besonders engen
Kooperation der Sozial-, Geistes¬
und Naturwissenschaften.
Im Zentrum für interdisziplinäre For¬
schung an der Universität Bielefeld
ist die Möglichkeit gegeben, eine In¬
itiative der dortigen Wissenschaftler










im Programmzeitraum 4,5 Mio DM.
■ 4.85
Pädagogisch-didaktische Forschung
Das Bildungswesen beansprucht fast
40 Prozent des Landeshaushalts
und beschäftigt etwa 100 000 Perso¬
nen. Ein Dienstleistungsbetrieb von
solcher Größe muß nicht nur
modernste Mittel zur Rationalisie¬
rung der Verwaltung nutzen, son¬
dern sich auch auf moderne For¬
schung und Entwicklung stützen.
Das gilt einmal für den Bereich der
technologischen Hilfen. Dies ist aber
von mindestens gleicher Bedeutung
im Bereich der Psychologie und der
empirischen Bildungsforschung, der




In der Erforschung modernster Un¬
terrichtsmethoden, vor allem der
programmgesteuerten Unterweisung
und der Anwendung technischer
Hilfsmittel wie Sprachlabors und
Fernsehen, hat Deutschland im inter¬
nationalen Vergleich einen guten
Stand. Nordrhein-Westfalen hat das
Institut für Erziehungswissenschaf¬
ten an der Technischen Hochschule
Aachen und ist Sitz leistungsfähiger
Industrie für die Entwicklung und
Produktion von Kleincomputern.
Um möglichst wirkungsvoll Lehr-
und Lernforschung unter Einbezie¬
hung der pädagogischen Technolo¬
gie und vor allem der programmier¬
ten Instruktion betreiben zu können,
müssen die vorhandenen Ansätze
möglichst für den gesamten
deutschsprachigen Raum zusam¬
mengefaßt werden.
In Abstimmung mit der Kultusmini¬
sterkonferenz wird das Land ein in¬
teruniversitäres Zentrum für Lehr-
und Lernverfahren in Paderborn er¬
richten.
Als Schwergewicht ist zunächst die
Forschung und Entwicklung im Be¬
reich der pädagogischen Technolo¬
gie vorgesehen. Die einmaligen Inve¬
stitionskosten sind auf 10 Mio DM,
der laufende Aufwand auf jährlich
5 Mio DM und für Forschungsmittel
4 Mio DM veranschlagt.
Ferner baut das Land an der Univer¬
sität Bielefeld einen Schwerpunkt für
pädagogische Forschung unter Ein¬
schluß einer Labor- und einer Ver¬
suchsschule „Kolleg" auf. Es ist im
Interesse der Wirtschaftlichkeit wie
der Wirksamkeit zwingend, die bei¬
den Institutionen in Organisation,
Funktion und Finanzierung zu ver¬
binden.
Die pädagogische Forschung an den




derner Lehr- und Lernverfah¬





tuts zur Erforschung von Lehr-
und Lernverfahren.
Landesausgaben






soziale Veränderungen großen Aus¬
maßes werden die Besiedlung des
Landes in den nächsten Jahrzehnten
tiefgreifend beeinflussen. Auf diese
Entwicklungen muß man sich vorbe¬
reiten.
In Nordrhein-Westfalen besteht
wegen der Probleme der stark ver¬
dichteten und wirtschaftlich einseitig
ausgerichteten Landesteile ein be¬
sonderer Bedarf an konkreten Grund¬
lagen für die Landes- und Stadtent¬
wicklung.
Wie die Vorarbeiten für die Landes¬
entwicklungspläne, für das Entwick¬
lungsprogramm Ruhr und für das
Nordrhein-Westfalen-Programm 1975
gezeigt haben, bedarf es einer konti¬
nuierlichen, forschenden, koordinie¬
renden und vorbereitenden Arbeit,
um die vielschichtigen Probleme der
räumlichen Entwicklung des Landes
zu verfolgen und zu lösen. Gleiches
trifft für räumliche Probleme im
regionalen und kommunalen Maß¬
stab zu.
In den größeren Städten des Landes
befinden sich eigene Abteilungen für
Stadtentwicklung und Stadtfor¬
schung im Aufbau. Sie verfolgen
zum Teil weitreichende, auch die
künftige Investitionstätigkeit des
Landes beeinflussende Ziele. Theo¬
retische Grundlagen für die Stadt¬
entwicklungsplanung sind nur in An¬
sätzen vorhanden. Sie müssen daher
von den Städten, zum Teil parallel
nebeneinander, vorbereitet werden.
Wie sich zeigt, kann diese Aufgabe
auf Grund der Komplexität des The¬
mas in ausreichender Fundierung
und Breite von keiner einzelnen
Stadt allein geleistet werden. Um
kostspielige Doppelarbeit zu vermei¬
den, ist es daher notwendig,Grundla¬
gen für Bereiche mit gleicher Pro¬
blematik, die in allen oder mehreren
Städten zur Lösung anstehen, zen¬
tral zu erarbeiten.
Um diese Lücke zu schließen, beab¬
sichtigt die Landesregierung, ein
Institut für Landes- und Stadtent¬
wicklungsforschung zu errichten und
zu unterhalten. Wegen der Dringlich¬
keit dieser Aufgaben und um den
notwendigen engen Kontakt sicher¬
zustellen, soll das Institut zu Beginn
des Programmzeitraums errichtet
werden. Seine Arbeit soll sich auf
die wichtigsten räumlichen Pro¬
bleme des Landes konzentrieren.
Das Land wird die laufenden Kosten
in der Höhe übernehmen, wie sie
nicht durch Aufträge von kommuna¬
ler Seite gedeckt werden.
Für den Programmzeitraum wird mit
etwa 7 Mio DM Landesausgaben ge¬
rechnet.
Langfristiges Ziel
Durch Landes- und Stadtent¬
wicklungsforschung sollen
Grundlagen und Entschei¬












im Programmzeitraum 7 Mio DM.
■ 4.87
Biomedizinische Technik
In Naturwissenschaft und Technik
erprobte Technologien dringen
immer stärker in die Medizin ein. In
zunehmendem Maße wird die Forde¬
rung nach einem speziellen For¬
schungsinstitut im Bereich zwischen
Medizin und moderner Technik erho¬
ben. In Düsseldorf sowohl als auch
in Aachen laufen aussichtsreiche
Vorarbeiten.
Besondere Bedeutung besitzt hier
die Entwicklung künstlicher Organe
und Organhilfen sowie von Spezial¬
instrumenten für Diagnostik, Thera¬
pie und Krankenüberwachung.
In einem Institut sollen Fortschritte
auf den Gebieten Physik und Che¬
mie, Elektronik und Technik im Hin¬
blick auf Anwendungsmöglichkeiten
in der Medizin erprobt werden, um
sie möglichst schnell in die Kranken¬
versorgung zu überführen. Diese
Aufgaben sollen in enger Verknüp¬
fung mit der Industrie wahrgenom¬
men werden. Die Stiftung Volkswa¬
genwerk beteiligt sich voraussichtlich
mit 3,5 Mio DM. Das Institut soll
außerdem das Berufsbild des Bio-
Ingenieurs prägen und beratende Tä¬
tigkeit ausüben. Die Kosten des In¬
stituts werden auf 8 Mio DM veran¬
schlagt. In diesen Kosten ist die Be¬






Gründung eines Instituts für
Biomedizinische Technik.
Landesausgaben
im Programmzeitraum 5,5 Mio DM.
■ 4.88
Vorausschau
in Naturwissenschaft und Technik
Es ist geboten, sich mit der Beob¬
achtung moderner anwendungsbe-
zogener Naturwissenschaft und
Technik und mit der Erforschung der
Möglichkeit der Überführung geeig¬
neter wissenschaftlicher Erkennt¬
nisse und Ergebnisse in die Produk¬
tion und Volkswirtschaft zu befas¬
sen. Dafür ist ein Institut zu gründen.
Dieses Institut soll Berichte über den
Stand der Anwendung naturwissen¬
schaftlich-technischer Erkenntnisse
vorlegen, um damit die Grundlagen
für Entscheidungen zu liefern.
Darüber hinaus soll das Institut auch
der Industrie, den Gewerkschaften
und Verbänden zur Verfügung ste¬
hen; namentlich für die kleineren
und mittleren Wirtschaftsbetriebe, die
keine eigene Forschungsabteilung
besitzen, böte ein solches Institut













im Programmzeitraum 8 Mio DM.
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5. PLANUNG, BAU UND VERKEHR Den überwiegenden Teil seines täg¬
lichen Lebens verbringt der Mensch
in einer gebauten Umwelt, sei es in
der Wohnung, in der Wohnumge¬
bung, am Arbeitsplatz oder auf den
Verkehrswegen. Diese Umwelt mit-
zugestalten, ist ihm meistens ver¬
wehrt. Er findet sie vor und unter¬
liegt ihren Bedingungen. Daran wird
deutlich, wie entscheidend voraus¬
schauende Planung ist und welche
Verantwortung sie zunehmend zu
tragen hat; denn je dichter sich Nut¬
zungen im Raum konzentrieren, um




Die räumliche Entwicklung in der
Bundesrepublik Deutschland und in
Nordrhein-Westfalen ist im wesent¬
lichen gekennzeichnet durch:
• das weitere Wachsen der Ver¬
dichtungsräume
• den fortschreitenden Verstädte¬
rungsprozeß in Schwerpunkten
der übrigen Räume
• den Rückgang der Landwirt¬
schaft
• das räumliche Ungleichgewicht
in der wirtschaftlicher} und sozia¬
len Entwicklung des Bundes- und
Landesgebietes
• die Zunahme des Dienstleistungs¬
sektors
• die zunehmende Belastung der
Landschaft.
Dies sind die wichtigsten Ansatz¬
punkte der Landesplanung bei ihrem
Bestreben, eine den sozialen, kultu¬




Geltende Ziele der Landesplanung
Ziele der Landesplanung sind bisher
in drei Stufen dargestellt:
• Im Landesentwicklungsprogramm
• In den Landesentwicklungsplä¬
nen I und II
• In Gebietsentwicklungsplänen der
Landesplanungsgemeinschaften.
Der Landesentwicklungsplan I (Ab¬
bildung 22, S. 80) grenzt die Bal¬
lungskerne, Ballungsrandzonen und
ländlichen Zonen gegeneinander ab;
er stellt die Gemeinden und städti-
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sehen Verflechtungsgebiete mit zen¬
tralörtlicher Bedeutung dar.
Der Landesentwicklungsplan II (Ab¬
bildung 23) stellt das System von
Entwicklungsschwerpunkten und Ent¬
wicklungsachsen dar, auf das die ge¬




hat im Jahre 1966 einen Gebietsent¬
wicklungsplan für ihr Planungsgebiet
aufgestellt.
Von den bisher erarbeiteten räum¬
lichen Teilabschnitten der Gebiets¬
entwicklungspläne der Landespla¬
nungsgemeinschaften Rheinland und



















Zeitplan für die Aufstellung weiterer Pläne
Im Programmzeitraum werden von
der Landesplanungsbehörde und von
den Landesplanungsgemeinschaften
weitere Pläne erstellt.
Der Landesentwicklungsplan III wird
sich mit der Freiraum-Infrastruktur
befassen. In ihm ist die Darstellung
von Vorranggebieten, z. B. für die
Wasserwirtschaft und die Erholung,
vorgesehen. Auf Grund der bereits
eingeleiteten Vorarbeiten wird der
Landesentwicklungsplan III in den
Jahren 1971/72 aufgestellt werden.
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Zur Ordnung der durch die Auswir¬
kungen der Flughäfen und Flug¬
plätze betroffenen Gebiete wird ein
Landesentwicklungsplan IV „Ver¬
kehrsflughafen- und Flugplatzberei¬
che" aufgestellt. In einem Landes¬
entwicklungsplan V sollen die größe¬
ren Lagerstätten an Mineralien, Stei¬
nen und Erden mit ihren vorgese¬
henen Abbaubereichen dargestellt




soll im Jahre 1971 neu aufgestellt
werden. Mit den Vorarbeiten wird un¬
verzüglich begonnen.
Der Landesentwicklungsplan I wird
in den Jahren 1970/71 neu aufge¬
stellt. Dies ist wegen der kommuna¬
len Neuordnung und wegen der in¬
zwischen von der Ministerkonferenz
für Raumordnung für die Bundesre¬
publik neu abgegrenzten Verdich¬
tungsräume notwendig. Im übrigen
sollen auch Gemeinden mit zentral-
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örtlicher Bedeutung in den Bal¬
lungsrandzonen und Ballungskernen
dargestellt werden.
Bis zum Jahre 1971 werden etwa für
die Hälfte des Planungsgebietes der
Landesplanungsgemeinschaft West¬
falen räumliche Teilabschnitte des
Gebietsentwicklungsplanes aufge¬
stellt sein; die restlichen werden bis
zum Jahre 1973 vorliegen. Bis dahin
werden auch für das Planungsgebiet
der Planungsgemeinschaft Rheinland
die noch nicht vorliegenden Teilab¬
schnitte des Gebietsentwicklungs¬
plans fertiggestellt sein. Darüber






lungsplan bis 1971 zu ergänzen.
Diese Ergänzung soll sich auf den
Bereich der regionalen Infrastruktur
erstrecken und um Ziele der Landes¬
planung für Verkehr, Freizonen,
Siedlungsschwerpunkte und son¬
stige Einrichtungen der regionalen
Grundausstattung (z. B. Wasserge-
winnungs- und Abwasserbeseiti¬
gungsanlagen) erweitert werden.
Darüber hinaus ist bis 1975 beab¬
sichtigt, den Inhalt der beiden Ge¬
bietsentwicklungspläne 1966 und
1971 zusammenzufassen und in
einem neuen Gebietsentwicklungs¬
plan geschlossen darzustellen.
Die personelle Ausstattung der Lan¬
desplanungsbehörde und der Lan¬
desplanungsgemeinschaften wird
verstärkt. Es entstehen für die Lan¬
desplanungsbehörde ab 1971 jähr¬
lich 0,3 Mio DM und für die Landes¬
planungsgemeinschaften ab 1971
jährlich 0,2 Mio DM Mehrkosten.
Dies ist im Programmzeitraum ein
Mehrbedarf an Verwaltungskosten
von insgesamt 2 Mio DM.
Langfristiges Ziel
Das gesamte Landesgebiet
muß unter ständiger Erweite¬
rung und Vertiefung der Ziel¬
aussagen durch landesplaneri-
sche Pläne abgedeckt werden.
Maßnahmen bis 1975
Die Landesentwicklungspläne









im Programmzeitraum 2 Mio DM.
■ 5.2
Städtebau
Das Ziel des Städtebaues ist eine
Verbesserung der baulichen Ent¬
wicklung durch geordnetere und in¬
tensivere Nutzung vorhandener Bau¬
flächen und Freiräume. Dabei muß
mehr als bisher der Zersiedlung der
Landschaft entgegengetreten und
bei Entscheidungen über die bau¬
liche Nutzung der langfristig wirt¬
schaftlichen Lösung der Vorzug ge¬
geben werden.
Die Landesplanung wird hierfür die
Ziele entwickeln und vorhandene
Zieldarstellungen überprüfen und er¬
gänzen. Die Gemeinden müssen ihre
Bauleitpläne diesen Zielen anpas¬
sen.
Dabei sollten Bauflächen, für die
noch keine Baurechte entstanden
sind und für deren Bebauung in ab¬
sehbarer Zeit kein Bedarf besteht,
möglichst wieder eingezogen wer¬
den.
Für Fälle einer Überlagerung von
verschiedenen Arten der baulichen
Nutzung müssen die planungsrecht¬
lichen Vorschriften des Bundes
dahin ergänzt werden, daß entspre¬
chende städtebauliche Konzeptionen
in den gemeindlichen Bauleitplänen
festgesetzt werden können.
Bei der Konzentration der Bebauung
sind ausgleichende Maßnahmen vor¬
zusehen, wie zum Beispiel durch zu¬
sätzliche Freiflächen für Spiel-, Er-
holungs- und Freizeiteinrichtungen.
Der Immissionsschutz im Städtebau,
insbesondere der Lärmschutz, ist
besonders zu beachten.
Für die in den Abschnitten 5.21 und
5.22 genannten Standorte hält die
Landesregierung einen beschleunig¬
ten Ausbau für besonders förde¬
rungswürdig. Ob und in welchem
Umfang diese Standorte gefördert
werden können, wird sich erst bei
der Durchführung dieses Programms
entscheiden lassen. Gegebenenfalls
wird auch eine Überprüfung der
Standortauswahl vorgenommen.






• Stadt- und Stadtteilzentren an
S-Bahn- und Stadtbahnhaltestel¬
len,




Unberührt bleibt, soweit wirtschaft¬
lich und städtebaulich vertretbar, die
Weiterförderung bereits begonnener
Maßnahmen an anderen Standorten.
Es wird erwartet, daß die Beteiligung
des Bundes an der Städtebauförde¬





In den Verdichtungsgebieten des
Landes sollen Schnellbahnnetze auf¬
gebaut und an den Haltestellen
Stadt- und Stadtteilzentren weiter
entwickelt und ausgebaut werden.
Für einen möglichst großen Teil der
Wohnbevölkerung wird eine bessere
regionale Mobilität angestrebt.
Leicht erreichbare und leistungsfä¬
hige öffentliche Verkehrsmittel mil¬
dern die durch den Pkw- und
Lkw-Verkehr verursachten Verkehrs¬
engpässe. Die hohen Investitionen
für diese Schnellbahnen sind aber
nur verantwortbar, wenn Städtebau
und Verkehrswegebau räumlich so
koordiniert werden, daß möglichst
viele Einwohner die Haltestellen am
Wohn- und Beschäftigungsort zu Fuß
erreichen können.
Deshalb sollen um Knotenpunkte
und wichtige Haltestellen der
Schnellbahnnetze bis zu etwa 15 Mi¬
nuten Fußwegentfernung (etwa
1000 m Radius) vorwiegend Arbeits¬
plätze des tertiären Sektors und
Wohnungen so konzentriert werden,
daß sie etwa 40 000 Einwohner auf¬
nehmen können. Citynahe Standorte
mit regionalem Einzugsbereich soll¬
ten so ausgebaut werden, daß sie
auch für Hotels und Wirtschaftsver¬
waltungen attraktiv sind und aus
dem inneren Citybereich abwan¬
dernde Dienstleistungsbetriebe auf¬
nehmen können, öffentliche Einrich¬
tungen mit Publikumsverkehr sollten
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ebenfalls in der Nähe der Knoten¬
punkte und Haltestellen der S-Bahn
und Stadtbahn errichtet werden.
Die angestrebten Konzentrationen
baulicher Anlagen für Gewerbe,
öffentliche Einrichtungen und son¬
stige Grundausstattungen sowie
Wohnungen erfordern neue Lösun¬
gen für ihre bauliche Gestaltung.
Das gilt auch für die Integration der
Bahnanlagen in die allgemeine bau¬
liche Gestaltung der Knotenpunkt-
und Haltestellenbereiche.
Bei der Planung der zukünftigen Ge¬
staltung der Bahnhöfe und ihrer Um¬
gebung, insbesondere bei einer
Überbauung der Gleisanlagen, muß
bedacht werden, daß die Langlebig¬
keit von Bauten gerade an diesen
Standorten großzügige und zum Teil
flexible Lösungen verlangt. Dabei
sollte die Möglichkeit, die „Bahn¬






Die Räume Bielefeld, Münster und
Aachen haben wegen ihrer Lage an
wichtigen Eisenbahnstrecken und
wegen ihrer günstigen Umgebung
gute Entwicklungschancen. Für die
beiden westfälischen Gebiete ver¬
bessert sich die Situation durch die
Errichtung eines dritten Verkehrs¬
flughafens zwischen Dortmund und
Münster in der Zeit nach 1975 erheb¬
lich. Die. zahlreichen vorhandenen
Eisenbahnlinien in diesen Räumen
bieten langfristig die Chance, minde¬
stens durch einen Taktverkehr einen
Teil der innerstädtischen und regio¬
nalen Verkehrsbedürfnisse zu befrie¬
digen.
Die Chance, eine weitgehend vor¬
handene Verkehrsinfrastruktur inten¬
siver zu nutzen, besteht aber nur
dann, wenn eine konsequente Städte¬
baupolitik verfolgt wird. Dazu ge¬
hört die Konzentration von zentralen
Einrichtungen, Arbeitsplätzen und
Wohnungen an schon entwickelten
Standorten zunächst entlang einer
Hauptachse, damit in absehbarer
Zeit zumindest auf dieser einen
Strecke eine bessere Verkehrsbedie¬
nung erreicht werden kann. Danach
erst können weitere Achsen ausge¬
baut werden.
Zur Verwirklichung dieser Ziele wird
der Ausbau folgender Standorte
empfohlen:
Verdichtungsgebiet Bielefeld
Ausbau von acht Standorten an der










Der Ausbau von Löhne soll für 1976
bis 1980 vorgesehen werden.
Verdichtungsgebiet Münster
Ausbau von vier Stadt- und Stadtteil¬
zentren an der Bundesbahnstrecke





Den nördlich Greven an dieser Ver¬
kehrsachse gelegenen Gemeinden
Emsdetten, Mesum und Rheine wird
eine entsprechende Konzentration
der Bebauung um die Haltepunkte
empfohlen, damit die Verbesserung




Ausbau von zwei Stadt- und Stadt¬




Die Einbeziehung weiterer Strecken


















lens wird weitgehend durch das
Rhein-Ruhr-Gebiet bestimmt; in dem
Dreieck zwischen Bonn, Wesel und
Hamm wohnen zwei Drittel der Be¬
völkerung des Landes. Nach New
York, Tokio und London ist hier mit
über 10 Mio Einwohnern der viert¬
größte Verdichtungsraum der Welt und
ein bedeutendes europäisches Pro¬
duktions- und Verbraucherzentrum.
Die Landesregierung mißt allen Maß¬
nahmen, die die Integration und die
Funktionsfähigkeit dieses Gebietes
im Rahmen des Gesamtraumes stär¬
ken, hohe Bedeutung bei. Sie strebt
weder eine „Weltstadt" noch eine
Vergrößerung dieses Raumes, wohl
aber die bestmögliche Verteilung
seiner Aktivitäten und ihrer Verbin¬
dung mit den anderen Landesteilen
an. Hierzu gehört der beschleunigte
Ausbau der Verkehrsnetze. Nur so
wird es gelingen, das Rhein-Ruhr-
Gebiet gegenüber wesentlich kleine¬
ren, aber attraktiveren Verdichtungs¬
gebieten konkurrenzfähig zu machen.
Im Programmzeitraum wird daher der
Ausbau
• von S-Bahnen und Stadtbahnen
(5.63) und
• von Stadt- und Stadtteilzentren an
S-Bahn-und Stadtbahnhaltestellen
vorrangig gefördert.
Die Lage der Zentren an den
Schnellbahnen zeigt Abbildung 24.
Seite 84.
Da die Netzplanungen noch nicht
abgeschlossen sind, können sich
Änderungen ergeben. Die dargestell¬
ten Stadt- und Stadtteilzentren müs¬
sen noch weiter mit den Gemeinden
beraten werden. Es können auch
Stadt- und Stadtteilzentren gefördert
werden, die an noch festzulegenden
Strecken mit S-Bahn-ähnlichem Aus¬
bau liegen.
Folgende Stadt- und Stadtteilzentren























gebietes Rhein-Ruhr an Halte¬
stellen des S-Bahn- und Stadt¬
bahnnetzes.
Maßnahmen bis 1975
Bevorzugte Förderung der Ent¬
wicklung einer Auswahl
aus 74 Stadt- und Stadtteilzen¬







im Programmzeitraum: Sind in den




































































rung in den ländlichen Gebieten
Die öffentliche Grundausstattung
ländlicher Gebiete muß an die in Ver¬
dichtungsgebieten angestrebten Maß¬
stäbe heranreichen.
Aus den in den Landesentwicklungs¬
plänen dargestellten Entwicklungs¬
schwerpunkten und Gemeinden mit
zentralörtlicher Bedeutung müssen
sich Standorte mit der Tragfähigkeit
hochdifferenzierter privater und
öffentlicher Dienstleistungen entwik-
keln. Die Standorte sollen vielseitige
Angebote des gehobenen Waren-
und Dienstleistungsbedarfs aufwei¬




In Gemeinden mit mehreren Sied¬
lungsteilen, besonders in neugebil¬
deten Gemeinden, kommt es darauf
an, ein kommunales Zentrum auszu¬
bauen und darauf die öffentlichen
Einrichtungen und die künftige bau¬
liche Entwicklung zu konzentrieren.
Der Ausbau sollte möglichst so ge¬
lenkt werden, daß die Grenzen der
Bebauung bei den. kleineren Ent¬
wicklungsschwerpunkten nicht über
eine Fußwegentfernung von 15 Minu¬
ten hinausgehen. Attraktivität ist
dabei wichtiger als Größe.
Die besonderen Eigenarten vieler
kleiner Orte im ländlichen Raum soll¬
ten nicht durch willkürlichen Aus¬
bau zerstört werden. Störend sind an
den dafür nicht geeigneten Plätzen
Industriebetriebe, wenn sie durch
ihren Flächenbedarf den örtlichen
Maßstab sprengen und durch den
Liefer- und Berufsverkehr zu Eng¬
pässen im Straßenverkehr führen,
sowie hohe, oft nicht rentabel aus¬
nutzbare Infrastrukturinvestitionen
der Gemeinden erfordern. An Stelle
verstreuter Industrieansiedlungen
sollen daher zusammenhängende
größere Industrieflächen an günstig
gelegenen Standorten entwickelt
werden. Eine derartige Konzentra¬
tion der Industrieansiedlung erlaubt
es, die Investitionen für Gleis- und
Straßenanschlüsse, Energieversor¬
gung, Wasser und Abwasser besser
auszunutzen. Gleichzeitig könnten
hierfür die erforderlichen Dienstlei¬
stungen, wie Zubringerverkehr, ge¬
meinsame Kantinen, Reparatur- und
Pflegedienste, vorgehalten werden,
deren Vorhandensein für Standort¬
entscheidungen der Industrie immer
wichtiger wird.
Die Strukturverbesserung im länd¬
lichen Raum kann nur über eine zeit¬
weilige Konzentration der Förde¬
rungsmittel erreicht werden. Aus den
in den Landesentwicklungsplänen
genannten Entwicklungsschwerpunk¬
ten und zentralen Orten des länd¬
lichen Raumes wird die Landesre¬
gierung unter dem Gesichtspunkt
der Entwicklungschancen, des
regionalen Ausgleichs, des örtlichen
Vorbereitungsstandes und der ver¬
fügbaren Mittel eine begrenzte An¬
zahl vorrangig und konzentriert zu
fördernder Standorte auswählen.
Dazu gehören auch noch auszuwäh¬
lende Gemeinden in den Bundesaus-
baugebieten der Kreise Warburg, Bü¬
ren, Monschau und Schleiden sowie
die Bundesausbauorte Alsdorf, Gro¬
nau und Warburg.
Dieser Vorrang soll im Planungszeit¬
raum für den Einsatz der Mittel der
regionalen Wirtschaftsförderung, des
Städte- und Wohnungsbaues und
des kommunalen Verkehrsbaues
gelten. Die zuständigen Planungs¬
träger sind aufgefordert, für Ent¬
wicklungsschwerpunkte und zentrale
Orte sowie deren Nahversorgungs-
bereiche Konzeptionen zu entwik-
keln, in denen die künftige Entwick¬
lung und Arbeitsteilung zwischen
den Zentren und ihren Nahversor-
gungsbereichen dargestellt werden.
Die Programme sollen Leitlinien für
den Ausbau des Kultur- und Bil¬
dungswesens, für Industrieansied¬
lung, großräumige Flurbereinigung,





schwerpunkten in den ländli¬
chen Gebieten für einen höhe¬
ren Versorgungsstandard; bes¬






Orte in den ländlichen Gebie¬
ten; Dorferneuerung.
Landesausgaben
im Programmzeitraum: Sind in den






Bund, Land, Gemeinden und Wirt¬
schaft investieren Mittel mit räum¬
lichen Auswirkungen oft zu gleicher
Zeit am gleichen Standort. Um lang¬
fristig planen zu können und Fehl¬
investitionen sowie gegenseitige Be¬
einträchtigungen zu vermeiden, müs¬
sen Planungen und Förderungsmaß¬
nahmen wirkungsvoller koordiniert
werden. Es wird notwendig, von sek¬





plan II außerhalb der Ballungskerne
und für Stadt- und Stadtteilzentren
an S-Bahn- und Stadtbahnhaltestel¬
len sollen von den Gemeinden
Standortprogramme (Entwicklungs¬
programme und Finanzierungspläne)
mit mittel- und langfristigem Zielho¬
rizont aufgestellt werden. Darin sind
Aussagen über die räumliche, zeit¬
liche und finanzielle Realisierung
der wichtigsten öffentlichen und —
soweit voraussehbar — privaten In¬
vestitionen zu machen. Mindestens
der Verkehrswegebau, der Woh¬
nungsbau, die Industrieansiedlung,
die Schul- und Kulturbauten sowie
die Einrichtungen für Freizeit und
Erholung sind zu berücksichtigen.
Für die Gemeinden mit zentralört¬
licher Bedeutung nach dem Landes¬
entwicklungsplan I empfiehlt sich
die Aufstellung von Standortpro¬
grammen erst nach der kommunalen
Neugliederung.
Standortprogramme werden ab 1975
Voraussetzung für die Förderung mit




ein Standortprogramm vom Lande
als förderungswürdig anerkannt
wird, werden die vorgesehenen Lan¬
desmittel bei den Ressorts entspre¬
chend gebunden und zeitgerecht zu¬
geteilt. Es wird geprüft, wie weit die
Mittelbewilligung haushaltsrechtlich
und haushältstechnisch vereinfacht
werden kann. Die Landesregierung
wird Richtlinien über Form und In¬
halt der Standortprogramme unter
Beteiligung der kommunalen Spit¬
zenverbände bis Ende 1971 erarbei¬
ten und veröffentlichen.
Abbildung 25 Ausgaben für den Städtebau
:::::::: Stadt- und Dorferneuerung (Sanierung von Stadt- und Stadtteilzentren)










für Stadt- und Stadtteilzentren
an S-Bahn- und Stadtbahnhal¬
testellen und für besonders ge¬




von Gemeinde, Land und Bund.
Maßnahmen bis 1975
Veröffentlichung von Richtli¬
nien der Landesregierung über
Form und Inhalt von Standort¬






das Land an den Kosten betei¬
ligt, sind Mittel im Abschnitt 5.24
enthalten.
Ausgaben für den Städtebau
Für den Städtebau entstehen im Pro¬
grammzeitraum Gesamtausgaben in
Höhe von 2038 Mio DM. Darin ist ein
Bundesanteil von 600 Mio DM ent¬
halten, den das Land nach Verab¬
schiedung des Städtebauförderungs¬
gesetzes von 1972 bis 1975 erwartet.
Von dem Landesanteil von 1438 Mio
DM sind 154 Mio DM für Erholungs¬
anlagen (6.1) und 30 Mio DM für den
Bau eines Rheinhafens (5.7) vorge¬
sehen. Für Städtebaumaßnahmen
in den Verdichtungsgebieten und den
ländlichen Gebieten sollen daher im
Programmzeitraum Landesmittel in
Höhe von 1254 Mio DM ausgegeben
werden. Die Größenordnung der Aus¬











Ausbau von ausgewählten Ent¬
wicklungsschwerpunkten,




im Programmzeitraum 1254 Mio DM.
| 5.3
Wohnungsbau
Das 1970 auslaufende erste Vierjah¬
reswohnungsbauprogramm der Lan¬
desregierung hatte das Ziel, den zu
Beginn des Programms festgestell¬
ten erheblichen allgemeinen Woh¬
nungsbedarf zu befriedigen. Der Er¬
folg dieses Programms ist schon jetzt
erkennbar. Aber auch in der Zukunft
entsteht ständig neuer Wohnungsbe¬
darf durch Eheschließungen, Bevöl¬
kerungsbewegungen und Abbruch al¬
ter Wohnungen. Bei der Deckung
dieses neuen Wohnungsbedarfs muß
stärker als es bisher möglich war auf
die sich ändernden Wohnbedürfnisse
der Bevölkerung Rücksicht genom¬
men und neuzeitlichen städtebauli¬
chen Überlegungen Rechnung getra¬
gen werden.
Das Wohnungsbauprogramm 1971
bis 1975 wird besonders dadurch ge¬
kennzeichnet sein, daß Wohnungen
mit zukunftssicherem Wohnungsstan¬
dard an zukunftssicheren Standorten
zu fördern sind, daß der Wohnungs¬
bau im Rahmen der Stadterneuerung
und der Althauserneuerung zu ver¬
stärken ist und daß in genügendem
Umfang Wohnungen für kinderreiche




Die Ansprüche an Größe und Aus¬
stattung der Wohnungen steigen.
Häufig genügen schon Neubauten
den heutigen Anforderungen nicht.
Zwar erfüllen die in den letzten Jah¬
ren im Rahmen des öffentlich geför¬
derten Wohnungsbaues errichteten
Wohnungen die Mindestanforderun¬
gen. Bei der langen Lebensdauer
von Wohnungen müssen aber Neu¬
bauten einen höheren Standard als
bisher aufweisen, soll nicht die Ge¬
fahr von Fehlinvestitionen entstehen.
Dazu gehört eine Vergrößerung der
Wohnfläche, eine größere Zahl von
Räumen und eine entsprechende
Wohnumgebung. Diese Forderungen
lassen sich im Rahmen der gelten¬
den Wohnungsbauförderungsbestim¬
mungen verwirklichen. Die gebote¬
nen Möglichkeiten, insbesondere hin¬
sichtlich der Wohnungsgröße werden
jedoch nicht immer ausgeschöpft.
■ 5.32
Standortförderung
Mit öffentlichen Mitteln sollen Woh¬
nungen grundsätzlich nur noch
• an Entwicklungsschwerpunkten
(Landesentwicklungsplan II),
• an Zentren und Verkehrsknoten¬
punkten (5.21),
• in zentralen Orten (Landesent¬
wicklungsplan I)
gefördert werden, soweit an den
Standorten ein im einzelnen zu prü¬
fender langfristiger Wohnungsbedarf
besteht.
Die im Landesentwicklungsplan II
ausgewiesenen Entwicklungsschwer¬
punkte und die im Abschnitt 5.21 ge¬
nannten Zentren sollen bevorzugt ge¬
fördert werden. In den durch die
Verwaltungsreform entstandenen
Großgemeinden soll der Wohnungs¬
bau vorwiegend auf die zukünftigen
Gemeindezentren konzentriert wer¬
den.
Um die unter 5.2 genannten über¬
geordneten Ziele erreichen zu kön¬
nen, muß eine äußerst konsequente
Vergabe der Wohnungsbaumittel er¬
folgen. Dabei ist in Stadt- und Stadt¬
teilzentren in Fußgängerentfernung
um die Haltestellen der Schnellbah¬
nen eine hohe Verdichtung anzustre¬
ben. Die Wohnungen sollen deshalb
nur in besonders begründbaren Fäl¬
len außerhalb eines 15-Minuten-
Fußweges (etwa 1000 m Radius)
vom Mittelpunkt des zentralen Ortes
oder von der Schnellbahnstation




Die Sanierung zahlreicher überalter¬
ter Gemeindegebiete und der Aus¬
bau der zentralen Orte und Stadtteile
(5.21) machen den Abbruch einer
großen Zahl von Wohnungen notwen¬
dig, für die entsprechende Ersatz¬
wohnungen geschaffen werden müs¬
sen. Dabei muß die Möglichkeit,
grundlegende Korrekturen im Bauge-
füge durchführen zu können, ausge¬
nutzt werden. Raum für fehlende zen¬
trale Einrichtungen, Grünanlagen und
Spielplätze ist zu schaffen. Ein
Schwergewicht des Wohnungsbaues
im Rahmen des öffentlich geförder¬
ten Wohnungsbaues wird daher auf




Um die vorhandenen Wohnungen
dem gegenwärtig und zukünftig ge¬
forderten Standard anzupassen, wer¬
den Mittel zur Modernisierung und
Instandsetzung von Altbauten bereit¬
gestellt. Die Landesregierung hat in
den Jahren 1968 und 1969 Mittel zur
Erneuerung von 50 000 Altbauwoh¬
nungen bewilligt. Von 1971 bis 1975
sollen Mittel zur Erneuerung und
Modernisierung von jährlich etwa
50 000 Altbauwohnungen bereitge¬
stellt werden. Gemeinde- und Bewil¬
ligungsbehörden sind aufgefordert,
diese Mittel schwerpunktmäßig in den
überalterten und erneuerungsbedürf¬
tigen Stadtteilen der Großstädte so¬
wie in den Entwicklungsschwerpunk¬
ten der ländlichen Gebiete einzuset¬
zen.
Einer Einzelförderung ist die Förde¬
rung ganzer Straßenzüge und Stadt¬
teile, wenn die Eigentümer dafür ge¬
wonnen werden können, vorzuzie-
ziehen. Hierzu sind besondere Akti¬
vitäten seitens der Gemeinden erfor¬
derlich. Soweit es sich dabei um eine
größere Anzahl gleichartiger Woh¬
nungen aus zusammenhängenden
Bauperioden handelt, werden Ge¬
meinde- und Bewilligungsbehörden
aufgefordert, zu veranlassen, daß
den Wohnungs- oder Hauseigentü¬
mern alternative Vorschläge zur bau¬
technischen Veränderung der Woh¬
nungen gemacht werden. Es sollte
angestrebt werden, die bei einer gro¬
ßen Zahl gleichartiger Wohnungen
möglichen Kostenvorteile insbeson¬
dere durch zentrale Auftragsvergabe
wahrzunehmen. Die Landesregierung
ist bereit, sich an den Kosten für die
Erneuerungsvorschläge zu beteiligen.
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■ 5.35 ■ 5.4
Soziale Ziele des Wohnungsbaues
Der öffentlich geförderte Wohnungs¬
bau wendet sich an die gesellschaft¬
lichen Gruppen, die auf Grund ihres
Einkommens verbilligte Wohnungen
am dringendsten benötigen. Inner¬
halb dieser Gruppe soll der Woh¬
nungsbau für
• kinderreiche Familien,
• junge Familien und
• alte Menschen (7.72)
besonders gefördert werden. Ihnen
geeignete Wohnungen gestreut mit¬
ten im gesellschaftlichen Raum und
nicht konzentriert und isoliert am
Stadtrand anzubieten, ist das Ziel der
Wohnungsbaupolitik der kommenden
Jahre.
Die Landesregierung wird auch wei¬
terhin die Eigentumsbildung durch
den Wohnungsbau fördern. Dabei
wurde in der Vergangenheit das Ein¬
familienhaus bevorzugt, was in nicht
geringem Maße zur Zersiedlung der
Landschaft beigetragen hat.
Wo der weitere Bau von Familien¬
heimen einer neuzeitlichen, geordne¬
ten städtebaulichen Entwicklung der
Gemeinden entgegensteht, wird da¬
her künftig die Eigentumsbildung vor
allem in Form der Eigentumswoh¬
nung gefördert werden. Dies gilt ins¬
besondere für die im Landesentwick¬
lungsprogramm II ausgewiesenen
Entwicklungsschwerpunkte und die in




Die Landesregierung geht davon aus,
daß zur Deckung des Wohnungs¬
bedarfs im Rahmen der verfügbar
zu machenden Mittel im Programm¬
zeitraum etwa 200 000 Wohnungen zu
fördern sind. Die Landesregierung
wird das jährlich zu fördernde Volu¬
men, nachdem die bisherigen Be¬
darfsberechnungen nicht mehr zu¬
grundegelegt werden können, nach
bereits eingeleiteten sorgfältigen
Überprüfungen des Wohnungsbe¬
darfs und seiner Struktur festlegen.
Erweist es sich als notwendig, eine
höhere Anzahl von Wohnungen im
sozialen Wohnungsbau zu fördern,
ohne daß entsprechend höhere Mit¬
tel bereitgestellt werden können, so
wird eine Umstellung auf differen¬
zierte Förderungsmethoden in Erwä¬
gung zu ziehen sein.
Schlüsselmäßig wird die Masse der
Wohnungsbaumittel nur noch im Jah¬
re 1970 zugeteilt. Zur Verwirklichung
der Grundsätze nach Abschnitt 5.32
werden ab 1971 Wohnungsbaumittel
für Mietwohnungen und Wohnungen
in Wohnungseigentum mit Vorrang
an den dort genannten Standorten
eingesetzt. Die Weiterförderung be¬
reits begonnener Maßnahmen und
anderer Standorte bleibt unberührt,
soweit sie wirtschaftlich und woh¬
nungspolitisch vertretbar ist.
Im Programmzeitraum sollen insge¬
samt 4717 Mio DM Landesmittel für
den Wohnungsbau eingesetzt wer¬
den. Davon sind 90 Mio DM für den
Bau von Studentenwohnheimen
(4.65) und 300 Mio DM für den Bau
von Altenwohnungen und Altenhei¬
men (7.72) ausgewiesen. Für den
sonstigen Wohnungsbau verbleiben




mit ausreichenden und preis¬
werten Wohnungen an zu¬
kunftssicheren Standorten.
Maßnahmen bis 1975
Bau von rund 200 000 Neubau¬
wohnungen und Erneuerung
von rund 250 000 Altbauwoh¬
nungen mit Vorrang an Ent¬
wicklungsschwerpunkten, in
Stadt- und Stadtteilzentren an
S-Bahn- und Stadtbahnhalte¬
stellen und in zentralen Orten.
Landesausgaben
im Programmzeitraum 4327 Mio DM.
Straßen
Die Landesregierung wird sich im
Programmzeitraum für den verstärk¬
ten Ausbau des gesamten Straßen¬
netzes in Nordrhein-Westfalen ein¬
setzen. Dabei werden folgende Ziele
verfolgt:
• Beseitigung von Engpässen im
Straßennetz durch den Bau neuer





• Wirksamere Erschließung unter¬
durchschnittlich entwickelter Ge¬
biete durch neue Verkehrswege
• Anbindung des Straßennetzes
des Landes an das europäische
Straßennetz




Zur Aufstellung des „Neuen Ausbau¬
plans" für die Bundesfernstraßen
(1971 bis 1985) sind dem Bund von
der Landesregierung Vorschläge
darüber unterbreitet worden, wie das
Bundesfernstraßennetz im Landes¬
gebiet weiter ausgebaut und ergänzt
werden soll. Langfristiges Ziel ist die
Verwirklichung eines Netzes vier-
und mehrspuriger, autobahngleicher
Straßen, das nach seiner Vollendung
in nahezu allen Teilen des Landes in
einer Entfernung von 10 km und
weniger zu erreichen ist. Eine Vor¬
stellung dieses zukünftigen Fernstra¬
ßennetzes vermittelt Abbildung 26.
Der Bund unterteilt den „Neuen Aus¬
bauplan" für die Bundesfernstraßen
1971 bis 1985 in drei Fünfjahres¬
pläne. Dem Zeitraum des Nordrhein-
Westfalen-Programms 1975 ent¬
spricht der erste Fünfjahresplan
(1971 bis 1975). Auf Grund einer
Schätzung der für diesen Zeitraum
verfügbaren Mittel erwartet das Land
für den Neubau von Autobahnen und
anderen vierspurigen Bundesstra¬
ßen, für den Um- und Ausbau zwei¬
spuriger Bundesstraßen sowie für
die Erneuerung und leistungsfähige
Ausgestaltung der bereits in Betrieb
befindlichen Bundesautobahnen ins¬
gesamt 7100 Mio DM. Von diesen
Mitteln sind 3000 Mio DM für den
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Bau von Bundesautobahnen und
4100 Mio DM für den Bau von Bun¬
desstraßen bestimmt. Damit können
etwa 450 km Bundesautobahnen
und 700 km Bundesstraßen (zwei-
und vierspurig) neu gebaut und die
in dieser Zeit notwendigen weiteren
Ausbaumaßnahmen durchgeführt
werden. Die Entwicklung der Kosten
für den Bau von Bundesautobahnen
und Bundesstraßen von 1969 bis
1975 zeigt Abbildung 27. Es wird
deutlich, daß in den Jahren 1973 bis
1975 des Programmzeitraums das
Schwergewicht der Baumaßnahmen
von Bundesautobahnen auf Bundes¬
straßen übergehen wird.
Die Gesamtlänge des Bundesauto¬
bahnnetzes beträgt in Nordrhein-
Westfalen fast 800 km. 250 km neue
Autobahnen befinden sich gegen¬
wärtig im Bau. Im Programmzeit¬
raum sollen etwa 450 km neue Auto¬
bahnen fertiggestellt und 280 km
Neubaustrecken in Angriff genom¬
men werden. Ferner sollen im Rah¬
men der Erneuerung der Fahrbahn¬
decken alle Autobahnen den künfti¬
gen Verkehrsbelastungen angepaßt
und mit den erforderlichen Neben¬
spuren (Kriech- und Standspuren)
ausgestattet werden.
Das Bundesstraßennetz in Nord¬
rhein-Westfalen umfaßt etwa 5700 km.
Hiervon sind 320 km Neubaustrecken,
davon 200 km vierspurig. Der ständig
wachsende Verkehr zwingt zu weite¬
rem nachhaltigen Ausbau der Bundes¬
straßen. Dem Bund wurde für den
Neuen Ausbauplan für die Bundes¬
fernstraßen ein Ausbauprogramm vor¬
geschlagen, das im Programmzeit¬
raum den Bau von etwa 700 km neuen
Bundesstraßen (davon 380 km vier¬
spurig) vorsieht; weitere 320 km Neu¬
baustrecken werden im Jahre 1975 im
Bau sein.
Am 1. 1. 1971, zu Beginn des Pro¬
grammzeitraums, werden die in Ab¬
bildung 28 rot gekennzeichneten Ab¬
schnitte vierspuriger und mehrspuri¬
ger Straßen im Bau sein.
Abbildung 27

















Verdichtung des Netzes vier-
und mehrspuriger, autobahn¬
gleicher Straßen, so daß im
allgemeinen keine größere





Neubau von 830 km vierspuri¬
gen Bundesfernstraßen und








Der Ausbau des Landstraßennetzes
erfolgt im Rahmen des „Ausbaupla¬
nes des Landes Nordrhein-Westfalen
für die Landstraßen". Der Ausbau¬
plan wird im Jahre 1970 nach dem
Ergebnis des Generalverkehrsplans
überarbeitet werden. Durch Erhö¬
hung der bisher vorgesehenen Mittel
soll die erste Ausbaustufe des Aus¬
bauplanes statt 1972/73 bereits Ende
1971 erfüllt werden. Hierzu tragen
die erfolgreichen Bemühungen der
Landesregierung im Rahmen des
Entwicklungsprogramms Ruhr bei.
Der Bund hat sich danach bereitge¬
funden, ab 1968 für die im Landstra¬
ßen-Schwerpunktprogramm enthal¬
tenen sehr teueren Neubauten
Emscherschnellweg und Schnell¬
straße Düsseldorf—Bochum-Dort¬
mund Kredithilfe zu gewähren und
die beiden Straßenzüge ab 1971
ganz in seine Baulast zu überneh¬
men. Für den Landstraßenbau sowie
für die Unterhaltung und Instandset¬
zung des vorhandenen Netzes wer¬
den im Programmzeitraum insgesamt
rund 2650 Mio DM benötigt. Im ein¬
zelnen sind vorgesehen:
• 323 Mio DM für die Unterhaltung
und Instandsetzung,
• 250 Mio DM für kleinere Ausbau¬
maßnahmen,
• 1550 Mio DM für den Ausbau und
Neubau,
• 525 Mio DM für die als beson¬
ders dringend herausgehobenen
Schwerpunktmaßnahmen.
Mit diesen Mitteln kann der Neubau
sowie der Um- und Ausbau von etwa
2000 km Landstraßen durchgeführt
werden. Die Entwicklung der Kosten
für Neu-, Um- und Ausbau der Land¬
straßen von 1969 bis 1975 zeigt Ab¬
bildung 29. Im Jahr 1971 sinken die
Mittel, weil der Emscherschnellweg




Die Landstraßen bilden untereinan¬
der oder zusammen mit den Bundes¬
fernstraßen ein Verkehrsnetz im
Lande. Die Gesamtlänge der Land¬
straßen beträgt 12 212 km. Die Ab¬
bildungen 30 und 31 zeigen die
im Ausbauplan für die Landstraßen
besonders hervorgehobenen Schwer¬
punktmaßnahmen im Osten und We¬
sten des Landes.
Abbildung 29















Abbildung 31 Schwerpunktmaßnahmen für vierspurige Landstraßen
NWP75
Bis 1970 fertige Straßen




Schwerpunktmaßnahmen für zweispurige Landstraßen Kommunale Verkehrsbauten
Langfristiges Ziel
Neubau oder grundlegender
Ausbau der im „Grünen Netz"
des Ausbauplans für die Land¬
straßen erfaßten Strecken.
Maßnahmen bis 1975
Neu-, Um- und Ausbau von




im Programmzeitraum 2650 Mio DM.
Kommunale Verkehrsbauten werden
in Nordrhein-Westfalen in drei ver¬
schiedenen Formen gefördert:
Der Bund und das Land geben Zu¬
wendungen zu kommunalen Straßen¬
baumaßnahmen, und zwar für
• innerörtliche Hauptverkehrsstra¬




liche Straßen in unterdurch¬
schnittlich entwickelten Gebie¬
ten,
• Straßen im Zusammenhang mit
der Stillegung von Eisenbahn¬
strecken.
Der Bund und das Land geben Zu¬
wendungen zum Bau von Verkehrs¬
wegen des öffentlichen Personen¬
nahverkehrs in Verdichtungsräumen,
und zwar insbesondere für
• die Stadtbahnen und U-Bahnen
im Rhein-Ruhr-Gebiet und im
Raum Bielefeld sowie die Anlage
von besonderen Gleiskörpern für
Straßenbahnen,
• zentrale Omnibusbahnhöfe.
Das Land überläßt den Gemeinden
und Kreisen pauschal einen festen
Anteil am jährlichen Kraftfahrzeug¬
steueraufkommen.
Wegen ihrer engen sachlichen und
technischen Verflechtung müssen
die Maßnahmen des kommunalen
Straßenbaus und des Baus von Ver¬
kehrswegen des öffentlichen Perso¬
nennahverkehrs als Ganzes betrach¬
tet und durchgeführt werden. Die Zu¬
sammensetzung der Finanzmittel
von Bund und Land für kommunale
Verkehrsbauten und ihre Entwick¬
lung von 1969 bis 1975 zeigt Abbil¬
dung 32. (Seite 94)
Nordrhein-Westfalen wird im Pro¬
grammzeitraum zur Gesamtfinanzie¬
rung der mit Bundeszuschüssen aus
dem Mineralölsteuer-Mehraufkom¬
men geförderten Maßnahmen durch
entsprechende Landeszuschüsse
beitragen. In der Regel wird das
Land bei Maßnahmen des Straßen¬
baues und des öffentlichen Perso¬
nennahverkehrs 30 Prozent der zu¬
wendungsfähigen Kosten überneh¬
men; die Träger der Maßnahmen ha¬
ben damit nur Eigenleistungen von
20 Prozent der zuwendungsfähigen
Kosten zu tragen. Bei den Stadtbah¬
nen und weiteren vergleichbaren
93
Abbildung 32










Pauschale StraBenbauzuwendungen an die Gemeinden
Pauschale StraBenbauzuwendungen an die Kreise
Landeszuwendungen in Anbindung an Bundeszuwendungen
Bundeszuwendungen zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse
in den Gemeinden
Maßnahmen im Landesbereich erhöht
sich der Landesanteil sogar auf 40
Prozent der zuwendungsfähigen Ko¬
sten.
Nach den Vorausschätzungen des
Mineralölsteuer-Mehraufkommens
wird der Bund dem Land Zuschüsse
in Höhe von insgesamt 2390 Mio DM
zur Verfügung stellen können. In Er¬
gänzung dieser Bundesmittel werden
1760 Mio DM Landeszuschüsse be¬
nötigt, und zwar in folgenden Jah¬
resbeträgen:
1971: 290 Mio DM
1972:330 Mio DM
1973: 350 Mio DM
1974: 380 Mio DM
1975: 410 Mio DM.
Darüber hinaus stellt Nordrhein-
Westfalen für die Gemeinden und
Kreise 30 Prozent des jährlichen Auf¬
kommens der Kraftfahrzeugsteuer
bereit. Die Mittel dienen derErfüllung
von Aufgaben, die den Gemeinden
und Kreisen aus der Straßenbaulast
erwachsen; sie können aber auch als
Eigenmittel bei den Zuschußmaß¬
nahmen eingesetzt werden.
Im Programmzeitraum entstehen für
kommunale Verkehrsbauten insge¬
samt Kosten in Höhe von 7574 Mio
DM, davon sind
• 3805 Mio DM Landesmittel
• 2390 Mio DM Bundesmittel
• 1379 Mio DM Eigenleistungen
der Baulastträger.
Aus den 3805 Mio DM Landesmittel
werden auch die Stadtbahn Ruhr mit
310 Mio DM und die Stadtbahn Bie¬
lefeld mit 30 Mio DM gefördert. Da
diese Maßnahmen in den Abschnit¬
ten 5.532 und 5.533 gesondert dar¬
gestellt werden, sind die Landesaus¬
gaben dafür hier abgesetzt. Der Be¬
darf an Landesmitteln für Stadtbah¬
nen im Rheingebiet steht erst 1971
fest und wird daher nicht abgezo¬
gen.
Durch die großzügige, den jewei¬
ligen Verhältnissen angepaßte För¬
derung durch Bund und Land wird
erreicht, daß die Gemeinden und
Kreise in die Lage versetzt werden,
Verkehrsbauten größeren Umfangs
durchzuführen. Das gewählte Förde¬
rungssystem bietet zudem den Vor¬
teil, daß die erforderliche Verwal¬







Förderung des Baus und der
Unterhaltung von Kreis- und
Gemeindestraßen; Bau von
U-Bahnen; Anlage von beson¬
deren Gleiskörpern für Stra¬
ßenbahnen; Bau von Stadtbah¬
nen im Rheingebiet.
Landesausgaben
im Programmzeitraum 3465 Mio DM.
■ 5.44
Höhengleiche Bahnübergänge
Die Landesregierung will die noch
vorhandenen höhengleichen Bahn¬
übergänge verbessern oder beseiti¬
gen. In der Regel geschieht dies
durch Modernisierung der Warnanla¬
gen oder den Bau von Unter- oder
Überführungen; in einigen Fällen
sind auch Umfahrungen notwendig.
In Zusammenarbeit zwischen der
Bundesbahn, den nicht bundeseige¬
nen Eisenbahnen, den Straßenbau¬
behörden und den Straßenverkehrs¬
behörden werden gegenwärtig die
Verkehrsbedeutung aller Bahnüber¬
gänge und die erforderlichen Bau-
Abbildung 33
Beseitigung höhengleicher Bahnübergänge
maßnahmen in Verbindung mit einer
Verkehrszählung 1970 festgestellt.
Auf Grund der Ergebnisse soll eine
zeitliche Rangfolge der Baumaßnah¬
men bestimmt werden.
Ende 1970 werden sich 55 Baumaß¬
nahmen zur Beseitigung von Bahn¬
übergängen in der Planung oder
Planfeststellung befinden. Weitere
neu zu beginnende Maßnahmen be¬
dürfen noch der Abstimmung mit der
Deutschen Bundesbahn. Die räum¬
liche Lage, die Bezeichnung und die
Kosten der vorgesehenen Baumaß¬
nahmen ergeben sich aus Abbil¬
dung 33 und Übersicht 34.
•1971 bis 1975 geplante Maßnahmen
(vgl. Übersicht)
Übersicht 34










1 51 Arloff Euskirchen-Münstereifel 0,7
2 7 Gevelsberg Hägen-Altenvoerde 5,2
3 54 Bollwerk Brügge-Dieringhausen 2,8
4 54 Vollme Brügge-Dieringhausen 2,8
5 58 Wulfen Coesfeld-Dorsten 8,0
6 219 Sprakel Münster-Emden 5,7
7 236 Plettenberg-Siesel Hagen-Siegen 5,0
8 236 Altenhundem Hagen-Siegen 5,0
9 236 Dortmund (Rüscher-
8,9brinkstraße) Dortmund-Hamm
10 66 Lage Bielefeld-Herford-Lage 6,4
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11 7 Düsseldorf (Staufenplatz) Köln—Duisburg-Wedau 12,0
12 236 Lünen Dortmund—Gronau 1
13 54 Lünen Dortmund—Gronau \ 40,0
14 61 Lünen Dortmund—Gronau J9
Landstraßen
15 736 Herringhausen Altenbeken—Soest 0,9
16 898 Dortmund (Castroper Str.) Dortmund—Wanne-Eickel 3,9
17 646/750 Castrop-Rauxel, (Münster¬
straße) Herne-Rauxel Süd 9,8
18 810 Lünen Dortmund-Gronau 10,0
19 1201 Witten (Erlenweg) Dortmund-Hagen 5,2
20 401 Oberhausen (Schmachten¬
dorfer Straße) Oberhausen—Wesel 3,0
21 885 Hiltrup Hamm—Münster 3,0
22 775/777 Bünde Löhne—Rheine 2,4
23 585 Rinkerode Hamm—Münster 2,1
24 34 Müngersdorf Köln—Aachen 3,0
25 246 Nideggen Düren—Heimbach 0,4
26 101 Dünnwalder Kommunal¬
weg Köln—Düsseldorf 2,2
27 579 Düsseldorf (Staufenplatz) Köln—Duisburg-Wedau 9,0
28 290 Leverkusen-Wiesdorf Köln—Düsseldorf 3,0
29 290 Leverkusen-Morsbroich Köln—Duisburg-Wedau 9,3
30 561 Plettenberg-Eiringhausen Hagen—Betzdorf 9,4
31 698 Altena (Große Brücke) Hagen—Betzdorf 6,0
32 539 Attendorn Finnentrop-Kirchen 0,5
Kreis- und Gemeindestraßen
33 K4758 Sassendorf (Bahnhofstr.) Alten beken—Soest 2,1
34 G Lippstadt (Stirperstraße) Dortmund—Hamm 6,0
35 K4219 Dortmund (Graffweg) S-Bahn Dortmund—Unna 1,2
36 K49 Castrop-Rauxel (Cotten-
burgstraße) Emschertal-Bahn 1,5
37 G Gelsenkirchen
(Dorstener Straße) Gladbeck—Gelsen kirchen 3,0
38 G Gladbeck (Feldhausstraße) G ladbeck—Gelsen kirchen 2,5
39 G Witten (Pferdebachstraße) Dortmund—Hagen 10,0
40 G Mülheim (Friedhofstraße) Duisburg-Wedau—Mülheii 3,4
41 K4 Dinslaken Oberhausen—Emmerich 0,9
42 K 2 Duisburg (Wanheimer Str.) Krefeld-Duisburg 11,0
43 G Essen (Hafenstraße) Vogelheim-Katernberg 3,3
AA G Münster (Cappenberger
Damm) Wanne-Bremen 9,0
45 G Kreis Tecklenburg Wanne-Bremen 0,9
46 K 5 Kreis Düren
(Block Menzenich) Köln-Aachen 1,2
47 G Eschweiler (Antoniusstr.) Köln-Aachen 1,0
48 G Mönchengladbach (Volks¬
gartenstraße) M'gladbach-Stolberg 0,3
49 K 37 Dormagen (Hacken¬
broicher Straße) Köln-Kleve 2,1
50 G Spich (Sieglarer Straße) Wedau-Troisdorf 1,8
51 G Merkstein Aachen-Neuss 1,2
52 G Düsseldorf (Hellerhofweg) Köln-Duisburg 5,0
53 G Düsseldorf (Staufenplatz) Köln-Duisburg-Wedau 9,0
54 G Flurbereinigung Eichen Hägen-Betzdorf 1,0
55 K4588 Heggen Finnentrop-Olpe 1,0
264,0
Weitere Maßnahmen, die noch der Abstimmung mit der Bundesbahn bedürfen 58,0
Gesamtsumme 322,0
Von den Gesamtkosten in Höhe von
322 Mio DM sind
• 83 Mio DM Landesmittel
• 96 Mio DM Bundesmittel
















Ein gut funktionierendes, schnelles
und dichtes Bahnnetz ist für den Per¬
sonen- und Güterverkehr in Nord¬
rhein-Westfalen unentbehrlich. Das
vorhandene Schienennetz der Deut¬
schen Bundesbahn ist so dicht, daß
sich der Verkehrsbedarf des näch¬
sten Jahrzehnts weitgehend darauf
abwickeln läßt. Lediglich bei dem
Aufbau von S-Bahnen sind vorhan¬
dene Strecken auszubauen und in
kleinerem Umfang neue Strecken zu
bauen. Im übrigen muß der techni¬
sche Ausbau der Strecken und der
Fahrzeugpark laufend dem neuesten
technischen Stand angepaßt werden.
Für den Aufbau einer Stadtbahn, die
überwiegend im Zuge jetziger Stra¬
ßenbahnstrecken gebaut wird, müs¬




Die Deutsche Bundesbahn strebt
Geschwindigkeitssteigerungen auf
den Hauptfernverkehrsstrecken an,




Zwischen den wichtigsten Wirt¬
schaftszentren und Verdichtungsge¬
bieten will die Deutsche Bundesbahn
einen Fernschnellstverkehr für Ent¬
fernungen bis zu 500 km einrichten.
Die Züge sollen mindestens alle drei
Stunden mit einer Höchstgeschwin¬
digkeit von 200 km/h und einer Rei¬
segeschwindigkeit von 150 km/h
verkehren. Damit lassen sich die in
der Bundesrepublik besonders wich¬
tigen Entfernungen von 250 bis
500 km in zwei bis dreieinhalb Stun¬
den zurücklegen. Haltepunkte dieses
Fernschnellstverkehrs sollen nach










Darüber hinaus ist nach Auffas¬
sung der Landesregierung minde¬




Während die Einrichtung eines Fern¬
schnellstverkehrs auf den vorhande¬
nen Eisenbahntrassen erfolgen
kann, ist es nach einer Untersuchung
zu einer „Hochleistungsschnellbahn"
zwischen Hamburg, dem Rhein-
Ruhr-Gebiet, dem Rhein-Main-
Gebiet, dem Rhein-Neckar-Gebiet
und München erforderlich, neue
Trassen anzulegen. Dieses Projekt
kann im Laufe des Programmzeit¬
raums in das Entscheidungsstadium
treten. Auf Grund der Bedeutung, die
die Trassenführung dieses neuen
Verkehrsmittels für die Siedlungs¬
struktur des Landes haben würde,
wird sich die Landesregierung recht¬





Für die Elektrifizierung von Bundes¬





Die nach dem zweiten Übereinkom¬
men zwischen dem Land und der
Deutschen Bundesbahn vereinbarten
Streckenelektrifizierungen laufen im
Jahr 1970 mit der Fertigstellung der
Strecken
• Hamm/Soest — Paderborn —
Altenbeken — Warburg und
• Krefeld — Hohenbudberg —
Osterfeld/Süd
aus. Es ist beabsichtigt, mit der
Deutschen Bundesbahn ein drittes
Übereinkommen abzuschließen, wo¬
für mit einem Landesanteil in Höhe
von 18 Mio DM gerechnet wird. In
das Übereinkommen sollen u. a. fol¬
gende Strecken einbezogen werden:
• Münster — Rheine
• Troisdorf — Siegen
• Altenbeken - Herford — Löhne
— Osnabrück — Bentheim
Zur Beschleunigung des Güterum¬
schlags beabsichtigt die Deutsche
Bundesbahn zwölf Containerum¬
schlagplätze in Nordrhein-Westfalen
einzurichten; ein Teil ist bereits in
Betrieb. Das Netz der elektrifizierten
und noch zu elektrifizierenden Strek-
ken und die Standorte der Container¬









Die Landesregierung wird — abgese¬
hen von wenigen unbedeutenden
Stillegungen — der weiteren Stille¬
gung von Strecken der Deutschen
Bundesbahn entgegentreten. Ande¬
rerseits wird sie darauf drängen, daß
dort, wo erforderlich, Verbesserun¬
gen in der Verkehrsbedienung vor¬
genommen werden. Als wirksame
Maßnahme zur Anhebung der Ver¬
kehrsnachfrage ist dabei die Anlage
neuer, günstig zur Besiedlung gele¬
gener Haltestellen und der Ausbau
von Stadt- und Stadtteilzentren an
Haltestellen anzusehen. Parallelver¬
kehre zu den Eisenbahnstrecken, die
zum Teil vom Verkehrsträger selbst
betrieben werden, müssen einge¬
stellt werden.
Von erheblicher Bedeutung wird der
Wochenendverkehr im Eisenbahn¬
netz zwischen dem Rhein-Ruhr-
Gebiet und den großen Erholungsge¬
bieten. Die Deutsche Bundesbahn
wird auf neue Zielgebiete aufmerk¬
sam gemacht werden, die sich auf








ken, darunter Münster — Rhei¬
ne, Troisdorf — Siegen und Al¬
tenbeken — Osnabrück — Bent¬
heim; Einschaltung in die Über¬
legungen der Deutschen Bun¬
desbahn zur Streckenführung
einer Hochleistungsschnell¬
bahn; Empfehlungen zur Ver¬
besserung der Verkehrsbedie¬
nung für den Wochenend-
erholungsverkehr.
Landesausgaben
im Programmzeitraum 18 Mio DM.
■ 5.52
Städteschnellverkehr
Das Rhein-Ruhr-Gebiet wächst zu
einem einheitlichen Wirtschaftsraum
zusammen. Schon heute sind auf
Grund der arbeitsteiligen Standort¬
struktur die Verkehrsbeziehungen
zwischen den großen Städten außer¬
ordentlich stark. Es wird angestrebt,
daß ein immer größerer Personen¬
kreis die Arbeits- und Bildungsange¬
bote des Gesamtraumes ohne er¬
zwungenen Wohnungswechsel in
Anspruch nehmen kann. Mit dem
Bau der S-Bahn Rhein-Ruhr wird
dazu ein entscheidender Schritt ge¬
tan.
Da die Reisegeschwindigkeit der
S-Bahn wegen ihres dichten Halte¬
stellenabstandes nur etwa 60 km/h
beträgt, eignet sie sich nicht für die
weiträumigen Verkehrsbeziehungen
im Rhein-Ruhr-Gebiet. Gegenwärtig
werden daher die betrieblichen und
technischen Möglichkeiten untersucht,
diesen Verkehrsbedarf durch einen
„Städteschnellverkehr" zu bewälti¬
gen, der etwa gleichzeitig mit der
Inbetriebnahme der meisten S-Bahn-
strecken nach 1975 aufgenommen
werden soll.
Im Rahmen ihres Konzepts für einen
Fernschnellstverkehr (5.511) will die
Deutsche Bundesbahn die Strecken
• Bonn — Köln — Düsseldorf —
Essen — Dortmund und
• Köln — Wuppertal — Dortmund
für höhere Geschwindigkeiten aus¬
bauen. Die Landesregierung erwar¬
tet, daß der Ausbau dieser Strecken
bis 1975 durchgeführt wird, so daß
hier ab 1975 auch ein „Städte¬
schnellverkehr" mit neuen Fahrzeu¬
gen und mit einer Spitzengeschwin¬
digkeit von etwa 200 km/h aufge¬
nommen werden kann.
Langfristiges Ziel
Verbindung der großen Zen¬
tren des Rhein-Ruhr-Gebietes
durch einen im Taktverkehr
fahrenden Städteschnellver¬
kehr mit Spitzengeschwindig¬
keiten von 200 km/h.
Maßnahmen bis 1975
Verhandlungen mit der Deut¬
schen Bundesbahn; Ausbau
der Strecken Bonn — Köln —
Düsseldorf — Essen — Dort¬






Der Bau von kreuzungsfreien Bah¬
nen für den Personennahverkehr in
allen Verdichtungsgebieten des Lan¬
des wird langfristig angestrebt.
Im Rhein-Ruhr-Gebiet wurde mit
dem Ausbau bereits begonnen. Auch
im Raum Bielefeld ist ein Ausbau er¬
forderlich. In den Räumen Aachen,
Münster und Siegen ist zur Zeit die
Verkehrsnachfrage noch gering. Ob
hier zu einem späteren Zeitpunkt ein
Taktverkehr oder die Einrichtung
eines S-Bahnverkehrs möglich wird,
hängt von der städtebaulichen Ver¬
dichtung an Haltestellen ab (5.21)
und wird im Programmzeitraum ge¬
prüft werden. Die Koordinierung zwi¬
schen Städtebau und regionalem
Schnellverkehr ist eine der wichtig¬
sten Aufgaben der nächsten Jahre.
Deshalb wird sich die Landesregie¬
rung dafür einsetzen, daß einerseits
die Schwerpunkte der Besiedlung
durch S-Bahnen und Stadtbahnen
erschlossen werden, andererseits
der Städtebau an den Haltestellen
und Knotenpunkten konzentriert
wird. Die Schnellbahnen werden
teils von der Deutschen Bundesbahn
(S-Bahn), teils von Stadtbahngesell¬
schaften (Stadtbahn) betrieben wer¬
den.
Die Landesregierung hat die Grün¬
dung der Stadtbahngesellschaft Ruhr
gefördert. Sie wird weiterhin bestrebt
sein, Organisations- und Verbundfor¬




Im Entwicklungsprogramm Ruhr hat
die Landesregierung den Ausbau
eines regionalen Schnellbahnsy¬
stems im Ruhrgebiet, bestehend aus
S-Bahn und Stadtbahn, vorgesehen.
Dieses Netz wird auf das gesamte
Rhein-Ruhr-Gebiet ausgedehnt wer¬
den. Abbildung 36 zeigt das Netz.
Im Rahmen der Ausbaumaßnahmen
der für einen S-Bahn-Betrieb vorge¬
sehenen Bundesbahnstrecken müs¬
sen zum Teil zweigleisige Strecken
drei- oder viergleisig ausgebaut,
Bahnhöfe erweitert und andere




BONN wmmmm—^ S-Bahn-Ausbau bis 1975




Nicht dargestellt sind Strecken mit
S-Bahn-ähnlichem Betrieb
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In den Jahren 1967 und 1968 wurde
bereits der S-Bahnbetrieb zwischen
Langenfeld — Düsseldorf — Ratingen
— Kettwig — Essen mit großem Er¬
folg aufgenommen. Weitere Strecken
der S-Bahn Rhein—Ruhr werden im
Programmzeitraum (bis 1975) in Be¬
trieb genommen:
• Duisburg - Essen (1972)
• Mülheim - Oberhausen (1972)
• Essen — Bochum — Dortmund
(1975)
• Dortmund — Unna
• Dortmund — Dortmund-Mengede
• Bochum - Langendreer - Witten
• Dortmund — Schwerte
• Düsseldorf — Duisburg (1975)
• Hagen — Wuppertal — Düssel¬
dorf - Neuss (1975)
• Köln-Chorweiler - Köln-Hbf. -
Bergisch Gladbach (1974)
Für folgende Strecken der S-Bahn
Rhein-Ruhr ist die Aufnahme des
Betriebes zwischen 1975 und 1980
vorgesehen:
• Essen — Gelsenkirchen — Wan¬
ne-Eickel — Castrop-Rauxel —
Dortmund-Mengede
• Essen — Bottrop — Gladbeck —
Marl
• Duisburg — Oberhausen — Ster¬
krade — Dinslaken
• Essen — Wattenscheid — Bo¬
chum
• Wanne-Eickel — Recklinghausen
• Dortmund — Lünen-Hbf.
• Dortmund — Hamm
• Dortmund — Witten — Hagen
• Duisburg — Krefeld
• Langenfeld - Köln (1976)
• Chorweiler - Dormagen - Neuss
• Siegburg — Köln — Horrem
• Erftstadt-Köln-Hbf.
Langfristiges Ziel
Aufbau der S-Bahn Rhein —
Ruhr als Teil eines regionalen
Schnellbahnsystems.
Maßnahmen bis 1975
Inbetriebnahme von zehn Strek-
ken der S-Bahn Rhein—Ruhr.
Landesausgaben
im Programmzeitraum 330 Mio DM.
■ 5.532
Stadtbahn Rhein-Ruhr
Zur Ergänzung des S-Bahnnetzes
wird im Ruhrgebiet ein Stadtbahn¬
netz aufgebaut. Die Stadtbahn Ruhr
ist eine kreuzungsfrei geführte Per¬
sonennahverkehrsbahn mit innerört¬
licher und städteverbindender Auf¬
gabe. Das gesamte Netz der Stadt¬
bahn Ruhr wird im Endausbau rund
230 km lang sein. Als Träger ist 1969
die Stadtbahngesellschaft Ruhr mbH
gegründet worden. Mit dem Bau der
ersten Strecken ist 1969 begonnen
worden. Weitere Strecken werden
1970 in Angriff genommen. Das Stadt¬
bahnnetz soll im Programmzeitraum
auf das Rhein-Gebiet ausgedehnt
werden. Neben den Strecken Duis¬
burg—Düsseldorf und Düsseldorf-
Krefeld wird auch mit dem Ausbau
von Stadtbahnen im Räume Köln —
Bonn — Rhein-Sieg begonnen.
Das Stadtbahnnetz soll auf weiten
Strecken in Hochlage verlaufen.
Hiermit ist nicht nur ein schneller
Baufortschritt durch die Verwendung
von Fertigteilen, sondern auch eine
erhebliche Verbilligung verbunden.
Aufgeständerte Strecken haben dar¬
über hinaus den Vorteil einer gerin¬
geren Trennwirkung als Strecken auf
eigenen Bahnkörpern in Hoch- oder
Niveaulage. Die Entwicklung von
Prototypen eines Stadtbahnwagens
wird 1970 in Auftrag gegeben. Als
Höchstgeschwindigkeit für diese
Wagen ist 100 km/h vorgesehen; die
Reisegeschwindigkeit wird bei etwa
40 km/h liegen.
S-Bahn und Stadtbahn müssen als
ein gemeinsames Verkehrssystem
für den regionalen Personenverkehr
angesehen werden. Deshalb kommt
der Ausbildung der Verknüpfungs¬
punkte, der Abstimmung der Fahr¬
pläne und der Einführung einer für
beide Verkehrsmittel gültigen Fahr¬
karte besondere Bedeutung zu. Die
Landesregierung wird sich dafür ein¬
setzen, daß noch im Programmzeit¬
raum ein Tarifverbund zwischen den
Verkehrsmitteln Straßenbahn, Omni¬
bus, U-Bahn, Stadtbahn und S-Bahn
zustande kommt.
Die nach dem gegenwärtigen Pla¬
nungsstand vorgesehenen Strecken
der Stadtbahnen zeigt Abbildung 37.
In der ersten Hälfte des Programm¬
zeitraums werden zwei Versuchs¬
strecken in Betrieb genommen.
Zur Finanzierung der Stadtbahn
Ruhr ist für die ersten zehn Jahre
ein Grundbetrag von 1600 Mio DM
vorgesehen. Die zuwendungsfähigen
Kosten werden vom Bund zu 50 Pro¬
zent, vom Land zu 40 Prozent und
von den kommunalen Verkehrsträ¬
gern zu 10 Prozent aufgebracht. Im
Programmzeitraum werden die Lan¬
desausgaben, soweit sie sich auf
den 40prozentigen Anteil beziehen,
310 Mio DM betragen. Für die nicht-
zuwendungsfähigen Kosten wird das
Land einen Betrag von jährlich ins¬
gesamt 25 Mio DM zur Verfügung
stellen, um die Planungs- und Vorbe¬
reitungskosten für die Stadtbahn
Ruhr abzudecken. Es handelt sich
also im Programmzeitraum um Aus¬
gaben in Höhe von 125 Mio DM.
Die im Programmzeitraum noch an¬
fallenden Landesausgaben für die
Stadtbahn im Rheingebiet können
erst im Laufe der Jahre 1970 und
1971 ermittelt werden; sie sind im
















■ 5.533 ■ 5.6
S-Bahn und Stadtbahn Bielefeld
Die günstig entwickelte Bandstruktur
des Verdichtungsgebietes Bielefeld
erlaubt schon heute eine gute Ver¬
kehrsbedienung durch die Bundes¬
bahn. Eine Verdichtung des Verkehrs
zu einer S-Bahn erscheint bei zu¬
nehmender Nachfrage auf derStrecke
Rheda — Bielefeld — Herford — Minden
möglich. Allerdings bedarf es hierzu
einer konsequenten Siedlungspolitik
der Kommunen durch eine städte¬
bauliche Verdichtung an den Halte¬
stellen der Bundesbahnstrecke (5.211).
Die starken Verkehrsbeziehungen
zwischen der Sennestadt und Biele¬
feld werden im Programmzeitraum
dazu führen, daß zwischen beiden
Städten eine Stadtbahnverbindung
hergestellt wird. Die Bauarbeiten
haben 1969 begonnen. Für die Kosten
der Stadtbahn Bielefeld gilt der
gleiche Beteiligungsschlüssel wie für
die Stadtbahn Ruhr. Mit dem Ausbau
dieser und eventuell später weiterer
Querachsen erhält der Raum Biele¬
feld ein regionales Schnellbahnnetz
von hoher Qualität. Wichtiger als der
Ausbau der Querachsen ist jedoch







Verhandlungen mit der Deut¬
schen Bundesbahn über einen
dichteren Taktverkehr; Vorpla¬




im Programmzeitraum 30 Mio DM.
■ 5.54
U-Bahnen und Straßenbahnen
S-Bahnen und Stadtbahnen für den
zwischenstädtischen Verkehr wer¬
den auch in Zukunft durch örtliche
Schienennetze ergänzt werden müs¬
sen. In der Regel handelt es sich
dabei um U-Bahnen oder um über¬
wiegend auf eigenem Bahnkörper
verlaufende Bahnen in stadtbahn¬
ähnlicher Ausführung.
Straßenbahnen werden noch in 14
Städten des Landes betrieben.
Einige Städte, die bisher noch über
Straßenbahnen verfügten, haben
sich entschlossen, ihren Straßen¬
bahnverkehr zugunsten eines Omni¬
busverkehrs aufzugeben. In diesen
Städten wird es erforderlich sein, zur
Sicherstellung des ungestörten Ver¬
kehrsflusses eigene Fahrspuren für
Busse anzulegen. Die Landesregie¬
rung wird sich dafür einsetzen, daß
bei der Verteilung von Mitteln aus
dem Mineralölsteueraufkommen der
Bau von eigenen Busspuren zuwen¬
dungsfähig wird. Soweit innerhalb
der Städte Straßenerweiterungen
nicht mehr möglich oder nicht er¬
strebenswert sind, empfiehlt sich für
stark befahrene Strecken die Anlage
von Busspuren auf den vorhandenen
Straßen.
Von besonderer Bedeutung ist die
Verknüpfung der städtischen Ver¬
kehrsnetze mit dem regionalen
Schnellbahnverkehr. Es ist darauf zu
achten, daß gute Übergangsmöglich¬




Nahverkehrs in den Gemein¬






Förderung des Baues von U-
Bahnen und stadtbahnähnli¬
chen Bahnen; Ausbau eigener
Fahrspuren für Bus und Stra¬
ßenbahnen; Verhandlungen





Sind in Abschnitt 5.43 enthal¬
ten.
Verkehrsverbund
Zur Verbesserung der öffentlichen
Grundausstattung gehört besonders
in den ländlichen Gebieten die Ver¬
besserung des Personennahver¬
kehrs. Der Personennahverkehr ist
als eine öffentliche Aufgabe anzuse¬
hen, die so wirtschaftlich wie mög¬
lich mit Hilfe aller Verkehrsträger
und Verkehrsunternehmen zu erfül¬
len ist.
Der öffentliche Personennahverkehr
wird von Trägern unterschiedlichster
Art durchgeführt. Neben der Deut¬
schen Bundesbahn, den nicht bun¬
deseigenen Eisenbahnen und den
kommunalen Verkehrsunternehmen
ist eine große Zahl von Privatun¬
ternehmen an der Verkehrsbedie¬
nung beteiligt. Konkurrierende Inter¬
essen führen vielfach zu unökonomi¬
schem Parallelverkehr.
In den nächsten Jahren müssen auf
dem Gebiet des Personennahver¬
kehrs entscheidende Verbesserun¬
gen erreicht werden. Die Bedürf¬
nisse der Benutzer müssen im Mit¬
telpunkt der Überlegungen stehen.
Das Land ist in „Verkehrsverbundge¬
biete" aufzuteilen. Innerhalb jedes
Gebietes ist ein Verbund der Nah¬
verkehrsmittel anzustreben. Die un¬
terschiedlichen Interessenlagen der
Verkehrsträger und die Sonderpro¬
bleme in dünn besiedelten und ge¬
birgigen Gegenden machen dabei
eine Klärung grundsätzlicher Fragen
notwendig. Die Landesregierung
wird im Programmzeitraum Verhand¬
lungen mit der Deutschen Bundes¬
bahn, der Deutschen Bundespost,
dem Bund Deutscher Eisenbahnen,
dem Verband öffentlicher Verkehrs¬
unternehmen, den größeren Ver¬
kehrsunternehmen und den kommu¬
nalen Spitzenverbänden mit dem
Ziel führen, eine grundsätzliche
Übereinstimmung und Musterrege¬
lungen für Vereinbarungen in Ver¬
kehrsverbundgebieten zu finden.
Gleichzeitig wird sie in Zusammen¬
arbeit mit allen beteiligten Stellen
eine Arbeitsgruppe Regionalverkehr
bilden, die im Programmzeitraum
Vorschläge zur Verbesserung des
öffentlichen Personennahverkehrs
für die Gebiete macht, in denen mit
derartigen Planungen noch nicht be¬
gonnen wurde. Das betrifft vor allem
viele ländliche Gebiete.
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In den ländlichen Gebieten ist insbe¬
sondere das Netz der Omnibuslinien
auf Entwicklungsschwerpunkte und
geeignete zentrale Orte auszurich¬
ten. Sich überschneidende Omnibus¬
linien sind zugunsten zusammenhän¬
gender Liniennetze zu entflechten;
Bedienungsverbote sind aufzuheben.
In dünn besiedelten Gebieten sind
durch Gebietskonzessionen loh¬
nende und nichtlohnende Omnibusli¬
nien auszugleichen. Alle Orte sollten
wenigstens morgens, mittags und
abends eine Omnibusverbindung zur
nächsten Gemeinde mit zentralört¬
licher Bedeutung erhalten. Je nach
Bedarf sind diese Gemeinden mit
Entwicklungsschwerpunkten erster
und zweiter Stufe zu verbinden.
Dabei sollten in einem Netz drei bis
zwölf Omnibusverbindungen täglich
eingerichtet werden.
Unabhängig von der gegenwärtigen
Regelung bleibt zu prüfen, ob durch
eine Zusammenfassung des Schüler¬
verkehrs und des Berufsverkehrs
mit dem öffentlichen Linienverkehr
der gesamte öffentliche Personen-
nahverkehrverbessert und wirtschaft¬
licher gestaltet werden kann. In
Entwicklungsschwerpunkten der länd¬
lichen Gebiete muß der Bau von
zentralen Omnibusbahnhöfen geför¬
dert werden, damit das Umsteigen
reibungsloser wird. Es ist ideal, die
Omnibusbahnhöfe mit den Bahn¬
höfen der Bundesbahn unter „einem
Dach" unterzubringen. Abbildung 38
zeigt das Schema eines solchen
regionalen Flächenverkehrs.
Die Landesregierung hat das Ziel,
bis 1975 für das ganze Landesgebiet
Vereinbarungen über den öffent¬
lichen Personennahverkehr im regio¬
nalen Verbund zu erreichen. Die
Genehmigungsbehörden wurden an¬
gewiesen, auf eine Kooperation der
Verkehrsunternehmen hinzuwirken.
In den Verbundgebieten sollen nach
dem Vorbild der Fahrplanbespre¬
chungen der Deutschen Bundesbahn
im gleichen Rhythmus Fahrplanbe¬
sprechungen durchgeführt werden.
Um Erfahrungen in unterschied¬
lichen Räumen zu sammeln, wird die
Landesregierung Modelle für einen
Verbundverkehr im Münsterland, in
Ostwestfalen und in der Eifel bevor¬
zugt unterstützen.
Abbildung 38









Bus 3 mal täglich
Bus 3—6 mal täglich
Bus 6-12 mal täglich





für den regionalen Personen¬






von mindestens drei Versu¬

















Es handelt sich um Bundeswasser¬
straßen, deren Unterhaltung und
Ausbau der Bundesrepublik
Deutschland obliegen. Die finan¬
zielle Beteiligung des Landes an den
Kosten der Ausbaumaßnahmen er¬
folgt auf Grund von Regierungsab¬
kommen aus den Jahren 1965 und
1968. An der Finanzierung sind
neben Nordrhein-Westfalen die Bun¬
desrepublik Deutschland, andere
Bundesländer und die Stadt Kassel

















Die bis 1975 im Gebiet des Landes
durchzuführenden Baumaßnahmen
an den Bundeswasserstraßen zeigt
Abbildung 39.
Im einzelnen werden von 1971 bis




Das Strombett und die bundeseige¬
nen Schutz- und Sicherheitshäfen
werden an den Wasserstand 1962
angepaßt. Daneben werden die Ufer¬
deckwerke ausgebaut. Einschließlich
der Mittel zur Finanzierung von Bau¬
maßnahmen an der außerhalb des
Landes gelegenen Rheinstrecke sind
15,6 Mio DM erforderlich.
Fulda
Die untere Fulda wird auf der Fluß¬
strecke zwischen Kassel und Hanno-
versch-Münden umkanalisiert. Es ist
vorgesehen, die vorhandenen veral¬
teten Schleusen und Wehre durch
moderne Anlagen zu ersetzen und
die Zahl der Staustufen von gegen¬
wärtig sieben auf zwei zu verringern.
Die Maßnahmen werden erst nach
1975 abgeschlossen. Die Landesaus¬
gaben betragen 2,1 Mio DM.
Wesel-Datteln-Kanal
Die Kanalstrecke zwischen den
Schleusen Friedrichsfeld und Dor¬
sten sowie Ahsen und Datteln wird
für eine Wassertiefe von 4 m ausge¬
baut. Es werden neue Schleusenan¬
lagen errichtet. Die Landesausgaben
betragen 16,5 Mio DM.
Rhein-Herne-Kanal
Das Profil und die Krümmungen der
Kanalstrecke zwischen Duisburg
und Essen werden erweitert. Die Lei¬
stung der Kanalschleusen wird
durch eine Modernisierung der Anla¬
gen verbessert. Die zweite Schleuse
Duisburg-Meiderich (Schleuse I) wird
neu errichtet. Die Landesausgaben
betragen 3 Mio DM.
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Datteln-Hamm-Kanal
Der Wasserspiegel des Kanals wird
verbreitert. In der Kanalhaltung
Hamm-Werries wird das Fahrwas¬
ser vertieft. Die Bauarbeiten werden
erst nach 1975 abgeschlossen. Die
Landesausgaben betragen 10,5 Mio
DM.
Dortmund-Ems-Kanal
Bei Amelsbüren, Hiltrup und Saer¬
beck werden Überholstrecken ge¬
baut. Die Schleuse Altenrheine wird
neu errichtet. Die Landesausgaben
einschließlich der Mittel zur Finan¬
zierung von Baumaßnahmen an der
Kanalstrecke von der Landesgrenze
bis Aschendorf (Niedersachsen) be¬
tragen 20 Mio DM.
Mittellandkanal
Auf der Weststrecke des Mittelland¬
kanals (Kanalstrecke Bergeshövede-
Anderten) werden der Wasserspie¬
gel verbreitert und das Fahrwasser
auf 4 m vertieft. Im nordrhein-west-
fälischen Kanalabschnitt werden bis
1975 die Ausbaumaßnahmen auf
Teilstrecken bei Recke, Osnabrück,
Getmold, Lübbecke und Minden ab¬
geschlossen. Die Landesausgaben
betragen 56 Mio DM.
Häfen
Im Programmzeitraum wird in-
Voerde (Kreis Dinslaken) ein neuer
öffentlicher Hafen angelegt. Es han¬
delt sich dabei um einen Stichhafen
am Südufer des Wesel-Datteln-
Kanals in der Nähe der Mündung
des Kanals in den Rhein. Die Kosten¬
werden vom Land aus Städtebaumit¬





zur Hebung der Standortgunst
des Landes.
Maßnahmen bis 1975





landkanals; Anlage eines öf¬
fentlichen Hafens.
Landesausgaben




wird ausgebaut. Anfang 1970 werden
die Abfertigungsanlagen für jährlich
2,5 Mio Passagiere, die Straßenan-
bindungen, die Parkflächen und die
Flugzeughallen einschließlich Büro¬
bauten fertiggestellt sein. Bis 1975
sind folgende weitere Projekte ge¬
plant:
• Ausbau des Start- und Rollbahn¬
systems
• Frachtabfertigung
• Hallen- und Vorfelderweiterun¬
gen
• Ausbau des Tankdienstgeländes
• Hotelbau mit zunächst 400 Bet¬
ten.
Die Kosten bis 1975 betragen rund
108 Mio DM.
Im Jahr 1975 muß in Köln-Bonn mit
einem Fluggastaufkommen im
Linienverkehr von 2,9 bis 3,5 Mio
Passagieren gerechnet werden. Das
vorhandene Startbahnsystem und
die im Bau befindlichen Abferti¬
gungsgebäude werden bis 1975 aus¬
reichen. Der Anschluß des Flugha¬
fens an die S-Bahn wird untersucht.
Der Verkehrsflughafen Düsseldorf
wird ausgebaut. Das Brückenbau¬
werk über die Bundesbahnstrecke
Düsseldorf-Duisburg und die Verle¬
gung der Startbahn 24 um 400 m
nach Nordosten wurden 1969 fertig¬
gestellt. Bis 1975 sind folgende wei¬
tere Projekte geplant:
• Bau einer neuen Abfertigungsan¬
lage mit Straßenanbindungen,
Parkflächen und einem S-Bahn-
anschluß
• Bau einer weiteren Start- und
Landebahn
• Hallen- und Vorfelderweiterun¬
gen.
Die Kosten bis 1975 betragen
150,5 Mio DM.
Im Jahr 1975 muß in Düsseldorf
mit einem Fluggastaufkommen im
Linienverkehr von 5,9 Mio Passagie¬
ren gerechnet werden. Die Kapazität
des vorhandenen Startbahnsystems
wird bis 1973 erschöpft sein. Auch
bei dem Bau der geplanten neuen
Anlagen wird um 1980 die Kapazi¬
tätsgrenze des Flughafens Düssel¬
dorf erreicht sein.
Der Schwerpunkt des Luftverkehrs¬
aufkommens in Nordrhein-Westfalen
liegt im Ruhrgebiet. Er orientiert sich
zum überwiegenden Teil zum Flug-
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hafen Düsseldorf, der nur begrenzt
ausgebaut werden kann. Der Ausbau
eines dritten Verkehrsflughafens ist
daher dringlich. Er ist im Raum Mün¬
ster—Dortmund—Beckum vorgese¬
hen. Die Landesregierung strebt an,
diesen Flughafen 1975 bis 1980 aus¬
zubauen. Die Voraussetzungen sol¬
len bis 1975 geschaffen werden. Auch
für diesen Flughafen ist ein S-Bahn-
anschluß vorgesehen. Die reinen
Planungskosten betragen bis 1975
rund 5 Mio DM.
Flughäfen für den Regional- und Ge¬
schäftsluftverkehr benötigen in der
ersten Ausbaustufe eine Start- und
Landebahn von 1800 m Grundlänge.
In Nordrhein-Westfalen bestehen erst
zwei betriebsfähige Regionalflug¬
häfen (Essen-Mülheim und Sieger¬
land). Fünf weitere Standorte sind








Darüber hinaus stehen 30 Verkehrs¬
landeplätze und 37 Segelfluggelände
zur Verfügung. Einige dieser Flug¬
plätze sollen unter Beibehaltung
ihres Genehmigungsstatus schwer¬
punktmäßig für den Geschäftsreise¬
verkehr bzw. für den Luftsport aus¬
gebaut werden. Die Kosten betragen
im Programmzeitraum 66,5 Mio DM.
Durch die Bildung von Schwerpunk¬
ten in der Luftfahrtbodenorganisa¬
tion soll eine wirkungsvolle Koordi¬
nation erreicht und eine Zersplitte¬
rung von Ausbaumitteln verhindert
werden.
Wegen der unterschiedlichen Betei¬
ligungsverhältnisse bei den einzel¬
nen Baumaßnahmen ergeben sich
jeweils verschieden hohe Landes¬
anteile. Die Gesamtsumme der Lan¬
desanteile im Programmzeitraum be¬
trägt 114 Mio DM.
Die räumliche Lage der bestehenden
und geplanten Verkehrsflughäfen
und Flughäfen für den Regional-
und Geschäftsluftverkehr zeigt Ab¬
bildung 40.
Langfristiges Ziel
Betrieb von drei Verkehrsflug¬
häfen und mehreren Flughäfen











im Programmzeitraum 114 Mio DM.
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6. FREIZEIT UND KULTUR Freizeit und kulturelles Leben gewin¬
nen an Bedeutung. Mehr Menschen
beteiligen sich in größerem Umfang
an Aktivitäten in diesen Bereichen.
Das äußert sich auch in der Bewer¬
tung von Standorten. Waren noch
vor wenigen Jahren die Arbeits- und
Verdienstmöglichkeiten für Zuzug
und Seßhaftigkeit allein maßgebend,
so tritt heute immer mehr der „Frei¬
zeitwert" in den Vordergrund.
■ 6.1
Freizeit
Die für den einzelnen frei verfügbare
Zeit nimmt zu. Im Durchschnitt wird
die Nettofreizeit bis 1980 um etwa
ein Fünftel steigen. Damit wird auch
der Flächenbedarf für Freizeit und
Erholung erheblich wachsen. Der
Bedarf für Wohnen und industrielle
Produktion wird dagegen nur lang¬
sam zunehmen. Für die Landwirt¬
schaft wird der notwendige Flächen¬
bedarf sogar sinken. Der Freizeit-
und Erholungsverkehr weitet sich
stärker aus als der Berufsverkehr;




Der Hauptteil der frei verfügbaren
Zeit wird zu Hause und in Woh¬
nungsnähe verbracht; das gilt insbe¬
sondere für nichtberufstätige Ehe¬
frauen, für Kinder und für alte Men¬
schen. Erholungsgerechte Umwelt
ist daher zunächst ein Problem der
Stadtplanung und des Wohnungs¬
baues. Kontakt-, Fortbildungs- und
Hobbymöglichkeiten werden heute
in der Nähe der Wohnung erwartet.
Über diesen engeren Bezirk hinaus
besteht Bedarf nach Anlagen, die
Möglichkeiten für Sport, Spiel und
Muße für alle Altersgruppen und
Jahreszeiten vereinigen. Sie können
nicht von einem Gemeindeteil, wohl
aber von einer oder mehreren gro¬
ßen Gemeinden getragen werden.
Die notwendigen Einrichtungen für
Schwimmen, Spiel und Sport sowie
für „stille Erholung" müssen in zu¬
mutbarer Entfernung, möglichst
auch mit öffentlichen Verkehrsmit¬
teln erreichbar sein. Die mögliche
Gestaltung einer solchen Tageserho¬
lungsanlage wird durch das Schema
der Abbildung 41 angedeutet (S. 108).
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Die Zahl der Tageserholungsanlagen
muß noch wesentlich erhöht werden.
Mit Tageserholungsmöglichkeiten
ungenügend ausgestattet sind zum
Beispiel das nordöstliche und das
innere Ruhrgebiet sowie die Räume
Duisburg und Düsseldorf.
Abbildung 42 zeigt 37 Standorte, die
für die Errichtung oder für den wei¬
teren Ausbau von Tageserholungs¬
anlagen besonders geeignet sind.
Der Bau von drei weiteren Anlagen
ist vorgesehen. Über ihren Standort
wird im Programmzeitraum entschie¬
den werden.
Der Zeitpunkt der Errichtung von
Tageserholungsanlagen hängt u. a.
von der Dringlichkeit des betreffen¬
den Bedarfs sowie vom jeweiligen
Stand der Planung ab. Standorte, die
durch den öffentlichen Nahverkehr,
etwa durch S-Bahn oder Stadtbahn,
erschlossen sind oder demnächst
erschlossen werden, sind bevorzugt
zu fördern.
Die Planung der Erholungsanlagen
wird, unabhängig von der Art der
Trägerschaft, aus Mitteln des Landes
gefördert werden. Mit den Kosten für
Grunderwerb und Einrichtungen ist
im Programmzeitraum nur für die 20
Anlagen erster Ausbaustufe zu rech¬
nen. Für dieAnlagen der zweiten Aus¬
baustufe wird im wesentlichen nurder
Grunderwerb durchgeführt werden
müssen. Es ist davon auszugehen,
daß zwei Drittel der entstehenden Ko¬
sten von der öffentlichen Hand ge¬
tragen werden müssen. Rund die
Hälfte dieser Beträge, nämlich 133
Mio DM, wird vom Lande kommen;








Errichtung von 20 Tageserho¬
lungsanlagen; Inangriffnahme
von 20 weiteren Tageserho¬
lungsanlagen.
Landesausgaben
im Programmzeitraum 133 Mio DM.
■ 6.12
Wochenend- und Ferienerholung
An einem schönen Wochenende sind
mehrere Millionen Einwohner des
Landes „unterwegs". Sie suchen Er¬
holung in der Landschaft. Zur Erho¬
lung genügt jedoch nicht mehr allein
das Angebot „unberührter Natur",
sondern es ist notwendig, Anzie¬
hungspunkte zu schaffen, die viele
Betätigungs- und Unterhaltungsmög¬
lichkeiten erlauben. So zum Beispiel
Segeln, Angeln, Wellenbaden, Tan¬
zen, Reiten, Golfspielen oder Schifah¬
ren. Der Verbund solcher Angebote
steigert die Attraktivität eines Zieles.
Die mögliche Ausgestaltung einer
Wochenenderholungsanlage zeigt das
Schema der Abbildung 43. (S. 110)
Die Chance der Wahl zwischen ver¬
schiedenen Möglichkeiten zum Aus¬
spannen und zur Betätigung am glei¬
chen Zielort wird vom einzelnen als
Erweiterung seines Freiheitsraumes
erlebt und gesucht. Die Zusammen¬
fassung von Erholungs- und Unter¬
haltungsmöglichkeiten hat zwei wei¬
tere Vorzüge:
• Erst ein hinreichend breites An¬
gebot macht eine Freizeitanlage
saison- und wetterunabhängig
und ermöglicht damit Erholung
über das ganze Jahr.
• Je vielfältiger und reizvoller, und











































Abbildung 44 aufgeführt (Seite 111).
Der Bau von mindestens drei weite¬
ren Anlagen ist vorgesehen. Über
ihre Standorte wird im Programm¬
zeitraum entschieden werden.
Die Anlagen der ersten Ausbaustufe
sollen bis 1975 weitgehend fertigge¬
stellt werden. Für die Anlagen der
zweiten Ausbaustufe wird im Pro¬
grammzeitraum im wesentlichen nur
der Grunderwerb durchzuführen
sein. Zwei Drittel der entstehenden
Kosten sind von der öffentlichen



















erfolgt, um so entfernter von ei¬
nem Verdichtungsgebiet kann
das Ziel liegen. Neue Ansatz¬
punkte einer solchen „weißen In¬
dustrie" können damit in Gebiete
gelegt werden, die neben ihren
landschaftlichen Vorzügen in be¬
sonderem Maße der regionalen
Wirtschaftsförderung bedürfen.
Insgesamt 30 Standorte, die sich für
die Errichtung oder für den weiteren
Ausbau von Wochenenderholungs-
anlagen besonders gut eignen, sind
nach zwei Ausbaustufen getrennt in
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tragen. An Landesmitteln sind 195 Mio
DM vorgesehen; darin sind 94 Mio
DM aus Abschnitt 5.24 enthalten.
Während die Wochenenderholung in
nicht allzu großer Entfernung vom
Wohnort gesucht wird, ist die zu¬
nehmende Nachfrage nach Feriener¬
holung in bezug auf ihre Reiseziele
mobil und nicht an eine Bedarfsdek-
kung innerhalb Nordrhein-Westfalens
gebunden.
'rn Interesse der agrarisch struktu¬
rierten Gebiete des Landes ergibt


































anzubieten. Durch eine Weiterent¬
wicklung des Fremdenverkehrs las¬
sen sich in den ländlichen Gebieten
außerlandwirtschaftliche Arbeitsplätze
schaffen und weitere Zuerwerbsmög-
lichkeiten eröffnen.
Voraussetzung einer solchen Ent¬
wicklung ist eine allgemeine Ver¬
besserung der Infrastruktur. Dabei
ist feu bedenken, daß die Einrichtun¬
gen der Ferienerholungsgebiete viel¬
fach gleichzeitig der Tages- und
Wochenenderholung dienen. Die
Straßen für Ziel- und Ringverkehr
(„Ferienstraßen"), die Parkplätze
und Übernachtungsmöglichkeiten
der Ferienerholungsgebiete sind un¬
ter Berücksichtigung der Wochen¬
endbelastung zu dimensionieren
bzw. zu verbessern. Weiterhin wird
die Landesregierung
• die Errichtung von Fremdenzim¬
mern in landwirtschaftlichen Be¬
trieben fördern,
• die Beschaffung von Flächen für
Erholungs- und Freizeitanlagen
im Rahmen von ländlichen Neu¬
ordnungsmaßnahmen unterstüt¬
zen,
• die Aufnahme von für den Frem¬
denverkehr wichtigen Lehrstoffen
in die Lehrpläne der ländlichen
Schulen und Berufsschulen ver¬
anlassen,
• dem Bedarf nach neuen Fähig¬
keiten und Kenntnissen durch ein
entsprechendes Angebot von
Aus- und Weiterbildungsmöglich¬
keiten im tertiären Bildungsbe¬
reich (z. B. an Fachhochschulen)
entgegenkommen.
Der Effekt der hierfür sowie für an¬
dere Infrastrukturmaßnahmen einge¬
setzten Mittel aller Ressorts läßt sich
durch Konzentration auf räumliche
Schwerpunkte steigern. Für eine sol¬
che Schwerpunktbildung bieten sich
vor allem auch die für die Wochen¬
enderholung ausgewiesenen Stand¬
orte an. Außerdem ist innerhalb der
Feriengebiete die Anlaufphase der




Auch die zunehmende Nachfrage
nach Ferien- und Wochenendhäu¬
sern läßt sich auf bestimmte Gebiete
lenken. Ferienhäuser sollten ihren
Platz insbesondere in der Nähe
der geförderten Wochenenderho-
lungsstandorte finden. Auf diese
Weise würden sich die Förderungs¬
maßnahmen der öffentlichen Hand
und private Investitionen ergänzen.
Die verkehrsmäßige Erschließung
und andere infrastrukturelle Einrich¬
tungen, wie vor allem die Erholungs¬
anlagen selber, werden damit besser
genutzt. Eine solche Regionalisierung
der Nachfrage nach Ferienhäusern
setzt voraus, daß hierfür bestimmte
Gebiete besonders ausgewiesen wer¬
den. Dabei darf jedoch der Natur-
und Landschaftsschutz nicht vernach¬
lässigt werden.
Für Wohnwagen und Dauerzelte
sind innerhalb der Ferienerholungs¬
gebiete neue Standorte auszuweisen
und zu erschließen.
Für einige verdichtungsferne Erho¬
lungsgebiete wäre ein besonderer
Anreiz wünschenswert, wie er durch
eine kommerzielle Freizeitgroßanlage
gegeben ist. Eine solche weitgehend
wetterunabhängige Einrichtung könn¬
te z. B. in Ostwestfalen, im Sauerland.
oder in der Eifel placiert werden. Die
Lösung der Standortfrage bedarf ein¬
gehender Untersuchungen. Diese
sind eingeleitet. Die Landesregierung
wird sich an den Planungskosten für
zwei Großanlagen bis zur Höhe von
1,5 Mio DM beteiligen sowie eine
Ausfallbürgschaft für die Anlaufrisi¬
ken ihrer ersten beiden Betriebsjahre
übernehmen.
Die Entwicklung der Ferienerho¬
lungsgebiete ist durch verstärkte
Werbung zu unterstützen. Dafür sind
neue Wege zu suchen. Gemeinsame
Veröffentlichungen der Fremdenver¬
kehrsverbände für das gesamte Lan¬
desgebiet sollen im Programmzeit¬
raum mit 0,5 Mio DM gefördert wer¬
den.
Eine wachsende Zahl von Erho¬
lungssuchenden wünscht ihre Frei¬
zeit am Wasser zu verbringen. Zu¬
sätzliche erholungsgeeignete Was¬
serflächen können in Nordrhein-
Westfalen nur durch künstliche Seen
geschaffen werden.
In den letzten Jahren sind durch die
starke Bautätigkeit Wasserflächen
durch Abbaggerungen entstanden.
Durch diese Auskiesungen sind
jedoch in vielen Fällen mehr oder
weniger kleine Baggerseen planlos
verteilt in der Landschaft zurückge¬
blieben.
Das Ziel der Schaffung von mehr
Wasserflächen für die Erholung
würde wesentlich leichter erreichbar
werden, wenn sich Abbaggerungen
an geeigneten Plätzen zusammenle¬
gen ließen. Dafür sollen 3 Mio DM
Landeszuschüsse eingesetzt werden.
Die rechtlichen Grundlagen zur Ver¬
hinderung von Abbaggerungen und
Auskiesungen an ungeeignet er¬
scheinenden Orten müssen ebenfalls
verbessert werden.
Langfristiges Ziel





Errichtung von 20 Anlagen der
Wochenenderholung; Inangriff¬
nahme von 13 weiteren Anla¬
gen; Konzentration von Förde¬
rungsmaßnahmen der Ressorts




von zwei kommerziellen Frei¬
zeit-Großanlagen.
Landesausgaben
im Programmzeitraum 200 Mio DM.
■ 6.13
Verschönerung der Stadtiandschaft
Das Leben in Städten und Dörfern
wird mehr als notwendig durch den
Anblick ungepflegter oder verwahr¬
loster Flächen und Bauten beein¬
trächtigt. Die Stadtlandschaft der In¬
dustriegebiete ist besonders betrof¬
fen.
Die Gemeinden waren bisher durch
Aufgaben des Wiederaufbaues, des
Verkehrs und der Wirtschaftsförde¬
rung außerordentlich belastet. Die
äußeren Verbesserungen der Um¬
weltbedingungen und Verschönerun¬
gen mußten zum Teil zurücktreten.
Auch das Land hat seine entspre¬
chenden Mittel bisher auf die Förde¬
rung der Wirtschaftskraft konzen¬
triert. Die Verschönerung der Um¬
welt des Menschen und eine energi¬
sche Verbesserung des Freizeitwer¬
tes der Städte im Industriegebiet
wird nunmehr unabweisbar zu einer
Großaufgabe aller Beteiligten. Sie
schließt die folgenden Maßnahmen
ein:
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• Landschaftspflege entlang von
Schienenwegen und Straßen
• Durchgrünung der Stadtzentren
• Anlage von Parks und Liegewie¬
sen, von Wasserläufen, Teichen
und Fußwegen
• Einrichtung von öffentlichen Kin¬
derspielplätzen, Spielwiesen,
Tennis- und Ballsportplätzen
• Beseitigung entstandener Schä¬
den in der Landschaft, z. B. Re¬
kultivierung von Kiesgruben und
Steinbrüchen, Abdeckung von
Müllkippen, Bepflanzung von Hal¬
den und Lagerplätzen für flüssige
Abfallstoffe
• Schaffung von freizeitnutzbaren
Dachflächen auf mehrgeschossi¬
gen öffentlich geförderten Bauten
mit Hilfe entsprechender Zu¬
schüsse
• Präsentation von Kunstwerken
(z. B. Plastiken) und Zeugen der
Vergangenheit und Gegenwart
(z. B. alter Förderturm) an öffent¬
lichen Plätzen und Straßen
• Ankauf oder Anpachtung von
Grundstücken, die als Blickfän¬
ger das Stadtbild negativ bela¬
sten.
Um den Bedarf im einzelnen und ins¬
gesamt festzustellen, großzügige
Lösungen der anstehenden Pro¬
bleme vorzubereiten und geeignete
Verfahren der Kooperation aller an
den Verschönerungsmaßnahmen Be¬
teiligten zu entwickeln und zu erpro¬
ben, werden an zwei besonders ver¬
schönerungsbedürftigen Standorten
Modellvorhaben durchgeführt wer¬
den. Die Landesregierung wird sich





Beteiligung des Landes an
zwei Modellvorhaben.
Landesausgaben
im Programmzeitraum 20 Mio DM.
■ 6.14
Einheitliche Zuständigkeit
Aus den Akzentverlagerungen durch
die Freizeit ergeben sich völlig neue
Anforderungen, z. B. muß ein ur¬
sprünglich nur auf Produktions-
Handels- und Wohnplätze ausgerich¬
tetes Verkehrsnetz auf den neuen
Bedarf hin erweitert werden. Den
akuten wie vor allem auch den lang¬
fristigen Anforderungen des Freizeit¬
bereiches kann häufig nur durch
überörtliche Planung entsprochen
werden. Ihre Durchführung muß auch
dann gewährleistet sein, wenn die
örtlichen Träger zunächst nicht in
der Lage sind, die notwendigen
Maßnahmen zu ergreifen. Die Lan¬
desregierung wird daher im Laufe
des Jahres 1970 eine einheitliche Zu¬
ständigkeit für alle wesentlichen Fra¬
gen der Freizeit und Erholung inner¬
halb der Landesregierung schaffen.
Das zuständige Ministerium wird ins¬
besondere auch die vorgesehenen
Maßnahmen koordinieren und aus
einem Einzelplan fördern.
Langfristiges Ziel





Zuständigkeit für Freizeit und






In einer arbeits- und leistungsorien¬
tierten Gesellschaft bietet der Sport
Möglichkeiten des körperlichen Aus¬
gleichs und der Erholung. Er moti¬
viert auch besondere Leistungen.
Die Bedeutung des Sports liegt also
einerseits in den gesundheitlich-hy¬
gienischen Möglichkeiten, anderer¬
seits in dem Reiz, Vitalität und Lei¬
stungskraft des einzelnen zu erhö¬




Spitzensport stehen in wechselseiti¬
gen Beziehungen. Das gilt für den
Sport in Schule und Hochschule
ebenso wie für den Sport in Ver¬
einen und Verbänden. Alle Bereiche
sind vom Land und den Gemeinden
zu fördern.
Der Breitensport soll sowohl von
jungen als auch von älteren Menschen
in Schule, Verein und freier Gemein¬
schaft betrieben werden. Aus der
Teilnahme am Breitensport erwächst
eine ständige Aufgeschlossenheit für
den Sport.
Leistungssport betreibt, wer persön¬
liche Hochleistungen in einer selbst¬
gewählten Sportart erstrebt. Neben
der Sport-Grundausbildung soll
künftig in den Schulen des Landes




werden. In den Neigungsgruppen
sollen sich interessierte Schüler, un¬
abhängig von Talent und Leistung,
zusammenfinden. In Leistungsgrup¬
pen, Arbeitsgemeinschaften und in
den von Schülern gestalteten freiwil¬
ligen Sportgemeinschaften können
talentierte und leistungswillige Schü¬
ler zu hohen sportlichen Leistungen
geführt werden.
Spitzensport wird auf der Ebene
regionaler, nationaler und internatio¬
naler Wettbewerbe mit dem Ziel der
Höchstleistung betrieben. Leistung
und sportliche Haltung des Spitzen¬
sportlers sollen vorbildhaft auf den
Breitensport und Leistungssport wir¬
ken.
In Leistungszentren sollen Spitzen¬
sportler besonders gefördert wer¬
den. Das soll möglichst in Zuord¬
nung zu bestehenden Hochschulen
geschehen. Die Deutsche Sport¬
hochschule Köln, die Institute für
Leibesübungen und die neuen Uni¬
versitäten mit erziehungswissen¬
schaftlichem Schwerpunkt sollen bei




Die Richtlinien zur Bedarfsermitt¬
lung, Größenordnung und Finanzie¬
rung von Spiel- und Sportanlagen
führen die Empfehlungen fort, die
von der Deutschen Olympischen Ge¬
sellschaft und den kommunalen Spit¬
zenverbänden als Planungsgrundla¬
gen entwickelt worden sind. Im Pro¬
grammzeitraum sollen durch erhöhte
Landesmittel Sportstätten gefördert
werden, die diesen Richtlinien ent¬
sprechen.
Aus einem Vergleich der Richtlinien
mit dem heutigen Bestand kann der
ungedeckte Bedarf Nordrhein-West-
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falens an Sportstätten geschätzt
werden. Unter Zugrundelegung
• einer Schwimmhalle
für 50 000 Einwohner
• einer Lehrschwimmhalle
für 15 000 Einwohner
• eines Freibades
für 20 000 Einwohner
• einer Turnhalle
für 2 500 Einwohner
• eines Spiel- und Sportplatzes
für 2 000 Einwohner





3 713 Spiel-und Sportplätzen.
Ein Teil dieser Sportstätten muß im
Programmzeitraum mit der finanziel¬
len Unterstützung des Landes ge¬
baut werden. Die Sportstätten sol¬
len den Wohngebieten räumlich so
zugeordnet und so gebaut werden,
daß sie für den Breitensport und den
Sport in Schulen und Vereinen gün¬
stig zu nutzen sind. Insbesondere
müssen die Schulsportanlagen auch
auf die Bedürfnisse der Vereine ab¬
gestellt werden. In Entwicklungs¬
schwerpunkten und besonders ge¬
eigneten Gemeinden mit zentralört¬
licher Bedeutung sollen Sportstätten
errichtet werden, die auch für den
114
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Leistungs- und Spitzensport geeig¬
net sind.
Der Bedarf an neuen oder verbes¬
serten Hallenbädern, Kombinations¬
bädern und Freibädern ist beson¬
ders groß. Hallenbäder sind mög¬
lichst in Entwicklungsschwerpunkten
und besonders geeigneten Gemein¬
den mit zentralörtlicher Bedeutung
oder in Stadtteilen mit großer Bevöl¬
kerungsdichte zu bauen. Um die Be-
nutzungsdauer für Freibäder zu ver¬
längern, sollen die bereits errichte¬
ten und insbesondere die neu zu er¬




Die Zahl der Sportstätten muß
wesentlich erhöht werden, um
ein ausreichendes Angebot für
die Bevölkerung zu schaffen.
Maßnahmen bis 1975
Die für den Bau von Sportstät¬
ten vorgesehenen Landesmit¬
tel sind zu erhöhen.
Landesausgaben





für Aufgaben des Spitzen- und Lei¬
stungssports möglichst in Zuord¬
nung zu Hochschulen errichtet oder
ausgebaut werden.
Eine Vorstellung von der räumlichen
Lage der Sport-Leistungszentren ver¬
mittelt Abbildung 45.
Langfristiges Ziel
Förderung des Spitzen- und
Leistungssports in regional ge¬
gliederten Sport-Leistungszen¬




Finanzielle Förderung von 22
Sport-Leistungszentren.
Landesausgaben




im Programmzeitraum den Bau oder
Ausbau von vier Großstadien mit






Außerdem soll im Programmzeit¬
raum der Ausbau von weiteren zehn
Stadien mit regionaler Bedeutung
(weniger als 70 000 Zuschauerplätze)















den, der Bevölkerungszahl und
den Sportbedürfnissen ent¬
sprechenden Zahl großer Sta¬
dien.
Maßnahmen bis 1975
Finanzielle Förderung von vier
Großstadien und zehn regional
bedeutsamen Stadien.
Landesausgaben





Nordrhein-Westfalen und seine indu¬
strielle Gesellschaft bedürfen in be¬
sonderem Maße einer Erhöhung des
Freizeitwertes und des Ausbaues
eines humanen Lebensraumes. Dazu
dienen vor allem Theater, Musik¬
pflege, Museen und Bibliotheken.
Entgegen manchen Vorurteilen sind
in Nordrhein-Westfalen diese kultu¬
rellen Einrichtungen bereits in großer
Zahl und Vielfalt vorhanden. In den
siebziger Jahren wird es darauf an¬
kommen, die Leistungen dieser Ein¬
richtungen weiter zu verbessern und
sie — vor allem im Verdichtungsraum
Rhein-Ruhr — zu einem möglichst




Nordrhein-Westfalen ist eine Thea¬
terlandschaft von einmaliger Dichte
und Vielfalt. Ihren Mittelpunkt bilden
die Theater des Rhein-Ruhr-Gebie¬
tes zwischen Köln und Dortmund. Im
Zuge einer Entwicklungsachse (Lan¬
desentwicklungsplan II) folgen in
einem Bahnkilometerabstand von
jeweils 8 bis 40 km sieben Groß¬
städte (Köln, Düsseldorf, Duisburg,
Essen, Oberhausen, Bochum, Dort¬
mund) mit einem vielseitigen eige¬
nen Theatersystem aufeinander.
Südlich führt eine zweite Linie mit
einem ebenfalls kurzen Bahnkilome¬
terabstand von Köln über Wuppertal
und Hagen nach Dortmund. Um die¬
sen Kreis von neun Theaterstädten
mit jeweils großen Kommunalthea¬
tern gruppieren sich im Norden das
Westfälische Landestheater in
Castrop-Rauxel und das Musikthea¬
ter in Gelsenkirchen, im Westen die
Vereinigten Bühnen Krefeld und
Mönchengladbach sowie das Rhei¬
nische Landestheater in Neuss. Den
äußeren Ring bilden das Landes¬
theater in Kleve, die Städtischen
Bühnen in Münster und Bielefeld,
das Landestheater Detmold, die
Westfälischen Kammerspiele Pader¬
born sowie die Stadttheater in Bonn
und Aachen. In dieses Gesamtgebiet
fügen sich zahlreiche Privattheater
e in, die teils standortgebunden sind,
teils als Wanderbühnen arbeiten. Ab¬
bildung 47 zeigt die räumliche Lage
der Theater.
Alle kommunalen Theater des Lan¬
des verfügen über den notwendigen
Einwohnereinzugsbereich, der mit
mindestens 400 000 Einwohnern an¬
genommen wird. Etwaige Neuord¬
nungen sollten daher nur von künst¬
lerischen und strukturpolitischen
Überlegungen bestimmt sein. Die
Landesregierung bejaht den Reich¬
tum der Theaterlandschaft, die ein
Spiegelbild der besonderen Sied¬
lungsstruktur des Landes ist.
Die Landesregierung beabsichtigt,
die Förderungsmittel für Theater, die
1969 6,5 Mio DM betrugen, im Pro¬
grammzeitraum auf jährlich 10 Mio
DM zu erhöhen und einen Teil des
Mehrbetrages in Höhe von 2,5 Mio
DM jährlich ausschließlich für die
Förderung künstlerisch besonders
wertvoller Inszenierungen der kom¬
munalen Theater einzusetzen. Sie er¬
wartet zugleich, daß die öffentlichen
Theater im Rhein-Ruhr-Raum in den
Grundzügen ihr Programm und die
künstlerisch besonders wertvollen
Inszenierungen im Sinne einer Er¬
gänzung freiwillig abstimmen. Die
durch das künftige Verkehrssystem
aus Autostraßen, Stadtbahn und
S-Bahn gewährleistete räumliche
Mobilität der Bürger an Rhein und
Ruhr braucht dann nicht zu einem
Abbau der stadtindividuellen Einrich¬
tungen zu führen, sondern kann
diese als Chance des Raumes akzen¬
tuieren und zu einem gemeinsamen
Theaterwesen an Rhein und Ruhr
führen.
Die Förderung der vier Landestheater
und der Privattheater soll unvermin¬
dert fortgesetzt werden, wobei Auf¬
gaben und Einzugsbereich dieser
Theater stärker als bisher im Ge¬
samtzusammenhang der nordrhein-
westfälischen Theater bewertet wer¬
den sollen. Deshalb erwartet das
Land eine größere Aufgeschlossen¬
heit der betroffenen Gemeinden für
die Privat- und Landestheater.
Das Land Nordrhein-Westfalen un¬
terhält keine eigenen Musikpflege¬
einrichtungen (Musikbühnen, Orche¬
ster), sondern fördert nichtstaatliche
Einrichtungen, die eine überörtliche
Musikpflege betreiben. Gefördert
werden die überörtlich tätigen Sinfo¬
nieorchester, die Jugendmusikschu¬
len und die Chorverbände. Das Land
wird die Förderungsmittel für die
Musikpflege verstärken. Außerdem
ist das Land der alleinige Träger der
drei nordrhein-westfälischen Musik¬
hochschulen in Köln, Essen und Det¬
mold. Für die Staatliche Hochschule
für Musik in Köln wird ein Neubau
errichtet, die Baukosten betragen
etwa 21 Mio DM.
Langfristiges Ziel
Erhaltung der dichten und viel¬
seitigen Theaterlandschaft
Nordrhein-Westfalens; Steige¬
rung der Qualität der Orche¬
ster mit überörtlichen Aufga¬










Neubau für die Staatliche
Hochschule für Musik in Köln.
Landesausgaben
im Programmzeitraum
50 Mio DM (Theater)




In Nordrhein-Westfalen gibt es etwa
30 größere kunst- und kulturge¬
schichtliche Museen, von denen die
meisten internationales Ansehen ge¬
nießen. Außerdem bestehen mehrere
Spezialmuseen und überdies mehr
als hundert Heimatmuseen mit vor¬
wiegend orts- und landschaftsge¬
bundenen Sammlungsbeständen.
Nahezu sämtliche Museen sind Ein¬
richtungen, die von den Städten,
Kreisen und Landschaftsverbänden
und in wenigen Fällen von privaten
Vereinen unterhalten werden. Abbil¬
dung 48 zeigt die räumliche Lage
der Museen.
Für den Wiederaufbau kriegszerstör¬
ter Museen hat das Land bereits
vor Jahren einen Gesamtzuschußbe¬
darf von 30 Mio DM vorgesehen. Von
dieser Summe sind bisher etwa zwei
Drittel vergeben. Der weitere Aufbau
ist daher bis 1975 von seiten des
Landes finanziell gewährleistet. Neu
vorgesehen sind 11 Mio DM im Pro¬
grammzeitraum für den Neubau von
kunst- und kulturgeschichtlichen so¬
wie technischen und naturwissen¬
schaftlichen Museen; die Mittel ste¬
hen grundsätzlich nur für Bauvorha¬
ben bereits bestehender Museen zur
Verfügung.
In der Landeshauptstadt Düsseldorf
wird eine Landesgalerie für die Auf¬
nahme der staatlichen Kunstsamm¬
lung des Landes errichtet werden.
Die Kosten werden rund 10 Mio DM
betragen.
Die Sammlungsbestände der
Museen wurden durch Verluste vor
und während des Krieges zum Teil
erheblich verringert. Das Land hat für
Ersatz und Ausbau der Sammlungs¬
bestände von 1962 bis 1969 insge¬
samt 20 Mio DM zur Verfügung ge¬
stellt. Darüber hinaus hat der West¬
deutsche Rundfunk aus den Über¬
schußmitteln des Werbefernsehens
auf Initiative und mit Zustimmung der
Landesregierung für den gleichen
Zweck in Einzelfällen insgesamt etwa
30 Mio DM bereitgestellt. Die Lan¬
desregierung wird die Förderung der
staatlichen und kommunalen Samm¬
lungsbestände um jährlich 2 Mio DM
verstärkt fortführen.
Neben die Aufgabe des Sammeins,
Bewahrens und des wissenschaft¬
lichen Forschens ist in neuerer Zeit
in verstärktem Umfang die Aufgabe
der Kunsterziehung, der Bildung und
Öffentlichkeitsarbeit getreten. Dazu
gehören auch die Veranstaltung von
Wechselausstellungen und Vorträ¬
gen sowie die didaktische Information
der Museumsbesucher. Im Vergleich
mit der Aktivität, die beispielsweise
die Museen in den USA auf diesem
Gebiet entfalten, ist die Öffentlich¬
keitsarbeit der deutschen Museen
bisher noch im Anfangsstadium.
Das Land fördert außerdem die Aus¬
stellungstätigkeit und gewährt grund¬
sätzlich für alle großen und bedeu¬
tenden Veranstaltungen dieser Art
finanzielle Beihilfen. Dadurch wird
ermöglicht, daß auch in kleineren
und mittleren Gemeinden des Landes
Wanderausstellungen gezeigt werden
und daß auch der Bevölkerung au¬
ßerhalb der großen städtischen
Kunst- und Kulturzentren ein un¬
mittelbarer Kontakt mit der Kunst er¬
möglicht wird.
Die Landesregierung wird — ent¬
sprechend der Empfehlung der stän¬
digen Konferenz der Kultusminister
zum Bildungsauftrag der Museen —
dazu beitragen, die Bedeutung der
Museen im Bewußtsein der Öffent¬
lichkeit zu festigen und die Aktivitä¬
ten der Gemeinden zu unterstützen.
Vor allem wird sie eine stärkere Zu¬
sammenarbeit der Schulen mit den
Museen fördern.
Langfristiges Ziel
Abschluß der Förderung des
Neu- und Wiederaufbaues von
kommunalen Museen bis 1980;
Fortsetzung der Förderung von
Ausstellungen und des Aus¬
baues der Sammelbestände
sowie der Bildungsaufgabe der
Museen.
Maßnahmen bis 1975
Finanzielle Förderung der von
den Gemeinden beantrag¬
ten Neu- und Wiederaufbau¬
projekte; Neubau der Landes¬
galerie in der Landeshauptstadt
Düsseldorf.
Landesausgaben
im Programmzeitraum 46 Mio DM.
■ 6.33
Kulturdenkmäler
In Nordrhein-Westfalen sind durch
den zweiten Weltkrieg besonders
viele Baudenkmäler vernichtet oder
beschädigt worden, die wiederher¬
gestellt werden müssen. Außerdem
besteht die ständige Aufgabe der Er¬
haltung von kulturell bedeutsamen
Bauwerken. Diese Aufgaben werden
weitergeführt. In Zukunft wird die
Landesregierung verstärkt die Erhal¬
tung wertvoller Bauwerke sichern,
die für die technische und wirt¬
schaftliche Entwicklung des Landes
charakteristisch sind. Dazu gehören
unter anderem Fördertürme, Maschi¬
nenhallen, Schleusen und Schacht¬
gebäude. Diese Aufgabe muß wegen
der schnellen industriellen Umstel¬
lung jetzt in Angriff genommen wer¬















































Wegen der erweiterten Aufgaben der
Denkmalpflege sollen die Landeszu¬
schüsse im Programmzeitraum auf
70 Mio DM erhöht werden.
Langfristiges Ziel
Wiederherstellung und Erhal¬




Beseitigung der noch vorhan¬
denen Kriegsschäden; Siche¬



















Die öffentlichen Bibliotheken und
Büchereien als Stätten der Informa¬
tion, der Bildung und der wissen¬
schaftlichen Forschung sind die Kul¬
tureinrichtungen mit der größten
Breitenwirkung. Ihre Bedeutung für
die Fortbildung der Bevölkerung
wird, insbesondere wegen der zu¬
nehmenden Freizeit, noch stark stei¬
gen. Der dem ständig steigenden
Bedarf an Literatur aller Art entspre¬
chende Ausbau des Bibliothekswe¬
sens gehört daher zu den wichtig¬
sten Aufgaben der Landespolitik.
Nordrhein-Westfalen verfügt infolge
seiner Bevölkerungsdichte und sei¬
ner vorwiegend industriestädtischen
Besiedlung über das größte Biblio¬
thekswesen der Bundesrepublik.
Schwerpunkte bilden einmal die vom
Land getragenen Großbibliotheken
der Universitäten, zum anderen eine
Vielzahl von kommunalen Bibliothe¬
ken und Büchereien. Hinzu kommen
zahlreiche Bibliotheken und Büche¬
reien nichtstaatlicher Träger. Es be¬
stehen in Nordrhein-Westfalen
• 75 wissenschaftliche Bibliothe¬
ken mit einem Buchbestand von
9 Mio Bänden,
• rund 900 kommunale öffentliche
Büchereien mit rund 1600 Aus¬
leihstellen und 8 Mio Bänden.
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Abbildung 50
Literaturversorgung durch kommunale Büchereien
mehr als 1 Buch je Einwohner
0,5 bis 1 Buch je Einwohner
0,1 bis 0,5 Buch je Einwohner
weniger als 0,1 Buch je Einwohner
NWP 75
Die Standorte größerer wissen¬
schaftlicher Bibliotheken zeigt Abbil¬
dung 49.
Vorrangiges Ziel der Landesförde-
rung des Bibliothekswesens ist die
Steigerung der Leistungsfähigkeit
der Bibliotheken. Mit dem Ziel, ein
..Bibliotheksnetz" zu schaffen, för¬
dert das Land überregionale Organi¬
sationsformen der Bibliotheken
(Sondersammelgebiete, Leihverkehr,
technische Buchabteilungen) und des
Jugendbüchereiwesens, um das
noch gegebene Leistungsgefälle
zwischen Land und Stadt zu verrin¬
gern.
Das Land wird seine Förderung ver¬
stärken, um eine dem Bedarf ent¬
sprechende Versorgung der Bevöl¬
kerung mit Literatur, vor allem mit
wissenschaftlicher Literatur und
Fachliteratur, zu gewährleisten. Eine
entscheidende Verbesserung setzt
außerdem eine umfassendere Pla¬
nung voraus. Mit Hilfe einer biblio¬
thekarischen Regionalplanung, die
den Ausbau eines Bibliotheksnetzes
auf drei Funktionsebenen vorsieht,
ist bei Einsatz verhältnismäßig gerin¬
ger zusätzlicher Mittel eine grundle¬
gende Neuordnung und Rationalisie¬
rung des gesamten Bibliothekswe-
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sens möglich. Die drei Funktions¬
ebenen sind wie folgt abzugrenzen:
Erste Stufe: Sofern nicht eine
Nebenstelle einer Bibliothek der
zweiten Stufe eingerichtet werden
kann, ist anzustreben, daß in einer
Großgemeinde oder in einer Ge¬
meinde mit zentralörtlicher Bedeu¬
tung eine Bibliothek eingerichtet
wird, die ein Buch je Kopf der Bevöl¬
kerung, jedoch mindestens 10 000
Bände aufweist.
Zweite Stufe: Große Städte oder
Städte in Verbindung mit Kreisen bil¬
den in ihrem Bereich ein Verbund¬
netz. Erforderlich ist eine zentrale
Bibliothek, um die sich Büchereine¬
benstellen gruppieren. Außerdem
soll durch eine Fahrbücherei die rest¬
liche Versorgung sichergestellt sein.
Der Buchbestand soll ebenfalls min¬
destens ein Buch je Kopf der Bevöl¬
kerung betragen.
Dritte Stufe: Dazu gehören Staats¬
und Landesbibliotheken, Universi¬
tätsbibliotheken und andere hervor¬
ragende Bibliotheken mit regionaler
Bedeutung. Bibliotheken der dritten
Stufe sind in Nordrhein-Westfalen in
ausreichender Zahl und Dichte vor¬
handen; es ist lediglich der weitere
Ausbau zu fördern.
Gemessen an diesen Grundsätzen
ist das Bibliothekswesen des Landes
noch nicht genügend ausgebaut. Nur
wenige große Städte erreichen be¬
reits heute das Mindestmaß oder
nähern sich dem Mindestwert von
einem Buch je Kopf der Bevölkerung.
In den Großstädten beträgt der Buch¬
bestand durchschnittlich 0,62 je Kopf
der Bevölkerung, die Vergleichszahl
der Kreise beträgt 0,56. Dabei ist
aber zu beachten, daß der Buchbe¬
stand im ländlichen Raum aus Grün¬
den der geringen Siedlungsdichte re¬
lativ größer sein müßte als der in
den Großstädten. Die heutige Dichte
der Literaturversorgung durch kom¬
munale Büchereien zeigt Abbildung
50 (Seite 121).
Die Durchführung der bibliothekari¬
schen Regionalplanung nach den
dargelegten Grundsätzen erfordert
einen Ausbau der fachlichen Einrich¬
tungen auf Landesebene, des Zen¬
tralkatalogs in Köln, der sechs Staat¬
lichen Büchereistellen und des
Bibliothekarlehrinstituts in Köln.
Die Globalmittel für die Förderung
des Büchereiwesens werden im Pro¬
grammzeitraum 13 Mio DM betragen.
Als Zuschüsse für wissenschaftliche
Bibliotheken außerhalb der Träger¬
schaft des Landes sind zur Zeit
800 000 DM eingesetzt. Auch diese
Mittel sind in den Jahren 1971 bis
1973 auf 900 000 DM, 1974 und 1975
auf 1 Mio DM zu erhöhen. Außerdem
sind für den Ausbau des Bücherei¬
wesens im ländlichen Raum Zu¬









hung der Globalmittel für die
Förderung des Büchereiwe¬
sens und der Zuschüsse für
wissenschaftliche Bibliothe¬
ken, deren Träger nicht das
Land ist.
Landesausgaben
im Programmzeitraum 22,7 Mio DM.
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7. GESUNDHEITUND SOZIALES Heute ist der Mensch stärker als frü¬her durch äußere und innere Ein¬
flüsse gesundheitlich gefährdet, weil
die Umwelt- und Lebensbedingun¬
gen sich schwerwiegend verändert
haben. Anpassungsschwierigkeiten
nehmen vielen Menschen das Gefühl
des körperlichen, seelischen und
sozialen Wohlbefindens. Die Folgen
von Motorisierung, industrieller Luft-
und Wasserverunreinigung, Nah¬
rungsmittelverfälschung, Genußmit¬




munikationsmittel haben dazu beige¬
tragen, daß als Ausdruck verminder¬
ter Belastbarkeit und Widerstandsfä¬
higkeit die Zivilisationskrankheiten
immer mehr zunehmen. Regierung
und Verwaltung müssen daher
Maßnahmen zum Schutz und zur Er¬
haltung der Gesundheit sorgfältig
planen und festlegen. Zu den Bemü¬
hungen, Krankheiten jeder Art zu be¬
kämpfen, müssen soziale Pflege-
und Hilfsmaßnahmen besonders für
alte Menschen treten.
Kindergärten müssen weiter ausge¬
baut werden. Bereits hier muß mit
Bildungsprozessen begonnen wer¬
den, die später über eine differen¬
zierte Jugendbildungsarbeit den jun¬
gen Menschen befähigen sollen, die
veränderte Umwelt zu meistern. Das
Förderprogramm der Jugendpflege
wird weiterhin in Landesjugendplä-
nen dargestellt und festgelegt wer¬
den. Die Stärkung der sozialstaatli¬
chen Demokratie ist das Ziel. Die jun¬
gen Menschen müssen durch mehr
Wissen, Einsichten und Kenntnisse
befähigt werden, ihre zukünftige Ver¬
antwortung zu übernehmen. Über die
Landesjugendpläne hinaus wird die
gesamte Jugend- und Familienhilfe
in den kommenden Jahren eine er¬
weiterte Förderung erhalten. Das gilt
insbesondere für die Kindertages¬
stätten, die Erholungswerke für Kin¬
der, Jugendliche und Familien, die
Eltern- und Erziehungsberatungsstel¬
len sowie die Mütterschulen.
■ 7.1
Öffentliches Gesundheitswesen
Die Maßnahmen der kommunalen
Gebietsreform werden auf den
öffentlichen Gesundheitsdienst
Rückwirkungen haben. Die vergrö¬
ßerten Zuständigkeitsbereiche der
Gesundheitsämter mit mindestens
150 000 Einwohnern werden ein kon-
zentrierteres und besseres Arbeiten
bei allen amtsärztlichen Aufgaben
ermöglichen, zu vermehrter Beschäf¬
tigung von Spezialisten verschiede¬
ner Fachrichtungen und zu einer
besseren apparativen Ausstattung
führen. Die Gesundheitsämter müs¬
sen allerdings für die Bevölkerung
erreichbar bleiben. Es sind daher
verstärkt Bezirks- und Nebenstellen
einzurichten, so daß alle Möglichkei¬
ten der Gesundheitsvorsorge und
-hilfe jedem Bürger in „Kinderwa¬
genentfernung" zur Verfügung ste¬
hen.
Der öffentliche Gesundheitsdienst
wird zahlreiche neue und erweiterte
Aufgaben erfüllen müssen. Sie wer¬
den nur von dafür besonders vorge¬
bildeten Ärzten durchgeführt werden
können, die über die bisher vermit¬
telte Ausbildung hinaus auf den Ge¬
bieten der Verhaltenswissenschaf¬
ten, Sozialpsychologie, Sozialpädia¬
trie, Medizinalstatistik und Doku¬
mentation, des Rechts und der Ver¬
waltung, der elektronischen Daten¬
verarbeitung und der Wirkung und
Methodik des Einsatzes der Massen¬
kommunikationsmittel geschult sind.
Eine derartige Ausbildung läßt sich
nur konzentriert und in größerem
Rahmen durchführen. Das Land
plant daher im Programmzeitraum
den Ausbau der Akademie für
Staatsmedizin in Düsseldorf zu einer
von acht Bundesländern getragenen
zentralen „Akademie für öffentliches
Gesundheitswesen". Hier sollen alle
Ausbildungsvoraussetzungen für die
Zukunftsaufgaben der Gesundheits¬
ämter geschaffen werden. Die Aus¬
bildungskapazität für Ärzte, Zahn¬
ärzte, Pharmazeuten, Gesundheits¬
inspektoren und -erzieher wird in
der Endausbaustufe 500 Personen





heitsaufsicht sowie der Ge¬
sundheitsfür- und -Vorsorge
durch hochspezielle Ausbil¬




Beteiligung des Landes an




im Programmzeitraum 1 Mio DM.
■ 7.2
Lebensmittel und Arzneimittel
Die Bundesregierung bereitet eine
umfassende Neuregelung des
Lebensmittelrechts vor. Die Haupt¬
ziele sind:
• Intensivierung der Lebensmittel¬
überwachung;
• Verstärkung des Verbraucher¬
schutzes;
• bessere Berücksichtigung der
raschen Fortschritte auf dem Ge¬
biet der Lebensmitteltechnologie.
Die Durchführung der Lebensmittel¬
überwachung wird den Ländern vor¬
behalten bleiben. In Nordrhein-West¬
falen waren zunächst die örtlichen
Ordnungsbehörden zuständig. 1969
wurde die Zuständigkeit auf die
Kreisordnungsbehörden verlagert.
Deren Außendienstbeamte müssen
über die hotwendigen warenkund¬
lichen, lebensmitteltechnischen und
rechtlichen Kenntnisse verfügen. Um
dieses Ziel zu erreichen, muß eine
Ausbildungs- und Prüfungsordnung
für den lebensmitteltechnischen
Dienst geschaffen werden. Die
Außendienstbeamten sollen an der
Akademie für öffentliches Gesund¬
heitswesen in Düsseldorf ausgebildet
werden. Ferner muß eine Ausbil¬
dungs- und Prüfungsordnung für Le¬
bensmittelchemiker erlassen werden.
Um die Lebensmittelüberwachung
und den Verbraucherschutz wirkungs¬
voller zu gestalten, wird angestrebt,
neben Amtsärzten und Amtstierärz¬
ten bei den Kreisen und kreisfreien
Städten auch Lebensmittelchemiker
(Amtschemiker) generell anzustellen.
Es ist zu prüfen, wie die bestehen¬
den kommunalen Lebensmittelunter¬
suchungsämter neu organisiert wer¬
den können. Die Versuche, durch
Schwerpunktbildung bei einzelnen
Aufgaben der Lebensmitteluntersu¬
chung im Rahmen der Überwachung
eine Rationalisierung herbeizufüh¬
ren, um nach Möglichkeit auch halb-
bzw. vollautomatische Analysenge¬
räte einzusetzen, sind nicht in dem
erwarteten Ausmaß positiv verlaufen.
Für die verstärkte Lebensmittelüber¬
wachung werden im Programmzeit¬
raum Landeszuschüsse in Höhe von
20 Mio DM vorgesehen.
Der Arzneimittelverkehr muß wegen
der notwendigen Qualitätskontrolle
der Arzneispezialitäten stärker über¬
wacht werden. In Nordrhein-Westfa¬
len wurden z. B. im Jahr 1967 nur
etwa 1,3% der in unserem Land her¬




muß in die Lage versetzt werden,
jährlich etwa 10% der in Nordrhein-
Westfalen hergestellten oder nach
hier importierten Arzneispezialitäten
analytisch überprüfen zu können.
Im Programmzeitraum werden für
die verstärkte Überwachung der Arz¬
neispezialitäten Landesausgaben in







Steigerung der Anzahl der Arz¬
neimitteluntersuchungen.
Maßnahmen bis 1975











im Programmzeitraum 26 Mio DM.
■ 7.3
Behindertenbetreuung
Von hundert Einwohnern sind sechs
körperbehindert, sinnesgeschädigt
oder geistig-seelisch behindert. Da
das Zurückdrängen der Kindersterb¬
lichkeit von einem relativen Anstieg
der Zahl kranker Kinder begleitet ist,
wird sich dieses Verhältnis kaum ver¬
bessern lassen. Um so mehr muß die
Betreuung der Behinderten intensi¬
viert werden.
Zunächst sind im Programmzeitraum
die Beratungsstellen für Behinderte
oder für Eltern behinderter Kinder
auszubauen. Die zentralen Stellen
für die Beratung und die Einleitung
der Eingliederungsmaßnahmen sind
die Gesundheitsämter. Auf Grund
ihrer Erfahrungen sollten sie Einrich¬
tungen der Behindertenbetreuung in
ihrem Bereich koordinieren und pla¬
nen.
Den Behinderten muß bei der Ein¬
gliederung in Beruf und Gesellschaft
geholfen werden. Ein großer Teil der
dafür erforderlichen Einrichtungen
ist noch zu schaffen. Ärztliche, schu¬
lische, berufliche und soziale Maß¬
nahmen der Eingliederung in die Ge¬
meinschaft sind möglichst in geeig¬
neten Tageseinrichtungen oder im
Wege teilstationärer Behandlung in
Tages- und Nachtkliniken, Sonder¬
kindergärten, Anlernwerkstätten, Be¬
schützenden Werkstätten und an son¬
stigen Arbeitsplätzen durchzuführen;
Maßnahmen in Krankenhäusern, An¬
stalten und Heimen müssen auf das
erforderliche Maß beschränkt wer¬
den. Die Landesregierung ist der An¬
sicht, daß es möglich sein muß, die
fehlenden Einrichtungen für die Be¬
hindertenbetreuung bis 1980 zu
schaffen. Dafür sollen den Trägern
Förderungsmittel des Landes in
Höhe von 30 Mio DM zur Verfügung
gestellt werden.
Den gedeckten und den geschätzten
ungedeckten Bedarf an Plätzen in
Sonderkindergärten, Tagesbildungs¬
stätten, Anlernwerkstätten und Be¬
schützenden Werkstätten für geistig
Behinderte als der stärksten Behin¬
dertengruppe nach dem Stand vom
1.8.1969 zeigt Abbildung 51.
Eine große Zahl behinderter Kinder
könnte erfolgreicher rehabilitiert
werden, wenn es gelänge, die Behin¬
derung zum frühestmöglichen Zeit¬
punkt zu erkennen und einer geziel¬
ten Behandlung zuzuführen. Die
Frühdiagnose bedarf besonderer
ärztlicher Fachkenntnisse. Daher
wird angestrebt, bei allen Neugebo¬
renen die Untersuchung durch einen
Kinderarzt sicherzustellen. „Risiko¬































Unna 1 Soest (vLLippstadt Büren
m
WSTT^JÄr~^> : B^S^ 7tuoÄ
^UAOBACHJ]^ Wl^f » EMSCHBD(
X*, fTTl V BrSy rm jaetwupper-ffTjKreisS \ LLL1 T ^ . ■» t ,_uOpleden„_
Erkelenz. V-, 'Gre»enbrad. v !Q^mj Jf/i\^^\ LE;ERSf i
^^chen-Helnsberg ^ . 7 l ^ ""^SlÄ
^Geilenkirchen I jj Z Jj^L^-A^^/^^Ob"Bergheim i
, Gummersbach!
















Drei Prozent der Gesamtbevölke¬
rung sind wegen psychischer Er¬
krankungen oder Störungen ständig
arbeitsunfähig. Ein weit höherer An¬
teil ist erkrankt, ohne dauernd
arbeitsunfähig zu sein. Der Anteil
der psychisch Alterskranken wächst.
Der psychisch Kranke wird heute
überwiegend nicht mehr in weitab
gelegenen Landeskrankenhäusern
von seiner Umwelt isoliert, sondern
durch ärztliche und soziale Hilfen
zur gesellschaftlichen Integration
befähigt. Zur Ergänzung ist ein vor¬
sorgender und nachsorgender
sozialpsychiatrischer Dienst bei den
Gesundheitsämtern aufzubauen, um
dem Kranken akute Krisen überwin¬
den zu helfen und die Wiedereinglie¬
derung in Familie und Gemeinschaft
zu erleichtern. Der Ausbau der
Sozialpsychiatrie setzt allerdings
eine entsprechende Zahl von Psych¬
iatern voraus. Schließlich müssen für
die teilambulante Betreuung psy¬










für die Eingliederung behin¬
derter Menschen, die einen
Daueraufenthalt in einer An¬




Werkstätten und ähnliche Ein¬
richtungen.
Landesausgaben
im Programmzeitraum 30 Mio DM.
■ 7.4
Krankenhäuser
In den vergangenen Jahren sind
Krankenhäuser in großer Zahl neu
errichtet oder ausgebaut worden.
Ein größerer Fehlbedarf an Betten
besteht im Landesdurchschnitt nicht
mehr. Die „Bettendichte" ist jedoch
räumlich noch zu ungleichmäßig; es
gibt auch noch zu viele kleine Kran¬
kenhäuser. Leistungsfähige neue
Krankenhäuser fehlen insbesondere
in einigen ländlichen Gebieten.
Insgesamt ist die Struktur der allge¬
meinen Akutkrankenhäuser insofern
ungünstig, als von 609 Krankenhäu¬
sern mit rund 137 000 Planbetten
nach dem Stand vom 31.12. 1967
noch 227 Krankenhäuser weniger als
100 Betten hatten. Das sind 37,3%
der Krankenhäuser. Eine Größenord¬
nung unter 100 Betten ist jedoch
weder medizinisch noch betriebs¬
wirtschaftlich vertretbar.
Um zu einem abgestuften, voll aus¬
gewogenen und koordinierten Kran¬
kenhaussystem zu gelangen, das
medizinisch leistungsfähig, aber
auch betriebswirtschaftlich vertret¬
bar ist, soll die Versorgung der
Patienten nach dem in Vorbereitung
befindlichen Landeskrankenhausplan
in drei Ebenen erfolgen.
Die örtliche untere Ebene wird „er¬
ste Versorgungsstufe" genannt; sie
dient dem kommunalen Nahbereich
für täglich und laufend anfallende
Fälle. In der Regel wird sie kreis¬
angehörige Gemeinden oder Stadt¬
teile von kreisfreien Städten umfas¬
sen.
Der Schwerpunkt der Versorgung
wird in der überörtlichen mittleren
Ebene der „zweiten Versorgungs¬
stufe" liegen, die die schwierigeren
Behandlungen durchführt und alle
medizinischen Fachrichtungen vor¬
hält. Sie wird regelmäßig in Entwick¬
lungsschwerpunkten oder besonders
geeigneten zentralen Orten eines
Kreises oder in dem Gebiet einer
kreisfreien Stadt liegen. Hier wird es
auch Intensivpflegeeinheiten geben
und es werden Anästhesieabteilun¬
gen einzurichten sein.
In der regionalen oberen Ebene der
„dritten Versorgungsstufe" sind alle
Fachrichtungen vertreten. Es können
Fälle aufgenommen werden, die
einer hochdifferenzierten und hoch¬
qualifizierten Behandlung bedürfen.
Zu dieser dritten Stufe gehören ins¬
besondere die Universitätskliniken
und andere besondere Einrichtun¬
gen; hier wird sich vornehmlich der
medizinische Fortschritt entwickeln.
In den Krankenhäusern dieser Ver¬
sorgungsstufe wird es grundsätzlich
Intensivpflegegruppen oder sogar In¬
tensivpflegestationen geben.
Für das Jahr 1980 ist ein Bedarf von
rund 137 000 Krankenhausbetten an¬
zunehmen. Dieser Bedarf muß auf
ein Krankenhaussystem von 438 all¬
gemeinen Akutkrankenhäusern auf¬
geteilt werden. Dafür bietet sich fol¬
gendes Schema an: Am Ende der
siebziger Jahre sollen in der ersten
Versorgungsstufe 270 Krankenhäu¬
ser, in der zweiten Versorgungsstufe
138 Krankenhäuser und in der dritten
Versorgungsstufe 30 Krankenhäuser
(einschließlich Universitätskliniken)
vorhanden sein. Bei der Gesamtzahl
der Krankenhäuser und der einzel¬
nen Versorgungsstufen muß selbst¬
verständlich eine gewisse Flexibilität
gewahrt bleiben.
Besondere Förderung soll die Kran¬
kenhausversorgung älterer Men¬
schen erhalten, deren häufig chroni¬
sche Erkrankungen zu einer entspre¬
chend langen Verweildauer führen.
Der Anteil älterer Menschen an der
Gesamtbevölkerung wird im Pro¬
grammzeitraum und darüber hinaus
überdurchschnittlich zunehmen. Die¬
ser Anstieg wird wegen der etwa
doppelt so hohen Krankenhaushäu¬
figkeit bei älteren Menschen gegen¬
über den mittleren Jahrgängen so¬
wohl zu einervermehrten Inanspruch¬
nahme der Krankenhäuser allgemein
als auch zur erhöhten Belegung der
geriatrischen Abteilungen führen. Es
ist daher eine einschneidende Erhö¬
hung des Bettenanteils für geriatri-
sche Akutkranke notwendig. Bis 1980
sollen 6400 zusätzliche Betten für
diesen Zweck geschaffen werden.
Seit längerer Zeit besteht für zahlrei¬
che Krankenhäuser das Problem der
pflegebedürftigen Kranken, die nicht
mehr im Krankenhaus behandelt zu
werden brauchen, aber an anderer
Stelle nicht aufgenommen werden
können. Hier sind Krankenheime
(7.72) oder moderne Pflegeheime mit
Möglichkeiten zur körperlichen und
seelischen Wiederherstellung im
Rahmen der verbliebenen Kräfte ein¬
zurichten, die die Krankenhäuser
entlasten. Noch bestehende Klein-
und Kleinstkrankenhäuser sind
zweckmäßig in solche Kranken¬
heime umzuwandeln.
Seit Jahren haben viele Krankenhäu¬
ser einen dauernden Zuschußbedarf,
der von dem jeweiligen Träger auf¬
zubringen ist. In diesen Fällen dek-
ken die Pflegesätze die Kosten für
die Krankenhausunterhaltung nicht.
Die Landesregierung wird darauf
drängen, daß durch das Kranken¬
hausfinanzierungsgesetz sicherge-
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stellt wird, daß alle Krankenhäuser
die notwendigen Mittel erhalten, um
ihre Aufgaben bedarfsgerecht erfül¬
len zu können.
Diese zum Teil langfristigen Ziele
sind im Rahmen von Fünf-Jahres-
Stufenplänen zu verwirklichen. Stu¬
fenpläne sind mittelfristige Finanz¬
pläne auf der Grundlage von einzel¬
nen geplanten Krankenhausbauvor¬
haben. Der erste Stufenplan ist für
die Jahre 1967 bis 1971 aufgestellt
worden. Im Rahmen des Nordrhein-
Westfalen-Programms 1975 können
daher diejenigen Bauvorhaben des
ersten Stufenplanes nicht angeführt
werden, die bis einschließlich 1970
schlußfinanziert sind. Außerdem ist
die Höhe der für den zweiten Stufen¬
plan vorgesehenen Förderungsmittel
soweit vermindert, wie Bauvorhaben
erst ab 1976 finanziert werden sol¬
len. Da die einzelnen Bauvorhaben
für den zweiten Stufenplan noch
ausgewählt werden müssen, ist für
den Zeitraum von 1972 bis 1975 eine
Vergleichsrechnung unter Berück¬
sichtigung der Folgeverpflichtungen
aus dem ersten Stufenplan aufge¬
stellt worden.
Im Rahmen des ersten Stufenplanes
für den Krankenhausbau sollen im
Programmzeitraum (1971 bis 1975)
21 Krankenhäuser mit Landesmitteln
anfinanziert und 27 weiterfinanziert
werden. Die Landesausgaben für die¬
se Maßnahmen betragen insgesamt
535 Mio DM. Im einzelnen ergeben
sich die Baumaßnahmen aus Über¬
sicht 52.
Bei der Auswahl der einzelnen zu
fördernden Krankenhäuser im Rah¬
men des zweiten Stufenplanes sollen
noch stärker als bisher Baumaßnah¬
men der zweiten und dritten Versor¬
gungsstufe sowie geriatrische Klini¬
ken und Intensivpflegestationen ge¬
fördert werden. Krankenhausbauten
in Entwicklungsschwerpunkten und
in besonders geeigneten zentralen
Orten in ländlichen Gebieten sowie
Ergänzungsbauten in Verdichtungs¬
gebieten soll der Vorrang einge¬
räumt werden.
Es ist beabsichtigt, die Erneuerung
des Krankenhausbestandes im Um¬
fang von 3500 Betten (als Rech¬
nungseinheit) jährlich zu fördern.
Im Programmzeitraum soll demnach
eine Erneuerung des Krankenhaus¬
bestandes im Umfang von rund
17 500 Betten erreicht werden. Dafür
sind Ausgaben in Höhe von 1711 Mio
Übersicht 52
Krankenhausbauten im ersten Stufenplan, Förderung 1971 bis 1975
Nr. Krankenhaus Baumaßnahme Bettenzahl
1. Städtische Krankenanstalten Düren Neubau 536
2. St.-Brigida-Krankenhaus Simmerath Erweiterung 130
3. Städtisches Krankenhaus Düsseldorf-Gerresheim Neubau 511
4. Städtische Krankenanstalten Düsseldorf
/ I Iri r\/AftMt^t Mqi irnlnnicrha \( 11ri 11x\\ U nivciblEdl, INetilUlUy IbCI 1c IxliniKJ Neubau 560
5. Städtische Krankenanstalten Solingen Neubau 475
ßO. CtGrltio/ihao l^r^n^onh^np UolhortOlddllSunco IxldllKül 11Id Uü VclUcTL Neubau 600
7. Städtische Krankenanstalten Duisburg Neubau 545
8. Städtische Krankenanstalten Essen Ergänzungsbaumaßnahme
9. Dominikus-Krankenhaus Düsseldorf-Heerdt Neubau 427
10. Evangelisches Krankenhaus D'dorf-Kaiserswerth Neubau 424
1 1I I . Evangelisches Krankenhaus Duisburg-Nord Neubau 466
12. Lutherhaus Essen-Steele Neubau 333
1 ^1o. Clemens-Hospital Geldern Neubau 360
14. Josef-Hospital Duisburg-Laer Neubau 280
15. Marien-Hospital Essen-Altenessen Erweiterung 248
16. Josef-Hospital Moers Neubau 368
17. Evangelisches Krankenhaus Wesel Zweiter Bau¬
abschnitt,
Erweiterung 170
18. Evangelisches Altenkrankenheim Krefeld Neubau 160
19. Evangelisches Krankenhaus Mülheim (Ruhr) Behandlungstrakt
20. Städtische Krankenanstalten Köln-Merheim Neubau 300
21. Katharinen-Hospital Frechen Neubau 455
22. Malteser-Krankenhaus Duisdorf Neubau 400
23. Maria-Hilf-Krankenhaus Bergisch-Gladbach Neubau 248
24. Josef-Hospital Engelskirchen Neubau 250
25. Städtisches Altenpflegeheim Bochum Neubau 79
26. Städtische Krankenanstalten Dortmund kleinere Baumaßnahmen
27. Zweckverband Krankenhaus Schwelm Neubau 400
oo2.O. Städtisches Krankenhaus Soest Neubau 275
29. Evangelisches Krankenhaus Castrop-Rauxel Neubau 320
30. Vinzenz-Hospital Menden Bettenhaus 318
31. Evangelisches Krankenhaus Dortmund-
Lütgendortmund Neubau 300
32. Hospital zum Hl. Geist Hagen-Haspe Wäscherei
33. Marien-Hospital Witten Erweiterung 175
34. Evangelisches Krankenhaus Witten Neubau 450
35. Vinzenz-Hospital Altena Teilneubau
36. Anstalt Bethel Hagen Erweiterung 70
37. Asthma-HNO-Klinik Bad Lippspringe Neubau 243
38. Stadt- und Kreiskrankenhaus Herford Neubau 652
39. St.-Josef-Krankenhaus Paderborn Neubau 200
40. Franziskus-Hospital Bielefeld Neubau 280
41. Rochus-Hospital Steinheim Neubau 140
42. Christophorus-Hospital Werne Neubau 310
43. Vinzenz-Hospital Datteln Neubau 200
44. Marien-Hospital Borken Bettenhaus 180
45. Marien-Hospital Gelsenkirchen Neubau 600
46. Barbara-Hospital Gladbeck Behandlungstrakt
47. St.-Vinzenz-Hospital Coesfeld Erweiterung I 70
48. Marien-Hospital Ahaus Neubau 260
DM notwendig. Es ist zu erwarten,
daß der Bund für diese Bauaufgaben
im Programmzeitraum einen finan¬
ziellen Beitrag in Höhe von 400 Mio
DM übernimmt. Die Landesausgaben
im Programmzeitraum betragen dem¬
nach 1311 Mio DM.
Langfristiges Ziel
Die Bevölkerung aller Landes¬
teile muß nach einem dreistufi¬
gen System der Versorgungs¬
bereiche durch ausreichend




Förderung des Baues von
Krankenhäusern im Umfang
von rund 3500 Betten jährlich;
verstärkte Förderung des
Baues von Krankenhäusern
der zweiten und dritten Versor¬
gungsstufe, von geriatrischen





zentralen Orten ländlicher Ge¬




im Programmzeitraum 1311 Mio DM.
■ 7.5
Arbeitsunfallverhütung
Die Zahl der gemeldeten Arbeitsun¬
fälle in Nordrhein-Westfalen hat bis
1960 jährlich zugenommen. Seither
schwankt die Zahl der Unfälle um
einen Mittelwert, ohne sich wesent¬
lich zu verändern. Die Zahl der Un¬
falltoten am Arbeitsort betrug im
letzten Jahrzehnt etwa 1100 jährlich,
die Zahl der Toten im häuslichen Be¬
reich über 3000. Die Zahl der gemel¬
deten und anerkannten Berufskrank¬
heiten ist, abgesehen von kleineren
Schwankungen, konstant. Der wirt¬
schaftliche Aufwand für die Unfall¬
heil- und -folgekosten wird allein für
die Unfälle im gewerblichen Bereich
auf jährlich etwa 5 Mrd DM ge¬
schätzt. Die gleichbleibende Ten¬
denz in der Unfallentwicklung zeigt,
daß man mit den Wegen, die die Un¬
fallverhütung bisher beschritten hat,
wesentliche Erfolge nicht mehr er¬
zielen kann. Es müssen daher neue
Ansätze gemacht werden.
Durch die zunehmende Automatisie¬
rung werden die klassischen Berufs¬
krankheiten abnehmen, dafür wer¬
den Erkrankungen durch nervöse
Belastungen zunehmen. Die Erkennt¬
nisse der Arbeitsmedizin auf dem
Gebiet der nervösen Beanspruchung
müssen daher erheblich erweitert
und vertieft werden; die arbeitsmedi¬
zinische und arbeitspsychologische
Forschung ist mit Schwerpunkten in
dieser Richtung anzusetzen. Um
dem Anwachsen der Frühinvalidität
vorzubeugen, ist auch die praktische
Arbeitsmedizin in ihrem Umfang er¬
heblich zu erweitern. Die Betriebe
sollten sich zusammenschließen und
gemeinsame Werkarztzentren ein¬
richten, von denen aus die Arbeit¬
nehmer arbeitsmedizinisch versorgt
werden können. Die Einrichtung sol¬
cher Dienste ist besonders im Hin¬
blick auf die zunehmende nervöse
Belastung zu fordern.
Die Bevölkerung ist durch ständige
Maßnahmen über die Unfallgefahren
in Betrieb und Haushalt aufzuklären
und vom Wert der Sicherheit zu
überzeugen. Nur so ist mit einer
wesentlichen Senkung der Unfall¬
zahlen zu rechnen. Im Programm¬
zeitraum werden dafür Kosten in
Höhe von 4 Mio DM entstehen.
An den Hochschulen soll Sicher¬
heitstechnik verstärkt gelehrt wer¬
den. Ein entsprechender Unterricht
an den Berufs- und Berufsfachschu¬
len müßte eingeführt werden. Die be¬
reits in der Praxis befindlichen
Kräfte sollten durch Fortbildungsta¬
gungen mit dem Problem der Sicher¬
heit konfrontiert werden. Um geeig¬
nete wissenschaftliche Grundlagen
für die Unfallbekämpfung zu erhal¬
ten, soll eine zentrale Einrichtung für
Unfallforschung und Sicherheits¬
technik errichtet werden. Im Pro¬
grammzeitraum werden dafür Kosten
in Höhe von 5 Mio DM entstehen.
Langfristiges Ziel
Die Zahl der Berufsunfälle und
Berufskrankheiten, insbeson¬
dere die 'mit tödlichem Aus¬
gang und die, die zur Frühin¬




tigkeit; Einrichtung eines Insti¬
tuts für Unfallforschung und
Sicherheitstechnik.
Landesausgaben
im Programmzeitraum 9 Mio DM.
■ 7.6
Kindergärten
Am Jahresende 1970 wird es in
Nordrhein-Westfalen rund 5000
Tageseinrichtungen für Kinder (Kin¬
dergärten, Kindertagesstätten, Kin¬
derhorte, Krippen und Krabbelstu¬
ben) mit rund 350 000 Plätzen geben.
Von 100 Kindern im Alter von 3 bis 6
Jahren können etwa 42 Tagesein¬
richtungen besuchen.
Das Land hat in den Jahren 1968 und
1969 besondere Anstrengungen un¬
ternommen, um die bauliche Verbes¬
serung und den Neubau von Tages¬
einrichtungen zu fördern. Während
in den Jahren 1960 bis 1967 durch¬
schnittlich jährlich rund 11 000 neue
Plätze geschaffen werden konnten,
wurde 1968 und 1969 die Einrichtung
von rund 45 000 Plätzen gefördert.
Der weitere Bedarf an Kindergarten¬
plätzen hängt von der Entscheidung
über das künftige Kindergartenalter
und von der künftigen Nachfrage
nach Kindergartenplätzen ab.
Der Kindergarten hat im Zusammen¬
wirken mit der Familie einen Erzie¬
hungsauftrag zu erfüllen. Die Erzie¬
hung des Kleinkindes im Kindergar¬
ten stellt noch die Individualisierung
des erzieherischen Umgangs und
das schöpferische Selbsttun in den
Vordergrund, vermittelt aber doch
schon — möglichst informell und na¬
türlich — die gesellschaftlichen Be¬
züge. Dabei bereitet der Kindergar¬
ten das Kind, das sich nach neueren
wissenschaftlichen Erkenntnissen in
einer günstigen Lernphase befindet,
auch auf die Schule vor. Die Frage,
ob die vorschulische Erziehung
der Fünfjährigen künftig der Vor¬
klasse der Grundschule vorbehalten
bleiben soll, wird die Landesregie¬
rung nach Auswertung des Schulver¬
suchs „Vorklasse" entscheiden.
Es gibt zur Zeit keine völlig gesi¬
cherten Erkenntnisse darüber, wie¬
viel Kindergartenplätze im Verhältnis
zur Bevölkerungszahl oder zur Kin¬
derzahl erforderlich sind. Es steht
jedoch fest, daß die Nachfrage über
den heutigen Bestand erheblich hin¬
ausgeht. Der Wert des Kindergartens
als Bildungsstätte wird in der Bevöl¬
kerung immer stärker anerkannt. Da
ein Kindergarten einen Mindestein-
zugsbereich voraussetzt und ein Teil
der Dreijährigen für einen Kinder¬
gartenbesuch nicht in Betracht
kommt, ist die Annahme des Bedarfs
an Kindergartenplätzen von etwa
75% der Kinder im Alter von drei bis
sechs Jahren durchaus realistisch.
Bei einer angenommenen Jahrgangs¬
stärke von 280 000 Kindern besteht
in Nordrhein-Westfalen ein zusätz¬
licher Bedarf von etwa 250 000 Plät¬
zen. Dieser Bedarf wird sich auch
durch die mögliche Einführung der
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Vorklasse nicht wesentlich vermin¬
dern, da die soziale Aufgabe des
Kindergartens für die Fünfjährigen
erhalten bleibt und die Reduzierung
der Gruppenstärke dringend notwen¬
dig ist. Im Programmzeitraum sollen
daher durchschnittlich pro Jahr
40 000 Plätze in Tageseinrichtungen
für Kinder gefördert werden.
Dadurch werden Landesausgaben in
Höhe von insgesamt 300 Mio DM
entstehen.
Die Vergrößerung des Platzangebo¬
tes in Tageseinrichtungen für Kinder
hängt vor allem davon ab, daß
genügend sozialpädagogische Fach¬
kräfte zur Verfügung stehen. In den
Tageseinrichtungen für Kinder wer¬
den Ende 1970 rund 7000 voll ausge¬
bildete sozialpädagogische Fach¬
kräfte tätig sein, so daß etwa jede
dritte Gruppe in einer Tageseinrich¬
tung für Kinder nicht mit einer
sozialpädagogischen Fachkraft be¬
setzt sein wird.
Die Gruppenstärke soll nach den
vorliegenden Richtlinien bei Kinder¬
krippen 6 bis 10 Kinder, bei Krabbel¬
stuben 8 bis 10 Kinder, bei Kinder¬
gärten 25 bis 30 Kinder, bei Kinder¬
horten 20 bis 25 Kinder und bei
Tagesstätten 15 bis 30 Kinder betra¬
gen. Diese Richtsätze werden zur
Zeit nicht selten überschritten, weil
die vorhandenen Plätze und Fach¬
kräfte nicht ausreichen. Der Fach¬
kräftemangel in Tageseinrichtungen
für Kinder ist nicht darauf zurückzu¬
führen, daß die sozialpädagogischen
Berufe nicht gewählt werden. Die
Bereitschaft, den Beruf einer Kinder¬
gärtnerin und Hortnerin oder einen
sonstigen sozialpädagogischen Be¬
ruf zu ergreifen, hat in den letzten
Jahren stetig zugenommen. Die vor¬
handenen 51 Fachschulen für Erzie¬
her, die neun Höheren Fachschulen
für Sozialpädagogik sowie die fünf
Höheren Fachschulen für Sozialpäd¬
agogik in Aufbauform sind zur Zeit
nicht in der Lage, alle Bewerbungen
zu berücksichtigen. Die Zahl der Be¬
werbungen im Bereich der Fach¬
schulen für Kindergärtnerinnen und
Hortnerinnen übersteigt vielfach die
Aufnahmekapazität dieser Bildungs¬
einrichtungen um das Doppelte.
!m Programmzeitraum sind deshalb
neue Ausbildungsstätten zu schaffen
und die Kapazität der vorhandenen
Fachschulen zu erweitern. Die Fach¬
richtung Sozialpädagogik soll in den
Jahren 1971 bis 1975 so ausgebaut
werden, daß sich die Zahl der Ab¬
schlüsse von etwa 270 auf etwa 500
erhöht. Außerdem sollen 15 weitere
Fachschulen für Erzieher eingerichtet
werden; der jährliche Schulabschluß
erhöht sich damit von bisher etwa
1300 auf etwa 1800. Die neuen Aus¬
bildungsplätze werden teils in neuen
Ausbildungsstätten, teils durch Paral¬
lelzüge geschaffen werden. Von 1971
bis 1975 sind für den Bau dieser Aus¬
bildungsstätten rund 30 Mio DM Lan¬
desmittel erforderlich.
Außerdem müssen die Betriebsko¬
sten der Kindergärten neu verteilt
werden. Ein Kindergartenplatz kostet
jährlich etwa 750 DM. Davon tragen
die Eltern durchschnittlich ein Drit¬
tel, die öffentliche Hand 5 bis 10 Pro¬
zent, den Rest die Träger. Träger
sind zu 91 Prozent freie Verbände
der Wohlfahrtspflege. Das Land
Nordrhein-Westfalen wendet zur Zeit
jährlich 12 Mio DM auf. Bis 1975 soll
erreicht werden, daß die Eltern, die
Träger und die öffentliche Hand je
ein Drittel der Betriebskosten über¬
nehmen. Darüber hinaus sollen die
Eltern langfristig von Beitragsver¬
pflichtungen freigestellt werden, so
daß dann Kindergärten ebenso wie
die Schule kostenlos besucht wer¬
den können.
Langfristiges Ziel
Jedes Kind muß die Möglich¬
keit haben, einen von sozial¬
pädagogischen Fachkräften
betreuten Kindergarten gebüh¬
renfrei zu besuchen, wenn dies
von den Eltern gewollt wird.
Maßnahmen bis 1975
Förderung des Ausbaues von
rund 200 000 Kindergartenplät¬
zen; Erhöhung der Ausbildungs¬
kapazität der Fachrichtung So¬
zialpädagogik an Fachhoch¬
schulen auf jährlich etwa 500
Abschlüsse; Errichtung von 15
Fachschulen für Erzieher.
Landesausgaben
im Programmzeitraum 330 Mio DM.
■ 7.7
Altenhilfe
In allen hochentwickelten Industrie¬
gesellschaften steigt die Lebenser¬
wartung an. Am Beginn unseres
Jahrhunderts lag die mittlere
Lebenserwartung in Deutschland
noch bei etwa 46 Jahren. Im Jahre
1980 wird die Lebenserwartung seit
1900 um etwa 25 Jahre gestiegen
sein. Der technische, soziale und
medizinische Fortschritt erweitert
bisher ständig die Lebensspanne der
Menschen.
Der Anteil der über 65jährigen in der
Bundesrepublik Deutschland betrug
1960 10,9 Prozent der Gesamtbevöl¬
kerung, er umfaßt 1970 rund 12 Pro¬
zent, wird 1980 etwa 14,4 Prozent er¬
reichen und sich bis zum Jahre 2000
bei etwa 12 bis 13 Prozent einpen¬
deln.
Der im Grundgesetz verankerte
Sozialstaat hat die Aufgabe, die Vor¬
aussetzungen dafür zu schaffen, daß
die älteren Bürger die gewonnenen
Lebensjahre mit Inhalt erfüllen kön¬
nen. Diese Aufgabe kann vor allem
durch gesundheitspolitische Maßnah¬
men und durch die Sicherung men¬
schenwürdiger Wohn- und Lebensbe¬
dingungen erfüllt werden.
■ 7.71
Gesundheit für alte Menschen
Gesundheitsvorsorge und Gesund¬
heitsfürsorge für alte Menschen
müssen nach Auffassung der Lan¬
desregierung unter den zahlreichen
Arten und Formen der öffentlichen
Hilfen einen noch bedeutenderen
Platz einnehmen. Die vom Land be¬
reits bisher geförderte Altenerho¬
lungsfürsorge wird in den nächsten
Jahren noch an Bedeutung gewin¬
nen. Aus Gründen der gesundheit¬
lichen Erholung, aber auch als Mög¬
lichkeit der aktiven Lebensgestal¬
tung im Alter, schätzen immer mehr
alte Bürger die Urlaubsreise. Ge¬
sundheit und Zufriedenheit stehen
vielfach in einer Wechselbeziehung.
Deshalb kommt es darauf an, den
alten Menschen mit allen Mitteln und
Kräften gesund zu erhalten. Die Mit¬
tel und Wege zu diesem Ziel sind so
verschieden wie die Bedürfnisse der
einzelnen alten Menschen. Um ge¬
sund und zufrieden zu bleiben, muß
der alte Mensch die noch vorhande¬
nen Kräfte aktivieren, sei es durch
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geeignete Formen der Arbeit oder
mehr noch durch die Beschäftigung
mit Hobbys. Wenn auch nur selten
neue Aktivitäten und Interessen im
alten Menschen zu wecken sind, so
können doch die vorhandenen, ins¬
besondere durch Bildung und Erho¬
lung, erhalten und gefördert werden.
Langfristiges Ziel
Die Altenerholung ist stark
auszubauen und zu verbes¬
sern; älteren Bürgern müssen
angemessene Wege der Bil¬
dung und Fortbildung eröffnet
werden; das Land wird sich






Die Altenerholung wird stärker
und zugunsten eines größeren
Kreises von Alten gefördert;
das Bildungsprogramm der
Volkshochschule für alte Men¬




25 Mio Dm (Altenerholung)
■ 7.72
Wohnungen
und Heime für alte Menschen
Die modernen Wohn- und Lebensbe¬
dingungen der alten Bürger müssen
aus deren Vorstellungen und Bedürf¬
nissen ermittelt werden. Ein Teil der
alten Bürger wird auch heute an die
Familie gebunden bleiben, obwohl
es mit Sicherheit kein Zurück zu der
Dreigenerationenfamilie der vorindu¬
striellen Gesellschaft geben wird.
Der größere Teil erstrebt unabhän¬
gige Lebensverhältnisse („Frauen
mit eigenem Haushalt"), wenn auch
mit besonderen Hilfen und Sicher¬
heiten. Zu den Wohn- und Lebensbe¬
dingungen haben heute die meisten
alten Menschen drei Wünsche:
• Solange wie möglich selbständig
zu sein,
• mitten in der Öffentlichkeit (Ge¬
meinschaft) und nicht isoliert zu
leben,
• Hilfe, Betreuung und Sicherheit
für den Fall der Hinfälligkeit zu
haben.
Dem Verlangen nach Selbständigkeit
entspricht vor allem die „altenge¬
rechte" Wohnung, die Altenwoh¬
nung. Daher ist die Förderung von
Altenwohnungen ein Schwerpunkt
des künftigen öffentlich geförderten
Wohnungsbaues (5.3). Die Altenwoh¬
nung muß nach Lage, Größe, Grund¬
riß und Einrichtung dem Vermögen
und den Bedürfnissen der alten Men¬
schen entsprechen. Die Wohnlage
darf nicht zu einer Isolierung des
alten Menschen führen.
Auch im hohen Alter ist der
Mensch auf die Chance möglichst
vieler Kontakte zur Umwelt angewie¬
sen. Die Überbetonung der Ruhe für
den alten Menschen hat nicht selten
zu einer gefährlichen Isolierung und
Vereinsamung geführt. Es kommt
darauf an, Altenwohnungen, wenn
auch gruppiert, den allgemeinen
Wohngebieten zuzuordnen. Alten¬
wohnungen wie auch Heime dürfen
nicht allzu fern vom Stadtkern oder
von den gewerblichen und kulturel¬
len Zentren und Nebenzentren ge¬
baut werden. Die alten Menschen
dürfen nicht aus den gesellschaft¬
lichen Zentren abgeschoben wer¬
den. Dem Wunsche, bei Krankheit
oder Hinfälligkeit in sicherer Nähe
Hilfe zu erhalten, kann dadurch ent¬
sprochen werden, daß man in unmit¬
telbarer Nähe von Altenwohnungen
ein Krankenheim errichtet oder
Altenwohnungen einem Altenheim
mit Altenpflegeabteilung zuordnet.
Das bisherige, auf konservative
Pflege abgestellte Pflegeheim muß
durch das Krankenheim abgelöst
werden, das auf Rehabilitation in
dem Sinne abzielt, daß die verbliebe¬
nen Kräfte geübt und erhalten wer¬
den. Es muß über entsprechende
Einrichtungen der physikalischen
Therapie, der Bewegungs- und Be¬
schäftigungstherapie verfügen.
Der Bedarf an Wohnungen und Hei¬
men für alte Menschen richtet sich
nach der Zahl der alten Menschen
und nach deren Nachfrage. Im Jahre
1980 werden in der Bundesrepublik
Deutschland etwa 8,4 Mio alte Men¬
schen leben, davon etwa 2,8 Mio in
Nordrhein-Westfalen.
Der Bedarf an Altenheimen wie an
Altenwohnheimen wird stark von
dem Bestand an Altenwohnungen
beeinflußt. Die Landesregierung will
den Altenwohnungsbau in Zukunft
noch stärker fördern. Die Landesre¬
gierung schätzt den Bedarf an Alten¬
heim- oder Altenwohnheimplätzen
auf 2,7 Prozent der über 65jährigen
Bürger. Der Bedarf an Altenkranken-
heimplätzen (Altenpflegeheimplät-
zen) wird dagegen mit 1,5 Prozent
angesetzt.
Im Jahre 1969 gab es in Nordrhein-
Westfalen 61 000 Plätze in Altenhei¬
men einschließlich Altenwohnhei¬
men. 1980 wird ein Bedarf von rund
76 000 Plätzen bestehen, also ein
Fehlbedarf von rund 15 000 Plätzen.
Der Bedarf an Altenheimplätzen ist
daher im wesentlichen gedeckt. Aller¬
dings entspricht ein beträchtlicherTeil
des gegenwärtigen Bestandes nicht
modernen Anforderungen, so daß
ein Zusatzbedarf an Ersatzbauten
und an Modernisierungsmaßnahmen
vorliegt. Dafür sollen im Programm¬
zeitraum 105 Mio DM Landesmittel
eingesetzt werden. 1969 gab es 5400
Plätze in Krankenheimen (Altenpfle¬
geheimen), 1980 wird ein Bedarf von
42 000 Plätzen bestehen, also ein
Fehlbedarf von rund 36 000 Plätzen.
Im Programmzeitraum sollen 10 000
Plätze in Altenkrankenheimen mit
Förderungsmitteln des Landes in der
Gesamthöhe von 250 Mio DM er¬
richtet werden. Außerdem sollen
30 000 Altenwohnungen mit Landes¬
mitteln in Höhe von 195 Mio DM
gefördert werden. Bei den Beträgen
für Altenheime und Altenwohnungen








den sein. Dabei ist ein Bestand
von mindestens 40 000 Alten¬
wohnungen vorausgesetzt.
Maßnahmen bis 1975
Förderung von 30 000 Alten¬
wohnungen (auch solchen in
Altenwohnheimen), 7000 Plät¬




im Programmzeitraum 550 Mio DM.
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8. WASSER, ABFALL, LUFT UND LÄRM Wasser in ausreichender Menge und
Güte, eine unschädliche Abfallbesei¬
tigung, saubere Luft und wenig Lärm
gehören zu den natürlichen Lebens¬
grundlagen des Menschen. Diese
Grundlagen sind in der Industriege¬
sellschaft stark gefährdet. Es dürfen
daher keine Anstrengungen ge¬
scheut werden, um den natürlichen
Lebensraum für den Menschen zu
sichern. Es ist besonders dringlich,
die Gewässer zu schützen, weitere
Talsperren zu bauen, durch Be¬
kämpfung von Staub und Abgasen
die Luft rein zu halten und den Lärm
in erträglichen Grenzen zu halten.
■ 8.1
Wasser
Die Wasserwirtschaft ist unlösbar
mit den natürlichen Gegebenheiten
verbunden, die Niederschlag und
Abfluß bestimmen. Sie muß sich zu¬
gleich den fortschreitenden mensch¬
lichen Eingriffen in die Umwelt und
den daraus entstehenden neuen Be¬
dürfnissen und Interessen anpassen.
Die Wasserwirtschaft hat die Auf¬
gabe, zwischen Wassermangel und
Wasserüberfluß auszugleichen. Die
Ballung der Menschen und der Wirt¬
schaft an Rhein und Ruhr macht dies
besonders schwierig und kostspie¬
lig. Ferner ist die Abwasserbeseiti¬
gung und in einigen ländlichen Ge¬
bieten auch die Trinkwasserversor¬
gung noch zu verbessern.
Für die weitere Landesentwicklung
sind die Wasserversorgung, die Ab¬




In Nordrhein-Westfalen wird die Be¬
völkerung durch rund 1300 Unter¬
nehmen verschiedener Rechtsform
mit Trinkwasser versorgt. Ihre Was¬
serförderung beträgt zur Zeit jähr¬
lich etwa 1,6 Mrd m 3. Die Industrie
fördert durch Eigengewinnung ein
Mehrfaches, so daß der Gesamtwas¬
serverbrauch im Lande bei etwa
6,2 Mrd m 3 liegt.
Die Trinkwasserversorgung wird aus
Quellwasser, Grundwasser, uferfil¬
triertem Grundwasser und Ober¬
flächenwasser gedeckt. Vor allem
an Rhein und Ruhr wird die Versor-
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gung aus Uferfiltrat gesichert. Etwa
16 Prozent des Wasserbedarfs wer¬
den unmittelbar aus Oberflächen¬
wasser entnommen. Für die Wasser¬
versorgung ist die Reinhaltung der
Gewässer, insbesondere im Rhein-
und Ruhrgebiet, und der Schutz der
Wassergewinnungsgebiete ein drin¬
gendes Gebot. Das begonnene Kar¬
tenwerk über die Schutzgebiete für
die Wasserversorgung wird darum
vervollständigt.
Der Wasserbedarf wird künftig durch
die Zunahme der Bevölkerung,
durch Produktionssteigerungen und
Neuansiedlung von Industrien und
durch den ständig zunehmenden
Wasserverbrauch der Haushaltungen
erheblich ansteigen. Die Möglichkei¬
ten zum Bau weiterer leistungsfähi¬
ger Trinkwassertalsperren werden
immer geringer. Von den 59 Talsper¬
ren des Landes dienen 29 der Trink¬
wasserversorgung. Die Trinkwasser¬
talsperren in Obernau und Wiehl
sind im Bau; an Wehe, Aabach und
Dhünn werden zur Zeit 3 weitere ge¬
plant. Der Wasserbedarf wird im
Landesdurchschnitt um 0,5 bis 1 Pro¬
zent jährlich steigen. Unter Einschluß
des Rheins werden für diese Zu¬
nahme ausreichende Möglichkeiten
zur Wasserversorgung geschaffen.
Die Wasserversorgung wird durch
den Ausbau der Kapazität der Was¬
serversorgungsanlagen und durch
Ausweitung der Verbundnetze weiter
verbessert. Neue Wassergroßver¬
braucher sind an Standorten anzu¬
siedeln, wo sie nicht mit fortdauern¬
den Belastungen durch Wasserbe¬
schaffung und Abwasserklärung zu
rechnen haben. Zusätzliche Möglich¬
keiten der Wasserversorgung wer¬
den durch den Ausbau der Pump¬
werkskette am Rhein-Herne-Kanal
geboten. Dadurch werden zugleich
günstige Standortbedingungen für
die Ansiedlung und Erweiterung von
Industriebetrieben geschaffen.
In den letzten fünf Jahren betrug das
Jahresbauvolumen für die Wasser¬
versorgung rund 110 Mio DM. Darin
sind rund 40 Mio DM Zuschüsse aus
dem Landeshaushalt enthalten. Ende
1969 wurde noch an etwa 600 Maß¬
nahmen mit einem Bauvolumen von
2000 Mio DM gearbeitet. Dieses
Bauvolumen wird sich auch künftig
nicht wesentlich ändern.
Abwasserklärung
Die Entwicklung und der Stand der
Abwasserklärung in Nordrhein-West¬
falen ergeben sich aus der Über¬
sicht 53.
Die Zahl der an mechanisch-biologi¬
sche Kläranlagen angeschlossenen
Einwohner des Landes betrug 1969
etwa 35 Prozent. Dieser Anteil soll
wesentlich erhöht werden. Langfristig
sind alle in Kanalisationen geleiteten
Abwässer mechanisch-biologisch zu
klären.
Die Gesundung der Gewässer soll
durch gezielten Einsatz staatlicher
Förderungsmittel im Rahmen von
Schwerpunktprogrammen erreicht
werden. Schwerpunkte sind die ge¬
planten oder begonnenen Baumaß¬
nahmen zur Reinhaltung des Rheins,







Mechanisch-biologische Klärung . . . 5,7 22,1 34,0
4,3 3,7 2,5
25,7 33,3 34,5
Kanalisation ohne Klärung..... 21,4 9,4 7,8
Hausgruben........... 42,9 31,5 21,2
100 % 100 % 100%
= 14,0 Mio E = 16,3 Mio E = 16,9 Mio E
Langfristiges Ziel
Laufende Anpassung der Ver¬
sorgungskapazitäten und Ver¬
bundnetze an den steigenden
Bedarf; der Grad des An¬
schlusses an die zentrale Was¬
serversorgung wird erhöht.
Maßnahmen bis 1975
Neben der laufenden Anpas¬
sung wird die Einrichtung zen¬
traler Wasserversorgungsanla¬
gen im Gebiet der Issel, der
Ems und der Weser vorrangig
gefördert.
Landesausgaben





Rheins und seiner Nebenflüsse soll
in mehreren automatischen Meßsta¬
tionen überwacht werden. Die Nord¬
station bei Bimmen an der deutsch¬
niederländischen Grenze ist bereits
fertiggestellt. Dort werden Wasser¬
proben in verschiedenen Tiefen quer
über den Strom entnommen. Die
Südstation wird an der Landes¬
grenze mit Rheinland-Pfalz geschaf¬
fen.
Im Bau sind die Reinhaltungsanla¬
gen:
• Klärwerk Emschermündung der
Emschergenossenschaft; Bauzeit
1966 bis 1973
• Klärwerk Düsseldorf-Süd; Bau¬
zeit 1968 bis 1972
• Klärwerk Krefeld (Hauptsammler
und Schlammbeseitiger); Bauzeit
1968 bis 1971 und 1972 bis 1974
■ 8.122
Reinhaltung der Ruhr
Bei der Reinhaltung der Ruhr sind
durch die Inbetriebnahme von 109
Kläranlagen große Fortschritte er¬
zielt worden. Der weiteren Reinhal¬
tung dieses Trinkwasserflusses des
Reviers dienen folgende Maßnah¬
men:
• Abwasserkanäle und Großklär¬
werk Mülheim-Oberhausen. Die
Abwasserkanäle sind zur Zeit im
Bau; Bauzeit 1970 bis 1973 (Groß¬
klärwerk)
• Kläranlage Duisburg-Kaßler Feld;
Bauzeit 1970 bis 1974
• Kläranlage Bochum-Oelbach;
Bauzeit 1970 bis 1974
• Kläranlage Essen-Kupferdreh;
Bauzeit 1969 bis 1972
• Kläranlage Hagen
Hagen-Fley: Bauzeit 1969 bis 1971.
Hauptkläranlage Hagen: Bauzeit
1970 bis 1974
Die beiden Funktionen der Abwas¬
serbeseitigung und der Wasserver¬
sorgung lassen sich bei der Ruhr
nicht voneinander trennen. Die Ruhr
ist Wasserspender für die Trink- und
Brauchwasserversorgung von Bevöl¬
kerung und Industrie in den umlie¬
genden Städten und Gemeinden. Zu¬
gleich wird aber auch das ge¬
brauchte Wasser zu einem großen
Teil der Ruhr gereinigt wieder zuge¬
führt. Diesem engen Sachzusam¬
menhang sollte organisatorisch
durch Zusammenarbeit der verschie¬
denen Gruppen von Gewässerbenut¬
zern innerhalb eines Verbandes
Rechnung getragen werden. Die
Landesregierung strebt deshalb den
Zusammenschluß von Ruhrverband
und Ruhrtalsperrenverein zu einem
sondergesetzlichen Einheitsverband
an. Diesem neuen Ruhrverband soll
sowohl die Reinhaltung als auch die
Sicherung ausreichender Wasserfüh¬
rung in der Ruhr obliegen.
■ 8.123
Reinhaltung der Wupper
Im Gegensatz zur Ruhr ist die Wup¬
per durch besonders starke Abwas¬
sereinleitungen der Industriebetriebe
verschmutzt. Dieser Zustand soll mit




durch Bau der biologischen Rei¬
nigungsstufe;





Bauzeit 1971 bis 1976
• Wuppertalsperre Hammerstein;
Bauzeit 1967 bis 1974
• Klärwerk Leverkusen;





men werden bis 1975 zahlreiche klei¬
nere Kläranlagen gebaut werden
müssen. Insgesamt ist mit der Fertig¬
stellung von weiteren rund 300 Klär¬
anlagen zu rechnen. Nach ihrer Fer¬
tigstellung ist eine wesentliche Ver¬
besserung der Wasserbeschaffenheit
— hauptsächlich des Rheins und der
Wupper, der Gewässer des Ruhrge¬
bietes sowie der Wurm und der Rur
— zu erwarten.
Der Grad der gegenwärtigen Gewäs¬
serverunreinigung und der im Jahre
1975 voraussichtlich noch bestehen¬
den Verunreinigung ergibt sich aus
den Abbildungen 54 und 55 (Seite
134 und 135).
Langfristiges Ziel
Die Einleitung ungeklärter Ab¬
wässer in die Gewässer muß
verhindert werden, so daß
die Selbstreinigungskraft nicht
überfordert wird; mindestens
60 Prozent der Einwohner des




Zur besseren Reinhaltung des
Rheins, der Ruhr und der Wup¬
per werden 14 größere Abwas¬
seranlagen und Klärwerke ge¬
baut; im gesamten Landesge¬
biet sind rund 300 Kläranlagen
zu bauen; Einbringung eines
Gesetzes über einen einheit¬
lichen Ruhrverband.
Landesausgaben







Talsperren ermöglichen in Flußge¬
bieten den Ausgleich zwischen Was¬
serüberfluß und Wassermangel. Sie
dienen hauptsächlich der Sicherung
der Trinkwasserversorgung, dem
Schutz vor Hochwassergefahr und
der Anreicherung des Niedrigwas¬
sers.
Nordrhein-Westfalen verfügt zur Zeit
über 59 Talsperren und Stauseen.
Die Entwicklung des Gesamtstau¬
raums der Talsperren von 1969 bis
1975 zeigt Abbildung 56.
Drei Talsperren mit rund 70 hm 3
Fassungsvermögen sind gegenwär¬
tig im Bau. Für weitere Talsperren,
die im wesentlichen den künftigen
Trinkwasserbedarf sichern sollen,
sind Planungen angelaufen. Die
räumliche Lage der im Bau befind¬
lichen, geplanten und in Erwägung
gezogenen Talsperren und sonstige
Einzelheiten ergeben sich aus Abbil¬
dung 57 und Übersicht 58.
Die Gesamtbaukosten im Programm¬
zeitraum betragen 260 Mio DM;
dafür werden 180 Mio DM Zu¬
schüsse des Landes benötigt.
Langfristiges Ziel
Mitte der achtziger Jahre müs¬
sen Talsperren mit einem
Gesamtstauraum von rund




Talsperre und der Kemnader
Stausee werden gebaut: ein
















Wupper-Talsperre . . Wupper Wupper 26,9 HNKVS 1962-1974 Wupper¬
verband




Wiehl-Talsperre . . . Sieg Wiehl 31,5 TH 1967-1973 Agger¬
verband
Geplant:
Aabach-Talsperre . . Lippe Aabach 22,0 TH
Wehe-Talsperre . . . Rur Wehe ■ 25,0 TH
Kemnader Stausee . . Ruhr Ruhr VSH 1969-1978




Radebach-Talsperre . Weser Radebach 0,250 T
Borkenberger Talsperre Lippe Sandbach 2,2 T
Leppe-Talsperre . . . Sieg Leppe 9,0 NH




Perlenbach-Talsperre . Rur Perlenbach 0,5 T
Platißbach-Talsperre . Rur Platißbach 18,0 THN
Vorbecken Hullern . . Lippe Stever 9,6 T
Steinagger-Talsperre . Sieg Steinagger 10,0 VH
*) Zweck:
Landesausgaben






















Für eine hygienische Abfallbeseiti¬
gung bestehen heute drei unter¬
schiedliche Verfahren: die geordnete
Ablagerung, die Kompostierung und
die Verbrennung. Eine einheitliche
Meinung über das beste Verfahren
hat sich bisher nicht gebildet. Es be¬
steht jedoch Einigkeit darüber, daß
eine großräumige Abfallbeseitigung
vorteilhaft und daß die geordnete
Ablagerung am billigsten ist, wenn
ein geeignetes Gelände zur Verfü¬
gung steht.
Die in Nordrhein-Westfalen vorhan¬
denen Abfallbeseitigungsanlagen
sind unter Gesichtspunkten des Ge¬
wässerschutzes, der Luftreinhaltung
und der Ästhetik vielfach unzurei¬
chend. Ungeordnete oder unzurei¬
chende Abfallbeseitigungsanlagen
müssen daher beseitigt und lei¬
stungsfähige, zentrale Anlagen ge¬
fördert werden.
Von den kreisangehörigen Gemein¬
den wird erwartet, daß sie bei der
Wahl von Standort, Einzugsgebiet
und Art ihrer Abfallbeseitigungsanla¬
gen überörtliche und zentrale Lösun¬
gen anstreben und zu diesem Zweck
den Kreisen weitgehend Planung
und Trägerschaft überlassen.
Von den Kreisen und benachbarten
kreisfreien Städten wird erwartet,
daß sie bei der Planung und Durch¬
führung von Abfallbeseitigungsanla¬
gen zusammenarbeiten und sich
wechselseitig ergänzen.
Von den planbearbeitenden Stellen
wird erwartet, daß sie schon im er¬
sten Stadium der Planung neuer Ab¬
fallbeseitigungsanlagen nicht nur mit
der staatlichen Verwaltung, sondern
auch mit Industrie, Gewerbe und
Landwirtschaft zusammenarbeiten
und rechtzeitig klären, ob auch die
Beseitigung gewerblicher und ande¬
rer nicht häuslicher Abfallstoffe
übernommen werden kann. Bei den
Untersuchungen über die Art der Ab¬
fallbeseitigung sollten sie die Merk¬
blätter der Zentralstelle für Abfallbe¬
seitigung beachten und den Rat der
Auskunfts- und Beratungsstelle Müll
beim Siedlungsverband Ruhrkohlen¬
bezirk in Essen einholen.
Im Programmzeitraum sollen jährlich
10 Mio DM bereitgestellt werden, die
als Zuschüsse oder Darlehen zu den
Kosten solcher kommunalen Abfall¬
beseitigungsanlagen gewährt wer¬
den sollen, die den Zielvorstellungen
entsprechen.
Langfristiges Ziel
Die geordnete Ablagerung von
Abfällen muß für Einzugsberei¬








Für den Bau oder die Einrich¬
tung kommunaler Abfallbesei¬
tigungsanlagen, die den Ziel¬
vorstellungen entsprechen,
gibt das Land erstmalig Zu¬
schüsse oder Darlehen.
Landesausgaben
im Programmzeitraum 50 Mio DM.
■ 8.3
Reinhaltung der Luft
In Nordrhein-Westfalen liegen 90 Pro¬
zent der Kohlenzechen und Koke¬
reien, 70 Prozent der Stahlindustrie,
50 Prozent der chemischen Grund¬
stoffindustrie und 35 Prozent der
Erdölraffinerien der Bundesrepublik.
Die damit zusammenhängenden Luft¬
verunreinigungen bringen außerge¬
wöhnliche Probleme mit sich:
• Sie beeinträchtigen das Wohlbe¬
finden der Menschen.
• Sie gefährden die Gesundheit
der Menschen.
• Land- und Forstwirtschaft erlei¬
den Ertragseinbußen.
• Durch Schäden an Bauwerken
und sonstigem Eigentum entste¬
hen volkswirtschaftliche Verluste.
Luftverunreinigungen finden sich vor
allem in den Gebieten mit Industrie-,
Siedlungs- oder Verkehrsverdich¬
tung. Die Auswirkungen der Luftver¬
unreinigungen können, wie Erfahrun¬
gen im Ausland und in Nordrhein-
Westfalen selbst zeigen, die Anzie¬
hungskraft solcher Gebiete als
Lebens- und Wirtschaftsraum ge¬
fährden oder herabsetzen. Daher
haben die Maßnahmen zum Immis¬





Die bisherigen Maßnahmen des Lan¬
des gegen die Staub- und Gasimmis¬
sionen in den Verdichtungsgebieten
haben zu beachtlichen Verbesserun¬
gen geführt. Der Staubniederschlag
und die Schwefeldioxid-Konzentra¬
tion sind wesentlich zurückgegan¬
gen. Diese Erfolge sind u. a. auf die
Maßnahmen nach Abschnitt 6.1 des
Entwicklungsprogramms Ruhr zu¬
rückzuführen. Die laufenden Luft¬
reinhaltungsprogramme werden bis
1973 abgeschlossen. Sie beziehen






Dafür sind die im Entwicklungspro¬
gramm Ruhr vorgesehenen Mittel in
Höhe von rund 130 Mio DM notwen¬
dig. Im Programmzeitraum sind in
den Jahren 1971 bis 1973 davon
noch 46 Mio DM einzusetzen. Durch
diese Maßnahmen sollen bis zum
Jahr 1973 Verbesserungen bei der
Immissionsbelastung erreicht wer¬
den, wie sie sich aus dem Vergleich
von Abbildung 59 mit Abbildung 60
ergeben.
Langfristiges Ziel
Verringerung der stark durch
Luftverunreinigungen (Staub
und Schwefeldioxid) belaste¬
ten Gebiete an der Ruhr auf









46 Mio DM (bis 1973).
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Abbildung 59
Immissionsbelastung im Ruhrgebiet 1966
sehr stark wenig und nicht
belastete Gebiete I sehr belastete Gebiete belastete Gebiete
Abbildung 60
Immissionsbelastung im Ruhrgebiet 1973
139
■ 8.32 Abbildung 61 Luftreinhaltegebiete
NWP75
Neue Quellen der Luftverunreinigung
Die Voraussagen der wirtschaft¬
lichen Entwicklung lassen eine deut¬
liche Veränderung der Schwerge¬
wichte der Luftverunreinigungen in
den nächsten Jahren erwarten. Es
werden sich besonders auswirken:
• die zunehmende Stromerzeugung
durch Kernreaktoren
• die hohe Wachstumsrate der che¬
mischen Industrie.
Nicht mehr das Schwefeldioxid wird
im Mittelpunkt der Sorge um die
Luftverunreinigung stehen, sondern
Fluor, Kohlenwasserstoffe, Chlor und
zahlreiche mit chemischen Prozes¬
sen verbundene Geruchsstoffe.
Daneben wird sich das Staubpro¬
blem aus einer ganz anderen Per¬
spektive als bisher zeigen; es geht
nicht mehr um die Belästigung durch




sen daher durch Staubkonzentra¬
tionsmessungen ergänzt werden.
Im Rahmen einer neuen modifizier¬
ten Luftreinhaltekonzeption muß das
„Branchendenken" durch die wirksa¬
mere regionale Sicht abgelöst wer¬
den. Deshalb wird die Landesregie¬
rung im Ruhrgebiet und am Rhein
„Luftreinhaltegebiete" festlegen. In
diesen Gebieten wird eine Überprü¬
fung aller industriellen Luftverunrei¬
nigungsquellen sowie der haus-
brand- und verkehrsbedingten Emis¬
sionen durchgeführt. Das Ergebnis
dieser Untersuchung wird als Grund¬
lage für technische Verbesserungs¬
maßnahmen, für Forschungs- und
Entwicklungsaufgaben, für planeri¬
sche Entscheidungen und für ge¬
setzgeberische Maßnahmen dienen.
Die laufende Beobachtung der Ent¬
wicklung der Emissionen nach Art
und Menge in diesen Gebieten gibt
außerdem wichtige Hinweise auf die
Entwicklungstendenzen und gestat¬
tet langfristige Emissionsprognosen.
Mit den Arbeiten ist im Großraum
Köln begonnen worden. Als weitere
Gebiete sind vorgesehen:
• Duisburg — Oberhausen —
Mülheim
• Essen — Bottrop




Im Jahre 1974 werden die Untersu¬
chungen für alle Gebiete abge¬
schlossen sein. Zur Durchführung
der Untersuchungen sind von 1971
bis 1974 jährlich 1 Mio DM notwendig.
Die Abgrenzung der Luftreinhaltege¬
biete ist in Abbildung 61 dargestellt.
Im Programmzeitraum sind 10 Mio
DM Zinszuschüsse und 64 Mio DM
Kredite für die Durchführung dring¬
licher Verbesserungsmaßnahmen
einzusetzen, die ohne öffentliche
Förderung nicht erzwungen werden
können. Von 1971 an sind jährlich
2 Mio DM als verlorene Zuschüsse
für Entwicklungsaufgaben auf dem
Gebiet der Luftreinhaltung zusätzlich
zu dem bereits vorhandenen Ansatz









Untersuchungen in sechs Luft-
reinhaltegebieten und Einsatz
von Zinszuschüssen und Kre¬
diten für Verbesserungsmaß¬









Neben der Einrichtung von Luftrein-
haltegebieten muß unter Einsatz der
Landesanstalt für Immissions- und
Bodennutzungsschutz ein neues
Meßprogramm eingerichtet werden,











Ab 1971 werden für das neue Meß¬
programm jährlich 1 Mio DM Kosten
entstehen. Die Meßprogramme für
Staubniederschlag und Schwefeldi¬
oxid-Konzentrationen werden fortge¬
führt. Die Abgrenzung des Meßnet¬
zes für das vierte Meßprogramm ist
in Abbildung 62 dargestellt.
Die Landesregierung hat zur Ergän¬
zung der seit Jahren bewährten
Regelung zum Immissionsschutz bei
Ölheizungsanlagen neue Vorschrif¬
ten zur Luftreinhaltung bei Kokshei¬
zungen und bei kohlebefeuerten Ein¬
zelöfen erlassen. Für Koksheizungen
ist ab Herbst 1970 eine regelmäßige
Überwachung der Feststoffemissio¬
nen nach einem einfachen Meßver¬
fahren vorgesehen. Für kohlebe¬
feuerte Einzelöfen ist ab 1973 alter¬
nativ die Verwendung raucharmer
Brennstoffe wie Koks, Anthrazit,
Braunkohlebriketts u. ä. oder der
Einsatz von Öfen mit besonders
gutem Ausbrandverhalten vorge¬
schrieben. Damit wird im Programm¬
zeitraum die Luftverschmutzung
durch den Hausbrand wirksam be¬
kämpft.
Im Programmzeitraum werden Über¬
wachungsstellen für die Abgasreini¬
gung bei Kraftfahrzeugen nach den
bundesrechtlichen Vorschriften aus¬
gebaut werden. Die organisatori¬
schen und personellen Maßnahmen
hierfür sind im Bereich der Aufsicht
der dem Land unterstehenden Tech¬
nischen Überwachungs-Vereine zu
treffen; sie belasten den Landes¬
haushalt nicht.
Abbildung 62 Meßnetz für das vierte Meßprogramm
NWP75
Langfristiges Ziel














Lärm ist eine stark belastende Be¬
gleiterscheinung des Lebens in einer
technisierten und hochindustriali¬
sierten Umwelt. Der Ruf nach ver¬
bessertem Schutz gegen Lärm wird
von der Bevölkerung immer dringen¬
der erhoben. Er wird nachdrücklich
von ärztlicher Seite unterstützt.
Der Lärmschutz am Arbeitsplatz ge¬
hört zu den Aufgaben der Arbeitshy¬
giene. Die technologische Entwick¬
lung hat zwar teilweise zum Ersatz
lärmstarker Produktionsverfahren
durch lärmärmere Verfahren geführt.
Es sind jedoch zur Produktionsstei¬
gerung auch Maschinen mit höherer
Drehzahl eingesetzt worden, die
stärkere Geräusche entwickeln und
größere Probleme des Lärmschutzes
aufwerfen.
Der von Industrie- und Gewerbebe¬
trieben ausgehende Lärm wird in der
Gesamttendenz auch bei anhalten¬
dem Wirtschaftswachstum geringer
werden. Bei neuen Anlagen kann ein
ausreichender Lärmschutz der Um¬
gebung gesichert werden; bei beste¬
henden Anlagen sind einige Verbes¬
serungen erreichbar.
In den Ballungsgebieten wird sich
der Lärmpegel durch den Straßen¬
verkehr zumindest während der
Stunden der Verkehrsspitzen noch
weiter erhöhen. Fortschritte bei der
Eindämmung des Lärms an der
Quelle, dem Fahrzeug, können vor¬
erst kaum erwartet werden. Bei der
bevorstehenden Vereinheitlichung
der Vorschriften über Lärmemis¬
sionsgrenzwerte der Kraftfahrzeuge
in der EWG wird bestenfalls die
Übernahme der seit 1966 in der Bun¬
desrepublik geltenden Grenzwerte
erreicht werden können. Damit ent¬
fällt für die Kraftfahrzeugindustrie
der Anreiz, die bereits nach dem jet¬
zigen Stand der Technik möglichen
Verbesserungen an den Fahrzeugen
vorzunehmen.
Der Fluglärm in den Bereichen der
Verkehrsflughäfen wird in den näch¬
sten Jahren noch zunehmen. Die Zu¬
nahme wird jedoch begrenzt blei¬
ben, da der höheren Zahl von Flug¬
gästen zum Teil durch den Einsatz
von Großraumflugzeugen begegnet
werden kann und diese neu entwik-
kelte leisere Triebwerke haben wer¬
den.
Bei dieser Lage kann der Lärm¬
schutz in den nächsten Jahren nur
wesentlich verbessert werden, wenn
• Grundlagenuntersuchungen auf
dem Gebiet des Lärmschutzes
durchgeführt,
• verbesserte Bauteile zum Schutz
gegen Lärm von außen entwik-
kelt,
• Planungsunterlagen über Lärm¬
quellen gesammelt und
• lärmarme Maschinen, Motore
und Geräte entwickelt werden.
Bisher werden Lärmeinwirkungen im
wesentlichen nach der Intensität der
Geräusche beurteilt. Dagegen wird
die Art der Geräusche nur bedingt
und die psychologische Seite der
Einwirkung kaum berücksichtigt.
Deshalb beabsichtigt die Landesre¬
gierung, Untersuchungen über die
Wirkung von impulsartigen Geräu¬
schen, über den Einfluß von Lärm¬
pausen auf die Gesamtwirkung eines
Geräusches, über Störwirkung und
Störungsgrad von Straßenverkehrs¬
lärm und über die Abhängigkeit des
Straßenverkehrslärms von den Ver¬
kehrsdaten und Betriebsbedingun¬
gen der Fahrzeuge im Programm¬
zeitraum zu fördern.
Da nicht zu erwarten ist, daß der
Verkehrslärm in absehbarer Zeit ent¬
scheidend vermindert wird, gewinnt
die Weiterentwicklung von Vorkeh¬
rungen zum Schutz vor Außenlärm in
Gebäuden zunehmende Bedeutung.
Die Kenntnis der dafür an die Kon¬
struktion von Außenwänden, Fen¬
stern und Dächern zu stellenden An¬
forderungen und die Entwicklung
geeigneter Bauarten ist jedoch noch
lückenhaft. Solche Untersuchungen
und Entwicklungen müssen daher
gefördert werden.
Bauleitplanung und Landesplanung
müssen künftig den Lärmschutz stär¬
ker als bisher beachten. Es fehlt
jedoch an Bestandsaufnahmen von
Lärmquellen und genauen Kenntnis¬
sen über die Lärmverteilung.
Die Landesregierung beabsichtigt
daher, im Raum Bonn eine Erhebung
durchführen zu lassen, die unter
Auswertung der dabei gemachten
Erfahrungen als Modell für weitere
Untersuchungen dienen soll. Diese
sind — vorbehaltlich der Ergebnisse










Bei Maschinen, Motoren und Gerä¬
ten muß der Lärmschutz zum wichti¬
gen Konstruktionsfaktor werden.
Dies setzt technische Entwicklungen
voraus, an denen es bisher noch
weithin fehlt. Vorhaben zur Entwick¬
lung lärmarmer Maschinen, Motoren,
Geräte und Arbeitsverfahren sollen
daher gefördert werden. Auf dem
Gebiet der Baumaschinen ist dies
bisher schon mit gutem Erfolg ge¬
schehen.
Die von der Landesregierung zu för¬
dernden Grundlagenuntersuchungen
zur Verbesserung des Lärmschutzes
werden im Programmzeitraum etwa
1,5 Mio DM kosten. Die Aufstellung
eines Lärmkatasters und die Förde¬
rung der Entwicklung von lärmarmen
Maschinen, Motoren und Geräten
werden im Programmzeitraum etwa






über den Lärmschutz; Aufstel¬
lung eines Lärmkatasters im
Rahmen der Modelluntersu¬
chung; Förderung von Ent¬
wicklungen zu lärmarmen Ma¬
schinen usw. und zur Lärm¬
dämmung von Gebäudeaußen¬
wänden, Fenstern und Dä¬
chern.
Landesausgaben
im Programmzeitraum 6,5 Mio DM.
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9. REGIERUNG UND VERWALTUNG Regierung und Verwaltung dienen
der Bevölkerung und der Wirtschaft.
Organisation und Arbeitsweise der
öffentlichen Verwaltung sowie die
Form des staatlichen Aufbaues beein¬




Die Anpassung der Verwaltung an
die heutige und zukünftige Entwick¬
lung der Bevölkerung, des Verkehrs,
der Technik und der Wirtschaft
macht einen Gebietszuschnitt für die
Verwaltungseinheiten notwendig, der
sicherstellt, daß die öffentlichen Auf¬
gaben gut erfüllt werden können.
■ 9.11
Erstes Neugliederungsprogramm
Die Landesregierung hat mehrfach
zum Ausdruck gebracht, daß eine
Gebietsreform im kommunalen und
staatlichen Bereich „von unten nach
oben" durchgeführt werden muß.
Seit Herbst 1967 ist daher zunächst
die Neugliederung der damals 2335
Gemeinden mit dem Ziel in Angriff
genommen worden, die Gebiete der
kleinen Gemeinden wesentlich zu
vergrößern und auf die Ämter zu ver¬
zichten.
Das erste Neugliederungsprogramm
wird bis Mitte 1970 abgeschlossen
sein. Es umfaßt insgesamt 1435
kreisangehörige Gemeinden, zwei
Kreise und sechs kreisfreie Städte.
Das Schwergewicht der Neugliede¬
rung lag zunächst in solchen Krei¬
sen, in denen die gebietliche Zer¬
splitterung in Klein- und Kleinstge¬
meinden einen besonders hohen
Grad erreicht hatte (Unna, Siegen,
Lemgo, Herford, Soest, Kleve, Gel¬
dern, Euskirchen, Detmold). Dane¬
ben wurden Gebiete erfaßt, in denen
die Raumnot von Kernstädten und
unorganische Grenzziehungen ge¬
sunde kommunale Entwicklungen
hemmten oder verhinderten (Lüden¬
scheid/Altena, Bonn/Siegkreis,
Oberbergischer Kreis, Olpe, Wieden¬
brück). Schließlich wurden die Ge¬
meinden solcher Kreise neu geord¬
net, in denen das Leistungsgefälle
gegenüber den großen Städten des
Umlandes besonders augenfällig in
Erscheinung trat (Ennepe-Ruhr-
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Kreis, Kempen-Krefeld). In drei Fäl¬
len (Herford, Lüdenscheid, Viersen)
wurde zugleich das Problem der
Wiedereingliederung bisher kreis¬
freier Städte in den sie umgebenden
Kreis gelöst.
Durch das erste Neugliederungspro¬
gramm wird die Zahl der Gemeinden
um etwa die Hälfte verringert.
■ 9.12
Zweites Neugliederungsprogramm
Die Landesregierung beabsichtigt, in
der Legislaturperiode ab 1970 ein
zweites Neugliederungsprogramm
durchzuführen. Es soll in einem
jeweils geschlossenen Verfahren die
Gemeinde- und Kreisneugliederung
für abgegrenzte Teilräume des Lan¬
des zum Abschluß gebracht werden.
Da die Kreisreform nur in großen
Räumen möglich ist, soll das Land —
unabhängig von Regierungsbezirks¬
grenzen — in acht Neugliederungs¬
gebiete eingeteilt werden, die in
jeweils einem Verfahren untersucht
werden und für die jeweils ein ge¬
schlossener Gesetzentwurf ausgear¬






















16 Städte des Ballungskernes.
Raum Niederrhein:
Kreisfreie Stadt Bocholt,
























Die Abgrenzung der Neuordnungs¬
räume zeigt Abbildung 63.
Die neuen Kreise müssen sich in das
System der Entwicklungsachsen und
Entwicklungsschwerpunkte des Lan¬
desentwicklungsplanes II einfügen
und eigenständige, mit dem Groß¬
raum abgestimmte Entwicklungs¬
ziele haben.
Wie die Kreisreform weitgehend von
der Durchführung der Gemeindere¬
form abhängig ist, so ist eine Reform
der regionalen Verwaltungseinheiten
(Landschaftsverbände, Regierungs¬
bezirke) weitgehend abhängig von
der Durchführung der Kreisreform.
Als besonders schwierig wird sich
die Gebietsreform im Ruhrgebiet
und im Umland der großen Städte
herausstellen. Hier fallen nämlich
örtliche, überörtliche und regionale
Probleme weitgehend zusammen.
Das Problem der kommunalen Neu¬
gliederung innerhalb des Ruhrgebie¬
tes wird deshalb gesondert unter¬
sucht.
Bei der Reform der regionalen Ver¬
waltungseinheiten darf der Zusam¬
menhang mit der notwendigen Neu¬
gliederung der Länder und mit der
weiteren Entwicklung der bundes¬
staatlichen Ordnung nicht außer Be¬
tracht bleiben. In allen Bundeslän¬
dern sollte ein möglichst einheit¬





mit einer wesentlich herabge¬
setzten Zahl der Verwaltungs¬
einheiten.
Maßnahmen bis 1975
Wegfall der Ämter; Auflösung











Materielle Änderungen des Zivil-,
Straf- und Prozeßrechts gehören
nahezu ausschließlich in die Zustän¬
digkeit des Bundes. Der Wirkungs¬
bereich des Landes auf dem Gebiet
des Rechts ist fast vollständig auf
Organisationsfragen und die Justiz¬
verwaltung beschränkt. Im Pro¬
grammzeitraum wird die Reform der
Gerichtsorganisation und die Reform





zirke sollen sich nicht überschnei¬
den. Mit der Veränderung der Ver¬
waltungsgrenzen müssen daher
auch die Grenzen der Gerichtsbe¬
zirke geändert werden.
Amtsgerichte, die wegen ihrer gerin¬
gen Größe oder aus sonstigen Grün¬
den nicht den Anforderungen der
modernen Rechtspflege genügen,
müssen aufgehoben werden. Eine
leistungsfähige und hinreichend spe¬
zialisierte Rechtsprechung ist auf
weite Sicht nur bei solchen Amtsge¬
richten gewährleistet, die mit wenig¬
stens drei, möglichst jedoch mit fünf
oder mehr Richtern besetzt sind. Um
soviel Richter einsetzen zu können,
muß ein Amtsgerichtsbezirk mög¬
lichst mehr als 60 000, zumindest
nicht weniger als 40 000 Einwohner
haben. Nur in weitläufigen, dünn
besiedelten Gebieten (z. B. Eifel,
Hochsauerland) ist die Beibehaltung
von Amtsgerichten mit einer gerin¬
geren Zahl von Einwohnern vertret¬
bar.
Mit den erforderlichen Maßnahmen
ist bereits begonnen worden. Nach¬
dem bis Ende 1969 17 Amtsgerichte
aufgehoben worden sind, wird künf¬
tig noch die Aufhebung weiterer 30
bis 40 Amtsgerichte notwendig sein.
Die Bezirke der 29 Arbeitsgerichte
sind in Nordrhein-Westfalen verhält¬
nismäßig klein. Bayern hat nur 11
Arbeitsgerichte, während in Rhein¬
land-Pfalz vor kurzem die Zahl der
Arbeitsgerichte von 18 auf 4 redu¬
ziert worden ist. Etwa 10 bis 15
Arbeitsgerichte, die wegen ihrer ge¬
ringen Größe eine rationelle Arbeit
nicht zulassen, sollen daher in Nord¬
rhein-Westfalen im Programmzeit¬
raum aufgehoben und zu größeren
Gerichtseinheiten zusammengefaßt
werden. Die neuen Arbeitsgerichts¬
bezirke sollen dabei an die verän¬
derten kommunalen Grenzen ange¬
paßt werden. Nach Möglichkeit ist
eine Übereinstimmung mit Kreis¬
grenzen herzustellen.
Kosten werden nur dadurch entste¬
hen, daß in einer Reihe von Fällen
bauliche Maßnahmen für eine ange¬
messene Unterbringung der in
einem vergrößerten Bezirk beizube¬
haltenden Gerichte getroffen werden
müssen. Diese Kosten werden für
den Programmzeitraum bei Amtsge¬
richten auf 11 Mio DM und bei
Arbeitsgerichten auf 5 Mio DM ge¬
schätzt. Auf lange Sicht werden
diese Kosten durch die Rationalisie¬









Aufhebung von 30 bis 40 Amts¬
gerichten und 10 bis 15
Arbeitsgerichten.
Landesausgaben
im Programmzeitraum 16 Mio DM.
■ 9.22
Wirtschaftskriminalität
Zahl und Umfang der Wirtschaftsde¬
likte haben in einem bedenklichen
Maße zugenommen. Die Ursachen
für diese Entwicklung liegen vor
allem darin, daß die wirtschaftlichen
Vorgänge und die Steuergesetze
immer komplizierter werden. Der
Gesamtschaden wirtschaftskriminel¬
len Verhaltens wird für die Bundes¬
republik auf einige Milliarden DM
geschätzt. In dem hoch industriali¬
sierten Nordrhein-Westfalen hat die
Wirtschaftskriminalität besonderes
Gewicht. Im Interesse einer schnel¬
leren und wirksameren Bekämpfung
der Wirtschaftsdelikte sind seit 1968
bei den Staatsanwaltschaften Biele¬
feld, Bochum, Düsseldorf und Köln
Schwerpunkte für die Bearbeitung
von Wirtschaftsstrafsachen gebildet
worden. Es wird angestrebt, daß alle
bedeutsamen Wirtschaftsdelikte
künftig von diesen vier Schwer¬
punkt-Staatsanwaltschaften bearbei¬
tet werden. Die staatsanwaltlichen
Sondersachbearbeiter müssen auf
den Gebieten des Buchführungs¬
und Bilanzwesens, des Steuerrechts
und der Wirtschaftskriminalität lau¬
fend fortgebildet werden. Den
Schwerpunkt-Staatsanwaltschaften
sind weitere Wirtschaftsfachkräfte
und Buchhalter zuzuweisen. Es muß
ein ständiger Erfahrungsaustausch
der Sondersachbearbeiter gefördert
werden. Diese Maßnahmen werden
dazu führen, daß die Straftaten auf
dem Gebiet der Wirtschaftskriminali-








der Fortbildung der Richter
und Staatsanwälte auf diesem
Spezialgebiet.
Landesausgaben
im Programmzeitraum 3 Mio DM.
■ 9.23
Strafvollzug
Der Strafvollzug ist reformbedürftig.
Die Reform hat bereits begonnen
und wird energisch fortgeführt.
Künftig soll die Einweisung der Ge¬
fangenen in einzelne Anstalten nicht
mehr in erster Linie von der Art und
Höhe der Strafe und der Zeit der
Verbüßung abhängig sein; vielmehr
soll sie sich nach dem Ergebnis
einer sorgfältigen Persönlichkeits¬
diagnose richten. Um die ange¬
strebte differenzierte Unterbringung
der Gefangenen zu erreichen, sind
nach ihrer Größe überschaubare
Vollzugsanstalten, insbesondere für
den Jugendstrafvollzug, zu schaffen.
Es sollen sozialtherapeutische An¬
stalten für Verurteilte eingerichtet
werden, deren Resozialisierung
durch den allgemeinen Vollzug nicht
erreicht werden kann und die des¬
halb einer besonderen Behandlung
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bedürfen. Da Großanstalten dem
Anstaltszweck nicht entsprechen
und auch hier nach Alter, Ausbil¬
dungsbereitschaft und Beeinflußbar¬
keit der Häftlinge unterschiedliche
Gruppen zu bilden sind, werden im
Programmzeitraum entsprechende
Einrichtungen zu schaffen sein.
Um das Personal besser auszubil¬
den, sind besondere Ausbildungs¬
lehrgänge einzurichten. Zu diesem
Zweck wird das bisherige Amtsge¬
richtsgebäude in Wuppertal-Barmen
zu einer zusätzlichen Schulungs¬
stätte umgebaut.
Zur medizinischen Versorgung der
Gefangenen bedarf es des Neu¬
baues eines Zentralkrankenhauses,
das den heutigen und zukünftigen
Erfordernissen entspricht. Für Verur¬
teilte, die psychiatrisch oder psycho¬
logisch zu behandeln sind, sind Spe¬
zialisten zur Verfügung zu stellen.
Die vorgesehenen Baumaßnahmen
werden Kosten in Höhe von 190 Mio
DM verursachen. Für die Aus- und
Fortbildung sind 2,5 Mio DM erfor¬
derlich.
Die Strafgefangenen und Verwahrten
genießen bisher — von Arbeitsunfäl¬
len abgesehen - nicht den Schutz
der Sozialversicherung. Ein Unter¬
ausschuß des Strafvollzugsaus¬
schusses der Länder befaßt sich un¬
ter dem Vorsitz von Nordrhein-West¬
falen mit der Frage, wie die Gefan¬
genen in die Sozialversicherung ein¬
bezogen werden können. Dieses
Problem muß im Programmzeitraum
gelöst werden.
Langfristiges Ziel











in Programmzeitraum 192,5 Mio DM.
■ 9.3
Polizei
Die Ziele des Nordrhein-Westfalen-
Programms können nur verwirklicht
werden, wenn die öffentliche Sicher¬
heit und Ordnung gewährleistet blei¬
ben. Die Stabilität der inneren Ver¬
hältnisse ist die Grundvoraussetzung
für ein gedeihliches Zusammenar¬
beiten aller Kräfte und für eine mög¬
lichst weitgehende Ausschaltung
von Reibungsverlusten.
Soweit die Erhaltung der inneren
Sicherheit den Einsatz staatlicher
Macht erfordert, hängt ihr Erfolg in
erster Linie von dem Wirkungsgrad
der Polizei ab. Die Polizei wird ihre
Tätigkeit auch bis 1975 auf drei Auf¬
gaben zu konzentrieren haben:
• die Verbrechensbekämpfung
• die Sicherheit und Überwachung
des Straßenverkehrs
• die Sicherung der verfassungs¬
mäßigen Ordnung gegen Angriffe
extremer und revolutionärer
Gruppen.
Es ist damit zu rechnen, daß in allen
drei Bereichen größere Anforderun¬
gen als bisher an die Polizei gestellt
werden. Die Leistungskraft der Poli¬
zei ist demgemäß zu steigern. Dies
erfordert verstärkte Bemühungen um
eine bessere personelle und techni¬
sche Ausstattung der Polizei.
Die Leistungskraft der Polizei hängt
entscheidend von ihrer zahlenmäßi¬
gen Stärke und der Qualität ihres
Personals ab. Das Problem der
personellen Aufstockung der Polizei
liegt nicht in der Festlegung be¬
stimmter Zuwachsraten, sondern in
der Schwierigkeit, überhaupt Per¬
sonal für die Polizei zu gewinnen.
Die Schwierigkeiten werden sich in
Zukunft verstärken. Dies ergibt sich
nicht nur aus dem zu erwartenden
vermehrten Arbeitsanfall, sondern
auch schon auf Grund der Tatsache,
daß mit einer weiteren Arbeitszeit¬
verkürzung gerechnet werden muß.
Allein die Verkürzung der Arbeitszeit
um eine Stunde in der Woche be¬
deutet für die Polizei den Fortfall der
Arbeitskraft von rund 650 Polizeibe¬
amten. Diese Verluste können durch
die Übertragung polizeilicher Aufga¬
ben auf andere Verwaltungszweige
(wie z. B. die Übertragung der Über¬
wachung des ruhenden Verkehrs auf
Kräfte der Ordnungsbehörden) nicht
annähernd ausgeglichen werden. Bis
1975 wird — jährlich steigend — eine
Personalvermehrung um etwa 10 Pro¬
zent gegenüber dem Stand von 1970
angestrebt werden müssen.
Die Personalvermehrung wird zu¬
sätzliche Kosten verursachen, und
zwar nicht nur wegen der Unterhal¬
tung eines vergrößerten Personal¬
körpers, sondern auch wegen der
aus Werbungsgründen möglicher¬
weise erforderlich werdenden Schaf¬
fung erhöhter Anreize im Bereich
des Laufbahn- oder Besoldungs¬
rechts. Die Kosten der Personal¬
vermehrung werden mit 233 Mio DM
im Programmzeitraum angesetzt.
Die qualitative Verbesserung des
Personals hängt von zwei Faktoren
ab: von der Gewinnung eines besser
vorgebildeten Nachwuchses und einer
weiter intensivierten Aus- und Fort¬
bildung. Auch die Polizei muß an
den Ergebnissen der verstärkten Be¬
mühungen im allgemeinen Bildungs¬
sektor beteiligt werden. Dies folgt
nicht nur aus dem Zwang zur Lei¬
stungssteigerung, sondern auch aus
der Notwendigkeit, den Absolventen
weiterbildender Schulen (wie z. B.
Realschulen) eine berufliche Betäti¬
gung zu eröffnen, die ihrem Bildungs¬
stand angemessen ist.
Die Eigenart der polizeilichen Ein¬
satzmethoden und ihrer technischen
Mittel erfordert zur Entfaltung ihrer
vollen Wirksamkeit möglichst groß¬
räumige organisatorische Lösungen.
Kleine Polizeibezirke stellen nicht
nur den Erfolg der polizeilichen
Tätigkeit in Frage, sondern beein¬
trächtigen auch die Wirtschaftlich¬
keit der Polizeiorganisation. Wie die
Erfahrung gezeigt hat, sind Rationa¬
lität und Wirtschaftlichkeit einer
Kreispolizeibehörde im allgemeinen
erst dann gewahrt, wenn die Bevöl¬
kerungszahl des Kreispolizeibezirks
150 000 Einwohner übersteigt. Es ist
daher anzustreben, im Rahmen der
Gebietsreform der Kreise und kreis¬
freien Städte auch der Polizeiorgani¬
sation einen größeren Zuschnittzu ge¬
ben. Dabei ist vor allem im Hinblick
auf die kriminologischen Zusammen¬
hänge gerade in den Verdichtungs¬
gebieten den Kreispolizeibehörden
eine Form zu geben, die den zusam¬
mengefaßten Einsatz der Schutz-
und Kriminalpolizei unter einheit¬
licher Führung und die volle Nutzung
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der technischen Mittel der Polizei er¬
möglicht.
Die Ausstattung der Polizeidienst¬
stellen mit technischem Gerät ist
weiter zu modernisieren und zu er¬
gänzen. Nur eine mit den modern¬
sten technischen Hilfsmitteln ausge¬
rüstete Polizei kann personelle Eng¬
pässe ausgleichen und durch einen
besseren Wirkungsgrad die Sicher¬
heit und Ordnung im Land gewähr¬
leisten. Dabei liegen die vordring¬
lichsten Aufgaben auf dem Gebiet
des Fernmeldewesens und der elek¬
tronischen Datenverarbeitung. Die
Kosten der verbesserten Ausstattung




Lebens, der Gesundheit und
des Eigentums der Bürger.
Maßnahmen bis 1975
Personalvermehrung bei der
Polizei um etwa 10 Prozent;
Vergrößerung der Kreispolizei¬
behörden; Verbesserung auf
dem Gebiet des Fernmelde¬
wesens.
Kosten
im Programmzeitraum 483 Mio DM.
■ 9.4
Personal im öffentlichen Dienst
Der öffentliche Dienst ist durch die
ständig schnelleren Veränderungen
in allen Lebensbereichen zu immer
neuen Anpassungen gezwungen. Es
muß daher größere Mobilität und
Flexibilität bei der Aufgabenerfüllung
und mehr Bereitschaft zum Überden¬
ken des eigenen Standorts gefordert





Die Ausbildung des Nachwuchses
für den öffentlichen Dienst ist deut¬
lich daran zu orientieren, daß sich
der im öffentlichen Dienst Tätige
auch auf Tatbestände wird einstellen
müssen, die zur Zeit nicht an¬
nähernd übersehen werden können.
Die heutigen Berufsbilder werden
sich weitgehend ändern. Die Ausbil¬
dung in allen Laufbahnen soll sich
daher nicht auf eine fachliche Über¬
spezialisierung, sondern auf die Ver¬
mittlung von Grund- und Methoden¬
wissen ausrichten. Gegenstand der
Prüfung soll weniger die Beherr¬
schung von Einzelkenntnissen, son¬
dern vielmehr die Fähigkeit zur Auf¬
nahme, Verarbeitung und Entschei¬
dung von neuen Sachverhalten und
Fragestellungen sein.
Für den höheren Verwaltungsdienst
werden nach wie vor Ausbildungs¬
gänge in Betracht kommen, die die
Fähigkeit fördern, in logischer Ge¬
dankenführung auf Grund präzise er¬
mittelter, übersichtlich dargestellter
Sachverhalte abgewogene, prakti¬
kable, an den Erfordernissen des
demokratischen und sozialen Rechts¬
staates ausgerichtete Entscheidungen
zu fällen und sich auf neue Tat¬
bestände und Gegebenheiten schnell
und gründlich einzustellen.
Soweit dabei auf den Juristen zu¬
rückgegriffen wird, decken sich die
Änderungswünsche für die Ausbil¬
dung zum höheren Verwaltungs¬
dienst mit den Änderungsforderungen
für die Ausbildung der anderen juri¬
stischen Berufe. Es ist erforderlich,
die juristische Vorbildung auf den
Universitäten und die Referendar¬
ausbildung den Erfordernissen der
Zeit und pädagogischen Erkenntnis¬
sen besser als bisher anzupassen.
Das juristische Studium soll neu ge¬
ordnet werden; der Studierende soll
sich auf der Universität vor allem
um die juristische Denk- und Arbeits¬
weise bemühen und sich neben
einem Grundverständnis in den Kern¬
bereichen des Rechts vertiefte Kennt¬
nisse nur in einzelnen Gebieten an¬
eignen, die erwählen kann.
Mehr als bisher soll der junge Jurist
sich mit den gesellschaftlichen, wirt¬
schaftlichen und politischen Bezü¬
gen des Rechts vertraut machen.
Der angehende Verwaltungsbeamte
sollte zusätzlich verwaltungs- und
finanzwissenschaftliche Kenntnisse
erwerben. Die veränderte Gestaltung
des juristischen Studiums und die
erste juristische Staatsprüfung müs¬
sen einander entsprechen.
Neben dem Juristen wird im öffent¬
lichen Dienst zunehmend der Wirt¬
schafts- oder Sozialwissenschaftler
vertreten sein. Die Ausbildung von
Absolventen dieser Fachrichtungen
muß von allen Ressorts der Landes¬
verwaltung gefördert werden; die
Übernahme einer höheren Zahl von
Bewerbern wird durch die Festle¬
gung einer Einstellungsquote ge¬
währleistet. Deutlicher als bisher
müssen Studenten ihre wirtschafts-
oder sozialwissenschaftlichen Stu¬
diengänge jedoch auf die Erforder¬
nisse der Verwaltungspraxis ausrich¬
ten können.
Durch Straffung und stärkere Aus¬
richtung des Vorbereitungsdienstes
für Juristen wie für Wirtschafts- und
Sozialwissenschaftler auf eine prak¬
tisch-methodische Grundausbildung
werden die Voraussetzungen für
einen möglichst frühen Eintritt in das
Berufsleben geschaffen werden
müssen. Ob eine gemeinsame Aus¬
bildung von Rechtswissenschaftlern
mit erster Staatsprüfung und Wirt¬
schafts- und Sozialwissenschaftlern
eingerichtet werden kann, die zur
Befähigung zum höheren Verwal¬
tungsdienst führt, soll geprüft wer¬
den.
Die Vor- und Ausbildung des geho¬
benen Dienstes müssen im Hinblick
auf die Einführung von Fachhoch¬
schulen neu durchdacht werden. Die
Entwicklung kann zur Einbeziehung
von Fachhochschulen in das Ausbil-
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auf die Vermittlung von Grund-
und Methodenwissen.
Maßnahmen bis 1975








ten Studium auf eine prak¬
tisch-methodische Grundaus¬




diengängen bei den Wirt¬
schafts- und Sozialwissen¬
schaften Übernahme einer






Die Ausbildung wird sich darauf be¬
schränken, statt einer Vielzahl von
Einzelkenntnissen mehr die grund¬
sätzliche Methode zu lehren und die
Denk- und Arbeitsweise zu schulen.
Deshalb wachsen die Anforderun¬
gen, die an die Fortbildung zu stel¬
len sind. Die Fortbildung muß zu¬
nächst berufs- und bedarfsbezogen
Fachwissen vermitteln. Sie muß
durch berufsbegleitende Maßnah¬
men dem Veralten des Wissenstan¬
des entgegenwirken. Fortbildung
muß ferner neue Methoden der Ver¬
waltungsarbeit, der Zusammenarbeit
und insbesondere der Planung auf¬
zeigen. Sie muß das Allgemeinwis¬
sen vertiefen und die wirtschaft¬
lichen, politischen und gesellschaft¬
lichen Zusammenhänge verdeut¬
lichen.
Allen Angehörigen des öffentlichen
Dienstes müssen gleiche Chancen
geboten werden, ihr Wissen zu er¬
weitern. Unabhängig davon ist
sicherzustellen, daß die Inhaber her¬
ausragender Ämter in besonders in¬
tensiver Weise mit allen Entwicklun¬
gen nicht nur auf fachlichem Gebiet,
sondern auch in den Bereichen der
Planung und Führung vertraut ge¬
macht werden. Die Maßnahmen
einer entsprechend qualifizierten be¬
rufsbegleitenden Fortbildung, die
der Innenminister mit den Seminaren
in Bad Oeynhausen und Hilden be¬
reits eingeleitet hat und die allen
Ressorts und auch der Kommunal¬
verwaltung offenstehen, sollen aus¬
geweitet werden.
Die Maßnahmen der Fortbildung
werden langfristig den gleichen Um¬
fang und die Bedeutung wie die der
Ausbildung erhalten. Fortbildung
kann nicht mehr allein in die Verant¬
wortung des einzelnen Angehörigen
des öffentlichen Dienstes gestellt
werden.
Dementsprechend ist das Fortbil¬
dungsangebot zu erhöhen und die
Fortbildungswilligkeit stärker als bis¬
her bei der dienstlichen Beurteilung










tiefung einer qualifizierten, be¬
rufsbegleitenden Fortbildung
für die Inhaber herausragen¬




im Programmzeitraum 17 Mio DM.
■ 9.5
Elektronische Datenverarbeitung
Bis 1975 müssen die Anwendungsbe¬
reiche der elektronischen Datenver¬
arbeitung (EDV) in der Verwaltung
noch intensiver als bisher ausgebaut
werden. Erste große Rationalisie¬
rungserfolge durch schnellere,
sichere und wirtschaftlichere Bewäl¬
tigung von Massenarbeiten mit Hilfe
der EDV sind sichtbar. Diese Vor¬
teile muß die Verwaltung bei allen
automatisierbaren Aufgaben aus¬
schöpfen. Darüber hinaus sind in Zu¬
kunft auch die neuen Möglichkeiten
zu erschließen, die EDV als Füh-
rungs- und Entscheidungshilfen für




Die Anwendung der EDV ist in der
Verwaltung dort wirtschaftlich, wo
große Mengen gleichartiger Daten
verwertet werden müssen, insbeson¬
dere, wo eine möglichst hohe Zahl
eindeutig vorbestimmter Entschei¬
dungen oder Berechnungen zu tref¬
fen ist. Das ist am deutlichsten bei
Gehalts- und Rentenzahlungen, wo
aus wenigen Faktoren monatlich
wiederkehrend Beträge für eine
große Masse von Einzelfällen zu er¬
rechnen und zahlbar zu machen
sind. Dementsprechend sind aus
dem Katalog automatisierbarer Ver¬
waltungsaufgaben mit Schwerpunkt
bereits folgende Teile verwirklicht:





• Umlage der Landwirtschaftskam¬
mern
• Feststellung der Einheitswerte
• Wohngeld (für kommunale Bewil¬
ligungsbehörden)
• Kriegsschadenrente (für kommu¬
nale Bewilligungsbehörden)
• Kriegsopferversorgung
• Vermessungstechnische und bau¬
statische Berechnungen
• Kommunaler Finanzausgleich
• Personaldatei der Polizeibeamten
• Statistik
• Zusammenstellung des Landes¬
haushalts und Rechnungslegung.
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Diese Automatisierung von Vollzugs¬
aufgaben ist im Programmzeitraum
auf alle ähnlich geeigneten Sachge¬
biete auszudehnen. Das betrifft vor
allem die weitere Automation des
Haushalts-, Kassen- und Rechnungs¬
wesens sowie die automatisierte
Festsetzung und Erhebung weiterer
Steuerarten wie Umsatz- und Vermö¬
gensteuer. Hierfür sind im Pro¬
grammzeitraum zunächst 25 Mio DM
aufzuwenden.
Für das Steuer-, Haushalts- und Kas¬
senwesen wird geprüft, ob ein
Datenfernverarbeitungssystem ge¬
schaffen werden soll, das mit dezen¬
tral nutzbaren Teilrechenzentren
arbeitet. Für den Aufbau dieses
Systems würden voraussichtlich wei¬
tere 125 Mio DM erforderlich. Dabei
muß sichergestellt sein, daß dieses
System den Bedürfnissen der inte¬
grierten Datenverarbeitung zwischen
Land, Gemeinden und Bund ent¬
spricht.
Zu den wichtigen neuen Aufgaben
gehört der Einsatz der EDV für die
Verbrechensbekämpfung. Es geht
dabei auch um die Beherrschung
großer Datenmengen, im Unter¬
schied zu den meisten bisherigen
Anwendungsarten aber zugleich um
die Bearbeitung von Einzelanfragen
im direkten Zugriff. Im Landeskrimi¬
nalamt wird ein Rechenzentrum auf¬
gebaut, in dem die Daten aus bisher
meist dezentral geführten Karteien,
z. B. Personenkartei, Kartei der Ge-
wohnheits- und Berufsverbrecher, der
gestohlenen Kraftfahrzeuge usw., stu¬
fenweise gespeichert und für Sofort¬
auskünfte ständig abrufbar gemacht
werden sollen. Umfragen bei allen
Kreispolizeibehörden werden damit
ersetzt durch eine einzige Anfrage
beim Hinweisregister. Später werden
dann typische Tat- und Tätermerk¬
male unmittelbar gespeichert und
abrufbar gemacht.
Ein Verbund dieser Anlage mit den
kriminalpolizeilichen Datenverarbei¬
tungszentren anderer Länder und
des Bundes wird angestrebt, um
die „grenzüberschreitende" Verbre¬
chensbekämpfung sicherzustellen.
Die Aufwendungen für dieses
Rechenzentrum betragen jährlich
rund 3,5 Mio DM.
Langfristiges Ziel
Automatisierung aller dazu ge¬
eigneten Verwaltungsaufgaben.
Maßnahmen bis 1975





im Programmzeitraum 168 Mio DM.
■ 9.52
Integrierte Datenverarbeitung zwi¬
schen Land, Gemeinden und Bund
Die neuartigen Vorteile der EDV
können erst dann voll genutzt wer¬
den, wenn Erfassung und Verarbei¬
tung von Daten nicht jeweils für Spe-
zialzwecke isoliert voneinander be¬
trieben werden. Entscheidend ist die
integrierte Verarbeitung von einmal
in maschinengerechter Form erfaß¬
ten Daten für alle Aufgabengebiete,
in denen sie ganz oder teilweise wie¬
derkehren. Das folgt schon daraus,
daß die Ermittlung, Eingabe und
Speicherung von Daten in EDV-Anla¬
gen einen ganz unverhältnismäßigen
Zeit- und Kostenaufwand gegenüber
der eigentlichen Datenverarbeitung
erfordern.
Die Verwendung von einmal gespei¬
cherten Daten für alle anderen Ver¬
waltungszwecke verlangt eine Inte¬
gration nicht nur innerhalb der Lan¬
desverwaltung, sondern darüber hin¬
aus mit allen anderen Trägern
öffentlicher Verwaltung. Es muß des¬
halb sowohl die horizontale Integra¬
tion der verschiedenen Geschäftsbe¬
reiche der Landesregierung als auch
die vertikale Integration der Landes¬
verwaltung hinunter zu den Kommu¬





Quelle zahlreicher Grunddaten, die
in vielen Aufgaben anderer Verwal¬
tungsträger wiederkehren. Eine wirt¬
schaftlich sinnvolle integrierte
Datenverarbeitung auf kommunaler
Ebene erscheint vollwertig erst ab
Größenordnungen möglich, die nur
mit den Einwohnerzahlen größerer
Kreise und Großstädte erreicht wer¬
den.
Als unterste Stufe der integrierten
Datenverarbeitung wird deshalb ein
lückenloses System von Datenverar¬
beitungszentralen in Großstädten
und in kooperierenden Zusammen¬
schlüssen eines oder mehrerer
Kreise mit ihren kreisangehörigen
Gemeinden erforderlich. Die Schaf¬
fung eines solchen Systems wird
durch die Vergrößerung der Kreise
im Rahmen der Kreisreform begün¬
stigt.
Nachdem die in Betracht kommen¬
den Großstädte bereits alle mit Ein¬
richtung und Ausbau von EDV-Anla¬
gen begonnen haben, und auch auf
Kreisebene die Entwicklung schnell
voranschreitet, muß das Land unver¬
züglich alle Anstrengungen unter¬
nehmen, die notwendige Integration
mit der Kommunalverwaltung zu er¬
reichen. Dazu gehört vor allem eine
Harmonisierung der im Land und in
den Gemeinden sich entwickelnden
organisatorischen und technischen
Systeme. Diese Harmonisierung muß
ohne Ausschaltung des Hersteller¬
wettbewerbs den Austausch von
Datenbeständen und möglichst auch
von Programmen ermöglichen.
Rechtsgrundlagen für eine Durchset¬
zung dieser Integration gibt es zwar
in gewissen Grenzen. Im Bereich der
Auftragsangelegenheiten und der
Pflichtaufgaben nach Weisung
könnte der Staat Regelungen für
eine integrierte Datenverarbeitung
treffen. Vorzuziehen ist aber hier wie
bei den weisungsfreien Pflichtaufga¬
ben und der freien Selbstverwaltung
die freiwillige Zusammenarbeit zwi¬
schen Landes- und Kommunalver¬
waltung.
Den Stand der Einführung der elek¬
tronischen Datenverarbeitung in den
Gemeinden und Gemeindeverbän¬
den am 1. 10. 1969 zeigt Abbil¬
dung 64. Danach lebt bereits etwa
die Hälfte der Einwohner Nordrhein-
Westfalens in Städten und Kreisen,






im Verhältnis zum Bund. Vor allem
steht noch die Festlegung eines ein¬
heitlichen Personenkennzeichens
aus. Ein einheitliches Identifizie-
rungs- und Verknüpfungsmerkmal ist
für eine wirkungsvolle und wirt¬
schaftliche Automation der Verwal¬
tung unerläßlich und auch im her¬
kömmlichen Verwaltungsverfahren
wertvoll. Es ist unwirtschaftlich,
Name, Geburtsdatum und Anschrift
einer Person an verschiedenen Stel¬
len jeweils erneut zu ermitteln und
maschinengerecht zu erfassen.
Durch ein eindeutig jedem Bürger
zugeordnetes Kennzeichen muß es
ermöglicht werden, solche Grundda¬
ten nur einmal zu erfassen und zu
speichern und für alle anderen auto¬
matisierten Verwaltungsarbeiten zu
verwerten. Weite Teile der Bevölke¬
rung sind schon jetzt durch ver¬
schiedenartige Personenkennzei¬
chen verschiedener Verwaltungen
und privater Unternehmen erfaßt.
Deshalb muß das einheitliche Perso¬
nenkennzeichen jetzt eingeführt wer¬
den. Hierauf wird gerade Nordrhein-
Westfalen als Land mit der höchsten
Einwohnerzahl mit allem Nachdruck
beim Bund hinwirken.
Die Organisation zur Vergabe des
Personenkennzeichens ist späte¬
stens 1971 aufzubauen, damit die
Erstvergabe bis 1973 abgeschlossen
werden kann. Die örtlichen oder
überörtlichen EDV-Zentren sollen
soweit wie möglich bei der Vergabe
der Personenkennzeichen einge¬
schaltet werden. Neue EDV-Kapazi¬
täten für die Grunddaten von 17 Mio
Einwohnern des Landes werden
jährlich Miet- und Personalkosten in




Vollzugs- und Planungsaufgaben im
Bauwesen können durch den Aufbau
eines integrierten Datenverarbei¬
tungssystems besser erfüllt werden.
Das System erlaubt einen kontinuier¬
lichen Datenfluß bei der Planung,
Ausführung und Abrechnung der
Bauvorhaben. Für die schnelle und
wirtschaftliche Bewältigung von
Großbauvorhaben vor allem im
Hochschul- und Verkehrsbau wird
dies immer wichtiger. Das integrierte
System ist so zu entwickeln, daß es
in den Bauverwaltungen des Landes
und der Gemeinden und anderer
Verwaltungsträger anwendbar ist,
zugleich aber auch den Datenaus¬
tausch innerhalb der gesamten Bau¬
wirtschaft — Auftraggeber, Arbeit¬
nehmer, Architekten, Ingenieure,
Hersteller, Handel — ermöglicht. Das
System muß so angelegt sein, daß
auch über die Baumarktsituation
hinsichtlich Struktur und Konjunktur
und über die Entwicklung der Bau¬
kapazitäten zuverlässige Aussagen
gemacht werden können. Hierfür




Eine weitgehend durchgeführte inte¬
grierte Datenverarbeitung kann Ge¬
fahren bergen. Das Verwaltungsver¬
fahren kann dadurch u. U. stärker
zementiert erscheinen, weil der Auf¬
wand für Veränderungen an zentra¬
ler Stelle auftritt und dadurch mehr
auffällt. Weiter läßt die große An¬
sammlung automatisch abrufbarer
Daten über Einzelpersonen die Miß¬
brauchsgefahr höher erscheinen.
Tatsächlich ist aber der Einblick in
Einzeldaten schon technisch viel
schwieriger; im übrigen wird die
Landesregierung alle Sicherheits¬
maßnahmen ergreifen, um Miß¬
brauch auszuschließen. Dazu gehö¬
ren vor allem technische Abrufsper¬
ren, Kontrollregelungen und mög¬
liche Dezentralisierungen. Diesen
Gesichtspunkten wird größte Auf¬
merksamkeit gewidmet, um Beden¬




Die institutionelle Form der integrier¬
ten Datenverarbeitung ist von gerin¬
gerer Bedeutung, wenn die gebotene
funktionale Zusammenarbeit erreicht
wird. Ein organisatorischer Zusam¬
menschluß des Landes mit den Ge¬
meinden zu einer gemeinsamen Trä¬
gerschaft von Rechenzentren ist
wegen des hohen Standes der EDV
in den nordrhein-westfälischen Kom¬
munen nicht vordringlich. Es wäre
allerdings erwünscht, wenn sich
Regelungen erreichen ließen, bei
denen unter voller Gleichberechti¬
gung beider Seiten Land und Ge¬
meinden ihre zur gemeinschaftlichen
Erledigung kommunaler und staat¬
licher Aufgaben geeigneten Rechen¬
zentren gemeinsam nutzen würden.
Im Bereich der Finanzverwaltung
des Landes ist sicherzustellen, daß
die Automatisierung des Kassen-
und Steuerwesens auch dann für
eine solche Zusammenarbeit mit den
Kommunalverwaltungen offen bleibt,
wenn dort ein Datenfernverarbei¬
tungssystem mit dezentral nutzbaren
Teilrechenzentren erforderlich wird.
Damit das Land die Integration der
Datenverarbeitung in der Verwaltung
mit dem Bund und den Kommunal¬
verwaltungen wirksam fördern und
selbst nutzen kann, muß eine ein¬
heitliche Konzeption aller Ressorts
der Landesregierung in Abstimmung
mit den Bedürfnissen der anderen
Verwaltungsträger detailliert entwik-
kelt werden. Das notwendige Min¬
destmaß an Vereinheitlichung muß
durch eine freiwillige, aber intensive
Zusammenarbeit mit den kommuna¬
len Spitzenverbänden, der Kommu¬
nalen Gemeinschaftsstelle für Ver¬
waltungsvereinfachung und mit wis¬
senschaftlichen Instituten wie der
Gesellschaft für Mathematik und
Datenverarbeitung erreicht werden.








Entwicklung eines Systems der
integrierten Datenverarbei¬








Völlig neue Möglichkeiten bietet die
integrierte Datenverarbeitung zur
Gewinnung von Planungs- und Ent¬
scheidungshilfen. Dieser Bereich
muß wesentlich stärker als bisher
beachtet und gefördert werden. Ein¬
mal gespeicherte Daten können in
kürzester Zeit nach vielen eingege¬
benen Kriterien in den verschieden¬
sten logischen Verknüpfungen wie¬
der ausgewertet werden. Die so ver¬
fügbaren Informationen sind mit her¬
kömmlichen Mitteln entweder nicht
oder nur mit unverhältnismäßigem
Zeit- und Arbeitsaufwand zu erhal¬
ten. Sie sind aber notwendig, um die
immer größer werdende Komplexität
der gesellschaftlichen Verhältnisse
durchsichtig zu machen, damit poli¬
tisch notwendige Maßnahmen des
Staates rechtzeitig erkannt, geplant
und schnell genug durchgeführt wer¬
den können. Beispiele sind Finanz-
und Strukturpolitik.
Zum Hilfsmittel der Finanzpolitik
muß die weitgehende Automatisie¬
rung des Haushalts-, Kassen- und
Rechnungswesens werden. Mit ihr
läßt sich ein exakter Überblick über
die Finanzlage des Landes und ihre
Entwicklungstendenzen allgemein
oder gezielt auf Spezialgebiete stets
zeitnah beschaffen. Finanzpolitische
Modellrechnungen mit verschieden¬
sten Annahmen werden ermöglicht.
Hilfsmittel der Wirtschafts- und Infra¬
strukturpolitik soll zunächst eine
Strukturdatenbank werden. Sie spei¬
chert nicht nur Einzeldaten, sondern
hält auch strukturrelevante Daten¬
gruppen bereit, ermöglicht deren ver¬
schiedenste Verknüpfungen und läßt
Entwicklungstendenzen sichtbar wer¬
den. Sie gestattet eine kontinuier¬
liche Raum- und Strukturbeobach¬
tung und bietet damit die wichtigste
Voraussetzung für die Strukturpoli¬
tik. Wenn Entwicklungstrends früh
erkennbar werden, können Struktur¬
verbesserungsmaßnahmen rechtzei¬
tig geplant und im Modell mit ange¬
nommenen und auf die Zukunft
hochgerechneten Daten durchge¬
spielt werden. Danach können die
wirksamsten und wirtschaftlichsten
Maßnahmen sicherer ausgewählt
und schneller eingeleitet werden.
Als Ansätze solcher Führungshilfen
sind bereits entwickelt:
• Übersicht über Zweckzuweisun¬
gen und unmittelbaren Einsatz
von Landesmitteln,
• erste Abfragemöglichkeit der
Datenbank für Strukturinformatio¬
nen.
Wichtige Voraussetzung für die Nut¬
zung der EDV als Planungs- und Ent¬
scheidungshilfe ist die möglichst in¬
tegrierte Automation von Vollzugs¬
aufgaben der Verwaltung in einigen
grundlegenden Sachbereichen. Ist
ein gewisser Mindestumfang an inte¬
grierter Datenverarbeitung erreicht,
lassen sich für viele Planungsaufga¬
ben die benötigten Ausgangsdaten
mit geringem Mehraufwand als Ab¬
fallprodukt des Verwaltungsvollzugs
gewinnen. Am deutlichsten ist das
bei der Automation des Einwohner¬
wesens zur Gewinnung der Einwoh¬
nergrunddaten nicht nur für Voll¬
zugsaufgaben, sondern auch für
Strukturplanung. Es gilt ebenso für
das Finanzwesen, das Bauwesen und
auf längere Sicht auch für das
Liegenschaftswesen.
Sowohl für die Integration der
Datenverarbeitung mit anderen Ver¬
waltungen wie für die Entwicklung
der EDV zum Führungsinstrument
für Parlament, Regierung und Ver¬
waltung ist die Entwicklung einer
einheitlichen Konzeption die ent¬
scheidende Voraussetzung. Die
Fachdatensammlungen — vor allem
im Geschäftsbereich des Finanz-
und Innenministeriums — müssen
weiter ausgebaut werden. Die Struk¬
turdatenbank muß auf Dauer zu
einer Datenbank für umfassende sta¬
tistische Informationen fortentwik-
kelt werden, die über die amtliche
Statistik hinausgeht. Entwicklungen
im Bund und andernorts lassen
die Notwendigkeit weiterer Daten¬
banken, etwa für juristische, politi¬
sche und Forschungsinformationen,
schon in absehbarer Zeit erkennen.
Entwicklungsarbeiten hierfür werden
noch im Programmzeitraum erfor¬
derlich.
Diese Datenbanken müssen als Ele¬
mente eines zu entwickelnden ein¬
heitlichen Landesinformationssy¬
stems aufeinander abgestimmt und
nutzbar gemacht werden. Das Infor¬
mationssystem soll Parlament,
Regierung und Verwaltung zur Ver¬
fügung stehen. Die Landesregierung
begrüßt Überlegungen zur Parla¬
mentsreform, die Zugangsregelun¬
gen für den Landtag einbeziehen.
Neben den Ressorts der Landesre¬
gierung sollen auch andere interes¬
sierte Stellen soweit wie möglich Zu¬
gang zum Landesinformationssystem
erhalten, vor allem auch die staat¬
liche Mittelinstanz. Der Datenfluß
von und zu den Gemeinden und Ge¬








und Entwicklung eines Lan¬
desinformationssystems.
Landesausgaben
im Programmzeitraum 33 Mio DM.
■ 9.54
Automationsgerechte Vorschriften
Automatisierbar sind nur solche Ver¬
waltungsvorgänge, die sich auf ein
logisches System von Ja-Nein-Ent¬
scheidungen zurückführen lassen.
Die geltenden und zukünftigen Ge¬
setze und Richtlinien sind sorgfältig
darauf zu prüfen, wie weit ein Er¬
messensspielraum bei der Einzelfall¬
bearbeitung notwendig ist.
Es hat sich als besonders automa-
tionshemmend erwiesen, daß viele
gesetzliche und richtlinienmäßige
Festlegungen nicht auf die besonde¬
ren organisatorischen Notwendigkei¬
ten automatisierter Verfahren Rück¬
sicht nehmen, und zwar gerade auch
dort, wo kein Ermessensspielraum
besteht. Das betrifft vor allem Ver¬
fahrensregelungen. Zum Beispiel
sind die Vorschriften über die Zulas¬
sung und Registrierung von Kraft¬
fahrzeugen nach der Straßenver¬
kehrszulassungsordnung sowie über
die Kraftfahrzeugbesteuerung und
das Melderecht nicht aufeinander
abgestimmt, so daß die gerade bei
einer solchen Massenaufgabe drin¬
gend erforderliche integrierte Auto¬
mation behindert wird. Dabei sollten
die Bedürfnisse der kriminalpolizei¬
lichen Fahndung berücksichtigt wer¬
den und Verbindungen zu den eben¬
falls schon weitgehend automatisier¬




Für alle funktionell so eng zusam¬
menhängenden Aufgaben müssen
deshalb Gesamtkonzeptionen ent¬
wickelt und rechtlich gesichert wer¬
den, die ohne Rücksicht auf bishe¬
rige Zuständigkeiten danach ausge¬
richtet sind, wo die insgesamt benö¬
tigten Daten am einfachsten ermittelt
und aufbereitet werden können, und
welchen Stellen sie zugänglich ge¬
macht werden müssen.
Die neuen technischen Möglichkei¬
ten der Automatisierung dürfen
grundsätzlich nicht die materiellen
Entscheidungen der Verwaltung be¬
einflussen. Für die Formen des Ver¬
waltungshandels machen sie jedoch
vielfach Umstellungen erforderlich.
Zum Beispiel dürfen unter maschi¬
nell ausgedruckten Bescheiden sinn¬
vollerweise keine Unterschriften ge¬
fordert werden. Die Tätigkeit von
Prüfungsämtern wird sich von der
nachträglichen Prüfung von Einzel¬
fällen zur vorherigen Prüfung der
Verfahrensentwicklung und der Test¬
läufe neuer Maschinenprogramme
verlagern müssen. Als Inhalt der
Amtshilfe unter Behörden muß künf¬
tig nicht nur die bisher übliche Über¬
sendung von Akten, sondern auch
der Austausch von Datenträgern ver¬
standen werden.
Die Automatisierbarkeit von Verwal¬
tungsverfahren läßt sich nur dann er¬
reichen, wenn bei der Vorbereitung
















EDV-Ausbildung für die Verwaltung
Die Schwierigkeiten bei der Einfüh¬
rung der EDV in die Verwaltung lie¬
gen weniger im technischen Bereich
als in der Bereitschaft und Fähigkeit
zur Übernahme dieser neuen
Arbeitstechnik. Diese Bereitschaft
setzt technische Grundlagenkennt¬
nisse für eine Automation zwar vor¬
aus; das Schwergewicht liegt aber
bei der Kenntnis der Anwendungs¬
möglichkeiten und der Aufgabenstel¬
lung (Problemanalyse, Systemana¬
lyse).
Die Entwicklung ist zu weit fortge¬
schritten, als daß die Verwaltung auf
Bewerber mit entsprechenden Vor¬
kenntnissen als Nachwuchs warten
könnte. Datenverarbeitungsfachleute
ohne Verwaltungskenntnisse heran¬
zuziehen, hat nicht den gewünschten
Erfolg gehabt. Grundkenntnisse der
EDV müssen deshalb im Wege der




Für diejenigen Dienstkräfte, die un¬
mittelbar an Einführung und Ausbau
der EDV in der Verwaltung arbeiten
sollen, genügen bloße Grundkennt¬
nisse nicht. Hierfür ist eine intensive
SpezialSchulung als Systemanalyti¬
ker, EDV-Organisator oder Program¬
mierer erforderlich, für die insge¬
samt etwa drei Viertel Jahre nötig
sind. Eine solche Ausbildung muß,
schon um bestgeeignete Lehrkräfte
anwerben zu können, möglichst ge¬
meinsam für Spezialisten aus dem
Bereich der Landes- und Kommu¬
nalverwaltung eingerichtet werden.
Im Programmzeitraum werden rund












Zusammenarbeit mit den kom¬
munalen Spitzenverbänden;
Einführung der Verwaltungs¬
angehörigen in die Grundlagen
der EDV durch Fortbildungs¬
veranstaltungen.
Landesausgaben
im Programmzeitraum 26 Mio DM.
■ 9.6
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen
Regierung und Verwaltung sind ver¬
pflichtet, mit den ihnen anvertrauten
Steuergeldern wirtschaftlich umzu¬
gehen. Häufig beschränken sich die
Überlegungen darauf, wie bei Durch¬
führung einzelner Maßnahmen oder
im allgemeinen Geschäftsgang der
Verwaltung gespart werden kann.
Viel schwieriger ist zu beurteilen, ob
Nutzen oder Wirksamkeit der Maß¬
nahmen im bestmöglichen Verhältnis
zu den Kosten stehen.
Die öffentlichen Aufgaben müssen
stärker daran gemessen werden, wie¬
viel sie zum gesamtwirtschaftlichen
Nutzen beitragen. Voraussetzung
dafür ist eine genaue Zielbeschrei¬
bung staatlicher Maßnahmen. Ziel ist
nicht Durchführung der jeweiligen
Aufgabe, sondern der damit ange¬
strebte Erfolg. Systematisch zu un¬
tersuchen ist, welche Maßnahmen
möglich sind, wie erfolgverspre¬
chend sie sind und wie jeweils das
Verhältnis des gesamtwirtschaft¬
lichen Nutzens zu den Kosten ist.
Was das allgemeine Wohl am mei¬
sten steigert, läßt sich dabei nicht
vollständig erfassen. Mehr Möglich¬
keiten als bisher, den gesamtwirt¬
schaftlichen Nutzen zahlenmäßig zu
ermitteln, bieten Nutzen-Kosten-
Untersuchungen, wie sie auch im
neuen Haushaltsgrundsätzegesetz
des Bundes vorgesehen sind. Bei
diesen Untersuchungen dürfen nicht
nur Aufwand und Ersparnis des
Staates berücksichtigt werden. Viel¬
mehr müssen auch Belastungen und
Vorteile eingerechnet werden, die
bei Bürgern oder privaten Wirt¬
schaftsbereichen auftreten.
Politische Entscheidungen über staat¬
liche Maßnahmen lassen sich nicht
durch Berechnungen ersetzen. Es ist
auch nicht Sinn solcher Untersuchun¬
gen, immer auf die „billigste" Lösung
zu drängen. Neben den in Geld be¬
rechenbaren Vorteilen können an¬
dere Nutzeffekte wichtiger sein. Des¬
halb kann die politische Entschei¬
dung für eine in Geld teurere Lösung
doch richtig sein. Es soll aber er¬
möglicht werden, diese Entscheidung
auf Grund besserer Kenntnis und
vollständigerer Abwägung der Aus¬
wirkungen auf die Gesamtwirtschaft
zu treffen.
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Es darf nicht verkannt werden, daß
das Prinzip der Nutzen-Kosten-Unter¬
suchungen nur begrenzt anwendbar
ist. Ob z. B. der gesamtwirtschaft¬
liche Nutzen des Einsatzes öffent¬
licher Mittel im Verkehrswesen grö¬
ßer ist als bei Investitonen im Bil¬
dungswesen, läßt sich nicht mehr
rechnerisch erfassen. Es gibt Grund¬
kategorien staatlichen Handelns, zwi¬
schen denen geldliche oder mengen¬
mäßige gesamtwirtschaftliche Ver¬
gleichsrechnungen kaum noch mög¬
lich sind. Dazu gehören etwa
• innere Sicherheit und Rechtspflege
• Bildungswesen
• Sozial- und Gesundheitswesen
• Raumordnung, Städtebau und
Verkehr.
Soweit der Nutzen staatlicher Maß¬
nahmen überhaupt nicht in Geld ge¬
messen werden kann, bleibt als Be¬
wertungsmaßstab zwischen verschie¬
denen Möglichkeiten das Verhältnis




gen müssen alle in Betracht kom¬
menden Möglichkeiten zurErreichung
eines Zieles erfassen. Dadurch wer¬
den sie wissenschaftlich zum Teil
recht aufwendig. Im Verhältnis zu
den oft sehr hohen Kosten öffent¬
licher Investitionen bleiben jedoch
die Kosten solcher Wirtschaftlich¬
keitsuntersuchungen meistens ge¬
ring, während die Wirtschaftlichkeit
der Investitionen unter Umständen
erheblich gesteigert werden kann.
Analysen dieser Art sind in der
öffentlichen Verwaltung bisher nur
in Spezialfällen angestellt worden.
Die Landesregierung wird eine Be¬
stimmung über Nutzen-Kosten-Unter¬
suchungen für geeignete Projekte
von erheblicher finanzieller Bedeu¬




Wegen der Schwierigkeit und des
Umfangs solcher Arbeiten ist aus
organisatorischen und personellen
Gründen eine längere Einführungs¬
zeit erforderlich. Im Programmzeit¬
raum müssen die Voraussetzungen
dafür geschaffen werden, daß Nut¬
zen-Kosten-Untersuchungen inner¬
halb der Landesverwaltung ange¬
stellt und ausgewertet werden kön¬
nen. Die wirtschaftswissenschaftliche
Vorbildung reicht für solche Unter¬
suchungen bislang nicht aus. Ähn¬
liche Fragestellungen der Betriebs¬
wirtschaft können auf Probleme der
öffentlichen Hand nicht übertragen
werden. Die Bedeutung gesamtwirt¬
schaftlicher Analysen in der öffent¬
lichen Verwaltung wird so zuneh¬
men, daß eine Möglichkeit der Vor¬
bereitung an den Hochschulen auf
diese Arbeit sichergestellt werden
muß. Für theoretische und ange¬
wandte Forschung und Vermittlung
der Analysetechnik von Wirtschaft¬
lichkeitsuntersuchungen für öffent¬
liche Aufgaben muß deshalb ein zu¬
sätzlicher Lehrstuhl an einer Univer¬
sität des Landes eingerichtet werden.
Bis zum Heranwachsen entspre¬
chend ausgebildeten Personals müs¬
sen umfangreichere Analysen durch
Einzelaufträge an wissenschaft¬
liche Institute durchgeführt wer¬
den, die sich bereits mit diesem Auf¬
gabengebiet befaßt haben. Wegen
der notwendigen Vertrautheit mit den
Möglichkeiten der Verwaltung und
den rechtlichen Grenzen der zu prü¬
fenden Alternativen kann die Ver¬
gabe solcher Einzeluntersuchungen
an außenstehende Stellen aber nicht
ausreichen. Auf längere Sicht müs¬
sen ressortübergreifende Analysen
innerhalb der Landesregierung durch¬




Untersuchungen müssen bei ge¬







gen werden im Entwurf einer
neuen Landeshaushaltsord¬
nung vorgesehen; die wissen¬
schaftliche Theorie und An¬
wendung von Nutzen-Kosten-
Untersuchungen in der Verwal¬








im Programmzeitraum 1 Mio DM.
■ 9.7
Bund und Land
Das Verhältnis von Bund und Land
wird bis 1975 weitgehend durch die
1969 durchgeführte Finanzreform be¬
stimmt sein. Die neue Form des
Föderalismus wird den Einfluß des
Bundes auf die Erfüllung von Lan¬
desaufgaben wesentlich erhöhen.
Die Arbeitsweise des Föderalismus
wird sich ändern. Eine grundsätz¬
liche Verringerung der politischen
Substanz der Länder erscheint lang¬
fristig möglich. Das Land muß daher
Maßnahmen ergreifen oder unter¬




Die Finanzreform hat eine Reihe von
neuen Bundeszuständigkeiten von
staatspolitischem Gewicht und er¬
heblichen Auswirkungen gebracht.
Die drei Gemeinschaftsaufgaben —
Hochschulbau, Wirtschaftsstruktur¬
verbesserung, Agrarstrukturverbes-
serung — sind zwar Länderaufgaben
geblieben; sie werden aber vom
Bund und Land gemeinsam geplant
und je zur Hälfte finanziert. Darüber
hinaus ist der Bund ermächtigt,
Finanzhilfen für Landes- und Kom¬
munalinvestitionen zu gewähren.
Damit hat der Bund auf politisch be¬
deutsamen Gebieten erheblich an
Einfluß gewonnen. Der Bund hat die
Chance, seine Macht weiter zu ver¬
größern, wenn er eine geschlossene
politische Konzeption entwickelt und
diese durch Einsatz hoher Finanz¬
mittel, die er den Ländern anbietet,
durchzusetzen versucht. Der Bund
hat nicht versucht, den Vollzugsap¬
parat für die Innenpolitik zu über¬
nehmen. Dieser ist im wesentlichen
in der Hand der Länder. Sowohl in
der politischen Planung als auch in
der Ausführung der Politik hat sich
auf den meisten Sachgebieten das
Verhältnis einer Kooperation zwi¬
schen Bund und Ländern entwickelt,
für die keine einheitlichen Formen
gelten und die daher auch unter¬
schiedliche Einflußchancen lassen.
Bei dieser Lage wird sich die Lan¬
desregierung dafür einsetzen, daß
aus der „Mischplanung" und
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„Mischfinanzierung" der Gemein¬
schaftsaufgaben kein weiterer Ein¬
flußverlust des Landes, insbeson¬
dere des Landtags, entsteht.
Die Gefahren der „Mischverwaltung"
und „Mischfinanzierung" erfordern
vor allem im Länderbereich eine ver¬
stärkte Zusammenarbeit. Nach den
Finanzreformgesetzen bleiben die
Länder weiterhin aufgerufen, für die
Planungen bei den Gemeinschafts¬
aufgaben die regionalen Konzeptio¬
nen zu entwickeln; insoweit verbleibt
ihnen die Planungshoheit. Entspre¬
chendes gilt für die Investitionen der
Länder und Gemeinden, die der
Bund finanziell fördern kann.
Die Rahmenplanung für die Gemein¬
schaftsaufgaben und die Finanzhil¬
fen des Bundes begünstigen eine
Entwicklung, bei der lediglich Res¬
sortlösungen ausgehandelt werden.
Eine integrierte Entwicklungspla¬
nung könnte dadurch im Ansatz ver¬
hindert werden.
Die Landesregierung ist deshalb der
Ansicht, daß Bund und Länder ein
fünfjähriges Bundesentwicklungspro¬
gramm aufstellen müssen. Durch die¬
ses Programm ist sicherzustellen,
daß sich die zwischen Bund und Län¬
dern ausgehandelten Einzelmaßnah¬
men in einen Gesamtrahmen einfü¬
gen und daß langfristig gleichblei¬
bende Lebenschancen in allen Teilen















Neugliederung der Länder nach Art.
29 GG
Das föderative System gewährleistet
in besonderem Maße eine Organisa¬
tion des Staates nach den Grundsät¬
zen des freiheitlichen demokrati¬
schen Rechtsstaats. Es setzt neben
das in der Zeit der modernen Mas¬
sendemokratie nur noch beschränkt
wirksame klassische Prinzip der
horizontalen Gewaltenteilung zwi¬
schen Regierung, Gesetzgebung und
Rechtsprechung die vertikale Teilung
der staatlichen Gewalt zwischen
Bund und Ländern. Die bundesstaat¬
liche Gewaltenteilung schützt den
Bürger vor übermäßiger Konzen¬
tration der staatlichen Macht in nur
einer Zentrale und dient damit zu¬
gleich der Freiheit des einzelnen.
Die bundesstaatliche Ordnung ist
und bleibt darüber hinaus ein zweck¬
mäßiges Mittel zur Bewältigung der
Aufgaben der modernen Massenge¬
sellschaft, deren Kompliziertheit den
Bürger zu verwirren und dem Staat
zu entfremden droht. Sie ermöglicht
in überschaubaren Räumen stärker
als ein zentralistisches System die
aktive Beteiligung des Staatsbürgers
an der Politik, ohne welche die De¬
mokratie auf die Dauer nicht leben
kann. Sie schafft die Voraussetzun¬
gen für eine lebensnahe, sachkom¬
petente, unbürokratische Verwaltung
sowie deren effektive parlamentari¬
sche Kontrolle.
Bei der Weiterentwicklung der föde¬
rativen Systeme durch die Finanzre¬
form ist die Frage der Neugliederung
der Länder ganz in den Hintergrund
getreten. Diese Neugliederung, die
durch einen bisher unerfüllten Ver¬
fassungsauftrag vorgeschrieben ist,
wird die bundesstaatliche Ordnung
entscheidend arbeitsfähiger machen.
Die Kommission für die Finanzre¬
form hat bereits in ihrem Gutachten
ausgeführt, daß die Wirksamkeit von
raumordnenden Maßnahmen der
regionalen Wirtschaftspolitik und die
Finanzausgleichsaufgabe erleichtert
werden würden, „wenn es gelänge,
durch eine Neugliederung des Bun¬
desgebietes eine bessere Ausge¬
glichenheit der einzelnen Länder zu
erreichen; damit könnte eine stär¬
kere Ausnutzung der Standortbedin¬
gungen und eine größere Wirksam¬
keit des öffentlichen Mitteleinsatzes
erreicht werden". Deutlicher heißt es
in Ziff. 29 des Gutachtens: „Außer¬
dem genügt die derzeitige Gliederung
des Bundes in elf nach Größe und
Leistungskraft sehr unterschiedliche
Länder nicht den Ansprüchen der
heutigen Zeit. Die Durchführung des
Art. 29 GG ist daher ein dringendes
Erfordernis. Das föderalistische
Staatsprinzip wird sich nach Auffas¬
sung der Kommission um so frucht¬
barer entfalten, je gleichmäßiger und
leistungsfähiger die Länder sind."
Die kleinen Flächenländer bisherigen
Zuschnitts sind chronisch steuer¬
schwach. Sie haben für Bevölke¬
rungsbereiche mit Einwohnerzahlen
zu sorgen, die es ihnen z. B. er¬
schweren, selbständig Universitäten
und Hochschulen zu unterhalten oder
wirtschaftlich Rundfunk- und Fern¬
sehanstalten zu betreiben. Zum
Beispiel würden bei einem denkba¬
ren Zusammenschluß der Länder
Schleswig-Holstein, Hamburg, Bre¬
men und Niedersachsen zu Nord¬
deutschland und bei einem mög¬
lichen Zusammenschluß der Länder
Hessen, Rheinland-Pfalz und Saar¬
land zu Rheinland-Hessen fast alle
Länder die 10-Mio-Einwohner-
Grenze überschreiten und damit die
genannten Aufgaben ordnungsge¬
mäß erfüllen können. Ein Länderfi¬
nanzausgleich würde sich bis auf
geringe Zahlungen erübrigen. Die
Gesetzgebungsarbeit im Bundesrat
und die Planungsarbeit an den Ge¬
meinschaftsaufgaben würden tech¬
nisch wesentlich erleichtert.
Aus diesen Gründen ist die Landes¬
regierung der Ansicht, daß nach
mehr als 20 Jahren Geltungsdauer
des Grundgesetzes und nach der
Verabschiedung der Finanzreform
nunmehr auch eine Neugliederung
des Bundesgebietes durchgeführt
werden muß. Nordrhein-Westfalen
stellt dabei keine Gebietsansprüche;
über geringfügige Grenzbereinigun¬
gen kann unabhängig von einer Län¬
derneugliederung verhandelt werden.
Das durch die Entwicklung der Ver¬
hältnisse weitgehend überholte
Luther-Gutachten ist zunächst durch
eine neue Untersuchung zu ergän¬
zen. Sodann bedarf es der Einberu¬
fung einer größeren besonderen
Konferenz außerhalb der Routine
Abbildung 65
Schema einer möglichen





















der bisher vorhandenen Organe von
Bund und Ländern, die versuchen
muß, für dieses Problem eine poli¬
tisch gangbare Lösung zu erarbei¬
ten. Für die Neugliederung sollte
nicht nur nach einem endgültigen
Ergebnis gesucht werden, sondern
auch nach Zwischenlösungen, insbe¬
sondere nach geeigneten Verfah¬
rensschritten, die auf eine endgül¬
tige Lösung zuschreiten.
Wenn andere Bemühungen nicht
zum Erfolg führen, wird Nordrhein-
Westfalen im Programmzeitraum
eine Gesetzes-Initiative zur Neuglie¬
derung des Bundesgebietes nach
Art. 29 GG einbringen.
Eine Vorstellung über die mögliche
Art der Neugliederung gibt das
Schema der Abbildung 65 (Seite 157).
Langfristiges Ziel
Neugliederung des Bundesge¬










10. FINANZIERUNG Das Nordrhein-Westfalen-Programm
1975 respektiert mit seinem finan¬
ziellen Gesamtumfang die Leistungs¬
fähigkeit des Landes. Die Landesre¬
gierung beabsichtigt, das Programm
durch Einbringung künftiger Haus¬
halte im Landtag zu verwirklichen.
■ 10.1
Landesausgaben
Das Programm gilt für die Jahre 1971
bis 1975, die zuletzt aufgestellte
mittelfristige Finanzplanung für die
Jahre 1969 bis 1973. Es ist daher
notwendig, die mittelfristige Finanz¬
planung bei der nächsten Fortschrei¬
bung mit dem Programm in Ein¬
klang zu bringen. Bei den weiteren
jährlichen Fortschreibungen der Fi¬
nanzplanung werden auch Anpas¬
sungen des Programms an die Ent¬
wicklung in Betracht kommen.
Das Nordrhein-Westfalen-Programm
sieht insgesamt Maßnahmen vor, für
die reine Landesmittel in Höhe von
rund 31 000 Mio DM aufzubringen
sind. Es umfaßt rund 30 Prozent der
im Programmzeitraum zu erwarten¬
den Landesausgaben.
Gegenüber den vergleichbaren An¬
sätzen der mittelfristigen Finanzpla¬
nung, die zu diesem Zweck nach
den Grundsätzen der bisherigen
mittelfristigen Finanzplanung 1969 bis
1973 bis zum Jahre 1975 fortgerech¬
net wurden, erfordert das Programm
einen Mehrbedarf in Höhe von knapp
3,6 Prozent der im Programmzeit¬
raum erwarteten Gesamtausgaben
des Landes.
Gesamt- und Mehrbedarf des Pro¬
gramms sind in Übersicht 66 nach
Programmteilen gegliedert. Abbil¬
dung 67 zeigt das Verhältnis von
Gesamthaushalt und Programmaus¬
gaben nach Jahresraten.
Bei der Fortschreibung der mittel¬
fristigen Finanzplanung wird geprüft
werden, in welchem Maße der Vor¬
rang der im Programm erfaßten Auf¬
gaben entsprechende Kürzungen an¬
derer Landesaufgaben gebietet und
rechtfertigt.
Die vorgesehene Steigerung der In¬
vestitionen in einem Fünfjahreszeit¬
raum wird im Hinblick auf die Pla-
nungs- und Baukapazitäten Schwie¬
rigkeiten bereiten. Das gilt vor allem
bei Hochbaumaßnahmen. Es ist des¬
halb nicht auszuschließen, daß die
vorgesehenen Finanzmittel im Pro¬
grammzeitraum für einzelne Auf¬
gabengebiete nicht voll ausgegeben
werden.
Die Verwirklichung des Programms
steht auch unter dem Vorbehalt der
gesamtstaatlichen Konjunktur- und
Stabilitätspolitik. In der Konjunktur-
abschwächung sind Ausgaben zeit¬
lich vorzuziehen, in der Hochkonjunk¬
tur zu strecken. Hochschul- und
bildungspolitische Maßnahmen sollen
jedoch erst in letzter Linie von
gegebenenfalls notwendigen Strek-
kungen betroffen werden.
Die Landesregierung behält sich des¬
halb vor, die zeitliche Festlegung
der Programmaufgaben bei der Ein¬
bringung künftiger Haushalte im
Landtag aus Gründen der Kapazität











planung in Mio DM
3 Arbeit und Wirtschaft . . .
4 Bildung und Forschung . .
5 Planung, Bau und Verkehr .
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Abbildung 67
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reine Landesausgaben für Nord¬
rhein-Westfalen-Programm 1975
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Der finanzielle Mehrbedarf des Pro¬
gramms ist nach dem Stand von
Ende 1969 errechnet. Er kann sich
durch die Entwicklung der zugrunde¬
liegenden Annahmen und auf Grund
der notwendigen Vorbehalte im Laufe
der fünf Programmjahre verändern.
Der Nachweis der Deckungsmöglich¬
keit des Mehrbedarfs läßt sich nur
vom Ausgangspunkt her darstellen.
Damit wird aufgezeigt, daß das Pro¬
gramm realisierbar ist und wie¬
weit es Spielraum für Abweichungen
der künftigen finanziellen Entwick¬
lung enthält. Diese Rechnung zeigt
auch, daß das Programm den in
Prozentzahlen nicht groß erscheinen¬
den Mehrbedarf nicht weiter über¬
schreiten durfte, ohne seine Reali¬
sierbarkeit in Frage zu stellen. Dies
zwang zur Beschränkung vieler Pro¬
grammansätze auf ein Maß, das dem
anzuerkennenden Bedarf nicht immer
gerecht werden konnte.
Die mittelfristige Finanzplanung muß
zur Vorbereitung der Landeshaus¬
halte von vorsichtigen Steuerschät¬
zungen ausgehen. Diese haben einen
Genauigkeitsgrad von 2 Prozent nach
oben und unten. Auf Grund der
neueren Entwicklung konnte die der
Finanzplanung des Landes 1969 bis
1973 zugrundeliegende Schätzung
heraufgesetzt werden. Auf den Pro¬
grammzeitraum insgesamt gerechnet
ergibt sich daraus ein Mehr an
Steuereinnahmen in der Größen¬
ordnung von 1500 Mio DM. Davon
liegen rund zwei Drittel für zwangs¬
läufige Ausgabensteigerungen fest.
Rund 500 Mio DM können für den
Mehrbedarf des Programms verwen¬
det werden. Dabei handelt es sich
vor allem um die Erhöhung der
Mittel für Städtebau und Schulbau im
kommunalen Finanzausgleich.
Vom Mehrbedarf des Programms
von rund 3750 Mio DM
bleiben nach Abzug von 500 Mio DM




Die Finanzreform läßt eine stärkere
finanzielle Beteiligung des Bundes an
den Landesaufgaben erwarten. Das
konnte in der letzten mittelfristigen
Finanzplanung noch nicht voll be¬
rücksichtigt werden. In den einzel¬
nen Programmabschnitten ist darge¬
stellt, daß das Land folgende Bun¬
desbeteiligungen erwartet:
Wegen des langfristig wachstumsstei¬
gernden Charakters der Programm¬
maßnahmen hält es die Landesregie¬
rung für vertretbar, unter Berücksich¬
tigung der gesamtwirtschaftlichen
Entwicklung die Finanzierung des
restlichen Bedarfs auf dem Kredit¬
wege über einen längeren Zeitraum
zu verteilen. Dabei soll die durch¬
schnittliche Pro-Kopf-Verschuldung
der übrigen Flächenländer der Bun¬
desrepublik nicht überschritten wer¬
den.
Dieser Durchschnitt betrug
Mitte 1969 309,57 DM
Nordrhein-Westfalen hat
dagegen nur eine Pro¬
Kopf-Verschuldung von 114,50 DM
Das ergibt eine
Differenz von 195,07 DM
oder insgesamt rund 3300 Mio DM
bis zur durchschnittlichen Verschul¬
dung der übrigen Bundesländer.
Wenn man die Entwicklung der
durchschnittlichen Länderverschul¬
dung nur sehr vorsichtig mit etwa
der Hälfte der Zuwachsraten der letz¬
ten zehn Jahre ansetzt, wird das
Land 1975 über die in der mittelfristi¬
gen Finanzplanung bereits ohne das
Programm vorgesehenen Kreditauf¬
nahmen hinaus einen Verschuldungs¬
spielraum von 4500 bis 5000 Mio DM
haben. Für das Nordrhein-Westfalen-
Programm 1975 ist dagegen unter
Berücksichtigung des Schuldendien¬
stes noch ein Kreditbedarf von rund
3790 Mio DM erforderlich. Diese Kre¬
dite werden nur unter Berücksichti¬
gung der jeweiligen Lage der Kon¬
junktur und des Kreditmarktes auf¬
genommen. Nach ihrem Gesamtum¬
fang bleibt der notwendige Spiel¬
raum, um die Finanzierung des Pro¬




meinschaftsaufgabe 150 Mio DM




täten und der Fach¬
hochschulen 1460 Mio DM
• Städtebau im Rah¬
men des künftigen
Städtebauförderungs¬





Bund 400 Mio DM
2610 Mio DM
Diese Bundesmittel sind in der




Die Gemeinden und Gemeindever¬
bände sind die Träger für einen Teil
der vorgesehenen Maßnahmen. Das
Programm gibt den Gemeinden Auf¬
schluß darüber, welche Prioritäten
nach Ansicht der Landesregierung
bei örtlichen Investitionsvorhaben
bis 1975 beachtet werden sollen.
Die Gemeinden sind auch in der
Lage, die vorgesehenen Maßnahmen
mit der finanziellen Hilfe des Lan¬
des zu verwirklichen. Der kommunale
Anteil am Steuerverbund ist inzwi¬
schen auf 27,5 Prozent erhöht.
Außerdem haben die Gemeinden und
Gemeindeverbände durch die Ge¬
meindefinanzreform und die Umstel¬
lung der Schulfinanzen im Pro¬
grammzeitraum Einnahmeverbesse¬
rungen in einer Größenordnung von
6000 Mio DM. Die zusätzliche Bela¬
stung der Gemeinden und Gemeinde¬
verbände mit eigenen Leistungen ein¬
schließlich nicht zuschußfähiger Ko¬
sten beträgt dagegen für die vor¬
gesehenen Programmaßnahmen etwa
2500 Mio DM.
Alle Maßnahmen des Nordrhein-
Westfalen-Programms 1975 können
demnach ohne finanzielle Überla¬
stung des Landes oder der Gemein¬




Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen hat
das Nordrhein-Westfalen-Programm 1975 seit
dem 14. 10. 1969 in mehreren Sitzungen,
insbesondere in einer ganztägigen Sonder¬
sitzung am 19. 11. 1969, beraten und in
ihrer Sitzung am 3. 3. 1970 verabschiedet.

